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Sehr geehrte Kundin, sehr geehrter Kunde, 

Sie erhalten eine Übersicht der für Ihre Geschäftsbeziehung relevanten 
Kundenbedingungen. In dieser Broschüre können Bedingungen für Produkte enthalten 
sein, deren Nutzung Sie aktuell nicht mit uns vereinbart haben. In diesem Fall sind die 
entsprechenden Kundenbedingungen für Sie gegenstandslos. Die Bedingungen entfalten 
erst im Zusammenhang mit den jeweiligen Produktverträgen ihre Wirkung. 
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Allgemeine Geschäftsbedingungen
Grundlagen der Geschäftsbeziehung zwischen Kunde und Sparkasse

Fassung September 2021

Sparkasse Stade-Altes Land
Pferdemarkt 11a, 21682 Stade
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Allgemeines

Nr. 1 Grundlagen der Geschäftsbeziehung

(1) Geschäftsbeziehung als Vertrauensverhältnis
Die Geschäftsbeziehung zwischen dem Kunden und der Sparkasse ist
durch die Besonderheiten des Bankgeschäfts und ein besonderes Ver-
trauensverhältnis geprägt. Der Kunde kann sich darauf verlassen, dass
die Sparkasse seine Aufträge mit der Sorgfalt eines ordentlichen Kauf-
manns ausführt und das Bankgeheimnis wahrt.

(2) Allgemeine und besondere Geschäftsbedingungen
Für die Geschäftsbeziehung gelten ergänzend zu den einzelvertraglichen
Vereinbarungen diese Allgemeinen Geschäftsbedingungen (AGB). Für
einzelne Geschäftszweige gelten ergänzend oder abweichend besondere
Bedingungen, z. B. für die Bereiche des Zahlungsverkehrs, des Sparver-
kehrs und der Wertpapiergeschäfte; diese werden beim Vertragsab-
schluss (etwa bei der Kontoeröffnung) oder bei der Erteilung von Aufträ-
gen mit dem Kunden vereinbart.

Nr. 2 Änderungen

(1) Änderungsangebot
Änderungen dieser Allgemeinen Geschäftsbedingungen und der beson-
deren Bedingungen werden dem Kunden spätestens zwei Monate vor
dem vorgeschlagenen Zeitpunkt ihres Wirksamwerdens in Textform
angeboten. Hat der Kunde mit der Sparkasse im Rahmen der Geschäfts-
beziehung einen elektronischen Kommunikationsweg vereinbart (z. B.
das Elektronische Postfach), können die Änderungen auch auf diesem
Wege angeboten werden.

(2) Annahme durch den Kunden
Die von der Sparkasse angebotenen Änderungen werden nur wirksam,
wenn der Kunde diese annimmt, gegebenenfalls im Wege der nachfol-
gend geregelten Zustimmungsfiktion.

(3) Annahme durch den Kunden im Wege der Zustimmungsfiktion
Das Schweigen des Kunden gilt nur dann als Annahme des Änderungs-
angebotes (Zustimmungsfiktion), wenn

a) das Änderungsangebot der Sparkasse erfolgt, um die Übereinstim-
mung der vertraglichen Bestimmungen mit einer veränderten Rechtslage
wiederherzustellen, weil eine Bestimmung der Allgemeinen Geschäftsbe-
dingungen oder der besonderen Bedingungen
– aufgrund einer Änderung von Gesetzen, einschließlich unmittelbar gel-

tender Rechtsvorschriften der Europäischen Union, nicht mehr der
Rechtslage entspricht oder

– durch eine rechtskräftige gerichtliche Entscheidung, auch durch ein
Gericht erster Instanz, unwirksam wird oder nicht mehr verwendet
werden darf oder

– aufgrund einer verbindlichen Verfügung einer für die Sparkasse zustän-
digen nationalen oder internationalen Behörde (z. B. der Bundesanstalt
für Finanzdienstleistungsaufsicht oder der Europäischen Zentralbank) 
nicht mehr mit den aufsichtsrechtlichen Verpflichtungen der Sparkasse
in Einklang zu bringen ist

und

b) der Kunde das Änderungsangebot der Sparkasse nicht vor dem vorge-
schlagenen Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Änderungen abgelehnt
hat.

Die Sparkasse wird den Kunden im Änderungsangebot auf die Folgen 
seines Schweigens hinweisen.

(4) Ausschluss der Zustimmungsfiktion
Die Zustimmungsfiktion findet keine Anwendung
– bei Änderungen der Nummern 2 und 17 Abs. 6 der Allgemeinen

Geschäftsbedingungen und der entsprechenden Regelungen in den 
besonderen Bedingungen oder

– bei Änderungen, die die Hauptleistungspflichten des Vertrages und die
Entgelte für Hauptleistungen betreffen, oder

– bei Änderungen von Entgelten, die auf eine über das vereinbarte Entgelt
für die Hauptleistung hinausgehende Zahlung des Verbrauchers gerich-
tet sind, oder

– bei Änderungen, die dem Abschluss eines neuen Vertrages gleichkom-
men, oder

– bei Änderungen, die das bisher vereinbarte Verhältnis von Leistung und 
Gegenleistung erheblich zugunsten der Sparkasse verschieben würden.

In diesen Fällen wird die Sparkasse die Zustimmung des Kunden zu den 
Änderungen auf andere Weise einholen.

(5) Kündigungsrecht des Kunden bei der Zustimmungsfiktion
Macht die Sparkasse von der Zustimmungsfiktion Gebrauch, kann der
Kunde den von der Änderung betroffenen Vertrag vor dem vorgeschlage-
nen Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Änderungen auch fristlos und
kostenfrei kündigen.
Auf dieses Kündigungsrecht wird die Sparkasse den Kunden in ihrem
Änderungsangebot besonders hinweisen.

Nr. 3 Bankauskünfte

(1) Inhalt von Bankauskünften
Bankauskünfte sind allgemein gehaltene Feststellungen und Bemerkun-
gen über die wirtschaftlichen Verhältnisse von Kunden, deren Kreditwür-
digkeit und Zahlungsfähigkeit. Betragsmäßige Angaben über Konto-
stände, Sparguthaben, Depot- oder sonstige der Sparkasse anvertraute
Vermögenswerte sowie Kreditinanspruchnahmen werden nicht gemacht.
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(2) Voraussetzungen für die Auskunftserteilung  
Die Sparkasse darf Bankauskünfte über juristische Personen und im Han-
delsregister eingetragene Kaufleute erteilen, sofern sich die Anfrage auf 
deren geschäftliche Tätigkeit bezieht und der Sparkasse keine anders 
lautende Weisung des Kunden vorliegt. In allen anderen Fällen darf die 
Sparkasse Bankauskünfte nur erteilen, wenn der Kunde dem allgemein 
oder im Einzelfall ausdrücklich zugestimmt hat. Bankauskünfte erhalten 
nur eigene Kunden sowie andere Kreditinstitute für deren eigene Zwecke 
und die ihrer Kunden; sie werden nur erteilt, wenn der Anfragende ein 
berechtigtes Interesse an der gewünschten Auskunft glaubhaft darlegt.

(3) Schriftliche Bestätigung 
Bei mündlichen Auskünften über Kreditwürdigkeit und Zahlungsfähigkeit 
behält sich die Sparkasse eine unverzügliche schriftliche Bestätigung vor, 
deren Inhalt von diesem Zeitpunkt an maßgeblich ist.

Nr. 4 Vertretungs- und Verfügungsbefugnisse

(1) Bekanntgabe 
Der Sparkasse bekannt gegebene Vertretungs- oder Verfügungsbefug-
nisse gelten, bis ihr eine Mitteilung über das Erlöschen oder eine Ände-
rung zugeht, es sei denn, diese Umstände sind der Sparkasse bekannt 
oder infolge Fahrlässigkeit nicht bekannt. Dies gilt auch, wenn die Befug-
nisse in einem öffentlichen Register eingetragen sind und eine Änderung 
veröffentlicht ist.

(2) Mangel in der Geschäftsfähigkeit des Vertreters  
Der Kunde trägt den Schaden, der daraus entstehen sollte, dass die 
Sparkasse von einem eintretenden Mangel in der Geschäftsfähigkeit 
seines Vertreters unverschuldet keine Kenntnis erlangt.

Nr. 5 Legitimationsurkunden

(1) Erbnachweis 
Nach dem Tod des Kunden hat derjenige, der sich gegenüber der Spar-
kasse auf die Rechtsnachfolge des Kunden beruft, der Sparkasse seine 
erbrechtliche Berechtigung nachzuweisen.
(2) Leistungsbefugnis der Sparkasse 
Werden der Sparkasse eine Ausfertigung oder eine beglaubigte Abschrift 
der letztwilligen Verfügung (Testament, Erbvertrag) sowie der Nieder-
schrift über die zugehörige Eröffnungsverhandlung vorgelegt, darf die 
Sparkasse denjenigen, der darin als Erbe oder Testamentsvollstrecker 
bezeichnet ist, als Berechtigten ansehen, ihn verfügen lassen und insbe-
sondere mit befreiender Wirkung an ihn leisten. Dies gilt nicht, wenn der 
Sparkasse die Unrichtigkeit oder Unwirksamkeit dieser Urkunden bekannt 
oder infolge Fahrlässigkeit nicht bekannt geworden ist.

(3) Sonstige ausländische Urkunden 
Werden der Sparkasse ausländische Urkunden als Ausweis der Person 
oder zum Nachweis einer Berechtigung vorgelegt, so wird sie prüfen, ob 
die Urkunden zum Nachweis geeignet sind. Sie haftet jedoch für deren 
Eignung, Wirksamkeit und Vollständigkeit sowie für deren richtige Über-
setzung und Auslegung nur bei Fahrlässigkeit oder wenn die Urkunde 
insgesamt gefälscht ist. Im vorstehenden Rahmen kann die Sparkasse 
die in den Urkunden als Berechtigte bezeichneten Personen als berech-
tigt ansehen, insbesondere sie verfügen lassen und mit befreiender Wir-
kung an sie leisten.

Nr. 6 Rechtswahl, Gerichtsstand, Erfüllungsort

(1) Deutsches Recht 
Auf die Geschäftsbeziehung findet deutsches Recht Anwendung, sofern 
dem nicht zwingende gesetzliche Regelungen entgegenstehen.

(2) Erfüllungsort 
Erfüllungsort für die Sparkasse und den Kunden ist der Sitz der 
Sparkasse.

(3) Gerichtsstand 
Ist der Kunde ein Kaufmann, eine juristische Person des öffentlichen 
Rechts oder ein öffentlich-rechtliches Sondervermögen, kann die Spar-
kasse an ihrem allgemeinen Gerichtsstand klagen und nur an diesem 
Gerichtsstand verklagt werden.

Kontokorrentkonten und andere Geschäfte

Nr. 7 Kontokorrent, Rechnungsabschluss

(1) Kontokorrent 
Die Sparkasse führt ein Konto zur Abwicklung des laufenden Geschäfts- 
und Zahlungsverkehrs (Girokonto) als Kontokorrent im Sinne des § 355 
des Handelsgesetzbuches (Konto in laufender Rechnung).

(2) Rechnungsabschluss 
Soweit nichts anderes vereinbart ist, erteilt die Sparkasse jeweils zum 
Ende eines Kalenderquartals einen Rechnungsabschluss. Bei Vorliegen 
eines berechtigten Interesses einer der Vertragsparteien wird der Rech-
nungsabschluss auch zu sonstigen Terminen erteilt.

(3) Einwendungen gegen den Rechnungsabschluss 
Einwendungen gegen Rechnungsabschlüsse müssen der Sparkasse 
zugehen. Unbeschadet der Verpflichtung, Einwendungen gegen Rech-
nungsabschlüsse unverzüglich zu erheben (Nr. 20 Absatz 1 Buchst. g), 
gelten diese als genehmigt, wenn ihnen nicht vor Ablauf von sechs 
Wochen nach Zugang des Rechnungsabschlusses widersprochen wird. 
Zur Wahrung der Frist genügt die rechtzeitige Absendung. Die Sparkasse 
wird den Kunden bei Erteilung des Rechnungsabschlusses auf diese 
Folgen besonders hinweisen. Stellt sich nachträglich die Unrichtigkeit 
heraus, so können sowohl der Kunde als auch die Sparkasse eine Rich-
tigstellung aufgrund gesetzlicher Ansprüche verlangen.

Nr. 8 Korrektur fehlerhafter Gutschriften

(1) Stornobuchung vor Rechnungsabschluss 
Gutschriften, die ohne einen verpflichtenden Auftrag gebucht werden 
(z. B. wegen Irrtums, Schreibfehlers), darf die Sparkasse bis zum nächs-
ten Rechnungsabschluss durch einfache Buchung rückgängig machen 
(Stornobuchung), soweit ihr ein Rückforderungsanspruch gegen den 
Kunden zusteht.

(2) Korrekturbuchung nach Rechnungsabschluss 
Den Rückforderungsanspruch nach Absatz 1 kann die Sparkasse auch 
noch nach Rechnungsabschluss durch Korrekturbuchung geltend 
machen, wenn sie die fehlerhafte Gutschrift nicht mehr rechtzeitig vor 
diesem Zeitpunkt festgestellt hat. Bei Widerspruch des Kunden wird die 
Sparkasse die Korrekturbuchung rückgängig und ihren Anspruch ander-
weitig geltend machen.

(3) Kennzeichnung 
Storno- und Korrekturbuchungen werden im Kontoauszug gekennzeich-
net.

Nr. 9 Gutschriften und Einlösung von Einzugspapieren

(1) Gutschriften „Eingang vorbehalten“ 
Schreibt die Sparkasse den Gegenwert von Schecks, Lastschriften oder 
anderen Einzugspapieren schon vor ihrer Einlösung gut, so geschieht 
dies unter dem Vorbehalt der Einlösung und des Einganges des Gegen-
wertes (E. v.-Gutschrift). Das gilt auch dann, wenn die Schecks, Last-
schriften oder anderen Einzugspapiere bei der Sparkasse selbst zahlbar 
sind. Werden Schecks oder Lastschriften nicht eingelöst oder geht der 
Sparkasse der Gegenwert aus einem Einzugspapier nicht zu, so macht 
sie die Gutschrift gemäß Nr. 23 Absatz 2 dieser AGB rückgängig, und 
zwar auch nach einem zwischenzeitlich erfolgten Rechnungsabschluss.

(2) Einlösung 
Schecks und andere Einzugspapiere sind erst eingelöst, wenn die Belas-
tungsbuchung nicht bis zum Ablauf des übernächsten Bankarbeitstages1 
rückgängig gemacht wird. Sie sind auch eingelöst, wenn die Sparkasse 
ihren Einlösungswillen schon vorher Dritten gegenüber erkennbar bekun-
det hat (z. B. durch Bezahltmeldung). Für Lastschriften gelten die Einlö-
sungsregeln in den hierfür vereinbarten besonderen Bedingungen. Über 
die Abrechnungsstelle der Deutschen Bundesbank eingezogene Schecks 
sind eingelöst, wenn sie nach deren Geschäftsbedingungen nicht mehr 
zurückgegeben werden können. Barschecks sind mit Zahlung an den 
Scheckvorleger eingelöst.

Nr. 10 Auftragsbestätigung vor Ausführung

Bei telefonischen oder auf anderen technischen Wegen erteilten sowie 
bei nicht unterschriebenen Aufträgen behält sich die Sparkasse die 
unverzügliche Einholung einer Bestätigung vor Auftragsausführung vor.

Nr. 11 Aufrechnung durch den Kunden

Ist der Kunde kein Verbraucher, kann er gegen Forderungen 
der Sparkasse nur aufrechnen, wenn seine Forderungen unbestritten 
oder rechtskräftig festgestellt sind. Satz 1 gilt nicht, wenn die Vorausset-
zungen des § 513 BGB (Existenzgründer) vorliegen. Gesetzliche Aufrech-
nungsverbote bleiben unberührt.

Nr. 12 Konten in ausländischer Währung

Konten in ausländischer Währung dienen ausschließlich zur bargeldlosen 
Abwicklung von Zahlungen an den Kunden und von Verfügungen des 
Kunden in ausländischer Währung.

Nr. 13 Leistungsbefreiung bei Geschäften in ausländischer Währung

Die Verpflichtung der Sparkasse zur Ausführung einer Verfügung zulas-
ten eines Guthabens in ausländischer Währung oder zur Erfüllung einer 
Verbindlichkeit in ausländischer Währung ist in dem Umfang und solange 
ausgesetzt, wie die Sparkasse in der Währung, auf die das Guthaben 
oder die Verbindlichkeit lautet, wegen politisch bedingter Maßnahmen 
oder Ereignisse im Lande dieser Währung nicht oder nur eingeschränkt 
verfügen kann. In dem Umfang und solange diese Maßnahmen oder 
Ereignisse andauern, ist die Sparkasse auch nicht zu einer Erfüllung an 
einem anderen Ort außerhalb des Landes der Währung, in einer anderen 
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Währung (auch nicht in Euro) oder durch Anschaffung von Bargeld ver-
pflichtet. Die Verpflichtung der Sparkasse zur Ausführung einer Verfü-
gung zulasten eines Guthabens in ausländischer Währung ist dagegen 
nicht ausgesetzt, wenn die Sparkasse diese vollständig im eigenen Haus 
ausführen kann. Das Recht des Kunden und der Sparkasse, fällige 
gegenseitige Forderungen in derselben Währung miteinander zu verrech-
nen, bleibt von den vorstehenden Regelungen unberührt.

Nr. 14 Geldeingang in ausländischer Währung

Geldbeträge in ausländischer Währung darf die Sparkasse mangels aus-
drücklicher gegenteiliger Weisung des Kunden in Euro gutschreiben, 
sofern sie nicht für den Kunden ein Konto in der betreffenden Währung 
führt.

Nr. 15 Wechselkurs

Die Bestimmung des Wechselkurses bei Geschäften in ausländischer 
Währung ergibt sich aus dem Preis- und Leistungsverzeichnis. Bei Zah-
lungsdiensten gilt ergänzend der Zahlungsdiensterahmenvertrag.

Nr. 16 Einlagengeschäft

Mangels abweichender Vereinbarungen sind Einlagen ohne Kündigung 
fällig (täglich fällige Gelder). Die jeweils gültigen Zinssätze für täglich fäl-
lige Gelder werden durch Aushang bekannt gemacht. Für die Zinsberech-
nung bei Einlagen wird jeder Monat zu 30 Tagen gerechnet.

Entgelte und Aufwendungen

Nr. 17 Zinsen und Entgelte

(1) Zinsen und Entgelte im Geschäftsverkehr mit Verbrauchern  
Die Höhe der Zinsen und Entgelte für die im Geschäftsverkehr mit Ver-
brauchern üblichen Kredite und Leistungen ergibt sich aus dem Preisaus-
hang und ergänzend aus dem Preis- und Leistungsverzeichnis. Wenn ein 
Verbraucher einen dort aufgeführten Kredit oder eine dort aufgeführte 
Leistung in Anspruch nimmt und dabei keine abweichende Vereinbarung 
getroffen wurde, gelten die zu diesem Zeitpunkt im Preisaushang oder 
Preis- und Leistungsverzeichnis angegebenen Zinsen und Entgelte.

(2) Zinsen und Entgelte außerhalb des Geschäftsverkehrs mit 
Verbrauchern 
Außerhalb des Geschäftsverkehrs mit Verbrauchern bestimmen sich die 
Zinsen und Entgelte für in Anspruch genommene Kredite und Leistungen 
nach der getroffenen Vereinbarung, ergänzend nach dem Preis- und 
Leistungsverzeichnis in der zum Zeitpunkt der Inanspruchnahme gelten-
den Fassung.

(3) Entgelte für sonstige Leistungen  
Für Leistungen, die nicht Gegenstand einer Vereinbarung oder im Preis-
aushang bzw. im Preis- und Leistungsverzeichnis aufgeführt sind und die 
im Auftrag des Kunden oder in dessen mutmaßlichem Interesse erbracht 
werden und die, nach den Umständen zu urteilen, nur gegen eine Vergü-
tung zu erwarten sind, kann die Sparkasse ein nach Maßgabe der 
gesetzlichen Bestimmungen angemessenes Entgelt verlangen.

(4) Nicht entgeltpflichtige Tätigkeiten  
Für Tätigkeiten, zu deren Erbringung die Sparkasse bereits gesetzlich 
oder aufgrund einer vertraglichen Nebenpflicht verpflichtet ist oder die sie 
im eigenen Interesse erbringt, wird die Sparkasse kein Entgelt berech-
nen, es sei denn, es ist gesetzlich zulässig und wird nach Maßgabe der 
gesetzlichen Regelungen erhoben.

(5) Änderung von Zinsen, Kündigungsrecht des Kunden bei 
Erhöhung 
Die Änderung der Zinsen bei Krediten mit einem veränderlichen Zinssatz 
erfolgt aufgrund der jeweiligen Kreditvereinbarungen mit dem Kunden. 
Die Sparkasse wird dem Kunden Änderungen von Zinsen mitteilen. Bei 
einer Erhöhung kann der Kunde, sofern nichts anderes vereinbart ist, die 
davon betroffene Kreditvereinbarung innerhalb von sechs Wochen nach 
der Bekanntgabe der Änderung mit sofortiger Wirkung kündigen. Kündigt 
der Kunde, so werden die erhöhten Zinsen für die gekündigte Kreditver-
einbarung nicht zugrunde gelegt. Eine Kündigung des Kunden gilt als 
nicht erfolgt, wenn er den geschuldeten Betrag nicht binnen zweier 
Wochen nach Wirksamwerden der Kündigung zurückzahlt.

(6) Änderung von Entgelten bei typischerweise dauerhaft in 
Anspruch genommenen Leistungen 
Änderungen von Entgelten für Bankleistungen, die von Kunden im 
Rahmen der Geschäftsbeziehung typischerweise dauerhaft in Anspruch 
genommen werden (z. B. Konto- und Depotführung), werden dem 
Kunden spätestens zwei Monate vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt 
ihres Wirksamwerdens in Textform angeboten. 
Hat der Kunde mit der Sparkasse im Rahmen der Geschäftsbeziehung 
einen elektronischen Kommunikationsweg vereinbart (z. B. das Elektroni-
sche Postfach), können die Änderungen auch auf diesem Wege angebo-
ten werden. 

Die von der Sparkasse angebotenen Änderungen werden nur wirksam, 
wenn der Kunde diese annimmt. 
Eine Vereinbarung über die Änderung eines Entgelts, das auf eine über 
die Hauptleistung hinausgehende Zahlung eines Verbrauchers gerichtet 
ist, kann die Sparkasse mit dem Verbraucher nur ausdrücklich treffen.

(7) Besonderheiten bei Verbraucherdarlehensverträgen 
Bei Verbraucherdarlehensverträgen richten sich die Zinsen und Entgelte 
nach den jeweiligen vertraglichen Vereinbarungen sowie ergänzend nach 
den gesetzlichen Vorschriften.

(8) Besonderheiten bei Zahlungsdiensteverträgen mit Verbrauchern 
Bei Zahlungsdiensteverträgen mit Verbrauchern richten sich die Entgelte 
nach den jeweiligen vertraglichen Vereinbarungen und besonderen 
Bedingungen. Soweit dort keine Regelung getroffen ist, gelten die 
Absätze 1 und 4 sowie – für die Änderung jeglicher Entgelte bei Zah-
lungsdiensterahmenverträgen (z. B. Girovertrag) – Absatz 6.

Nr. 18 Ersatz von Aufwendungen

Der Ersatz von Aufwendungen der Sparkasse richtet sich nach den 
gesetzlichen Vorschriften.

Pflichten und Haftung von Sparkasse und Kunde

Nr. 19 Haftung der Sparkasse

(1) Haftung für Verschulden 
Die Sparkasse haftet für eigenes Verschulden sowie das Verschulden 
von Personen, derer sie sich zur Erfüllung ihrer Verpflichtung gegenüber 
dem Kunden bedient, soweit sich nicht aus den folgenden Absätzen, den 
besonderen Bedingungen oder aus einzelvertraglichen Regelungen 
etwas Abweichendes ergibt. Haftet die Sparkasse und ist ein Schaden 
nicht ausschließlich von der Sparkasse verursacht oder verschuldet, so 
richtet sich die Verpflichtung zum Schadensersatz nach den Grundsätzen 
des Mitverschuldens, § 254 Bürgerliches Gesetzbuch.

(2) Haftung für Dritte 
Die Sparkasse darf Aufträge bei Fehlen einer gegenteiligen Weisung 
ganz oder teilweise auf Dritte zur selbstständigen Erledigung übertragen, 
soweit dies unter Berücksichtigung der Art des Auftrages und der Interes-
sen von Sparkasse und Kunde erforderlich erscheint. In diesen Fällen 
beschränken sich die Verpflichtung und Haftung der Sparkasse auf die 
Weiterleitung des Auftrags einschließlich sorgfältiger Auswahl und Unter-
weisung des Dritten.

(3) Haftung bei höherer Gewalt  
Die Sparkasse haftet nicht für Schäden, die durch Störung ihres Betriebs  
(z. B. Bombendrohung, Banküberfall), insbesondere infolge von höherer 
Gewalt (z. B. von Kriegs- und Naturereignissen) sowie infolge von sonsti-
gen, von ihr nicht zu vertretenden Vorkommnissen (z. B. Streik, Aussper-
rung, Verkehrsstörung) verursacht sind oder die durch Verfügungen von 
hoher Hand des In- und Auslands eintreten.

Nr. 20 Mitwirkungs- und Sorgfaltspflichten des Kunden

(1) Grundsatz 
Die Sparkasse führt die Aufträge des Kunden mit der Sorgfalt eines 
ordentlichen Kaufmanns aus. Für den Kunden bestehen seinerseits 
besondere Mitwirkungs- und sonstige Sorgfaltspflichten, insbesondere 
folgende Pflichten:

a) Mitteilung wesentlicher Angaben und Änderungen 
Der Sparkasse sind unverzüglich alle für die Geschäftsbeziehung wesent-
lichen Tatsachen anzuzeigen, insbesondere Änderungen des Namens, 
der Anschrift, des Personenstandes, der Verfügungs- oder Verpflichtungs-
fähigkeit des Kunden (z. B. Eheschließung, Eingehung einer Lebenspart-
nerschaft, Änderung des Güterstandes) oder der für ihn zeichnungsbe-
rechtigten Personen (z. B. nachträglich eingetretene Geschäftsunfähigkeit 
eines Vertreters oder Bevollmächtigten) sowie Änderungen des wirt-
schaftlich Berechtigten oder der der Sparkasse bekannt gegebenen Ver-
tretungs- oder Verfügungsbefugnisse (z. B. Vollmachten, Prokura). Die 
Anzeigepflicht besteht auch dann, wenn die Tatsachen in öffentlichen 
Registern eingetragen und veröffentlicht werden. Die Namen der für den 
Kunden vertretungs- oder verfügungsbefugten Personen sind der Spar-
kasse mit eigenhändigen Unterschriftsproben auf den Vordrucken der 
Sparkasse bekannt zu geben. Darüber hinaus können sich weiterge-
hende gesetzliche Mitteilungspflichten, insbesondere aus dem Geldwä-
schegesetz ergeben.

b) Eindeutige Angaben bei Aufträgen und Weisungen  
Aufträge und Weisungen jeder Art müssen den Inhalt des Geschäfts 
zweifelsfrei erkennen lassen. Abänderungen und Bestätigungen müssen 
als solche gekennzeichnet sein. Bei Zahlungsaufträgen hat der Kunde 
insbesondere auf richtige, vollständige, unmissverständliche und leserli-
che Angaben, vor allem der Kontonummer und Bankleitzahl oder IBAN2 
und BIC3 zu achten.
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c) Sorgfalt bei besonderer Auftragsübermittlung  
Bei telefonischen oder auf anderen technischen Wegen erteilten Aufträ-
gen oder Weisungen hat der Kunde dafür zu sorgen, dass sich keine 
Übermittlungsfehler, Missverständnisse, Missbräuche und Irrtümer ergeben.

d) weggefallen

e) Ausdrücklicher Hinweis bei besonderer Weisung  
Besondere Weisungen für die Ausführung von Aufträgen hat der Kunde der 
Sparkasse gesondert mitzuteilen, bei formularmäßig erteilten Aufträgen 
außerhalb des Formulars. Dies gilt insbesondere, wenn Zahlungen auf 
bestimmte Forderungen der Sparkasse verrechnet werden sollen.

f) Hinweis auf Fristen und Termine  
Der Kunde hat entsprechend Buchst. e) besonders darauf hinzuweisen, 
wenn Aufträge innerhalb bestimmter Fristen oder zu bestimmten Terminen 
ausgeführt sein sollen oder wenn bei nicht ordnungsgemäßer, insbesondere 
nicht fristgemäßer Ausführung von Aufträgen außergewöhnliche Schäden 
drohen. Auf die besondere Hinweispflicht bei knappen Scheckvorlegungs-
fristen nach Nr. 24 wird verwiesen.

g) Unverzügliche Reklamation 
Einwendungen gegen Rechnungsabschlüsse, Lastschriften, Kontoaus-
züge, Wertpapieraufstellungen oder sonstige Mitteilungen der Sparkasse 
sowie Einwendungen gegen die Ordnungsmäßigkeit von der Sparkasse 
gelieferter Wertpapiere oder sonstiger Werte müssen unverzüglich erho-
ben werden. Falls Rechnungsabschlüsse oder Depotaufstellungen dem 
Kunden nicht zugehen, muss er die Sparkasse unverzüglich benachrichti-
gen. Die Benachrichtigungspflicht besteht auch beim Ausbleiben anderer 
Anzeigen, Mitteilungen oder Sendungen, deren Eingang der Kunde erwar-
ten oder mit deren Eingang er rechnen muss.

h) Kontrolle von Bestätigungen der Sparkasse 
Soweit Bestätigungen der Sparkasse von Aufträgen oder Weisungen des 
Kunden abweichen, hat er dies unverzüglich zu beanstanden.

(2) Haftung bei Pflichtverletzungen  
Schäden und Nachteile aus einer schuldhaften Verletzung von Mitwir-
kungs- und sonstigen Sorgfaltspflichten gehen zulasten des Kunden. Bei 
schuldhafter Mitverursachung des Schadens durch die Sparkasse richtet 
sich die Haftung nach den Grundsätzen des Mitverschuldens, § 254 Bür-
gerliches Gesetzbuch.

AGB-Pfandrecht, Nachsicherung, Sicherheitenfreigabe

Nr. 21 Pfandrecht, Sicherungsabtretung 

(1) Umfang 
Der Kunde räumt hiermit der Sparkasse ein Pfandrecht ein an Werten 
jeder Art, die im bankmäßigen Geschäftsverkehr durch den Kunden oder 
durch Dritte für seine Rechnung in ihren Besitz oder ihre sonstige Verfü-
gungsmacht gelangen. Zu den erfassten Werten zählen sämtliche 
Sachen und Rechte jeder Art (Beispiele: Waren, Devisen, Wertpapiere 
einschließlich der Zins-, Renten- und Gewinnanteilscheine, Sammelde-
potanteile, Bezugsrechte, Schecks, Wechsel, Konnossemente, Lager- 
und Ladescheine). Erfasst werden auch Ansprüche des Kunden gegen 
die Sparkasse (z. B. aus Guthaben). Forderungen des Kunden gegen 
Dritte sind an die Sparkasse abgetreten, wenn über die Forderungen aus-
gestellte Urkunden im bankmäßigen Geschäftsverkehr in die Verfügungs-
macht der Sparkasse gelangen.

(2) Ausnahmen  
Gelangen Gelder oder andere Werte mit der ausdrücklichen Zweckbe-
stimmung für eine bestimmte Verwendung in die Verfügungsmacht der 
Sparkasse (z. B. Bareinzahlung zur Einlösung eines Schecks, Wechsels 
oder Ausführung einer bestimmten Überweisung), so erstreckt sich das 
Pfandrecht der Sparkasse nicht auf diese Werte. Im Ausland verwahrte 
Wertpapiere unterliegen – vorbehaltlich anderweitiger Vereinbarung – 
nicht dem Pfandrecht. Dasselbe gilt für die von der Sparkasse selbst aus-
gegebenen Genussrechte/Genussscheine und für Ansprüche des Kunden 
aus nachrangigem Haftkapital (z. B. nachrangig haftende Inhaberschuld-
verschreibung).

(3) Gesicherte Ansprüche  
Das Pfandrecht sichert alle bestehenden und künftigen, auch bedingten 
oder befristeten, auch gesetzlichen Ansprüche der Sparkasse gegen den 
Kunden, die sie im Zusammenhang mit der Geschäftsverbindung erwirbt. 
Ansprüche gegen Kunden aus von diesen für Dritte übernommenen Bürg-
schaften werden erst ab deren Fälligkeit gesichert.

(4) Geltendmachung des Pfandrechts  
Die Sparkasse darf die dem AGB-Pfandrecht unterliegenden Werte nur 
bei einem berechtigten Sicherungsinteresse zurückhalten. Ein solches 
besteht insbesondere unter den Voraussetzungen des Nachsicherungs-
rechts gemäß Nr. 22.

(5) Verwertung 
Die Sparkasse ist zur Verwertung dieser Werte berechtigt, wenn der 
Kunde seinen Verbindlichkeiten bei Fälligkeit und trotz Mahnung mit 
angemessener Nachfrist und einer Androhung der Verwertung entspre-
chend § 1234 Absatz 1 Bürgerliches Gesetzbuch nicht nachkommt. Unter 
mehreren Sicherheiten hat die Sparkasse die Wahl. Bei der Auswahl und 
Verwertung wird die Sparkasse auf die berechtigten Belange des Kunden 
Rücksicht nehmen. Die Sparkasse hat das Recht, Verwertungserlöse, die 
nicht zur Befriedigung sämtlicher Forderungen ausreichen, nach ihrem 
billigen Ermessen zu verrechnen. Die Sparkasse wird dem Kunden 
erteilte Gutschriften über Verwertungserlöse so gestalten, dass sie als 
Rechnungen im Sinne des Umsatzsteuerrechts anzusehen sind. 

Nr. 22 Nachsicherung und Freigabe

(1) Nachsicherungsrecht 
Die Sparkasse kann vom Kunden die Bestellung oder Verstärkung von 
Sicherheiten für seine Verbindlichkeiten verlangen, wenn sich aufgrund 
nachträglich eingetretener oder bekannt gewordener Umstände, z. B. auf-
grund einer Verschlechterung oder drohenden Verschlechterung der wirt-
schaftlichen Verhältnisse des Kunden, eines Mithaftenden oder Bürgen 
oder des Werts bestehender Sicherheiten, eine Veränderung der Risiko-
lage ergibt. 
Bei Verbraucherdarlehensverträgen besteht ein Anspruch auf die Bestel-
lung oder Verstärkung von Sicherheiten nur, soweit die Sicherheiten im 
Kreditvertrag angegeben sind. Übersteigt der Nettodarlehensbetrag 
75.000 Euro, besteht der Anspruch auf Bestellung oder Verstärkung auch 
dann, wenn in einem vor dem 21. März 2016 abgeschlossenen Verbrau-
cherdarlehensvertrag oder in einem ab dem 21. März 2016 abgeschlos-
senen Allgemein-Verbraucherdarlehensvertrag im Sinne von § 491 Abs. 2 
BGB keine oder keine abschließenden Angaben über Sicherheiten ent-
halten sind.

(2) Freigabe-Verpflichtung 
Die Sparkasse ist auf Verlangen zur Freigabe von Sicherheiten nach ihrer 
Wahl verpflichtet, soweit der realisierbare Wert aller Sicherheiten den 
Gesamtbetrag aller Forderungen der Sparkasse nicht nur vorübergehend 
um mehr als 10 v. H. übersteigt. Diese Deckungsgrenze erhöht sich um 
den jeweils aktuellen Umsatzsteuersatz, soweit die Sparkasse im Verwer-
tungsfall mit der Abführung der Umsatzsteuer aus Verwertungserlösen 
belastet ist. Die Sparkasse wird bei der Auswahl der freizugebenden 
Sicherheiten auf die berechtigten Belange des Kunden Rücksicht nehmen.

Einzugspapiere

Nr. 23 Inkasso im Einzugsgeschäft

(1) Inkasso-Vereinbarung 
Schecks, Wechsel, Lastschriften oder sonstige Einzugspapiere werden 
von der Sparkasse nur zum Einzug (Inkasso) hereingenommen, soweit 
nichts anderes vereinbart ist.

(2) Rückbelastung 
Hat die Sparkasse den Gegenwert von Einzugspapieren schon vor Ein-
gang gutgeschrieben, so kann sie den Gegenwert bei Nichteinlösung der 
Papiere rückbelasten, und zwar auch nach einem zwischenzeitlichen 
Rechnungsabschluss. Das Gleiche gilt, wenn 
– ihr der Gegenwert nicht zugeht oder  
– die freie Verfügung über den Gegenwert durch Gesetz oder behördliche 

Maßnahmen beschränkt ist oder 
– die Papiere infolge unüberwindlicher Hindernisse nicht oder nicht 

rechtzeitig vorgelegt werden können oder 
– der Einzug mit im Zeitpunkt der Hereinnahme nicht bekannten 

unverhältnismäßigen Schwierigkeiten verbunden ist oder 
– in dem Land, in dem die Papiere einzulösen sind, ein Moratorium 

ergangen ist.
Unter den gleichen Voraussetzungen kann die Sparkasse Einzugspapiere 
auch schon vor Fälligkeit zurückgeben. Die Rückbelastung ist auch zuläs-
sig, wenn die Papiere nicht zurückgegeben werden können. Ist dies von 
der Sparkasse zu vertreten, so trägt sie einen sich hieraus ergebenden 
Schaden des Kunden.

Nr. 24 Vorlegungsfrist, Eilmittel

Wenn Schecks, die am Bankplatz der Sparkasse zahlbar sind, nicht spä-
testens am dritten Geschäftstag, Schecks auf auswärtige Bankplätze nicht 
spätestens am vierten Geschäftstag vor Ablauf der Vorlegungsfrist (Artikel 
29 Scheckgesetz) eingereicht werden bzw. bei Übersendung nicht inner-
halb dieser Fristen vor Geschäftsschluss bei der Sparkasse eingehen, so 
hat der Kunde auf den Ablauf der Vorlegungsfrist und die eventuelle 
Anwendung von Eilmitteln gesondert hinzuweisen.

6 von 124



Allgemeine Geschäftsbedingungen
18

2 
10

4
.0

00
 D

1 
(F

a
ss

u
ng

 S
ep

. 2
0

21
) 

- 
v1

3.
0

Seite 5 von 6 

m
a

nu
el

l

Nr. 25 Sicherungsrechte im Einzugsgeschäft

(1) Sicherungseigentum 
Mit der Einreichung von Schecks und Wechseln zum Einzug überträgt der 
Kunde der Sparkasse das Sicherungseigentum an den Papieren für den 
Fall, dass das Einzugspapier nicht eingelöst wird und der Sparkasse auf-
grund von Vorausverfügungen des Kunden im Hinblick auf das Einzugsge-
schäft Ansprüche gegen den Kunden zustehen, und zwar bis zum Aus-
gleich dieser Ansprüche. Mit dem Erwerb des Sicherungseigentums 
gehen auch die zugrunde liegenden Forderungen auf die Sparkasse über.

(2) Sicherungsabtretung 
Werden andere Papiere zum Einzug eingereicht (z. B. Lastschriften, kauf-
männische Handelspapiere), so gehen die zugrunde liegenden Forderun-
gen unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 auf die Sparkasse über.

Auflösung der Geschäftsbeziehung

Nr. 26 Kündigungsrecht

(1) Ordentliche Kündigung 
Soweit weder eine Laufzeit noch eine abweichende Kündigungsregelung 
vereinbart sind, können der Kunde und bei Vorliegen eines sachgerech-
ten Grundes auch die Sparkasse die gesamte Geschäftsbeziehung oder 
einzelne Geschäftszweige jederzeit ohne Einhaltung einer Kündigungs-
frist kündigen. Kündigt die Sparkasse, so wird sie den berechtigten Belan-
gen des Kunden angemessen Rechnung tragen, insbesondere nicht zur 
Unzeit kündigen. 
Für die Kündigung eines Zahlungsdiensterahmenvertrages (z. B. Girover-
trag oder Kartenvertrag) durch die Sparkasse beträgt die Kündigungsfrist 
mindestens zwei Monate.

(2) Kündigung aus wichtigem Grund  
Ungeachtet anderweitiger Vereinbarungen können sowohl der Kunde als 
auch die Sparkasse die gesamte Geschäftsbeziehung oder einzelne 
Geschäftszweige jederzeit fristlos kündigen, wenn ein wichtiger Grund 
vorliegt, aufgrund dessen dem Kündigenden die Fortsetzung der 
Geschäftsbeziehung nicht zugemutet werden kann. Dabei sind die 
berechtigten Belange des anderen Vertragspartners zu berücksichtigen. 
Für die Sparkasse ist ein solcher Kündigungsgrund insbesondere gege-
ben, wenn aufgrund der nachfolgend beispielhaft aufgeführten Umstände 
die Einhaltung der Zahlungsverpflichtungen des Kunden oder die Durch-
setzbarkeit der Ansprüche der Sparkasse – auch unter Verwertung etwai-
ger Sicherheiten – gefährdet wird:

a) wenn eine wesentliche Verschlechterung oder eine erhebliche Gefähr-
dung der Vermögensverhältnisse des Kunden oder in der Werthaltigkeit 
der für ein Darlehen gestellten Sicherheiten eintritt, insbesondere wenn 
der Kunde die Zahlungen einstellt oder erklärt, sie einstellen zu wollen, 
oder wenn von dem Kunden angenommene Wechsel zu Protest gehen;

b) wenn der Kunde seiner Verpflichtung zur Bestellung oder zur Verstär-
kung von Sicherheiten (Nr. 22 Absatz 1) nach Aufforderung durch die 
Sparkasse nicht innerhalb angemessener Frist nachkommt;

c) wenn der Kunde unrichtige Angaben über seine Vermögensverhält-
nisse gemacht hat;

d) wenn gegen den Kunden eine Zwangsvollstreckung eingeleitet wird;

e) wenn sich die Vermögensverhältnisse eines Mitverpflichteten oder des 
persönlich haftenden Gesellschafters wesentlich verschlechtert haben 
oder erheblich gefährdet sind, sowie bei Tod oder Wechsel des persön-
lich haftenden Gesellschafters.  

Besteht der wichtige Grund in der Verletzung einer Pflicht aus dem Ver-
trag, ist die Kündigung erst nach erfolglosem Ablauf einer zur Abhilfe 
bestimmten Frist oder nach erfolgloser Abmahnung zulässig. Etwas 
anderes gilt nur, wenn der Kunde die Leistung ernsthaft und endgültig 
verweigert, er die Leistung zu einem im Vertrag bestimmten Termin oder 
innerhalb einer bestimmten Frist nicht bewirkt, obwohl die Sparkasse den 
Fortbestand ihres Leistungsinteresses vertraglich an die Rechtzeitigkeit 
der Leistung gebunden hat, oder wenn besondere Umstände vorliegen, 
die unter Abwägung der beiderseitigen Interessen eine sofortige Kündi-
gung rechtfertigen.

(3) Kündigung bei Verbraucherdarlehensverträgen  
Soweit das Bürgerliche Gesetzbuch zwingende Sonderregelungen für die 
Kündigung von Verbraucherdarlehensverträgen vorsieht, kann die Spar-
kasse nur nach Maßgabe dieser Regelungen kündigen.

(4) Rechtsfolgen bei Kündigung  
Mit der Auflösung der gesamten Geschäftsbeziehung oder einzelner 
Geschäftszweige werden die auf den betroffenen Konten geschuldeten 
Beträge sofort fällig. Der Kunde ist außerdem verpflichtet, die Sparkasse 
insoweit von allen für ihn oder in seinem Auftrag übernommenen Ver-
pflichtungen zu befreien. 
Die Sparkasse ist berechtigt, die für den Kunden oder in seinem Auftrag 
übernommenen Verpflichtungen zu kündigen und sonstige Verpflichtun-

gen, insbesondere solche in fremder Währung, mit Wirkung gegen den 
Kunden auszugleichen sowie hereingenommene Wechsel und Schecks 
sofort zurückzubelasten; die wechsel- oder scheckrechtlichen Ansprüche 
gegen den Kunden und jeden aus dem Papier Verpflichteten auf Zahlung 
des vollen Betrages der Wechsel und Schecks mit Nebenforderungen 
verbleiben der Sparkasse jedoch bis zur Abdeckung eines etwaigen 
Schuldsaldos.

Nr. 27 Weitergeltung der Allgemeinen Geschäftsbedingungen

Auch nach Auflösung der gesamten Geschäftsbeziehung oder einzelner 
Geschäftszweige gelten für die Abwicklung und in dem Abwicklungsver-
hältnis entsprechenden Umfange die Allgemeinen Geschäftsbedingungen 
weiter.

Nr. 28 Schutz der Einlagen durch anerkanntes 
Einlagensicherungssystem

(1) Freiwillige Institutssicherung 
Die Sparkasse gehört dem institutsbezogenen Sicherungssystem der 
Deutschen Sparkassen-Finanzgruppe (Sicherungssystem) an. Primäre 
Zielsetzung des Sicherungssystems ist es, die angehörenden Institute 
selbst zu schützen und bei diesen drohende oder bestehende 
wirtschaftliche Schwierigkeiten abzuwenden. Auf diese Weise schützt die 
Institutssicherung auch die Einlagen der Kunden. Hierzu zählen im 
Wesentlichen Spareinlagen, Sparkassenbriefe, Termineinlagen, 
Sichteinlagen und Schuldverschreibungen.

(2) Gesetzliche Einlagensicherung 
Das Sicherungssystem ist als Einlagensicherungssystem nach dem Ein-
lagensicherungsgesetz (EinSiG) amtlich anerkannt. Sollte entgegen 
Absatz 1 ausnahmsweise die Institutssicherung nicht greifen, hat der 
Kunde gegen das Sicherungssystem einen Anspruch auf Erstattung 
seiner Einlagen im Sinne des § 2 Absätze 3 bis 5 EinSiG bis zu den 
Obergrenzen des § 8 EinSiG. 
Nicht entschädigungsfähig nach § 6 EinSiG sind unter anderem Einlagen, 
die im Zusammenhang mit Geldwäschetransaktionen entstanden sind, 
sowie Inhaberschuldverschreibungen der Sparkasse und Verbindlichkei-
ten aus eigenen Akzepten und Solawechseln.

(3) Informationsbefugnisse 
Die Sparkasse ist befugt, dem Sicherungssystem oder einem von ihm 
Beauftragten alle in diesem Zusammenhang erforderlichen Auskünfte zu 
erteilen und Unterlagen zur Verfügung zu stellen.

(4) Forderungsübergang 
Soweit das Sicherungssystem oder ein von ihm Beauftragter Zahlungen 
an den Kunden leistet, gehen dessen Forderungen gegen die Sparkasse 
in entsprechender Höhe mit allen Nebenrechten Zug um Zug auf das 
Sicherungssystem über.

1 Bankarbeitstage sind alle Werktage, außer Sonnabende und 24. und 31. Dezember. 
2 International Bank Account Number (Internationale Bankkontonummer).  
3 Business Identifier Code (Bank-Identifizierungs-Code). 
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Hinweis auf die Schlichtungsstelle 
und die Europäische 
Online-Streitbeilegungsplattform

Bei Streitigkeiten mit der Sparkasse besteht die Möglichkeit, sich an die Schlichtungsstelle des Deutschen Sparkassen- 
und Giroverbandes zu wenden. 
 
Das Anliegen ist in Textform an folgende Adresse zu richten: 
 
Deutscher Sparkassen- und Giroverband e.V. 
Schlichtungsstelle 
Charlottenstraße 47 
10117 Berlin 
 
Internet: https://www.dsgv.de/schlichtungsstelle 
 
Näheres regelt die Verfahrensordnung der DSGV-Schlichtungsstelle, die auf Wunsch zur Verfügung gestellt wird. 
 
Die Sparkasse Stade-Altes Land nimmt am Streitbeilegungsverfahren vor dieser anerkannten 
Verbraucherschlichtungsstelle teil. 
 
Die Europäische Kommission hat unter https://ec.europa.eu/consumers/odr/ eine Europäische Online-
Streitbeilegungsplattform errichtet. Die Online-Streitbeilegungsplattform können Verbraucher für die außergerichtliche 
Beilegung von Streitigkeiten aus online abgeschlossenen Kauf- oder Dienstleistungsverträgen nutzen. 
 
Die E-Mail-Adresse der Sparkasse lautet: info@spk-sal.de
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Die Sparkasse kann gemäß Nr. 17 Abs. 3 der Allgemeinen Geschäftsbedingungen der Sparkasse (AGB-Sparkassen) für Leistun-
gen, die nicht Gegenstand einer Vereinbarung oder im Preis- und Leistungsverzeichnis aufgeführt sind, und die nach den Um-
ständen zu urteilen, nur gegen eine Vergütung zu erwarten sind, ein nach Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen angemes-
senes Entgelt verlangen. Ein solches Entgelt kann nur verlangt werden, wenn die Leistungen im Auftrag des Kunden oder in 
dessen mutmaßlichem Interesse erbracht werden.  
Die Sparkasse wird nach Nr. 17 Abs. 4 der AGB-Sparkassen für Tätigkeiten, zu deren Erbringung sie bereits gesetzlich oder auf-
grund einer vertraglichen Nebenpflicht verpflichtet ist oder die sie im eigenen Interesse erbringt, kein Entgelt berechnen, es sei 
denn, es ist gesetzlich zulässig und wird nach Maßgabe der gesetzlichen Regelungen erhoben. Alle genannten Preise lauten in 
Euro. 
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A. Allgemeine Informationen zur Sparkasse 
 
 
Auf mögliche Änderungen dieser allgemeinen Informationen wird die Sparkasse den Kunden direkt oder per Kontoauszug hin-
weisen. 

I. Name und Anschrift der Sparkasse 

Sparkasse Stade-Altes Land 
Pferdemarkt 11a, 21682 Stade  

II. Zuständige Aufsichtsbehörden 

Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht,  
Graurheindorfer Str. 108, 53117 Bonn und Marie-Curie-Str. 24 - 28, 60439 Frankfurt am Main  
(Internet: www.bafin.de). 

 
Europäische Zentralbank, Sonnemannstraße 20, 60314 Frankfurt am Main 
Postanschrift: Europäische Zentralbank, 60640 Frankfurt am Main 
(Internet: www.ecb.europa.eu) 

III. Eintragung im Handelsregister 

HRA 100599 (AG Tostedt) 

IV. Vertragssprache 

Maßgebliche Sprache für die Geschäftsbeziehung zum Kunden ist Deutsch. 

V. Außergerichtliche Streitschlichtung und sonstige Beschwerdemöglichkeiten 

Bei Streitigkeiten mit der Sparkasse besteht die Möglichkeit, sich an die Schlichtungsstelle des Deutschen Sparkassen- 
und Giroverbandes zu wenden. 
 
Das Anliegen ist in Textform an die folgende Adresse zu richten: 
 
Deutscher Sparkassen- und Giroverband e.V. 
Schlichtungsstelle 
Charlottenstraße 47 
10117 Berlin 
Internet:  https://www.s-schlichtungsstelle.de 
 
Näheres regelt die Verfahrensordnung der DSGV-Schlichtungsstelle, die auf Wunsch zur Verfügung gestellt wird. 

 
Die Sparkasse Stade-Altes Land nimmt am Streitbeilegungsverfahren vor dieser anerkannten Verbraucherschlich-
tungsstelle teil. 
 
Die Europäische Kommission hat unter http://ec.europa.eu/consumers/odr/ eine Europäische Online-Streitbeilegungs-
plattform errichtet. Die Online-Streitbeilegungsplattform können Verbraucher für die außergerichtliche Beilegung von 
Streitigkeiten aus online abgeschlossenen Kauf- oder Dienstleistungsverträgen nutzen. 
 
Die E-Mail-Adresse der Sparkasse lautet: info@spk-sal.de 
 
Bei behaupteten Verstößen gegen  
 
- das Zahlungsdiensteaufsichtsgesetz,  
- die §§ 675c bis 676c des Bürgerlichen Gesetzbuchs oder  
- Artikel 248 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch  
 
kann darüber hinaus schriftlich oder zur Niederschrift bei der Bundesanstalt unter Angabe des Sachverhalts und des 
Beschwerdegrunds Beschwerde bei der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht eingelegt werden.  
 
Die Adressen lauten: 
 
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht 
Graurheindorfer Str. 108 
53117 Bonn  
oderMarie-Curie-Str. 24 – 28 
60439 Frankfurt am Main 
 
Zudem besteht in diesen Fällen auch die Möglichkeit, eine Beschwerde unmittelbar bei der Sparkasse (Name und An-
schrift siehe oben Kapitel A.I.) einzulegen. Die Sparkasse wird Beschwerden in Textform (z.B. mittels Brief, Telefax oder 
E-Postfach) beantworten. 
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A. Allgemeine Informationen zur Sparkasse 
 

VI. Hinweis zur Verarbeitung personenbezogener Daten gemäß EU-Geldtransferverordnung 

Die „Verordnung (EU) 2015/847 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Mai 2015 über die Übermittlung 
von Angaben bei Geldtransfers“ (EU-Geldtransferverordnung) dient dem Zweck der Verhinderung, Aufdeckung und 
Ermittlung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung bei Geldtransfers.  Sie verpflichtet uns als Sparkasse bei der 
Ausführung von Geldtransfers Angaben zum Auftraggeber (Zahler) und Begünstigten (Zahlungsempfänger) zu prüfen 
und zu übermitteln. Diese Angaben bestehen aus Name und Kundenkennung von Zahler und Zahlungsempfänger und 
der Adresse des Zahlers. Bei Geldtransfers innerhalb des Europäischen Wirtschaftsraums kann auf die Weiterleitung 
der Adresse des Zahlers zunächst verzichtet werden, jedoch kann gegebenenfalls diese Angabe vom Zahlungsdienst-
leister des Zahlungsempfängers angefordert werden. Bei der Angabe von Name und gegebenenfalls Adresse nutzen 
wir die in unseren Systemen hinterlegten Daten, um den gesetzlichen Vorgaben zu entsprechen. Mit der Verordnung 
wird erreicht, dass aus den Zahlungsverkehrsdatensätzen selber immer eindeutig bestimmbar ist, wer Zahler und Zah-
lungsempfänger ist. Das heißt auch, dass die Sparkasse Zahlungsdaten überprüfen, Nachfragen anderer Kreditinstitute 
zur Identität des Zahlers bzw. Zahlungsempfängers beantworten und auf Anfrage diese Daten den zuständigen Behör-
den zur Verfügung stellen muss. 

VII. Hinweis zur Umsatzsteuer 

Die ausgewiesenen Preise verstehen sich im Falle der Option zur Umsatzsteuerpflicht bei Unternehmern im Sinne des 
Umsatzsteuergesetzes zzgl. Umsatzsteuer. 
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B. Girokonto und Zahlungsverkehr 
 

 
Die in diesem Abschnitt (B) des Preis- und Leistungsverzeichnisses aufgeführten Preispositionen werden vom Kunden nur erho-
ben, wenn sie von ihm gewünscht bzw. beauftragt, in seinem Interesse ausgeführt, technisch korrekt umgesetzt und nicht auf-
grund einer gesetzlichen Pflicht der Sparkasse erbracht wurden. Teilweise gelten Preismodelle aus 2018 oder 2019, die wir Ihnen 
auf Wunsch gerne zur Verfügung stellen. 

  

I. Girokonten 

1. Preismodelle für Privatgirokonten 

Hinweis: 
Für nicht aufgeführte Leistungen werden Entgelte gemäß den Kapiteln B.I.5, 7, 8, 9; B.II.; B.III. und E berechnet. 

       
  Jugend- 

girokonto1 
Girokonto 

Online3 
Giro-

konto 
Spezial2 

Girokonto 
Komplett3 4 

Girokonto 
Gold5 

       
 Kontoführung pro Monat 0,00 4,90 5,40 10,90 17,90 
 Abwicklung von Zahlungsdiensten (SEPA):  
 - Überweisung Online 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 
 - Überweisung am SB-Terminal 0,00 2,00 0,29 0,00 0,00 
 - Überweisung beleghaft6 0,00 2,00 0,49 0,00 0,00 
 - Echtzeit Überweisung 0,00 0,00 0,49 0,00 0,00 
 - Überweisung mit giropay Geld-Senden 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 
 - Gutschrift einer Überweisung 0,00 0,00 0,29 0,00 0,00 
 - Dauerauftrag einrichten/ändern im Online-Banking  0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 
 - Dauerauftrag einrichten/ändern am SB-Terminal  0,00 2,00 0,00 0,00 0,00 
 - Dauerauftrag einrichten/ändern am Schalter 0,00 2,00 2,00 0,00 0,00 
 - Ausführung eines Dauerauftrags 0,00 0,00 0,29 0,00 0,00 
 - Gutschrift einer Lastschrift 0,00 0,00 0,29 0,00 0,00 
 - Belastung einer Lastschrift 0,00 0,00 0,29 0,00 0,00 
 - Einsatz der Debitkarte am POS 0,00 0,00 0,29 0,00 0,00 
 - Einsatz der Debitkarte im E-Commerce 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 
 - Scheckeinzug/- einlösung 0,00 1,00 0,49 0,00 0,00 
  
 Bargeldabwicklung: 
 - Bargeldeinzahlung am Schalter (bei Münzen: bis 

max. 50 Münzen) und am Geldautomaten 
0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 

 - Bargeldeinzahlung von Münzen am Schalter im  
Safebag (ab dem 2. Safebag pro Monat) 

0,00 7,90 7,90 7,90 7,90 

 - Bargeldauszahlung am Schalter und am  
Geldautomaten 

0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 

 - Ausgabe von Münzgeldrollen (je Rolle)7 0,50 0,50 0,50 0,50 0,50 
       
  
 Karten: 
 - Sparkassen-Card (Debitkarte)8 

einschließlich Apple Pay und „Mobiles Bezahlen“ 
mit Android mit digitaler Sparkassen-Card (Debit-
karte)9  

0,00 0,79 0,79 0,00 0,00 

 - Sparkassen-Card Debit Mastercard (Debitkarte)10 
einschließlich Apple Pay und „Mobiles Bezahlen“ mit 
Android mit digitaler Sparkassen-Card Debit Master-
card (Debitkarte)11 

0,00 0,79 0,79 0,00 0,00 

      
 Die Modelle Girokonto Online, Girokonto Spezial und Girokonto Komplett sind zudem als Basiskonto gemäß Zahlungskon-

tengesetz (ZKG) auf Guthabenbasis mit grundlegenden Funktionen erhältlich. 

                                                      
1 Für Jugendliche im Alter von 11 bis 17 Jahren.  
2 Zeitlich befristeter Rabatt auf die Kontoführung nach Ausbildungsende bzw. Studiumsende (75% im 1. Jahr, 50% im 2. Jahr, 25% im 3. Jahr) 
wahlweise im Girokonto Komplett, Girokonto Spezial oder Girokonto Online. 
3 Zeitlich befristeter Rabatt auf die Kontoführung nach Ausbildungsende bzw. Studiumsende (75% im 1. Jahr, 50% im 2. Jahr, 25% im 3. Jahr) 
wahlweise im Girokonto Komplett, Girokonto Spezial oder Girokonto Online. 
4 Rabatt auf die Kontoführung für Kunden, die sich in einer Form der Ausbildung befinden, z.B. Schüler, Auszubildende, Studenten, freiwillige 
Wehrdienstleistende, Teilnehmer am Bundesfreiwilligendienst, Aupairs und Absolventen eines Langzeitpraktikums. 
5 Enthält eine entgeltfreie Mastercard Gold/Visa Gold (Kreditkarte). 
6 3,00 Euro bei Ausfüllung des Überweisungsbelegs durch den Kundenberater 
7 Für Nichtkunden 1,00 Euro je Münzgeldrolle 
8 Preis pro Monat (jährliche Abrechnung) 
9 Die genannte Leistung gilt für die Aktivierung und Benutzung einer oder mehrerer digitaler Sparkassen-Cards (Debitkarte).  
10 Preis pro Monat (jährliche Abrechnung) 
11 Die genannte Leistung gilt für die Aktivierung und Benutzung einer oder mehrerer digitaler Sparkassen-Card Debit Mastercards (Debitkarte).
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B. Girokonto und Zahlungsverkehr 
 
  

 
 

2. Preismodelle für Geschäftsgirokonten 

 
Hinweis: 
Für nicht aufgeführte Leistungen werden Entgelte gemäß den Kapiteln B.I. 5, 7, 8, 9; B.II.; B.III. und E berechnet. 

   
Geschäftsgirokonto 

 
Geschäftsgirokonto Plus 

    
 Kontoführung pro Monat 6,90 13,90 
 Beleglose Abwicklung von Zahlungsdiensten (SEPA):  
 - Überweisung Online / EBICS (je Einzelauftrag / je Sammelposten)  0,39 0,19 
 - Echtzeit-Überweisung (je Einzelauftrag / je Sammelposten) 0,69 0,49 
 - Überweisung am SB-Terminal 0,39 0,19 
 - Gutschrift einer Überweisung 0,39 0,19 
 - Lastschrift Online / EBICS (je Einzelauftrag / je Sammelposten) 0,39 0,19 
 - Lastschrifteinzug 0,39 0,19 
 - SEPA-Firmen-Lastschrift (Einzug) 0,99 0,99 
 - Gutschriften aus giropay und girocard 0,09 0,09 
 - Dauerauftrag 0,39 0,19 
 - Einsatz der Debitkarte am POS 0,39 0,19 
 - Einsatz der Debitkarte im E-Commerce 0,00 0,00 
 Beleghafte Abwicklung von Zahlungsdiensten (SEPA):  
 - Überweisung12 0,99 0,99 
 - Scheckeinzug/-einlösung 0,99 0,99 
  
 Bargeldabwicklung: 
 - Bargeldeinzahlung am Schalter 0,99 0,99 
 - Bargeldeinzahlung am Geldautomaten 0,39 0,19 
 - Bargeldeinzahlung von Münzen am Schalter im  

Safebag (je Safebag) 
7,90 7,90 

 - Bargeldauszahlung am Schalter 0,99 0,99 
 - Bargeldauszahlung mit der Debitkarte am Geldautomaten 0,39 0,19 
 - Ausgabe von Münzgeldrollen (je Rolle)13 0,50 0,50 
    
 Karten:   
 - Sparkassen-Card (Debitkarte)14 

einschließlich Apple Pay und „Mobiles Bezahlen“ mit Android mit 
digitaler Sparkassen-Card (Debitkarte)15 

12,00 12,00 

 - Sparkassen-Card Debit Mastercard (Debitkarte)16 
einschließlich Apple Pay und „Mobiles Bezahlen“ mit Android mit 
digitaler Sparkassen-Card Debit Mastercard (Debitkarte)17 

12,00 12,00 

      
 Die Preismodelle gelten entsprechend für Geschäftsgirokonten von Schulen und Vereinen sowie kirchlichen und kommu-

nalen Einrichtungen, wobei die Kontoführung für das Erstkonto von Schulen und Vereinen grundgebührenfrei erfolgt. Die 
Kontoführung von Anderkonten für Notare/Rechtsanwälte mit monatlichem Rechnungsabschluss zum Ultimo ist generell 
kostenfrei. 

  
  

3. Tagesgeldkonto 
 

Preis für nicht vertragsmäßige Buchungen 
 

2,50 
 

 
 

                                                      
12 3,00 Euro bei Ausfüllung des Überweisungsbelegs durch den Kundenberater 
13 Für Nichtkunden 1,00 Euro je Münzgeldrolle. 
14 Preis pro Jahr (jährliche Abrechnung) 
15 Die genannte Leistung gilt für die Aktivierung und Benutzung einer oder mehrerer digitaler Sparkassen-Cards (Debitkarte).  
16 Preis pro Jahr (jährliche Abrechnung) 
17 Die genannte Leistung gilt für die Aktivierung und Benutzung einer oder mehrerer digitaler Sparkassen-Card Debit Mastercards (Debitkarte).
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B. Girokonto und Zahlungsverkehr 
 

4. Kontoauszug (pro Vorgang) 

Privatgirokonten 

Erstellung und Bereitstellung/Übermittlung in der vereinbarten Form,  
Häufigkeit und dem vereinbarten Verfahren 

keine gesonderte Berechnung 

  
Bereitstellung/Übermittlung auf Verlangen des Kunden, soweit dies 
über  
das Vereinbarte hinausgeht (pro Vorgang) 

 

Tagesauszug/Wochenauszug/Monatsauszug (papierhaft) 0,50 

 bei Postversand  zzgl. Porto pro Auszug 

 bei Abholung in der Geschäftsstelle zzgl. 1,00 
Postversand von Kontoauszügen, die nach 4 Monaten am Kontoaus-
zugsdrucker nicht abgerufen wurden bzw. von nach 30 Tagen nicht 
abgerufenen Rechnungsabschlüssen oder vorher, wenn die Speicher-
kapazität aufgrund hoher Anzahl an Umsätzen erschöpft ist. 

Portokosten 

  
  

Geschäftsgirokonten 

Erstellung und Bereitstellung/Übermittlung in der vereinbarten Form,  
Häufigkeit und dem vereinbarten Verfahren 

keine gesonderte Berechnung 

  
Bereitstellung/Übermittlung auf Verlangen des Kunden, soweit dies 
über  
das Vereinbarte hinausgeht 

 

Tagesauszug/Wochenauszug/Monatsauszug (papierhaft) 0,49 

 bei Postversand  zzgl. Porto pro Auszug 

 bei Abholung in der Geschäftsstelle zzgl. 0,99 
Postversand von Kontoauszügen, die nach 2 Monaten nicht abgeru-
fen wurden bzw. nicht abgerufenen Rechnungsabschlüssen oder vor-
her, wenn die Speicherkapazität aufgrund hoher Anzahl an Umsätzen 
erschöpft ist. 

Portokosten 

 

Kontoauszugsnacherstellung 

Erstellung und Bereitstellung/Übermittlung eines Duplikats von Kon-
toauszügen oder Rechnungsabschlusses auf Verlangen des Kunden 
(soweit durch vom Kunden zu vertretende Umstände verursacht) 
 

 

für zurückliegende Zeiträume bis 2. Quartal 2015  je Auszug10,00 

 
für länger zurückliegende Zeiträume  
 
Zurverfügungstellung von Monatslisten (für zurückliegende 
Zeiträume bis 01.01.2011) 

  
je Auszug nach 

Zeitaufwand 
 

je Liste 10,00 
 
über die Internetfiliale  

  
je Auszug 1,00 

Die Sparkasse unterrichtet den Kunden mindestens einmal monatlich auf dem für die Kontoinformation vereinbar-
ten Weg über die Ausführung von Zahlungsvorgängen18.  
 

5. Rechnungsabschluss 

Die Erstellung und Übermittlung von Rechnungsabschlüssen erfolgt stets unentgeltlich. Ausgenommen davon ist 
die Erstellung und Übermittlung von Duplikaten auf Verlangen des Kunden (soweit durch vom Kunden zu vertre-
tende Umstände verursacht.)  
 

 

                                                      
18 Zahlungsvorgänge sind insbesondere  
- Bargeldeinzahlungen (auf ein Zahlungskonto) oder  
- Bargeldauszahlungen von einem Zahlungskonto sowie die  
- Übermittlung von Geldbeträgen (auf ein anderes Zahlungskonto) durch Ausführung von  
 - Lastschriften,  
 - Überweisungen oder  
 - Zahlungsvorgängen mittels einer Karte oder eines ähnlichen Instruments. 
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6. Geduldete Kontoüberziehungen 

Für Inanspruchnahmen des Kontos, die das Guthaben und ggf. eine eingeräumte Kontoüberziehung überschreiten 
(geduldete Kontoüberziehungen), sind die hierfür vertraglich vereinbarten Überziehungszinsen zu zahlen. Ist im 
Vertrag eine Vereinbarung nicht getroffen, sind die im Preisaushang aufgeführten Überziehungszinsen zu zahlen; 
dies gilt auch für Unternehmer. 
Bei Verbraucherdarlehensverträgen gelten ergänzend die gesetzlichen Vorschriften. 
 

7. Kontowecker 

Wecker für EWR-Währungsumrechnungsentgelt 
(Kontowecker „EWR-Währung“) 

unentgeltlich 

  
Hinweis: 
Mittels der nachfolgenden Kontowecker werden keine gesetzlichen Informationspflichten erfüllt. 
Die nachstehenden Entgelte werden nur berechnet, soweit für das gewählte Kontomodell nach Kapitel B Nummer I.1 
bis I.3 nichts Abweichendes vereinbart wurde. 
 
 
 
Privatgirokonten 
 
Benachrichtigung für Echtzeit-Überweisung (Kontowecker „Echtzeit-Überweisung“) und Benachrichtigung über 
sonstige Ereignisse (ohne Kontowecker „EWR-Währung“) per 
  Girokonto Spezial Girokonto Online, Girokonto Komplett, Girokonto Gold,  

Jugendgirokonto 

 E-Mail kostenlos kostenlos 
 SMS 0,09 je Nachricht 10 Freinachrichten je Monat, danach 0,09 je Nachricht 
 Push Nachricht (über 

Mobile-Banking-App) 
0,09 je Nachricht 10 Freinachrichten je Monat, danach 0,09 je Nachricht 

 
 

 

Die spezielle Kontoweckerfunktion „Dispowecker“ ist generell kostenlos.  
  
Geschäftsgirokonten                                                                 
 
Benachrichtigung für Echtzeit-Überweisung (Kontowecker „Echtzeit-Überweisung“) und Benachrichtigung über 
sonstige Ereignisse (ohne Kontowecker „EWR-Währung“) per 
  Geschäftsgirokonto Geschäftsgirokonto Plus 

 E-Mail kostenlos kostenlos 
 SMS 0,09 je Nachricht 10 Freinachrichten je Monat, danach 0,09 je Nachricht 
 Push Nachricht (über 

Mobile-Banking-App) 
0,09 je Nachricht 10 Freinachrichten je Monat, danach 0,09 je Nachricht 

Die spezielle Kontoweckerfunktion „Dispowecker“ ist generell kostenlos. 

8. Entgelte für die Belastung von vereinbarten Zahlungen innerhalb des eigenen Hauses 

Hinweis: 
Die nachstehenden Entgelte werden nur berechnet, soweit für das gewählte Kontomodell nach Kapitel B Nummer I.1 
bis I.3 nichts Abweichendes vereinbart wurde. 
 
fällige Darlehensraten 0,00 
fällige Sparraten 0,00 
Schließfachmietpreis 0,00 

9. Bereitstellung der Entgeltaufstellung gemäß Zahlungskontengesetz 

Die Entgeltaufstellung gemäß Zahlungskontengesetz stellen wir Verbrauchern jährlich ab dem ersten Geschäftstag 
eines Jahres für das vorangegangene Kalenderjahr und bei Vertragsbeendigung bereit. Zur Anforderung der Entgel-
taufstellung wenden Sie sich bitte an die Sparkasse. 
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II. Erbringung von Zahlungsdiensten 

Hinweis: 
Die nachstehenden Entgelte werden nur berechnet, soweit für das gewählte Kontomodell nach Kapitel B Nummer I.1 
bis I.3 nichts Abweichendes vereinbart wurde.  

1. Überweisungen 

Überweisungen gemäß den Bedingungen für Echtzeit-Überweisungen sind unabhängig von dem vorhandenen Kon-
toguthaben oder der eingeräumten Kreditlinie limitiert auf 100.000 Euro pro Überweisung. Der maximale Betrag 
kann durch vereinbarte Verfügungslimite zusätzlich beschränkt sein. 
 

1.1. Überweisungen innerhalb Deutschlands und in andere bzw. aus anderen Staaten des Europäischen Wirtschafts-
raums (EWR)19 in Euro oder in anderen EWR-Währungen20 

 
1.1.1. Überweisungsaufträge 

Die Geschäftstage und Cut-Off-Zeiten der Sparkasse ergeben sich aus Kapitel B Nummer II 7. 
 

a) Ausführungsfristen 
Die Sparkasse ist verpflichtet sicherzustellen, dass der Überweisungsbetrag beim Zahlungsdienstleister des Zah-
lungsempfängers spätestens nach folgender Frist eingeht (gerechnet ab Zugang des Auftrags bei der Sparkasse, 
bzw. ab Feststellung der Ausführbarkeit einer Echtzeit-Überweisung): 
 
 

 Überweisungen in Euro 
 Belegloser Überweisungsauftrag21 max. 1 Geschäftstag 
 Beleghafter Überweisungsauftrag22 max. 2 Geschäftstage 
 Echtzeit-Überweisungsauftrag max. 20 Sekunden23 
 
 Überweisungen in anderen EWR-Währungen 

 Belegloser Überweisungsauftrag24 max. 4 Geschäftstage 
 Beleghafter Überweisungsauftrag25 max. 4 Geschäftstage 

 

b) Entgelte für die Ausführung von Überweisungen 
 
Bei einer Überweisung tragen Zahler und Zahlungsempfänger jeweils die von ihrem Zahlungsdienstleister erhobe-
nen Entgelte.  
 

 
 
aa)  Überweisungen in der Kontowährung 

  
Der Zahler trägt die folgenden Entgelte26: 
 
  Modalitäten: je Überweisung 
  vom Girokonto  
 Überweisungsart beleghaft27 beleglos28 per 

Dauerauftrag 
per 
Eilüberwei-
sung 

per  
Zahlschein 

 Überweisung mit IBAN in 
Euro innerhalb der Spar-
kasse (SEPA-Überwei-
sung) 

Leistungspreis 
siehe B.I.1. Privat-

girok.; B.I.2. Ge-
schäftsgirok 

Leistungs-
preis siehe 

B.I.1. Privatgi-
rok.; B.I.2. Ge-
schäftsgirok 

Leistungs-
preis siehe 

B.I.1. Privat-
girok.; B.I.2. 
Geschäfts-

girok 

10,00 15,00 

                                                      
19 siehe Begriffserklärung unter B.IV.1. 
20 siehe Begriffserklärung unter B.IV.3. 
21 Beleglos: Überweisung per Selbstbedienungsterminal, Online-Banking oder Datenfernübertragung (DFÜ). 
22 Beleghaft: Überweisung per Vordruck, Sammeldatei mit Begleitzettel, inklusive Service mit Rechenzentren (SRZ) durch Unternehmer. 
23 Sofern der Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfängers solche Instant Payments akzeptiert und der Sparkasse fristgemäß bestätigt. 
24 Beleglos: Überweisung per Selbstbedienungsterminal, Online-Banking oder Datenfernübertragung (DFÜ). 
25 Beleghaft: Überweisung per Vordruck, Sammeldatei mit Begleitzettel, inklusive Service mit Rechenzentren (SRZ) durch Unternehmer. 
26 Es wird nur dann ein Entgelt durch den Zahlungsdienstleister erhoben, wenn die Überweisung vom Zahler ausgelöst und autorisiert wurde 
und der Zahlungsdienstleister den Zahlungsauftrag fehlerfrei durchgeführt hat. 
27 Beleghaft: Überweisung per Vordruck, Sammeldatei mit Begleitzettel, inklusive Service mit Rechenzentren (SRZ) durch Unternehmer. 
28 Beleglos: Überweisung per Selbstbedienungsterminal, Online-Banking oder Datenfernübertragung (DFÜ). 
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 Überweisung mit IBAN in 
Euro an einen anderen 
Zahlungsdienstleister  
(SEPA-Überweisung) 

Leistungspreis 
siehe B.I.1. Privat-

girok.; B.I.2. Ge-
schäftsgirok.;  

Leistungs-
preis siehe 

B.I.1. Privatgi-
rok.; B.I.2. Ge-
schäftsgirok.;  

Leistungs-
preis siehe 

B.I.1. Privat-
girok.; B.I.2. 
Geschäfts-

girok 

10,00 15,00 

 Echtzeit-Überweisung - Leistungs-
preis siehe 

B.I.1. Privatgi-
rok.; B.I.2. Ge-
schäftsgirok. 

- - - 

 Überweisung mit giropay 
Geld-Senden 
- TAN-Bereich 
- TAN-freier Bereich 

- Leistungs-
preis siehe 

B.I.1. Privatgi-
rok.; B.I.2. Ge-
schäftsgirok. 

- - - 

 
Hinweis: Die vorstehenden Entgelte werden nicht berechnet, wenn und soweit die Durchführung von Überweisungen 
bereits mit dem Gesamtpreis für ein Kontoführungs-Komplettpaket abgegolten ist (siehe Ziffer I.1. und I.2.). 
 

bb) Überweisungen in einer anderen Währung als der Kontowährung 
Bei einer Überweisung mit Währungsumrechnung trägt der Zahler die folgenden Entgelte: 
Höhe der Entgelte29 
 Entgeltregelung Entgelt zzgl. Porto  Courtage 
 SHARE 1,50‰, mindestens 

15,34 
+ 0,25‰, mindestens 1,79 

  

cc) Sonderregelung bei ausdrücklicher abweichender Weisung des Zahlers 
                Bei ausdrücklicher Weisung des Zahlers trägt der Zahler alle Entgelte der Überweisung (OUR) 

  

Höhe der Entgelte30 
 Entgeltregelung Entgelt zzgl. Porto Courtage/ Spesen 
 OUR 1,50‰, mindestens 

15,34 
+ 0,25‰, mindestens 1,79 

zzgl. Fremdspesenpauschale 20,00 
  

Ist eine solche Weisung nicht ausführbar, tragen Zahler und Zahlungsempfänger jeweils die von ihrem Zahlungs-
dienstleister erhobenen Entgelte (SHARE). 

 

  

c) Sonstige Entgelte 
Berechtigte Ablehnung der Ausführung eines Überweisungsauftrag31 durch die Sparkasse inkl. Porto 1,53 
Bearbeitung eines Überweisungswiderrufs nach Ablauf der Widerrufsfrist (zzgl. Fremdkosten)  
- innerhalb der Sparkassen-Finanzgruppe  10,00 
- bei sonstigen Zahlungsdienstleistern  10,00 
   
Bemühen um die Wiederbeschaffung von Überweisungen mit fehlerhafter Angabe der Kundenken-
nung des Zahlungsempfängers durch den Kunden 

 

- innerhalb der Sparkassen-Finanzgruppe  5,00 
- bei sonstigen Zahlungsdienstleistern  5,00 
Hinweis: Das Institut des Zahlungsempfängers kann weitere Entgelte berechnen.  
   
Dauerauftrag: Einrichtung/Änderung im Auftrag des Kunden (Online-
Banking) 

 0,00 

Dauerauftrag: Einrichtung/Änderung im Auftrag des Kunden (SB-Ter-
minal), sofern in der Kontoführung enthalten 

  
0,00 

 Girokonto Online  2,00 
Dauerauftrag: Einrichtung/Änderung im Auftrag des Kunden (am 
Schalter), sofern in der Kontoführung enthalten 

  
0,00 

 Girokonto Online, Girokonto Spezial  2,00 

 Geschäftsgirokonto, Geschäftsgirokonto Plus  0,99 
   

                                                      
29 Es wird nur dann ein Entgelt durch den Zahlungsdienstleister erhoben, wenn die Überweisung vom Zahler ausgelöst und autorisiert wurde 
und der Zahlungsdienstleister den Zahlungsauftrag fehlerfrei durchgeführt hat. 
30 Es wird nur dann ein Entgelt durch den Zahlungsdienstleister erhoben, wenn die Überweisung vom Zahler ausgelöst und autorisiert wurde 
und der Zahlungsdienstleister den Zahlungsauftrag fehlerfrei durchgeführt hat. 
31 Dieses Entgelt wird nur für die berechtigte Ablehnung der Ausführung eines autorisierten Überweisungsauftrags erhoben. 
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Eilüberweisung zur Bargeldauszahlung (Eingang)  15,00 
Eilüberweisung zur Bargeldauszahlung bei anderen Instituten  10,00 
Hinweis: Bei der auszahlenden Stelle können weitere Entgelte anfallen. 
 

1.1.2. Gutschrift einer Überweisung 
 
Bei einem Überweisungseingang werden von der Sparkasse folgende Entgelte berechnet32: 
 Gutschrift einer Entgelt in Euro 
 Überweisung mit IBAN in Euro innerhalb der Sparkasse  

(SEPA-Überweisung) 
Leistungspreis siehe  
B.I.1. Privatgirokonto;  
B.I.2. Geschäftsgirokonto 

 Überweisung ohne Angabe von IBAN in Euro von einem  
Zahlungsdienstleister innerhalb des EWR 

Leistungspreis siehe  
B.I.1. Privatgirokonto;  
B.I.2. Geschäftsgirokonto 

 Überweisung mit IBAN in Euro von einem anderen  
Zahlungsdienstleister (SEPA-Überweisung) 

Leistungspreis siehe  
B.I.1. Privatgirokonto;  
B.I.2. Geschäftsgirokonto 

 Echtzeit-Überweisung mit IBAN in Euro  Leistungspreis siehe  
B.I.1. Privatgirokonto;  
B.I.2. Geschäftsgirokonto 

 Überweisung mit giropay Geld-Senden Leistungspreis siehe  
B.I.1. Privatgirokonto; 
B.I.2. Geschäftsgirokonto 

 Überweisung, die auf eine andere Währung eines EWR-Mit-
gliedstaates lautet von einem anderen Zahlungsdienstleister 

 1,50‰, mindestens  15,34 + 0,25‰, min-
destens 1,79 Courtage + 1,53  Porto 

 Eilüberweisung, die auf eine andere Währung eines EWR-
Mitgliedstaates lautet 

1,50‰, mindestens 15,34 + 0,25‰, min-
destens 1,79 Courtage + 1,53 Porto 

Hinweis: Für Überweisungseingänge in einer anderen Kontowährung wird zusätzlich zu den o.g. Entgelten folgen-
des Entgelt erhoben: 1,50‰, mindestens 15,34 EUR + Courtage 0,25‰, mindestens 1,79 EUR und 1,53 EUR Porto.   
 
Keine Berechnung erfolgt, wenn der Überweisende die anfallenden Entgelte für die Überweisung trägt. 
 
 
 

1.2. Überweisungen innerhalb Deutschlands und in andere Staaten des Europäischen  
Wirtschaftsraums (EWR)33 in Währungen eines Staates außerhalb des EWR (Drittstaatenwährung)34 sowie alle 
Überweisungen in und aus Staaten außerhalb des EWR (Drittstaaten)35 

 
1.2.1. Überweisungsaufträge 

 
a) Ausführungsfrist  

Überweisungen werden baldmöglichst bewirkt. 
Bei Echtzeit-Überweisungen in Euro zu SEPA-Teilnehmerstaaten und -gebiete außerhalb des EWR (SEPA-Drittstaa-
ten) 36;  beträgt die maximal Ausführungsfrist 20 Sekunden37. 

 
 
b) Entgelte für die Ausführung von Überweisungen 

 
aa) Überweisungen innerhalb Deutschlands und in andere Staaten des Europäischen Wirtschaftsraums (EWR)38 in 

Währung eines Staates außerhalb des EWR (Drittstaatenwährung)39 
 
Bei einer Überweisung tragen Zahler und Zahlungsempfänger jeweils die von ihrem Zahlungsdienstleister erhobe-
nen Entgelte. 
 
 

                                                      
32 Es wird nur dann ein Entgelt durch den Zahlungsdienstleister erhoben, wenn die Gutschrift einer Überweisung vereinbarungsgemäß erfolgt 
und vom Zahlungsdienstleister fehlerfrei durchgeführt wurde. 
33 siehe B.IV.1. 
34 z.B. US-Dollar. 
35 siehe B.IV.6 
36 siehe B.IV.8. 
37 Sofern der Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfängers solche Instant Payments akzeptiert und der Sparkasse fristgemäß bestätigt. 
38 siehe B.IV.1. 
39 z.B. US-Dollar 
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aaa) Bei einer Überweisung in der Kontowährung trägt der Zahler die folgenden Entgelte40: 
  Entgelt 
  Leistungspreis siehe  

B.I.1. Privatgirokonto;  
B.I.2. Geschäftsgirokonto 

 
Aufschlag/Zusatzentgelt für eilige Ausführung41 (bei Entgeltregelung 0 oder 1) 5,11 
 
 

bbb) Bei einer Überweisung mit Währungsumrechnung trägt der Zahler die folgenden Entgelte42:  
 

  Entgelt  
zzgl. Courtage und Porto 

 0 (SHARE) 1,50‰, mindestens 15,34 
+ 0,25‰ Courtage, mindestens 1,79 

+1,53 Porto 
 

ccc) Sonderregelung bei ausdrücklicher abweichender Weisung des Zahlers  
 Bei ausdrücklicher Weisung des Zahlers trägt der Zahler alle Entgelte der Überweisung (OUR)  
 Höhe der Entgelte43 
 

  Entgelt  
zzgl. Courtage, Porto und Spesen 

 1 (OUR) 1,50‰, mindestens 15,34 
+ 0,25‰ Courtage, mindestens 1,79 

+1,53 Porto  
zzgl. 20,00 Fremdspesenpauschale 

 
 Ist eine solche Weisung nicht ausführbar, tragen Zahler und Zahlungsempfänger jeweils die von ihrem   

Zahlungsdienstleister erhobenen Entgelte (SHARE). 
 
 
bb) Überweisungen in Staaten außerhalb des Europäischen Wirtschaftsraums (Drittstaaten)44 
 
aaa) Entgeltpflichtige 
 Der Zahler kann zwischen folgenden Entgeltregelungen wählen 

 0: Zahler und Zahlungsempfänger tragen jeweils die von ihrem Zahlungsdienstleister erhobenen Entgelte  
 (SHARE) 

 1: Zahler trägt alle Entgelte (OUR) 
 2: Zahlungsempfänger trägt alle Entgelte (BEN) 
Hinweise: 

 Bei der Entgeltregelung „0“ können durch zwischengeschaltete Zahlungsdienstleister und den Zah-
lungsdienstleister des Zahlungsempfängers vom Überweisungsbetrag gegebenenfalls Entgelte abge-
zogen werden. 

 Bei der Entgeltregelung „2“ können von jedem beteiligten Zahlungsdienstleister vom Überweisungs-
betrag gegebenenfalls Entgelte abgezogen werden. 
 
 
 
 

                                                      
40 Es wird nur dann ein Entgelt durch den Zahlungsdienstleister erhoben, wenn der Zahlungsdienst / die Überweisung vom Zahler ausgelöst und 
autorisiert wurde und der Zahlungsdienstleister den Zahlungsauftrag fehlerfrei durchgeführt hat. 
41 Bei eiligen Zahlungen entfällt das Porto. 
42 Es wird nur dann ein Entgelt durch den Zahlungsdienstleister erhoben, wenn der Zahlungsdienst / die Überweisung vom Zahler ausgelöst und 
autorisiert wurde und der Zahlungsdienstleister den Zahlungsauftrag fehlerfrei durchgeführt hat. 
43 Es wird nur dann ein Entgelt durch den Zahlungsdienstleister erhoben, wenn die Überweisung vom Zahler ausgelöst und autorisiert wurde 
und der Zahlungsdienstleister den Zahlungsauftrag fehlerfrei durchgeführt hat. 
44 siehe B.IV.6. 
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bbb) Entgelte45  

  

 Entgeltregelung  
  SEPA-Drittstaaten46 

- In Euro mit IBAN/BIC (SEPA-Überwei-
sung) 

 
 

- In Euro mit IBAN/BIC (Echtzeitüber-
weisung) 

0 (SHARE)  
Leistungspreis siehe B.I.1. Privatgirokonto; B.I.2.  

Geschäftsgirokonto 
 

0 (SHARE)  
Leistungspreis siehe B.I.1. Privatgirokonto; B.I.2. Geschäfts-

girokonto 
 übrige Länder (sonstige Zahlungen) 0 (SHARE)  

1,50‰, mindestens 15,34 
+ 0,25‰ Courtage, mindestens 1,79 +1,53 Porto 

 
1 (OUR) 

1,50‰, mindestens 15,34 
+ 0,25‰ Courtage, mindestens 1,79 +1,53 Porto 

  
zzgl. 20,00 Fremdspesenpauschale 

 

 Aufschlag/ Zusatzentgelt für eilige Ausführung (bei Entgeltregelung 0 oder 1), außer Echtzeit- 
Überweisung 

5,11 

Zusätzliches Entgelt für die Ausführung in einer anderen Währung als Kontowährung 
Entgeltregelung Entgelt 

(inklusive Courtage) 
0 (SHARE) 1,50‰, mindestens 15,34 

+ 0,25‰ Courtage, mindestens 1,79 + 1,53 Porto  
1 (OUR) 1,50‰, mindestens 15,34 

+ 0,25‰ Courtage, mindestens 1,79 + 1,53 Porto  
zzgl. 20,00 Fremdspesenpauschale 

 

c) Sonstige Entgelte 
Berechtigte Ablehnung der Ausführung eines Überweisungsauftrags47 
durch die Sparkasse inkl. Porto 

1,53 

   
Bearbeitung eines Überweisungswiderrufs nach Ablauf der Wider-
rufsfrist (zzgl. Fremdkosten) 

 

- innerhalb der Sparkassen-Finanzgruppe              10,00 
- bei sonstigen Zahlungsdienstleistern                           10,00 
   
Bemühen um Wiederbeschaffung von Überweisungen mit fehlerhafter 
Angabe der Kundenkennung des Zahlungsempfängers durch den Kun-
den 

 

- innerhalb der Sparkassen-Finanzgruppe  5,00 
- bei sonstigen Zahlungsdienstleistern  5,00 
Hinweis: Das Institut des Zahlungsempfängers kann weitere Entgelte berechnen. 
 

1.2.2. Gutschrift einer Überweisung 
 

a) Entgeltpflichtiger 
Wer für die Ausführung der Überweisung die anfallenden Entgelte zu tragen hat, bestimmt sich danach, welche Ent-
geltregelung zwischen dem Überweisenden und dessen Kreditinstitut getroffen wurde. Folgende Entgeltregelungen 
sind möglich: 
• 0: Zahler und Zahlungsempfänger tragen jeweils die von ihrem Zahlungsdienstleister erhobenen  

Entgelte (SHARE) 
• 1: Zahler trägt alle Entgelte (OUR) 
• 2: Zahlungsempfänger trägt alle Entgelte (BEN) 
 
Hinweis: 

 Bei der Entgeltregelung „0“ können durch zwischengeschaltete Zahlungsdienstleister und den Zahlungsdienst-
leister des Zahlungsempfängers vom Überweisungsbetrag gegebenenfalls Entgelte abgezogen werden. 

 Bei der Entgeltregelung „2“ können von jedem der beteiligten Zahlungsdienstleister vom Überweisungsbetrag 
gegebenenfalls Entgelte abgezogen werden. 

                                                      
45 Es wird nur dann ein Entgelt durch den Zahlungsdienstleister erhoben, wenn der Zahlungsdienst / die Überweisung vom Zahler ausgelöst und 
autorisiert wurde und der Zahlungsdienstleister den Zahlungsauftrag fehlerfrei durchgeführt hat. 
46 siehe B.IV.8. 
47 Dieses Entgelt wird nur für die berechtigte Ablehnung der Ausführung eines autorisierten Überweisungsauftrags erhoben. 
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b) Entgelte48 

Bei einer Entgeltregelung „0“ oder „2“ werden von der Sparkasse folgende Entgelte berechnet, 
die vom Überweisungsbetrag abgezogen werden: 
 
Absenderland/Währung Entgelt in Euro 
  
SEPA Drittstaaten49  

- in Euro mit IBAN/BIC (SEPA-Überweisung) 

(bei „0“) Leistungspreis siehe B.I.1. Privatgiro-
konto; B.I.2. Geschäftsgirokonto 

 
- in Euro mit IBAN/BIC (Echtzeit-Überweisung) 

(bei „0“) Leistungspreis siehe B.I.1. Privatgiro-
konto; B.I.2. Geschäftsgirokonto 

übrige Länder (bei „0“ oder „2“) 1,50‰, mindestens 15,34 
+ 0,25‰ Courtage, mindestens 1,79 

+ 1,53 Porto  
 

Aufschlag/Zusatzentgelt für eilige Ausführung (bei Entgeltregelung 0 oder 2), außer Echtzeit-Überweisung            5,11 
 

Zusätzliches Entgelt für die Ausführung in einer anderen Währung als Kontowährung 
Entgeltregelung Entgelt  

 
0 (SHARE) 1,50‰, mindestens 15,34 

+ 0,25‰ Courtage, mindestens 1,79  
+ 1,53 Porto 

2 (BEN) 1,50‰, mindestens 15,34 
+ 0,25‰ Courtage, mindestens 1,79  

+ 1,53 Porto 
 

2. Lastschriften 

 
2.1. Lastschriften innerhalb Deutschlands und aus anderen Staaten des Europäischen Wirtschaftsraums (EWR)50 

 
2.1.1. SEPA-Basis-Lastschrift 

 
a) Ausführungsfrist 

Die Sparkasse stellt sicher, dass der Lastschriftbetrag am Fälligkeitstag beim Zahlungsdienstleister des Zahlungs-
empfängers eingeht. 
 

b) Entgelte bei Lastschrifteinlösungen51 
 

Lastschrifteinlösung aus Einreichungen von Entgelt in Euro 
SEPA-Lastschrift innerhalb der Sparkasse Leistungspreis siehe B.I.1. Privatgirokonto; 

B.I.2. Geschäftsgirokonto 
SEPA-Lastschrift von einem anderen Zahlungsdienstleister Leistungspreis siehe B.I.1. Privatgirokonto; 

B.I.2. Geschäftsgirokonto. 
 

c) Sonstige Entgelte 
Berechtigte Ablehnung der Einlösung einer  SEPA-Basis-Lastschrift 
durch die Sparkasse52 inkl. Porto 

1,53 

Bearbeitung eines am Tag der Belastungsbuchung erfolgten Mandats-
Widerrufs 

 unentgeltlich 

 
2.1.2. SEPA-Firmen-Lastschrift 

 
a) Ausführungsfrist 

Die Sparkasse stellt sicher, dass der Lastschriftbetrag am Fälligkeitstag beim Zahlungsdienstleister des Zahlungs-
empfängers eingeht. 

                                                      
48 Es wird nur dann ein Entgelt durch den Zahlungsdienstleister erhoben, wenn die Gutschrift einer Überweisung vereinbarungsgemäß erfolgt 
und vom Zahlungsdienstleister fehlerfrei durchgeführt wurde. 
49 siehe B.IV.8. 
50 siehe B.IV.1. 
51 Diese Entgelte werden nur erhoben, falls die Lastschrifteinlösung fehlerfrei ausgeführt und autorisiert wurde. 
52 Dieses Entgelt wird nur für die berechtigte Ablehnung der Einlösung einer autorisierten SEPA-Basis-Lastschrift wegen fehlender  
Kontodeckung vereinnahmt. 
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b) Entgelte bei Lastschrifteinlösungen53 
 

Lastschrifteinlösung bei Einreichungen von Entgelt 
SEPA-Lastschrift innerhalb der Sparkasse Leistungspreis siehe  

B.I.2. Geschäftsgirokonto 
SEPA-Lastschrift von einem anderen Zahlungsdienstleister Leistungspreis siehe  

B.I.2. Geschäftsgirokonto 
 

c) Sonstige Entgelte 
                 Berechtigte Ablehnung der Einlösung einer SEPA-Firmen-Lastschrift 

durch die Sparkasse inkl. Porto 
1,53 

Bearbeitung eines am Tag der Belastungsbuchung erfolgten Mandats-Widerrufs  unentgeltlich 

2.2. Lastschriften aus weiteren Staaten 

 
Ausführungsfrist 
Lastschriften werden baldmöglichst bewirkt. 
 

2.2.1. SEPA-Basis-Lastschrift 
 

a) Entgelte bei Lastschrifteinlösungen54 
 

Lastschrifteinlösung bei Einreichungen aus Entgelt  
SEPA-Drittstaaten55 Leistungspreis siehe  B.I.1.Privatgirokonto; 

B.I.2. Geschäftsgirokonto 
 

b) Sonstige Entgelte 
Berechtigte Ablehnung der Einlösung einer SEPA-Basis-Lastschrift 
durch die Sparkasse56 inkl. Porto 

 1,53 

Bearbeitung eines am Tag der Belastungsbuchung erfolgten Mandats-Widerrufs  unentgeltlich 
 

2.2.2. SEPA-Firmen-Lastschrift 
 

a) Entgelte bei Lastschrifteinlösungen57 
 

Lastschrifteinlösung bei Einreichungen aus Entgelt in Euro 
SEPA-Drittstaaten58 Leistungspreis siehe  

B.I.2. Geschäftsgirokonto 
 
 

b) Sonstige Entgelte 
Berechtigte Ablehnung der Einlösung einer SEPA-Firmen-Lastschrift 
durch die Sparkasse inkl. Porto 

 1,53 

Bearbeitung eines am Tag der Belastungsbuchung erfolgten Mandats-Widerrufs  unentgeltlich 
 

 

                                                      
53 Diese Entgelte werden nur erhoben, falls die Lastschrifteinlösung fehlerfrei ausgeführt und autorisiert wurde. 
54 Diese Entgelte werden nur erhoben, falls die Lastschrifteinlösung fehlerfrei ausgeführt und autorisiert wurde. 
55 siehe B.IV.8. 
56 Dieses Entgelt wird nur für die berechtigte Ablehnung der Einlösung einer autorisierten SEPA-Basis-Lastschrift wegen fehlender Kontode-
ckung vereinnahmt. 
57 Diese Entgelte werden nur erhoben, falls die Lastschrifteinlösung fehlerfrei ausgeführt und autorisiert wurde. 
58 siehe B.IV.8. 
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2.3. Einreichungsfristen für SEPA-Lastschriften 

 
2.3.1. SEPA-Basis-Lastschriften 

bei Einmal- und wiederkehrenden 
Lastschriften 

frühestens 14 Kalendertage und 
spätestens 2 Geschäftstage bis 08:00 Uhr vor Fälligkeit der SEPA-Basis-Last-
schrift 

 
2.3.2. SEPA-Firmen-Lastschriften 

bei Einmal- und wiederkehrenden 
Lastschriften 

frühestens 14 Kalendertage und 
spätestens 2 Geschäftstage bis 08:00 Uhr vor Fälligkeit der SEPA-Firmen-Last-
schrift 

 
2.4. Lastschrifteinzug59 

 
2.4.1. Entgelte im SEPA-Basis-Lastschriftverfahren 

 Einzelauftrag Einzug Lastschrift siehe Leistungspreis B.I.1. Privatgirokonto und  B.I.2. Ge-
schäftsgirokonto. 

 Sammelauftrag 0,00 

 zuzüglich je darin enthaltener Lastschrift siehe Leistungspreis B.I.1. Privatgirokonto und  B.I.2. Ge-
schäftsgirokonto. 

Rückbelastung von nicht eingelösten Lastschriften  
(zu Lasten des Zahlungsempfängers) 

 3,50 

 
2.4.2. Entgelte im SEPA-Firmenlastschriftverfahren 

 Einzelauftrag Einzug Lastschrift siehe Leistungspreis B.I.1. Privatgirokonto und  B.I.2. Ge-
schäftsgirokonto. 

 Sammelauftrag 0,00 

 zuzüglich je darin enthaltener Lastschrift siehe Leistungspreis B.I.1. Privatgirokonto und  B.I.2. Ge-
schäftsgirokonto 

Rückbelastung von nicht eingelösten Lastschriften  
(zu Lasten des Zahlungsempfängers) 

 3,50 

 

3. Kartengestützter Zahlungsverkehr 

3.1. Mastercard/Visa Card Kartenprodukte (Kreditkarten)60  

Jeweils einschließlich Apple Pay und „Mobiles Bezahlen“ mit Android mit digitalen Mastercard/Visa Kartenpro-
dukten (Kreditkarten)61 62 

a) Ausgabe einer Mastercard/Visa Card (Kreditkarte) 
Sparkassen-Mehrwertpaket Silber (Monatspreis mit jährlicher Abrech-
nung) (bestehender Kartenbestand, kein Neuverkauf) 

 2,90 

Sparkassen-Mehrwertpaket Gold (Monatspreis mit jährlicher Abrech-
nung) 

 7,90 

 für Inhaber Girokonto Gold  1 Paket kostenlos 
Sparkassen-Mehrwertpaket Platinum (Monatspreis mit jährlicher Ab-
rechnung) 

 24,90 

Sparkassen-Businesspaket Silber (Monatspreis mit jährlicher Abrech-
nung) 

 2,90 

Sparkassen-Businesspaket Gold (Monatspreis mit jährlicher Abrech-
nung) 

 7,90 

   
b) Ausstattung von Mastercard/Visa Card Kartenprodukten (Kredit-

karte) mit Motiv als Picture-Card:   
  

aus Galerie bei Privatkarten und Businesskarten  unentgeltlich 
individuelles Motiv bei Privatkarten  unentgeltlich 
Ausstattung mit Firmenmotiv bei Business Cards (je Motiv)  179,00 

                                                      
59 Entgelte werden nur für die beauftragte und fehlerfreie Ausführung erhoben. 
60 Die nachfolgenden Entgelte unter Nr. 3.1 c) bis n) gelten für alle unsere aufgeführten Kartenprodukte von Mastercard und Visa Card (Kredit-
karte), soweit für die jeweilige Karte keine eigenständige Regelung erfolgt. 
61 Die genannte Leistung gilt für die Aktivierung und Nutzung einer oder mehrerer digitaler Mastercard und/oder Visa Kartenprodukte (Kredit-
karten). 
62Gilt nicht für die Businesspakete. 
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c) Vereinbarungsgemäße Zurverfügungstellung einer Ersatzkarte für 

eine Mastercard/Visa Card (Kreditkarte) aufgrund eines Auftrags 
des Kunden 

 für eine beschädigte Mastercard/Visa Card, soweit durch 
vom Kunden zu vertretende Umstände verursacht 

 wegen Namensänderung  
 bei Vergessen der PIN 
 für eine verlorene, gestohlene, missbräuchlich verwen-

dete oder sonst nicht autorisiert genutzte Master-
card/Visa Card 

6,12 

  
d) Postversand nicht abgeholter Kreditkartenabrechnungen für eine 

Mastercard/Visa Card (Kreditkarte)63 
 Portokosten 

   
e) Erstellung und Bereitstellung/Übermittlung eines Duplikats der 

Kreditkartenabrechnung für eine Mastercard/Visa Card (Kredit-
karte) auf Verlangen des Kunden  

 

(soweit durch vom Kunden zu vertretende Umstände verursacht) pro 
Abrechnung 

 

per Postversand  10,00 
  
f) Sperren einer Mastercard/Visa Card (Kreditkarte)  

auf Veranlassung und im Interesse des Kunden (Die Sperranzeige 
gemäß den Kreditkartenbedingungen und eine daraufhin erfolgte 
Sperre sind unentgeltlich) 

unentgeltlich 

   
g) Einsatz der Mastercard/Visa Card (Kreditkarte) zum Bezahlen in 

Euro64 im EWR65  
 unentgeltlich 

   
h) Einsatz der Mastercard/Visa Card (Kreditkarte) zum Bezahlen in 

Fremdwährung66 im EWR67 
in EWR-Fremdwährung68 und in Drittstaatenwährung69 

  
 
 

Währungsumrechnungsentgelt70  1,00%  
des Umsatzes 

   
i) Einsatz der Mastercard/Visa Card (Kreditkarte) zum Bezahlen in 

Fremdwährung71 außerhalb des EWR72  
  

in Drittstaatenwährung73   
Währungsumrechnungsentgelt74  1,00%  

des Umsatzes 
   

j) Bargeldauszahlung mit der Mastercard/Visa Card (Kreditkarte)      
(siehe Kapitel B Nummer II. 3.4) 

  

   

                                                      
63 Die Übermittlung von Kreditkartenabrechnungen in der vereinbarten Form erfolgt unentgeltlich. Rechnungsabschlüsse werden stets unent-
geltlich erstellt und übermittelt. 
64 Für die Preisberechnung maßgeblich ist die Währung, in der der Zahlungsvorgang den von der Sparkasse eingeschalteten Dienstleister er-
reicht. Das heißt, wird eine Kartenzahlung in Fremdwährung ausgelöst und dann in Euro umgerechnet, bevor sie den von der Sparkasse einge-
schalteten Dienstleister erreicht, wird dieser Zahlungsvorgang als Zahlung in Euro abgerechnet. 
65 siehe B.IV.2. 
66 Für die Preisberechnung maßgeblich ist die Währung, in der der Zahlungsvorgang den von der Sparkasse eingeschalteten Dienstleister er-
reicht. Das heißt, wird eine Kartenzahlung in Fremdwährung ausgelöst oder in eine Fremdwährung umgerechnet, bevor sie den von der Spar-
kasse eingeschalteten Dienstleister erreicht, wird dieser Zahlungsvorgang als Zahlung in dieser Fremdwährung abgerechnet. Zur Umrechnung 
siehe Nr. II.6.1. dieses Kapitels. 
67 siehe B.IV.2. 
68 siehe B.IV.4. 
69 siehe B.IV.6. 
70 Die Umrechnung von Umsätzen im EWR-Fremdwährung im EWR erfolgt zum letzten verfügbaren Euro-Referenzwechselkurs der Europäischen 
Zentralbank. Zur Umrechnung und dem hierfür maßgeblichen Zeitpunkt siehe Nr. II.6.1. dieses Kapitels. 
71 Für die Preisberechnung maßgeblich ist die Währung, in der der Zahlungsvorgang den von der Sparkasse eingeschalteten Dienstleister er-
reicht. Das heißt, wird eine Kartenzahlung in Fremdwährung ausgelöst oder in eine Fremdwährung umgerechnet, bevor sie den von der Spar-
kasse eingeschalteten Dienstleister erreicht, wird dieser Zahlungsvorgang als Zahlung in dieser Fremdwährung abgerechnet. Zur Umrechnung 
siehe Nr. II.6.1. dieses Kapitels. 
72 siehe B.IV.2. 
73 siehe B.IV.6 Zum Umrechnungskurs siehe Nummer II. 6.1. dieses Kapitels. 
74 Die Umrechnung von Umsätzen im EWR-Fremdwährung im EWR erfolgt zum letzten verfügbaren Euro-Referenzwechselkurs der Europäischen 
Zentralbank. Zur Umrechnung und dem hierfür maßgeblichen Zeitpunkt siehe Nr. II.6.1. dieses Kapitels. 

26 von 124



 

Sparkasse Stade-Altes Land                                                                     Nr. 74/2023;  Stand 12.04.2023 19 

 

B. Girokonto und Zahlungsverkehr 
 
k) Vereinbarungsgemäße Zurverfügungstellung einer Aktivierungs-

PIN für eine nicht gesperrte Mastercard/Visa Card (Kreditkarte) auf-
grund eines Auftrags des Kunden, soweit durch vom Kunden zu 
vertretende Umstände verursacht (z.B. Vergessen der PIN)75 
Hinweis: 
Die Festlegung einer neuen Wunsch-PIN durch den Kunden an Auto-
maten der Sparkassen ist unentgeltlich. 

 5,00 

   
l) Täglicher Verfügungsrahmen 

Bargeldauszahlung an eigenen/fremden76 Geldautomaten (GA) 
(bei GA der Sparkasse Stade-Altes Land max. 200 EUR pro Verfügung) 

 520,00 

   
m) Sonstiges   

Mastercard/Visa Card Emergency Cash (Kreditkarte)  200,00 
Kündigung Internetabonnement durch PLUSCARD  25,00 

   

3.2. Sparkassen-Card (Debitkarte)  

   
a) Ausgabe einer Sparkassen-Card (Debitkarte)     

Sparkassen-Card (Debitkarte) mit Chip (einschließlich Apple Pay und 
„Mobiles Bezahlen“ mit Android mit digitaler Sparkassen-Card (Debit-
karte))77  

pro Jahr 9,48 

 beim Jugendgirokonto, Girokonto Komplett und Giro-
konto Gold 

 unentgeltlich 

 bei Geschäftsgirokonten pro Jahr 12,00 

 bei Anderkonten pro Jahr 5,00 

 beim Girokonto Schule und Verein pro Jahr 7,90 
   

Sparkassen-Card Debit Mastercard (Debitkarte) (einschließlich Apple 
Pay und „Mobiles Bezahlen“ mit Android mit digitaler Sparkassen-
Card Debit Mastercard (Debitkarte))78  

pro Jahr 9,48 

 beim Jugendgirokonto  unentgeltlich 

 bei Girokonto Komplett und Girokonto Gold pro Jahr 0,00 

 bei Geschäftsgirokonten pro Jahr 12,00 
   
Sparkassen-Card girocard only (Debitkarte)  pro Jahr 5,90 

 bei Anderkonten und Tagesgeldkonten  unentgeltlich 
   
                  Sparkassen-Kundenkarte (nicht für Privatgirokonten) pro Jahr 5,90 

 bei Anderkonten und Tagesgeldkonten 
 beim Girokonto Schule und Verein 

                                   
pro Jahr                         

unentgeltlich 
5,90 

  

b) Täglicher Verfügungsrahmen79   

Sparkassen-Card (Debitkarte) je nach Einsatz (soweit die Karte für den 
jeweiligen Einsatz ausgestattet ist)80: 

  

 Bargeldauszahlung mit der Debitkarte  
 an Geldautomaten der Sparkasse Stade-Altes Land 

bis zu 1.000,00 EUR 
 an fremden Geldautomaten81 im Inland bis zu 

1.000,00 EUR 
 an fremden Geldautomaten82 im Ausland bis zu 

500,00 EUR 

  

 Einsatz an automatisierten Kassen bei Händlern und Dienstleis-
tungsunternehmen sowie Einsatz bei elektronischen Fernzah-
lungsvorgängen über das Internet bei Handels-und Dienstleis-
tungsunternehmen (Online-Handel)83 bis zu 5.000,00 EUR 

  

                                                      
75 Sofern keine Ersatzkarte gemäß Kapitel B II 3.1 d) auf Kundenwunsch beantragt wurde. 
76 Verfügungslimit des Geldautomaten kann geringer sein.  
77 Die genannte Leistung gilt für die Aktivierung und Nutzung einer oder mehrerer digitaler Sparkassen-Cards (Debitkarte). 
78 Die genannte Leistung gilt für die Aktivierung und Nutzung einer oder mehrerer digitaler Sparkassen-Card Debit Mastercards (Debitkarte). 
79 Im Rahmen des Kontoguthabens oder vorher eingeräumten Kredits gilt der Verfügungsrahmen unabhängig für jede zum Konto ausgegebene 
Debitkarte. Für Änderungen des Verfügungsrahmens sind die Regelungen in Nr. 2 AGB-Sparkassen maßgeblich. 
80 Der Verfügungsrahmen gilt, soweit mit dem Kunden nichts Anderes vereinbart wurde. 
81 Verfügungslimit des Geldautomaten kann geringer sein. 
82 Verfügungslimit des Geldautomaten kann geringer sein. 
83 Verfügungslimit im Ausland kann geringer sein. 
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Sparkassen-Card girocard only (Debitkarte):   

 Abhebung von Bargeld an eigenen Geldautomaten bis zu 
1.000,00 EUR 

  

   
c) Vereinbarungsgemäße Zurverfügungstellung einer Ersatzkarte für 

eine Sparkassen-Card (Debitkarte) aufgrund eines Auftrags des 
Kunden 

 für eine beschädigte Sparkassen-Card, soweit durch vom 
Kunden zu vertretende Umstände verursacht 

 wegen Namensänderung  
 bei Vergessen der Debit PIN 
 für eine verlorene, gestohlene, missbräuchlich verwen-

dete oder sonst nicht autorisiert genutzte Sparkassen-
Card 

6,54 

   
d) Sperren einer Sparkassen-Card (Debitkarte) auf Veranlassung und 

im Interesse des Kunden. 
unentgeltlich 

(Die Sperranzeige gemäß den Bedingungen für die Sparkassen-Card 
(Debitkarte)/Sparkassen-Kundenkarte und eine daraufhin erfolgende 
Sperre sind unentgeltlich) 

 

   
e) Einsatz der Sparkassen-Card (Debitkarte) zum Bezahlen in Euro84 

im EWR85 
 unentgeltlich 

  
f) Einsatz der Sparkassen-Card (Debitkarte) zum Bezahlen in Fremd-

währung86 im EWR87 
  

 in EWR-Fremdwährung88   
 Währungsumrechnungsentgelt89 1,00% des Umsatzes 

  

 in Drittstaatenwährung90 1,00% des Umsatzes mindestens 1,00 
  

g) Einsatz der Sparkassen-Card (Debitkarte) zum Bezahlen in Fremd-
währung91 außerhalb des EWR92 

  

 in intraregionaler93 Währung unentgeltlich 

 in internationaler94 Währung 1,00% des Umsatzes mindestens 1,00 
  

                                                      
84 Für die Preisberechnung maßgeblich ist die Währung, in der der Zahlungsvorgang den von der Sparkasse eingeschalteten Dienstleister er-
reicht. Das heißt, wird eine Kartenzahlung in Fremdwährung ausgelöst und dann in Euro umgerechnet, bevor sie den von der Sparkasse einge-
schalteten Dienstleister erreicht, wird dieser Zahlungsvorgang als Zahlung in Euro abgerechnet. 
85 siehe B.IV.2. 
86 Für die Preisberechnung maßgeblich ist die Währung, in der der Zahlungsvorgang den von der Sparkasse eingeschalteten Dienstleister er-
reicht. Das heißt, wird eine Kartenzahlung in Fremdwährung ausgelöst oder in eine Fremdwährung umgerechnet, bevor sie den von der Spar-
kasse eingeschalteten Dienstleister erreicht, wird dieser Zahlungsvorgang als Zahlung in dieser Fremdwährung abgerechnet. Zur Umrechnung 
siehe Nr. II.6.1. dieses Kapitels. 
87 siehe B.IV.2. 
88 siehe B.IV.4. 
89 Die Umrechnung von Umsätzen im EWR-Fremdwährung im EWR erfolgt zum letzten verfügbaren Euro-Referenzwechselkurs der Europäischen 
Zentralbank. Zur Umrechnung und dem hierfür maßgeblichen Zeitpunkt siehe Nr. II.6.1. dieses Kapitels. 
90 Siehe B.IV.6. Zur Umrechnung siehe Nr. II.6.1. dieses Kapitels. 
91 Für die Preisberechnung maßgeblich ist die Währung, in der der Zahlungsvorgang den von der Sparkasse eingeschalteten Dienstleister er-
reicht. Das heißt, wird eine Kartenzahlung in Fremdwährung ausgelöst oder in eine Fremdwährung umgerechnet, bevor sie den von der Spar-
kasse eingeschalteten Dienstleister erreicht, wird dieser Zahlungsvorgang als Zahlung in dieser Fremdwährung abgerechnet. Zum Umrechnungs-
kurs siehe .II. 6.1.dieses Kapitels  
92 siehe B.IV.2. 
93 siehe B.IV.5. 
94 siehe B.IV.7. 
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h) Bargeldauszahlung mit der Sparkassen-Card (Debitkarte) (siehe 

Kapitel B Nummer II. 3.4) 
  

i) Vereinbarungsgemäße Zurverfügungstellung einer Aktivierungs-
PIN für eine nicht gesperrte Sparkassen-Card (Debitkarte) aufgrund 
eines Auftrags des Kunden, soweit durch vom Kunden zu vertre-
tende Umstände verursacht (z.B. Vergessen der PIN)95 
Hinweis: 
Die Festlegung einer neuen Wunsch-PIN durch den Kunden an Auto-
maten der Sparkasse ist unentgeltlich. 

 5,00 

   

   

3.3. Bargeldauszahlungen96 

a) Bargeldauszahlung an eigene Kunden am Schalter am Geldautomaten 

 mit unserer Sparkassen-Card (Debitkarte) siehe B.I.1. Privatgiro; 
B.I.2. Geschäftsgiro 

siehe B.I.1. Privatgiro; 
B.I.2. Geschäftsgiro 

   

 mit unserer Mastercard /Visa Card (Kreditkarte) entfällt 2,00 % des Umsatzes 
mind. 5,50 

   
b) Bargeldauszahlung mit der Sparkassen-Card  

(Debitkarte) bei fremden Zahlungsdienstleistern 
(ZD) an eigene Kunden (im und außerhalb des 
EWR97) 

am Schalter am Geldautomaten 

 bei Sparkassen und Landesbanken, die am Hei-
matsparkassenmodell teilnehmen 

entfällt unentgeltlich 

 bei ZD im EWR, die ein direktes Kundenentgelt98 

erheben: 
Verfügungen in Euro99 

  

 - im girocard-System  entfällt unentgeltlich 
 - im Maestro/Cirrus und V PAY/Plus-Sys-

tem  
entfällt 5,50 

 - im Debit Mastercard-System  entfällt 5,50 
   

 bei ZD im EWR, die kein direktes Kundenent-
gelt100 erheben: 
Verfügungen in Euro101 

  

- im Maestro/Cirrus und V-PAY/Plus- Sys-
tem 

entfällt 5,50 

- im Debit Mastercard-System  entfällt 5,50 
   
 bei ZD im EWR in im Maestro/Cirrus- oder V-

PAY/Plus-System in Fremdwährung102 
  

- in EWR-Fremdwährung103 entfällt 5,50 
zzgl. Währungsumrechnungsent-
gelt104 

entfällt 1,00% des Umsatzes 

- in Drittstaatenwährung105 entfällt 5,50 
   

                                                      
95 Sofern keine Ersatzkarte gemäß Kapitel B II 3.2 c) auf Kundenwunsch beantragt wurde. 
96 Diese Entgelte werden nur erhoben, wenn die Bargeldauszahlung fehlerfrei ausgeführt und autorisiert wurde. 
97 siehe B.IV.2. 
98 Die Höhe des direkten Kundenentgelts vereinbart der automatenbetreibende ZD vor Auszahlung des Verfügungsbetrages mit dem Kartenin-
haber am Geldautomaten. 
99 Für die Preisberechnung maßgeblich ist die Währung, in der der Zahlungsvorgang den von der Sparkasse eingeschalteten Dienstleister er-
reicht. Das heißt, wird eine Kartenzahlung in Fremdwährung ausgelöst und dann in Euro umgerechnet, bevor sie den von der Sparkasse einge-
schalteten Dienstleister erreicht, wird dieser Zahlungsvorgang als Zahlung in Euro abgerechnet. 
100 In diesen Fällen wird uns als Kartenherausgeber regelmäßig ein sog. Interbankenentgelt berechnet. 
101 Für die Preisberechnung maßgeblich ist die Währung, in der der Zahlungsvorgang den von der Sparkasse eingeschalteten Dienstleister er-
reicht. Das heißt, wird eine Kartenzahlung in Fremdwährung ausgelöst und dann in Euro umgerechnet, bevor sie den von der Sparkasse einge-
schalteten Dienstleister erreicht, wird dieser Zahlungsvorgang als Zahlung in Euro abgerechnet. 
102 Für die Preisberechnung maßgeblich ist die Währung, in der der Zahlungsvorgang den von der Sparkasse eingeschalteten Dienstleister er-
reicht. Das heißt, wird eine Kartenzahlung in Fremdwährung ausgelöst oder in eine Fremdwährung umgerechnet, bevor sie den von der Spar-
kasse eingeschalteten Dienstleister erreicht, wird dieser Zahlungsvorgang als Zahlung in dieser Fremdwährung abgerechnet. Zur Umrechnung 
siehe Nr. II.6.1. dieses Kapitels. 
103 siehe B.IV.4. 
104 Die Umrechnung von Umsätzen im EWR-Fremdwährung im EWR erfolgt zum letzten verfügbaren Euro-Referenzwechselkurs der Europäi-
schen Zentralbank. Zur Umrechnung und dem hierfür maßgeblichen Zeitpunkt siehe Nr. II.6.1. dieses Kapitels. 
105 Drittstaaten sind alle Staaten außerhalb des Europäischen Wirtschaftsraumes (EWR). Zur Umrechnung siehe Nr. II.6.1. dieses Kapitels. 
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 bei ZD im EWR im Debit Mastercard-System in 
Fremdwährung106 

  

- in EWR-Fremdwährung107 entfällt 5,50 
zzgl. Währungsumrechnungsent-
gelt108 

entfällt 1,00% des Umsatzes 

- in Drittstaatenwährung109 entfällt 5,50 
   

 bei ZD außerhalb des EWR in Fremdwährung110 
im Maestro/Cirrus-oder V PAY/Plus-System 

entfällt 5,50 

   

 bei ZD außerhalb des EWR in Fremdwährung111 
im Debit Mastercard-System 

entfällt 5,50 

   

c) Bargeldauszahlungen mit Mastercard/Visa Card 
Kartenprodukten (Kreditkarte) bei fremden ZD an 
eigene Kunden (im und außerhalb des EWR112) 

am Schalter am Geldautomaten 

   

 mit unseren Kreditkarten Mastercard/Visa Gold, 
Platinum und Business Card Gold (Kreditkarte)  

  

- in Euro113 3,00 % des Umsatzes, 
mind. 5,50 

unentgeltlich 
 

- im EWR in EWR-Fremdwährung114, in Dritt-
staatenwährung115 und außerhalb des EWR 
in Fremdwährung116 

3,00 % des Umsatzes, 
mind. 5,50 

unentgeltlich 

ggf. zzgl. Währungsumrechnungsentgelt117 1,00 % des Umsatzes 1,00 % des Umsatzes 
   

 mit unseren Kreditkarten Mastercard Stan-
dard/Visa Classic und Business Card Standard 
(Kreditkarte)  

  

- in Euro118 3,00 % des Umsatzes, 
mind. 5,50 

2,00% des Umsatzes,  
mind. 5,50 

 

- im EWR in EWR-Fremdwährung119, in 
Drittstaatenwährung120 und außerhalb 
des EWR in Fremdwährung121 

3,00 % des Umsatzes, 
mind. 5,50 

2,00% des Umsatzes,  
mind. 5,50 

 

ggf. zzgl. Währungsumrechnungsent-
gelt122 

1,00 % des Umsatzes 1,00 % des Umsatzes 
 

 

                                                      
106 Für die Preisberechnung maßgeblich ist die Währung, in der der Zahlungsvorgang den von der Sparkasse eingeschalteten Dienstleister er-
reicht. Das heißt, wird eine Kartenzahlung in Fremdwährung ausgelöst oder in eine Fremdwährung umgerechnet, bevor sie den von der Spar-
kasse eingeschalteten Dienstleister erreicht, wird dieser Zahlungsvorgang als Zahlung in dieser Fremdwährung abgerechnet. Zur Umrechnung 
siehe Nr. II.6.1. dieses Kapitels. 
107 siehe B.IV.4. 
108 Die Umrechnung von Umsätzen im EWR-Fremdwährung im EWR erfolgt zum letzten verfügbaren Euro-Referenzwechselkurs der Europäi-
schen Zentralbank. Zur Umrechnung und dem hierfür maßgeblichen Zeitpunkt siehe Nr. II.6.1. dieses Kapitels. 
109 Drittstaaten sind alle Staaten außerhalb des Europäischen Wirtschaftsraumes (EWR). Zur Umrechnung siehe Nr. II.6.1. dieses Kapitels. 
110 Siehe Begriffserklärung unter B.IV.6. Zur Umrechnung siehe Nr. II.6.1. dieses Kapitels. 
111 Siehe Begriffserklärung unter B.IV.6. Zur Umrechnung siehe Nr. II.6.1. dieses Kapitels. 
112 siehe Begriffserklärung unter B.IV.2. 
113 Für die Preisberechnung maßgeblich ist die Währung, in der der Zahlungsvorgang den von der Sparkasse eingeschalteten Dienstleister er-
reicht. Das heißt, wird eine Kartenzahlung in Fremdwährung ausgelöst und dann in Euro umgerechnet, bevor sie den von der Sparkasse einge-
schalteten Dienstleister erreicht, wird dieser Zahlungsvorgang als Zahlung in Euro abgerechnet. 
114 siehe Begriffserklärung unter B.IV.4. 
115 Drittstaaten sind alle Staaten außerhalb des Europäischen Wirtschaftsraumes (EWR). Zur Umrechnung siehe Nr. II.6.1. dieses Kapitels. 
116 Für die Preisberechnung maßgeblich ist die Währung, in der der Zahlungsvorgang den von der Sparkasse eingeschalteten Dienstleister er-
reicht. Das heißt, wird eine Kartenzahlung in Fremdwährung ausgelöst oder in eine Fremdwährung umgerechnet, bevor sie den von der Spar-
kasse eingeschalteten Dienstleister erreicht, wird dieser Zahlungsvorgang als Zahlung in dieser Fremdwährung abgerechnet. Zur Umrechnung 
siehe Nr. II.6.1. dieses Kapitels. 
117 Die Umrechnung von Umsätzen im EWR-Fremdwährung im EWR erfolgt zum letzten verfügbaren Euro-Referenzwechselkurs der Europäi-
schen Zentralbank. Zur Umrechnung und dem hierfür maßgeblichen Zeitpunkt siehe Nr. II.6.1. dieses Kapitels. 
118 Für die Preisberechnung maßgeblich ist die Währung, in der der Zahlungsvorgang den von der Sparkasse eingeschalteten Dienstleister er-
reicht. Das heißt, wird eine Kartenzahlung in Fremdwährung ausgelöst und dann in Euro umgerechnet, bevor sie den von der Sparkasse einge-
schalteten Dienstleister erreicht, wird dieser Zahlungsvorgang als Zahlung in Euro abgerechnet. 
119 siehe Begriffserklärung unter B.IV.4. 
120 Drittstaaten sind alle Staaten außerhalb des Europäischen Wirtschaftsraumes (EWR). Zur Umrechnung siehe Nr. II.6.1. dieses Kapitels. 
121 Für die Preisberechnung maßgeblich ist die Währung, in der der Zahlungsvorgang den von der Sparkasse eingeschalteten Dienstleister er-
reicht. Das heißt, wird eine Kartenzahlung in Fremdwährung ausgelöst oder in eine Fremdwährung umgerechnet, bevor sie den von der Spar-
kasse eingeschalteten Dienstleister erreicht, wird dieser Zahlungsvorgang als Zahlung in dieser Fremdwährung abgerechnet. Zur Umrechnung 
siehe Nr. II.6.1. dieses Kapitels. 
122 Die Umrechnung von Umsätzen im EWR-Fremdwährung im EWR erfolgt zum letzten verfügbaren Euro-Referenzwechselkurs der Europäi-
schen Zentralbank. Zur Umrechnung und dem hierfür maßgeblichen Zeitpunkt siehe Nr. II.6.1. dieses Kapitels. 
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Gegebenenfalls werden Sie durch den Geldautomatenbetreiber mit einem Entgelt belastet. 
 
 

3.4. Ausführungsfrist 

 
Der Kartenzahlungsbetrag (Debit- und Kreditkarten) wird beim Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfängers spä-
testens wie folgt eingehen: 

  
Kartenzahlungen im EWR in Euro max. 1 Geschäftstag 
Kartenzahlungen im EWR in einer anderen EWR-Währung123 
als Euro 

max. 4 Geschäftstage 

Kartenzahlungen außerhalb des EWR unabhängig von der 
Währung 

Die Kartenzahlung wird baldmöglichst bewirkt. 

 
Die Geschäftstage der Sparkasse ergeben sich aus Kapitel B Nummer II. 7. 

4. Zahlscheingeschäft und Kassengeschäfte124 

 
4.1. Bargeldeinzahlung 

Bargeldeinzahlungen auf eigenes Konto siehe B.I.1. Privatgirokonto; B.I.2. Geschäftsgiro-
konto 

Bargeldeinzahlung eigener Kunden zugunsten Dritter 15,00 
Bargeldeinzahlungen zugunsten von Spendenkonten  unentgeltlich 
Bei Bargeldeinzahlungen zugunsten Dritter bei anderen Zahlungs-
dienstleistern gelten die unter Kapitel B Nummer II. 1.1.1. a) und 
Kapitel B Nummer II. 1.2.1 a) dieses Preis- und Leistungsverzeich-
nisses geregelten Ausführungsfristen. 

 

  

5. Online-Banking und Electronic-Banking 

5.1. Online-Banking Business125 

 Online-Banking Business mit Einzelrechten                                                                                                    
o inklusive 2 Nutzern                                                                                                                              unentgeltlich 
o jeder weitere Nutzer                                                                                                                                     3,57 mtl.   

 Online-Banking Business mit Rollenrechten                                                                                                    
o inklusive 4 Nutzern                                                                                                                                       5,95 mtl. 
o jeder weitere Nutzer                                                                                                                                     1,19 mtl.          

 Online-Banking Business Pro                                                                                                    
o inklusive 6 Nutzern                                                                                                                                     17,85 mtl. 
o jeder weitere Nutzer                                                                                                                                      2,38 mtl.          

         
5.2. Programme126 

 SFirm- Die professionelle Finanzsoftware der Sparkassen 
(Windows) 

  

 Basis  9,52 mtl. 

 EBICS  23,80 mtl. 

 Enterprise  41,65 mtl. 
   

5.3. Dienstleistungen127 

Installation und Schulung von Programmen (pro Stunde)              89,25 

5.4. Online-Banking (PIN/TAN/FinTS) 

 Bereitstellung des Online-Banking Zuganges  unentgeltlich 

 Bereitstellung einer Ersatz-PIN  5,00 

 Bereitstellung einer kontounabhängigen Banking-Card zur Ver-
wendung im Online-Banking (jährlich) 

 3,00 

 Nachbestellung einer kontounabhängigen Banking-Card soweit 
durch vom Kunden zu vertretende Umstände verursacht 

 10,00 

 Bereitstellung von pushTAN128   

                                                      
123 siehe Begriffserklärung unter B.IV.3. 
124 Diese Entgelte werden nur erhoben, falls das Zahlscheingeschäft bzw. das Kassengeschäft fehlerfrei ausgeführt und autorisiert wurde. 
125 Alle Preise inkl. gesetzlicher MwSt. 
126 Alle Preise inkl. gesetzlicher MwSt. 
127 Alle Preise inkl. gesetzlicher MwSt. 
128 Wird nur erhoben, wenn die TAN vom Kunden angefordert, der Zahlungsauftrag vom Kunden mit der bereitgestellten TAN erteilt worden und 
dieser der Sparkasse zugegangen ist. 
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 je pushTAN (bei Geschäftsgirokonten)  unentgeltlich 

 je pushTAN (bei Jugendgirokonto, Girokonto Online, Giro-
konto Spezial, Girokonto Komplett, Girokonto Gold) 

 unentgeltlich 

 Bereitstellung des Elektronischen Safes (bei Girokonto Online, 
Girokonto Spezial, Girokonto Komplett, Girokonto Gold) 

  

 Volumenvariante S pro Monat129  0,90 

 Volumenvariante L pro Monat  1,90 

 Volumenvariante XL pro Monat  2,90 
 

5.5. Electronic-Banking für Unternehmer 

 
Zugangsverwaltung für EBICS 

 Ersteinrichtung EBICS Kunden ID einmalig  50,00 

 Einrichtung / Änderung Teilnehmer für jeweils bis zu fünf EBICS-
Vereinbarungen  

 20,00 

 Einrichtung / Änderung Konto für jeweils bis zu fünf EBICS-Ver-
einbarungen 

 20,00 

 Freischaltung / Führung pro Konto für EBICS monatlich  3,00 

 Freischaltung / Führung pro Konto für Servicerechenzentren 
(ELKO-SRZ) monatlich 

 5,00 

 
Zusätzliche Bereitstellung von Kontoinformationen auf Verlangen des Kunden130 

 Elektronische Avise (MT 940/CAMT.053) pro Konto  unentgeltlich 
und je Übertragungs-/Sicherungsverfahren   

 Elektronischer Kontoauszug im SWIFT-Format MT 940/CAMT.053   
a) pro Konto und/oder  unentgeltlich 
b) pro bereitgestelltem Umsatz  unentgeltlich 

 Umsatzinformation in elektronischen Sammlern   
a) pro Konto und/oder  unentgeltlich 
b) - pro bereitgestellter Datei  unentgeltlich 
 - pro bereitgestelltem Umsatz  Unentgeltlich 

 Elektronischer Kontoauszug im SWIFT-Format MT 940/CAMT.053 
pro  
Kontonummer und je Übertragungs-/Sicherungsverfahren, z. B. 

 unentgeltlich 

für die DATEV   
- pro bereitgestelltem Umsatz  unentgeltlich 

 

 

 
 

5.6. Zahlungsdienste über FinTS/EBICS 131 132 

 
 Beauftragung mittels FinTS: 

 

  Einzelüberweisung  

   SEPA-Überweisung in Euro innerhalb EWR-Staaten133 
Leistungspreise siehe  

B.I.1. Privatgirokonten;  
B.I.2. Geschäftsgirokonten 

   Echtzeit-Überweisung in Euro innerhalb EWR-Staaten134 
Leistungspreise siehe  

B.I.1. Privatgirokonten;  
B.I.2. Geschäftsgirokonten 

                                                      
129 Unentgeltlich bei Nutzung von Löschregeln im Elektronischen Postfach. 
130 Gegenüber Verbrauchern sowie gegenüber Kunden, welche keine Verbraucher sind und mit denen keine abweichende Vereinbarung getrof-
fen wurde, gilt Folgendes: Die Übermittlung von Kontoauszügen in der vereinbarten Form, Häufigkeit und dem vereinbarten Verfahren erfolgt 
unentgeltlich. Rechnungsabschlüsse werden stets unentgeltlich erstellt und übermittelt. Ausgenommen davon ist die Erstellung und Übermitt-
lung von Duplikaten auf Verlangen des Kunden (soweit durch vom Kunden zu vertretende Umstände verursacht). 
131 Bei diesen Preisen fallen ggf. weitere Dienstleistungspreise an, vgl. außerdem die Abschnitte B.II.1 und B.II.2 
132 Für Überweisungen wird nur dann ein Entgelt durch den Zahlungsdienstleister erhoben, wenn die Überweisung vom Zahler ausgelöst und 
autorisiert wurde und der Zahlungsdienstleister den Zahlungsauftrag fehlerfrei durchgeführt hat. Für Lastschrifteinzüge werden Entgelte nur für 
die beauftragte und fehlerfreie Ausführung erhoben. 
133 siehe Begriffserklärung unter B.IV.2. 
134 siehe Begriffserklärung unter B.IV.2. 
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   SEPA-Überweisung in Euro in SEPA-Drittstaaten135 
Leistungspreise siehe  

B.I.1. Privatgirokonten;  
B.I.2. Geschäftsgirokonten 

   Echtzeit-Überweisung in Euro in SEPA-Drittstaaten136 
Leistungspreise siehe  

B.I.1. Privatgirokonten;  
B.I.2. Geschäftsgirokonten 

  Sammelüberweisung  

   SEPA-Überweisung in Euro innerhalb EWR-Staaten137  

   je Sammelbuchung 0,00 

  

 je Einzelauftrag Leistungspreise siehe  
B.I.1. Privatgirokonten;  

B.I.2. Geschäftsgirokonten 
 

   SEPA-Überweisung in Euro in SEPA-Drittstaaten138  

   je Sammelbuchung 0,00 

  

 je Einzelauftrag Leistungspreise siehe 
 B.I.1. Privatgirokonten;  

B.I.2. Geschäftsgirokonten 
 

  Echtzeit-Überweisung in Euro innerhalb EWR-Staaten139 (ab 01.08.2020) 

   je Sammelbuchung 0,00 

  

 je Einzelauftrag Leistungspreise siehe  
B.I.1. Privatgirokonten;  

B.I.2. Geschäftsgirokonten 
 

  Echtzeit-Überweisung in Euro in SEPA-Drittstaaten140 (ab 01.08.2020) 

   je Sammelbuchung 0,00 

  

 je Einzelauftrag Leistungspreise siehe  
B.I.1. Privatgirokonten;  

B.I.2. Geschäftsgirokonten 
 

  
Entgelt für den elektronischen Statusreport bezüglich des Bearbeitungsstandes von Echtzeit-Sammelüberwei-
sungen (ab 01.08.2020) 

  

 je für den Kunden bereit gestellte Status-Report-Nachricht 0,00 
 

  Lastschrifteinzug  

   Im SEPA-Basis-Lastschriftverfahren für Lastschriften innerhalb 
EWR-Staaten141 

 

   je Sammelbuchung 0,00 

  

 je Einzelauftrag Leistungspreise siehe  
B.I.1. Privatgirokonten;  

B.I.2. Geschäftsgirokonten 
 

   im SEPA-Basis-Lastschriftverfahren für Lastschriften in SEPA-Dritt-
staaten142 

 

   je Sammelbuchung 0,00 

  

 je Einzelauftrag Leistungspreise siehe 
 B.I.1. Privatgirokonten;  

B.I.2. Geschäftsgirokonten 
 

   Im SEPA-Firmen-Lastschriftverfahren für Lastschriften innerhalb 
EWR-Staaten143 

 

                                                      
135 siehe B.IV.8. 
136 siehe B.IV.8. 
137 siehe Begriffserklärung unter B.IV.2. 
138 siehe B.IV.8. 
139 siehe Begriffserklärung unter B.IV.2. 
140 siehe B.IV.8. 
141 siehe Begriffserklärung unter B.IV.2. 
142 siehe B.IV.8. 
143 siehe Begriffserklärung unter B.IV.2. 
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   je Sammelbuchung 0,00 

  

 je Einzelauftrag Leistungspreise siehe  
B.I.1. Privatgirokonten;  

B.I.2. Geschäftsgirokonten 
 

   im SEPA-Firmen-Lastschriftverfahren für Lastschriften in SEPA-
Drittstaaten144 

 

   je Sammelbuchung 0,00 

  

 je Einzelauftrag Leistungspreise siehe  
B.I.1. Privatgirokonten;  

B.I.2. Geschäftsgirokonten 
 

 
 Beauftragung mittels EBICS (ELKO): 

 

  Datenfernübertragung ohne elektronische Unterschrift je Datei 0,00 

  Datenfernübertragung mit elektronische Unterschrift je Datei 0,00 

  Überweisungen  

   SEPA-Überweisung in Euro innerhalb EWR-Staaten145  

   je Sammelbuchung 0,00 

  

 je Einzelauftrag Leistungspreise siehe  
B.I.1. Privatgirokonten;  

B.I.2. Geschäftsgirokonten 
 

   SEPA-Überweisung in Euro in SEPA-Drittstaaten146  

   je Sammelbuchung 0,00 

  

 je Einzelauftrag Leistungspreise siehe  
B.I.1. Privatgirokonten;  

B.I.2. Geschäftsgirokonten 
 

  Echtzeit-Überweisung in Euro innerhalb EWR-Staaten147  

   je Sammelbuchung (ab 01.08.2020) 0,00 

  

 je Einzelauftrag Leistungspreise siehe  
B.I.1. Privatgirokonten;  

B.I.2. Geschäftsgirokonten 
 

  Echtzeit-Überweisung in Euro in SEPA-Drittstaaten148  

   je Sammelbuchung (ab 01.08.2020) 0,00 

  

 je Einzelauftrag Leistungspreise siehe  
B.I.1. Privatgirokonten;  

B.I.2. Geschäftsgirokonten 
 

  
Entgelt für den elektronischen Statusreport bezüglich des Bearbeitungsstandes von Echtzeit-Sammelüberwei-
sungen (ab 01.08.2020) 

   je für den Kunden bereit gestellte Status-Report-Nachricht 0,00 

  Lastschrifteinzug  

   Im SEPA-Basis-Lastschriftverfahren für Lastschriften innerhalb 
EWR-Staaten149 

 

   je Sammelbuchung 0,00 

  

 je Einzelauftrag Leistungspreise siehe  
B.I.1. Privatgirokonten;  

B.I.2. Geschäftsgirokonten 
 

   im SEPA-Basis-Lastschriftverfahren für Lastschriften in SEPA-Dritt-
staaten150 

 

   je Sammelbuchung 0,00 

                                                      
144 siehe B.IV.8. 
145 siehe Begriffserklärung unter B.IV.2. 
146 siehe B.IV.8. 
147 siehe Begriffserklärung unter B.IV.2. 
148 siehe B.IV.8. 
149 siehe Begriffserklärung unter B.IV.2. 
150 siehe B.IV.8. 
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 je Einzelauftrag Leistungspreise siehe  
B.I.1. Privatgirokonten;  

B.I.2. Geschäftsgirokonten 
 

   Im SEPA-Firmen-Lastschriftverfahren für Lastschriften innerhalb 
EWR-Staaten151 

 

   je Sammelbuchung 0,00 

  

 je Einzelauftrag Leistungspreise siehe  
B.I.1. Privatgirokonten;  

B.I.2. Geschäftsgirokonten 
 

   im SEPA-Firmen-Lastschriftverfahren für Lastschriften in SEPA-
Drittstaaten152 

 

   je Sammelbuchung 0,00 

  

 je Einzelauftrag Leistungspreise siehe  
B.I.1. Privatgirokonten;  

B.I.2. Geschäftsgirokonten 
 

  Zahlungen aus elektronischen Zahlungssystemen  

   je Sammelbuchung 0,00 

  
 je Einzelauftrag siehe SEPA-Basis-Lastschrift inner-

halb EWR-Staaten 

6. Umrechnungskurs bei der Erbringung von Zahlungsdiensten in fremder Währung 

 
6.1. Kartengestützte Zahlungsdienste 

 
Umsätze mit der Mastercard/Visa Card (Debit-/ Kreditkarte) und mit der Sparkassen-Card (Debitkarte) innerhalb des 
EWR153 in EWR-Fremdwährung154 werden zum zuletzt verfügbaren Euro-Referenzwechselkurs der Europäischen 
Zentralbank (EZB) umgerechnet. Die Euro-Referenzwechselkurse der EZB sind unter https://www.ecb.eu-
ropa.eu/stats/policy_and_exchange_rates/euro_reference_exchange_rates/html/index.en.html abrufbar. 
 
Umsätze mit der Mastercard/Visa Card (Debit-/ Kreditkarte) in EWR-Fremdwährung außerhalb des EWR und/oder in 
Drittstaatenwährung155 werden zum Referenzwechselkurs von Mastercard/Visa umgerechnet. Der von Master-
card/Visa festgelegte Referenzwechselkurs ist auf der Homepage der Sparkasse veröffentlicht und/oder auf Anfrage 
erhältlich. 
 
Umsätze mit der Sparkassen-Card (Debitkarte) im Maestro/Cirrus- und V PAY/Plus-System in EWR-Fremdwährung 
außerhalb des EWR und/oder in Drittstaatenwährung werden zu den Maestro/Cirrus- bzw. V PAY/Plus-Wechselkursen 
umgerechnet. Die Maestro/Cirrus- und V PAY/Plus-Wechselkurse sind unter www.helaba.de/CBD-Kursinformationen 
veröffentlicht und/oder auf Anfrage erhältlich.  
 
Änderungen der jeweiligen (Referenz-)Wechselkurse werden unmittelbar und ohne vorherige Benachrichtigung 
wirksam. Maßgeblicher Zeitpunkt für die Fremdwährungsumrechnung ist die Einreichung des Umsatzes zur Abrech-
nung durch das Vertragsunternehmen. Dieser Zeitpunkt muss nicht dem Zeitpunkt des Einsatzes der Karte entspre-
chen. 
 

6.2. Sonstige Zahlungsdienste 

Umrechnungen von Euro in Fremdwährungen und von Fremdwährungen in Euro erfolgen auf Basis frei gehandelter 
Marktkurse. Diese sind auf der Homepage der Sparkasse veröffentlicht oder auf Anfrage erhältlich. 

7.  Geschäftstage und Annahmezeiten der Sparkasse 

Geschäftstag ist jeder Tag, an dem die an der Ausführung eines Zahlungsvorgangs beteiligten Zahlungsdienstleister 
den für die Ausführung von Zahlungsvorgängen erforderlichen Geschäftsbetrieb unterhalten. Die Sparkasse unter-
hält den für die Ausführung von Zahlungen erforderlichen Geschäftsbetrieb an allen Werktagen, mit Ausnahme von 
- Sonnabenden, 
- 24. und 31. Dezember. 

 
 

Abweichend davon ist für Bargeldein- und auszahlungen an eigenen Geldautomaten jeder Tag, an dem der Geldau-
tomat betrieben wird, ein Geschäftstag. 

                                                      
151 siehe Begriffserklärung unter B.IV.2. 
152 siehe B.IV.8. 
153 siehe Begriffserklärung unter B.IV.2. 
154 siehe Begriffserklärung unter B.IV.4. 
155 siehe Begriffserklärung unter B.IV.6. 
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Zeitpunkt, ab dem eingehende Zahlungsaufträge als am nächsten Geschäftstag zugegangen gelten (Cut-Off-Zeit): 
(sofern nicht an der konkreten Annahmevorrichtung abweichende Cut-Off-Zeiten angegeben sind oder eine Echt-
zeit-Überweisung autorisiert wird) 
 
 
Beratungs-Center: vor Geschäftsschluss (Die jeweiligen Öffnungszeiten finden Sie im Ein-

gangsbereich der Geschäftsstelle oder auf unserer Homepage.) 
SB-Terminal, Online-Banking/FinTS: 19:30 Uhr 
Datenfernübertragung: 19:15 Uhr 

III. Scheckverkehr 

 
Hinweis: 
Die nachstehenden Entgelte werden nur berechnet, soweit für das gewählte Kontomodell nach Kapitel B Nummer I.1 
bis I.3 nichts Abweichendes vereinbart wurde. 

1. Allgemein 

 

 
Scheckeinlösung siehe B.I.1. Privatgiro;  

B.I.2. Geschäftsgiro 
   

 
Scheckeinzug (Inland) siehe B.I.1. Privatgiro;  

B.I.2. Geschäftsgiro 
   
 Scheckvordrucke 5,00 
 Bereitstellung eines Nord/LB-Schecks 30,00 
  
 Wertstellung: 
  - Scheckeinreichungen  
  - eigenes Kreditinstitut Buchungstag 
  - andere Kreditinstitute  
  - Eingang vorbehalten Buchungstag +4 Geschäftstage 
  - Inkasso Buchungstag +4 Geschäftstage 
  - Scheckeinlösung Buchungstag 

 

2. Grenzüberschreitender Scheckverkehr 

2.1. Einzug von Euro-Auslandsschecks und Fremdwährungsschecks 

 

 Bearbeitungsentgelt  
1,50‰  

des Scheckbetrages , 
mindestens 

15,34 

 
Courtage (nur bei 
Fremdwährungsschecks) 

 
0,25 ‰  

des Scheckbetrages, 
mindestens 

1,79 

 
Porto (Bei Auslandsschecks, die über Drittländer eingelöst werden, 
können durch weitere ausländische Banken zusätzliche Entgelte be-
rechnet werden.) 

1,53 

 Rückschecks  
3,00‰  

des Scheckbetrages, 
mindestens 

30,68 

 
 
 
 

2.2. Scheckzahlungen in das Ausland156 

 

 Bearbeitung  
1,50‰  

des Scheckbetrages, 
mindestens  

15,34 

 Scheckausstellung inkl. Porto 5,11 

 Courtage  
0,25‰  

des Scheckbetrages, 
mindestens  

1,79 

                                                      
156 Sofern das Entgelt nicht gemäß Auftrag vom ausländischen Empfänger/Auftraggeber zu zahlen ist. 
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Schecksperren (zzgl. fremde 
Kosten) 

  25,56 

 
2.3. Scheckzahlungen aus dem Ausland 

 
Bearbeitungsentgelt für Auslandsschecks, 
die durch andere inländische Zahlungs-
dienstleister auf dem Inkassoweg vorgelegt 
werden 

1,  1,5‰  
des Scheckbetra-

ges, mindes-
tens 

15,34 

 
2.4. Umrechnungskurse 

Umrechnungen von Euro in Fremdwährungen und von Fremdwährungen in Euro erfolgen 
auf Basis frei gehandelter Marktkurse. Diese sind auf Anfrage erhältlich. 
 

IV. Begriffserklärung 

1. andere EWR Staaten derzeit 

Belgien, Bulgarien, Dänemark, Estland, Finnland, Frankreich (einschließlich Französisch-Guayana, Guadeloupe, Martinique, Ma-
yotte Réunion, St. Barthélemy, St. Martin(französischer Teil)), Griechenland, Irland, Island, Italien, Kroatien, Lettland, Liechten-
stein, Litauen, Luxemburg, Malta, Niederlande, Norwegen, Österreich, Polen, Portugal, Rumänien, Schweden, Slowakei, Slowe-
nien, Spanien, Tschechische Republik, Ungarn sowie Zypern. 

2. EWR Staaten  

Belgien, Bulgarien, Dänemark, Deutschland, Estland, Finnland, Frankreich (einschließlich Französisch-Guayana, Guadeloupe, 
Martinique, Mayotte Réunion, St. Barthélemy, St. Martin(französischer Teil)), Griechenland, Irland, Island, Italien, Kroatien, Lett-
land, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Malta, Niederlande, Norwegen, Österreich, Polen, Portugal, Rumänien, Schweden, Slo-
wakei, Slowenien, Spanien, Tschechische Republik, Ungarn sowie Zypern. 

3. EWR- Währungen  

Euro, Bulgarischer Lew, Dänische Krone, Isländische Krone, Norwegische Krone, Polnischer Zloty, Rumänischer Leu, Schwedi-
sche Krone, Schweizer Franken (nur für Liechtenstein), Tschechische Krone, Ungarischer Forint. 

4. EWR- Fremdwährungen  

Zu den EWR-Fremdwährungen gehören derzeit: Bulgarischer Lew, Dänische Krone, Isländische Krone, Norwegische Krone, Pol-
nischer Zloty, Rumänischer Leu, Schwedische Krone, Schweizer Franken (nur für Liechtenstein), Tschechische Krone, Ungari-
scher Forint. Ausnahme: Rumänische Leu und Schwedische Kronen werden derzeit wie Euro behandelt.Für die Preisberechnung 
maßgeblich ist die Währung, in der der Zahlungsvorgang den von der Sparkasse eingeschalteten Dienstleister erreicht. Das 
heißt, wird eine Kartenzahlung in Fremdwährung ausgelöst oder in eine Fremdwährung umgerechnet, bevor sie den von der 
Sparkasse eingeschalteten Dienstleister erreicht, wird dieser Zahlungsvorgang als Zahlung in dieser Fremdwährung abgerech-
net. Zur Umrechnung siehe Nr. II.6.1. dieses Kapitels. 

5. Intraregionale Währungen  

Betroffen sind alle innerhalb des europäischen Kontinents getätigte Transaktionen. Zu den europäischen Ländern außerhalb 
des EWR gehöre derzeit: Albanien, Armenien, Aserbeidschan, Bosnien-Herzegowina, Georgien, Israel, Kasachstan, Kirgistan, 
Kosovo, Makedonien, Moldawien, Montenegro, Russische Föderation, Schweiz, Serbien, Tadschikistan, Türkei, Turkmenistan, 
Ukraine, Usbekistan, Weißrussland. 

6. Drittstaaten  

Drittstaaten sind alle Staaten außerhalb des Europäischen Wirtschaftsraumes (EWR). 

7. Internationale Währungen  

Betroffen sind alle außerhalb des europäischen Kontinents getätigte Transaktionen. 
 

8. SEPA-Drittstaaten derzeit 

Andorra, Gibraltar, Guernsey, Isle of Man, Jersey, Monaco, San Marino, Schweiz, St. Pierre und Miquelon, Vatikanstadt, Vereinig-
tes Königreich von Großbritannien und Nordirland. 
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I. Sparkonto 

1. Kennwortvereinbarung 

 

 
unentgeltlich 

2. Beginn und Ende der Verzinsung (Wertstellung) 

 
Erster Tag der Verzinsung Einzahlungstag 
Letzter Tag der Verzinsung Tag vor dem Auszahlungstag 

3. Verträge zugunsten Dritter 
 

 mit späterem Gläubigerwechsel (z.B. für den Todesfall, bei Volljährigkeit) 15,00 
 

4. S-Mietkautionskonto 

                               Verpfändung und Treuhandlösung (einmalig bei Abschluss)                                                                                          30,00 
 

5. Vorzeitige Auflösung 
 

 Sparverträgen mit fest vereinbarter Laufzeit 15,00 
 vermögenswirksamen Sparverträgen 15,00 

 

6. VorsorgePlus (Sparkonto mit Zinssammlung)  
 

 Altersvorsorgevertrag nach dem Altersvermögensgesetz  
   
 Auszahlung des Altersvorsorge- Eigenheimbetrages  

(§ 92a EStG i.V.m. § 2a Satz 1 Nr. 2b AltZertG) 
150,00 

 Förderunschädliche Beendigung und Übertragung zu einem anderen Anbieter  
(§ 2a Satz 1 Nummer 2a AltZertG)157 

150,00 

 Förderschädliche Beendigung (§ 2a Satz 1 Nummer 2a AltZertG)158 150,00 
 Aufgaben im Zusammenhang mit einem Versorgungsausgleich  

(§ 2a Satz 1 Nummer 2c AltZertG) 
150,00 

 

7. Verlust von Sparkassenbüchern 
 

 Verzicht auf gerichtliches Aufgebotsverfahren 25,00 
 o bei Jugendsparkassenbüchern unentgeltlich 

 

II. Wertpapiere 

1. Depotleistungen159 

 Depotentgelt 
o Abrechnung und Belastung (jährlich) auf Basis des Be-

stands am 31.12. 
je Depot 10,00 

 Preise für Verwahrung und Verwaltung von Wertpapieren   
o Alle Wertpapiere  (Renten vom Nennwert, andere WP vom 

Kurswert) 
  

 Girosammelverwahrung 0,125% mindestens 5,00 
 Streifbandverwahrung160 0,200% mindestens 10,00 
 Wertpapierrechnung 0,500%  mindestens 10,00 

o Verwahrstücke je Bestand (z.B. geschlossene Fonds, 
Schifffonds) 

 15,00 

                                                      
157 Die Kosten sind niedriger anzusetzen, wenn der Kunde nachweist, dass der Sparkasse keine oder wesentlich niedrigere Aufwendungen ent-
standen sind. 
158 Die Kosten sind niedriger anzusetzen, wenn der Kunde nachweist, dass der Sparkasse keine oder wesentlich niedrigere Aufwendungen ent-
standen sind. 
159 Preise zzgl. gesetzlicher MwSt. 
160 Bei Streifbandverwahrung von girosammelverwahrfähigen Wertpapieren verdoppeln sich die %-Sätze. 
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 Sonderleistungen im Auftrag des Kunden 

o Duplikaterstellung (soweit durch vom Kunden zu vertretende Umstände ver-
ursacht) 

 

 unterjährige Depotaufstellung  Computeraufstellung kosten-
los 

 Erträgnisabrechnung  15,00 
 Verkaufs-/Kaufabrechnung (sonstige)  15,00 
 Jahresdepotauszug  15,00 

   
   
o Bearbeitung der Anträge auf Erstattung von ausländi-

scher Quellensteuer  
 20,00 

   

 Wertlose Ausbuchung von Wertpapieren auf Wunsch des Kunden 
o inländische Wertpapiere  10,00 
o ausländische Wertpapiere  15,00 
   

 Wertpapierlieferung  
o Umschreibung von Namensaktien nur fremde Kosten 
o Eingang von Übertragungen auf ein eigenes Depot, Girosammelübertragung 

auf ein Depot der Sparkasse Stade-Altes Land bzw. deren Verbundpartner 
(z.B. Deka, Sparkassen Broker) 

nur fremde Kosten 

o Übertragung auf Depots bei anderen Zahlungsdienstleistern (je Posten)  
 im Inland verwahrte Wertpapiere nur fremde Kosten 
 im Ausland verwahrte Wertpapiere nur fremde Kosten 
 im Rahmen des Sparkassen-Umzugsservices unentgeltlich 

2. Effektive Stücke161 

 
Einlieferung 10,00 
Effektive Auslieferung von Wertpapieren im Inland verwahrt 15,00 
Effektive Auslieferung von Wertpapieren im Ausland verwahrt 25,00 
Tausch effektiver Wertpapiere in eine andere Stückelung 25,00 
Erneuerung Bogen (sofern Institut nicht Umtauschstelle ist) 10,00 
Einlösung von  Zins- und Dividendenscheinen  
(sofern Institut nicht Zahlstelle ist) 

 

o eigene IHS unentgeltlich 
o fremde Emittenten je angefangene 100 DM/ 50 EUR zum Inkasso 3,00% mind. 15,00 max. 

75,00 
Einlösung von fälligen DM- und Euro- Anleihen (sofern Institut nicht Zahlstelle ist)  

o eigene IHS unentgeltlich 
o fremde Emittenten auf DM oder EUR lautend zum Inkasso  50,00 
o fremde Emittenten auf andere Währungen lautend zum Inkasso 50,00 

Beschaffung von Ersatzurkunden (soweit durch vom Kunden zu  
vertretende Umstände verursacht) 

Preis abhängig von der Art 
des Wertpapiers 

  

3. Transaktionsleistungen 

  An- und Verkauf von Wertpapieren 
  Eigene Kosten 
  - Provision 
  - Vertriebsweg: Berater / Telefon  
             Aktien und ähnliche Produkte   

  
 unter 5.000 EUR 1,00 % v. Kurswert 

Börse Inland mind. 25,00  
Börse Ausland mind. 50,00 

  
   ab 5.000 EUR 0,90 % v. Kurswert 

Börse Inland mind. 25,00  
Börse Ausland mind. 50,00 

  
   ab 15.000 EUR  0,80 % v. Kurswert  

Börse Inland mind. 25,00  
Börse Ausland mind. 50,00 

                                                      
161 Preise zzgl. gesetzlicher MwSt. 
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 ab 25.000 EUR   0,70 % v. Kurswert 

Börse Inland mind. 25,00  
Börse Ausland mind. 50,00 

  
   ab 50.000 EUR  0,60 % v. Kurswert 

Börse Inland mind. 25,00  
Börse Ausland mind. 50,00 

     

  
Investmentfonds (Ausnahme: außerbörsliche Rück-
gabe von Fonds der Deka) 

1,00 % v. Kurswert 
Börse Inland mind. 25,00  

Börse Ausland mind. 50,00 

  Zertifikate 1,00 % v. Kurswert 
Börse Inland mind. 25,00  

Börse Ausland mind. 50,00 

  Festverzinsliche Wertpapiere (Renten) 0,50 % v. Kurswert  
Börse Inland mind. 25,00  

Börse Ausland mind. 50,00 

  Bezugsrechte 1,00 % v. Kurswert 
Börse Inland mind. 2,50  

Börse Ausland mind. 5,00 

  Optionsscheine 1,00 % v. Kurswert 
Börse Inland mind. 35,00  

Börse Ausland mind. 50,00 
 - Vertriebsweg: Internet   

  
Online-Brokerage (an deutschen Börsen oder XETRA 
notierte Wertpapiere, außer EUREX) 

  

    
 

  unter 15.000 EUR  0,25 % v. Kurswert Börse Inland mind. 15,00 
    

 

  ab 15.000 EUR  0,20 % v. Kurswert Börse Inland mind. 15,00 
    

 

  ab 25.000 EUR 0,15 % v. Kurswert Börse Inland mind. 15,00 
    

 

  ab 50.000 EUR  0,10 % v. Kurswert Börse Inland mind. 15,00 
     
     
   
  - Limite 
  Änderung  5,00 
  Verlängerung  5,00 
     

  
Bei der Ausübung/ Andienung von Optionen fallen keine sepa-
raten Kosten an. Diese werden durch die Provisionsabrechnung 
des Aktiengeschäftes abgedeckt. 

  

     

  

Fremdkosten in- und  
 ausländischer Börsen und  
 sonstiger Handelsplätze 

Am jeweiligen Handelsplatz fallen unterschiedliche Gebühren, Kosten oder 
Steuern an. Je nach Börse und/oder Wertpapierart können insbesondere beim 
Handelsplatzentgelt (Maklercourtage) unterschiedliche Bemessungsgrundla-
gen oder auch Pauschalpreise gelten. Genaue Informationen zur Höhe der 
Fremdkosten für Ihren individuellen Wertpapierauftrag können Sie gerne bei 
Ihrem Wertpapierberater erfragen. 

    

  
Umlagegebühr Sofern der Verkauf in einer anderen Lagerstätte erfolgt als der Kundenbestand 

verbucht ist, fällt eine Umlagegebühr an. Der Betrag ist lagerstellenabhängig. 
    
 Kapitaltransaktionen 
  Ausübung von Bezugsrechten,  unentgeltlich 
  Umtausch-/Übernahme-/Rückkaufangebot nur fremde Kosten 
  Optionsscheinausübung nur fremde Kosten 

 

4. Ersatz von Aufwendungen 

Der Ersatz von Aufwendungen der Sparkasse richtet sich nach den gesetzlichen Vorschriften. 
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I. Kreditgeschäft Kostenpflichtige Änderungen im Auftrag des Kunden  
(nicht aufgrund vertraglicher oder gesetzlicher Verpflichtung) 

  
Sicherheitentausch 100,00 
Vorrangeinräumung für Grundpfandrechte Dritter  100,00 
Pfandhaftentlassung 100,00 
Ausfertigung einer Abtretungsurkunde  

o an andere Kreditinstitute je Urkunde 100,00 
Änderung der Leistungsrate (Senkung/Erhöhung) je Konto 100,00 
Änderung von Kredit- und Sicherungsverträgen aufgrund Umfirmierung oder Schuldhaftentlas-
sung eines Kreditnehmers je Vorgang 

100,00 

Schuldübernahme bei gewerblichen Finanzierungen   
o je Vorgang 250,00 

Vorzeitige Ablösung je Immobiliarkredit gemäß § 490 BGB bzw. je gewerblichem Kredit  
o Schadensermittlung (sofern der Kunde keinen geringeren Schaden nachweist; zzgl. 

Vorfälligkeitsentschädigung/ Nichtabnahmeentschädigung) 
200,00 

  
  

II. Bankbürgschaft (Aval) 

 
Avalprovision (p.a.) 3,00 % 
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E. Sonstiges 
 

Hinweis: 
Die nachstehenden Entgelte werden nur berechnet, soweit für das gewählte Kontomodell nach Kapitel B Nummer I.1 bis 
I.3 nichts Abweichendes vereinbart wurde. 

I. Erträgnisaufstellung im Auftrag des Kunden162  

II. Im Auftrag des Kunden vorgenommene Nachforschungen 

o zur vermeintlich nicht ordnungsgemäßen Ausführung von Zahlungsvorgängen  
(soweit nicht durch fehlerhafte Angabe der Kundenkennung des  
Zahlungsempfängers durch den Kunden verursacht) 

unentgeltlich 

III. Anfertigung von Bescheinigungen, Sonderdrucken, Duplikaterstellung im Auftrag des Kunden  

  
(soweit durch vom Kunden zu vertretende Umstände verursacht und nicht bereits durch die 
Kapitel B.I.4, II.3.1 e oder C.II.1. erfasst) 

 

Kontoauszugsduplikate (pro Auszug)  
o maschinelle Erstellung 10,00 
o manuelle Erstellung 
o über die Internetfiliale  

nach Zeitaufwand 
1,00 

Belegzweitschriften, tel. Archivauskünfte (zzgl. Fremdkosten)  
o maschinelle Erstellung 10,00 
o manuelle Erstellung nach Zeitaufwand 

Salden- und Zinsbescheinigungen, Zweitschrift von Steuerbescheinigungen, Betragsbescheini-
gungen pro Erstellungsjahr 

 

o maschinelle Erstellung 10,00 
o manuelle Erstellung nach Zeitaufwand 

Wohngeld-/Fremdmittelbescheinigungen  
o manuelle Erstellung nach Zeitaufwand 

IV. Anfertigung von Standardauskünften gemäß DSGVO  

 

 

o maschinelle Erstellung der ersten Auskunft innerhalb eines Jahres unentgeltlich 
o maschinelle Erstellung ab der zweiten Auskunft innerhalb eines Jahres 10,00 
o manuelle Erstellung je Auskunft nach Zeitaufwand 

V. Personalisierung von Zahlungsverkehrsvordrucken  
(je angefangene 100 Stück)  5,00 

VI. Ermittlung einer neuen Kundenadresse  
soweit Adressänderung vom Kunden nicht mitgeteilt wurde 15,00 

o bei Kunden unter 20 Jahren unentgeltlich 
(SCHUFA/ Einwohnermeldeamt) zzgl. Fremdkosten 

VII. Erbfallbearbeitung  
Verwaltung von Konten, bei denen die Erben innerhalb eines halben Jahres nach dem Todestag 
nicht ermittelt werden konnten (Beinhaltet die Auslegung aller Anfrage-, Anforderungs-, Recher-
che- und Zweitanschriftsgebühren) pro Jahr 

15,00 

VIII. Ausgabe von Münzgeldrollen  
für Kunden (je Rolle) 0,50 
für Nicht- Kunden (je Rolle) 1,00 

IX. Tausch von Euro- Münzen oder –Banknoten  
für Kunden  unentgeltlich 
für Nicht- Kunden grundsätzlich kein Tausch möglich!   

X. Umtausch von DM- Restbeständen in Euro  
in den Geschäftsstellen der Sparkasse Stade-Altes Land (nur noch DM-Banknoten) 3,50%  

mindestens 2,50  
in den Geschäftsstellen der Landeszentralbank (Anschrift: Ost-West-Str. 73 in Hamburg) unentgeltlich 

 

                                                      
162 Die Erstellung der Jahressteuerbescheinigung erfolgt unentgeltlich. 
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Bedingungen für Wertpapiergeschäfte

Fassung November 2018

Diese Sonderbedingungen gelten für den Kauf oder Verkauf sowie für die 
Verwahrung von Wertpapieren, und zwar auch dann, wenn die Rechte 
nicht in Urkunden verbrieft sind (nachstehend „Wertpapiere“).

Geschäfte in Wertpapieren

1. Formen des Wertpapiergeschäfts/Verzicht des Kunden auf Heraus-
gabe von Vertriebsvergütungen

1.1 Kommissions-/Festpreisgeschäfte 
Sparkasse und Kunde schließen Wertpapiergeschäfte in Form von Kom-
missionsgeschäften (1.2) oder Festpreisgeschäften (1.3) ab.

1.2 Kommissionsgeschäfte 
Führt die Sparkasse Aufträge ihres Kunden zum Kauf oder Verkauf von 
Wertpapieren als Kommissionärin aus, schließt sie für Rechnung des 
Kunden mit einem anderen Marktteilnehmer oder einer Zentralen Gegen-
partei ein Kauf- oder Verkaufsgeschäft (Ausführungsgeschäft) ab oder sie 
beauftragt einen anderen Kommissionär (Zwischenkommissionär), ein 
Ausführungsgeschäft abzuschließen. Im Rahmen des elektronischen 
Handels an einer Börse kann der Auftrag des Kunden auch gegen die 
Sparkasse oder den Zwischenkommissionär unmittelbar ausgeführt 
werden, wenn die Bedingungen des Börsenhandels dies zulassen.

1.3 Festpreisgeschäfte 
Vereinbaren Sparkasse und Kunde miteinander für das einzelne Geschäft 
einen festen oder bestimmbaren Preis (Festpreisgeschäft), so kommt ein 
Kaufvertrag zustande; dementsprechend übernimmt die Sparkasse vom 
Kunden die Wertpapiere als Käuferin oder sie liefert die Wertpapiere an 
ihn als Verkäuferin. Die Sparkasse berechnet dem Kunden den verein-
barten Preis, bei verzinslichen Schuldverschreibungen zuzüglich aufge-
laufener Zinsen (Stückzinsen).

1.4 Verzicht des Kunden auf Herausgabe von Vertriebsvergütungen 
Die Sparkasse erhält im Zusammenhang mit Wertpapiergeschäften, die 
sie mit Kunden über Anteile an Investmentvermögen, Zertifikate oder 
strukturierte Anleihen, verzinsliche Wertpapiere und andere Finanzinstru-
mente abschließt, umsatzabhängige Zahlungen von Dritten (z. B. Kapital-
verwaltungsgesellschaften, EU-Verwaltungsgesellschaften, ausländischen 
Verwaltungsgesellschaften, Zertifikate-/Anleiheemittenten, anderen Wert-
papierdienstleistungsunternehmen, einschließlich Unternehmen der Spar-
kassen-Finanzgruppe), die diese an die Sparkasse für den Vertrieb der 
Wertpapiere leisten („Vertriebsvergütungen“). 
Vertriebsvergütungen werden als einmalige und als laufende Vertriebs-
vergütungen gezahlt. Einmalige Vertriebsvergütungen fallen beim Ver-
trieb von Anteilen an Investmentvermögen, Zertifikaten oder strukturierten 
Anleihen und verzinslichen Wertpapieren an. Sie werden von dem Dritten 
als einmalige, umsatzabhängige Vergütung an die Sparkasse geleistet. 
Die Höhe der einmaligen Vertriebsvergütung beträgt in der Regel bei-
spielsweise bei Rentenfonds zwischen 0,1 und 5,5% des Nettoinventar-
werts des Anteils, bei Aktienfonds, offenen Immobilienfonds und Misch- 
bzw. Dachfonds zwischen 0,1 und 5,75% des Nettoinventarwerts des 
Anteils, bei Zertifikaten und strukturierten Anleihen zwischen 0,1 und 5% 
des Nennbetrages und bei verzinslichen Wertpapieren zwischen 0,1 und 
3,5% des Nennbetrages. Laufende Vertriebsvergütungen fallen im 
Zusammenhang mit dem Verkauf von Anteilen an Investmentvermögen 
und in Ausnahmefällen im Zusammenhang mit dem Verkauf von Zertifika-
ten oder strukturierten Anleihen und verzinslichen Wertpapieren an. Sie 
werden von dem Dritten als wiederkehrende, bestandsabhängige Vergü-
tung an die Sparkasse geleistet. Die Höhe der laufenden Vertriebsvergü-
tung beträgt in der Regel beispielsweise bei Rentenfonds zwischen 0,1 
und  1,2% p. a., bei Aktienfonds zwischen 0,1 und 1,5% p. a., bei offenen 
Immobilienfonds zwischen 0, 1 und 0,6% p. a. und bei Misch- bzw. Dach-
fonds zwischen 0,1 und 1,7% p. a. Sofern auch bei dem Vertrieb von Zer-
tifikaten oder strukturierten Anleihen und verzinslichen Wertpapieren lau-
fende Vertriebsvergütungen gezahlt werden, beträgt die laufende Ver-
triebsvergütung in der Regel zwischen 0,1 und 1,5% p. a. Einzelheiten zu 
den Vertriebsvergütungen teilt die Sparkasse dem Kunden jeweils vor 
dem Abschluss eines Wertpapiergeschäfts mit.  
Der Kunde erklärt sich damit einverstanden, dass die Sparkasse die von 
dem Dritten an sie geleisteten Vertriebsvergütungen behält, vorausge-
setzt, dass die Sparkasse die Vertriebsvergütungen nach den Vorschrif-
ten des Wertpapierhandelsgesetzes (insbesondere § 70 WpHG) anneh-
men darf. Insoweit treffen der Kunde und die Sparkasse die von der 
gesetzlichen Regelung des Rechts der Geschäftsbesorgung (§§ 675, 667 
BGB, 384 HGB) abweichende Vereinbarung, dass ein Anspruch des 
Kunden gegen die Sparkasse auf Herausgabe der Vertriebsvergütungen 
nicht entsteht. Blindtext

Ohne diese Vereinbarung müsste die Sparkasse – die Anwendbarkeit 
des Rechts der Geschäftsbesorgung auf alle zwischen der Sparkasse 
und dem Kunden geschlossenen Wertpapiergeschäfte unterstellt – die 
Vertriebsvergütungen an den Kunden herausgeben.

2. Allgemeine Grundsätze der Auftragsausführung für
Wertpapiergeschäfte
Die Sparkasse führt Wertpapiergeschäfte nach ihren jeweils geltenden
Allgemeinen Grundsätzen der Auftragsausführung aus. Diese Grundsätze
sind Bestandteil der Sonderbedingungen. Die Sparkasse ist berechtigt,
die Allgemeinen Grundsätze der Auftragsausführung entsprechend den
aufsichtsrechtlichen Vorgaben zu ändern. Über die Änderungen der All-
gemeinen Grundsätze der Auftragsausführung wird die Sparkasse den
Kunden jeweils informieren.

Besondere Regelungen für das Kommissionsgeschäft

3. Usancen/Unterrichtung/Preis

3.1 Geltung von Rechtsvorschriften/Usancen/Geschäftsbedingungen
Die Ausführungsgeschäfte unterliegen den für den Wertpapierhandel am 
Ausführungsplatz geltenden Rechtsvorschriften und Geschäftsbedingun-
gen (Usancen); daneben gelten die Allgemeinen Geschäftsbedingungen 
des Vertragspartners der Sparkasse.

3.2 Unterrichtung 
Über die Ausführung des Auftrags wird die Sparkasse den Kunden unver-
züglich unterrichten. Wurde der Auftrag des Kunden im elektronischen 
Handel an einer Börse gegen die Sparkasse oder den Zwischenkommis-
sionär unmittelbar ausgeführt, bedarf es keiner gesonderten Benachrichti-
gung. Blindtext

3.3 Preis des Ausführungsgeschäfts/Entgelt/Aufwendungen 
Die Sparkasse rechnet gegenüber dem Kunden den Preis des Ausfüh-
rungsgeschäfts ab. Sie ist berechtigt, ihr Entgelt in Rechnung zu stellen. 
Der Ersatz von Aufwendungen der Sparkasse richtet sich nach den 
gesetzlichen Vorschriften.

4. Erfordernis eines ausreichenden Kontoguthabens/Depotbestandes
Die Sparkasse ist zur Ausführung von Aufträgen oder zur Ausübung von
Bezugsrechten nur insoweit verpflichtet, als das Guthaben des Kunden,
ein für Wertpapiergeschäfte nutzbarer Kredit oder der Depotbestand des
Kunden zur Ausführung ausreichen. Führt die Sparkasse den Auftrag
ganz oder teilweise nicht aus, so wird sie den Kunden unverzüglich unter-
richten. Blindtext

5. Festsetzung von Preisgrenzen
Der Kunde kann der Sparkasse bei der Erteilung von Aufträgen Preis-
grenzen für das Ausführungsgeschäft vorgeben (preislich limitierte Auf-
träge). Blindtext

6. Gültigkeitsdauer von unbefristeten Kundenaufträgen
6.1 Preislich unlimitierte Aufträge
Ein preislich unlimitierter Auftrag gilt entsprechend den Ausführungs-
grundsätzen (2.) nur für einen Handelstag; ist der Auftrag für eine
gleichtägige Ausführung nicht so rechtzeitig eingegangen, dass seine
Berücksichtigung im Rahmen des ordnungsgemäßen Arbeitsablaufes
möglich ist, so wird er für den nächsten Handelstag vorgemerkt. Wird der
Auftrag nicht ausgeführt, so wird die Sparkasse den Kunden hiervon
unverzüglich benachrichtigen. Blindtext

6.2 Preislich limitierte Aufträge 
Ein preislich limitierter Auftrag ist bis zum letzten Handelstag des laufen-
den Monats gültig (Monats-Ultimo). Ein am letzten Handelstag eines 
Monats eingehender Auftrag wird, sofern er nicht am selben Tag ausge-
führt wird, entsprechend den Ausführungsgrundsätzen (2.) für den nächs-
ten Monat vorgemerkt. Die Sparkasse wird den Kunden über die Gültig-
keitsdauer seines Auftrags unverzüglich unterrichten.

7. Gültigkeitsdauer von Aufträgen zum Kauf oder Verkauf
von Bezugsrechten
Preislich unlimitierte Aufträge zum Kauf oder Verkauf von Bezugsrechten
sind für die Dauer des Bezugsrechtshandels gültig. Preislich limitierte
Aufträge zum Kauf oder Verkauf von Bezugsrechten erlöschen mit Ablauf
des vorletzten Tages des Bezugsrechtshandels. Die Gültigkeitsdauer von
Aufträgen zum Kauf oder Verkauf ausländischer Bezugsrechte bestimmt
sich nach den maßgeblichen ausländischen Usancen.
Für die Behandlung von Bezugsrechten, die am letzten Tag des Bezugs-
rechtshandels zum Depotbestand des Kunden gehören, gilt 15. Abs. 1.

Sparkasse Stade-Altes Land
Pferdemarkt 11a, 21682 Stade
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Bedingungen für Wertpapiergeschäfte

8. Erlöschen laufender Aufträge
8.1 Dividendenzahlungen, sonstige Ausschüttungen, Einräumung 
von Bezugsrechten, Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln 
Preislich limitierte Aufträge zum Kauf oder Verkauf von Aktien an inländi-
schen Ausführungsplätzen erlöschen bei Dividendenzahlung, sonstigen 
Ausschüttungen, der Einräumung von Bezugsrechten oder einer Kapital-
erhöhung aus Gesellschaftsmitteln mit Ablauf des Handelstages, an dem 
die Aktien letztmalig einschließlich der vorgenannten Rechte gehandelt 
werden, sofern die jeweiligen Regelungen des Ausführungsplatzes ein 
Erlöschen vorsehen. Bei Veränderung der Einzahlungsquote teileinge-
zahlter Aktien oder des Nennwertes von Aktien und im Falle des Aktiens-
plittings erlöschen preislich limitierte Aufträge mit Ablauf des Handelsta-
ges vor dem Tag, an dem die Aktien mit erhöhter Einzahlungsquote bzw. 
mit dem veränderten Nennwert bzw. gesplittet notiert werden.

8.2 Kursaussetzung 
Wenn an einem inländischen Ausführungsplatz die Preisfeststellung wegen 
besonderer Umstände im Bereich des Emittenten unterbleibt (Kursaus-
setzung), erlöschen sämtliche an diesem Ausführungsplatz auszuführen-
den Kundenaufträge für die betreffenden Wertpapiere, sofern die Bedin-
gungen des Ausführungsplatzes dies vorsehen.

8.3 Ausführung von Kundengeschäften an ausländischen 
Ausführungsplätzen 
Bei der Ausführung von Kundengeschäften an ausländischen Ausfüh-
rungsplätzen gelten insoweit die Usancen der ausländischen Ausfüh-
rungsplätze. Blindtext

8.4 Benachrichtigung 
Von dem Erlöschen eines Kundenauftrags wird die Sparkasse den Kunden 
unverzüglich benachrichtigen.

9. Haftung der Sparkasse bei Kommissionsgeschäften 
Die Sparkasse haftet für die ordnungsgemäße Erfüllung des Ausfüh-
rungsgeschäfts durch ihren Vertragspartner oder den Vertragspartner des 
Zwischenkommissionärs. Bis zum Abschluss eines Ausführungsgeschäfts 
haftet die Sparkasse bei der Beauftragung eines Zwischenkommissionärs 
nur für dessen sorgfältige Auswahl und Unterweisung.

Erfüllung der Wertpapiergeschäfte

10. Erfüllung im Inland als Regelfall 
Die Sparkasse erfüllt Wertpapiergeschäfte im Inland, soweit nicht die 
nachfolgenden Bedingungen oder eine anderweitige Vereinbarung die 
Anschaffung im Ausland vorsehen.

11. Anschaffung im Inland 
Bei der Erfüllung im Inland verschafft die Sparkasse dem Kunden, sofern 
die Wertpapiere zur Girosammelverwahrung bei der deutschen Wertpa-
piersammelbank (Clearstream Banking AG) zugelassen sind, Miteigen-
tum an diesem Sammelbestand – Girosammel-Depotgutschrift – (GS-
Gutschrift). Soweit Wertpapiere nicht zur Girosammelverwahrung zuge-
lassen sind, wird dem Kunden Alleineigentum an Wertpapieren ver-
schafft. Diese Wertpapiere verwahrt die Sparkasse für den Kunden 
gesondert von ihren eigenen Beständen und von denen Dritter (Streif-
bandverwahrung). Blindtext

12. Anschaffung im Ausland
12.1 Anschaffungsvereinbarung 
Die Sparkasse schafft Wertpapiere im Ausland an, wenn 
– sie als Kommissionärin Kaufaufträge in in- oder ausländischen Wertpa-

pieren im Ausland ausführt oder 
– sie dem Kunden im Wege eines Festpreisgeschäfts ausländische 

Wertpapiere verkauft, die im Inland weder börslich noch außerbörslich 
gehandelt werden oder 

– sie als Kommissionärin Kaufaufträge in ausländischen Wertpapieren 
ausführt oder dem Kunden ausländische Wertpapiere im Wege eines 
Festpreisgeschäfts verkauft, die zwar im Inland börslich oder außer-
börslich gehandelt, üblicherweise aber im Ausland angeschafft werden.

12.2 Einschaltung von Zwischenverwahrern 
Die Sparkasse wird die im Ausland angeschafften Wertpapiere im Aus-
land verwahren lassen. Hiermit wird sie einen anderen in- oder ausländi-
schen Verwahrer (z. B. Clearstream Banking AG) beauftragen oder eine 
eigene ausländische Geschäftsstelle damit betrauen. Die Verwahrung der 
Wertpapiere unterliegt den Rechtsvorschriften und Usancen des Verwah-
rungsortes und den für den oder die ausländischen Verwahrer geltenden 
Allgemeinen Geschäftsbedingungen.

12.3 Gutschrift in Wertpapierrechnung 
Die Sparkasse wird sich nach pflichtgemäßem Ermessen unter Wahrung 
der Interessen des Kunden das Eigentum oder Miteigentum an den Wert-
papieren oder eine andere im Lagerland übliche, gleichwertige Rechts-
stellung verschaffen und diese Rechtsstellung treuhänderisch für den 
Kunden halten. Hierüber erteilt sie dem Kunden Gutschrift in Wertpapier-
rechnung (WR-Gutschrift) unter Angabe des ausländischen Staates, in 
dem sich die Wertpapiere befinden (Lagerland).

12.4 Deckungsbestand 
Die Sparkasse braucht die Auslieferungsansprüche des Kunden aus der 
ihm erteilten WR-Gutschrift nur aus dem von ihr im Ausland unterhalte-
nen Deckungsbestand zu erfüllen. Der Deckungsbestand besteht aus den 
im Lagerland für die Kunden und für die Sparkasse aufbewahrten Wert-
papieren derselben Gattung. Ein Kunde, dem eine WR-Gutschrift erteilt 
worden ist, trägt daher anteilig alle wirtschaftlichen und rechtlichen Nach-
teile und Schäden, die den Deckungsbestand als Folge von höherer 
Gewalt, Aufruhr, Kriegs- und Naturereignissen oder durch sonstige von 
der Sparkasse nicht zu vertretende Zugriffe Dritter im Ausland oder im 
Zusammenhang mit Verfügungen von hoher Hand des In- oder Auslands 
treffen sollten.

12.5 Behandlung der Gegenleistung 
Hat ein Kunde nach Absatz 4 Nachteile und Schäden am Deckungsbe-
stand zu tragen, so ist die Sparkasse nicht verpflichtet, dem Kunden den 
Kaufpreis zurückzuerstatten.

Die Dienstleistungen im Rahmen der Verwahrung

13. Depotauszug 
Die Sparkasse erteilt mindestens einmal jährlich einen Depotauszug.

14. Einlösung von Wertpapieren/Bogenerneuerung
14.1 Inlandsverwahrte Wertpapiere 
Bei im Inland verwahrten Wertpapieren sorgt die Sparkasse für die Ein-
lösung von Zins-, Gewinnanteil- und Ertragscheinen sowie von rückzahl-
baren Wertpapieren bei deren Fälligkeit. Der Gegenwert von Zins-, 
Gewinnanteil- und Ertragscheinen sowie von fälligen Wertpapieren jeder 
Art wird unter dem Vorbehalt gutgeschrieben, dass die Sparkasse den 
Betrag erhält, und zwar auch dann, wenn die Papiere bei der Sparkasse 
selbst zahlbar sind. Die Sparkasse besorgt neue Zins-, Gewinnanteil- 
und Ertragscheinbogen (Bogenerneuerung).

14.2 Auslandsverwahrte Wertpapiere 
Diese Pflichten obliegen bei im Ausland verwahrten Wertpapieren dem 
ausländischen Verwahrer.

14.3 Auslosung und Kündigung von Schuldverschreibungen 
Bei im Inland verwahrten Schuldverschreibungen überwacht die Spar-
kasse den Zeitpunkt der Rückzahlung infolge Auslosung und Kündigung 
anhand der Veröffentlichungen in den „Wertpapier-Mitteilungen“. Bei 
einer Auslosung von im Ausland verwahrten rückzahlbaren Schuldver-
schreibungen, die anhand deren Urkundennummern erfolgt (Nummern-
auslosung), wird die Sparkasse nach ihrer Wahl dem Kunden für die ihm 
in Wertpapierrechnung gutgeschriebenen Wertpapiere entweder Urkun-
dennummern für die Auslosungszwecke zuordnen oder in einer internen 
Auslosung die Aufteilung des auf den Deckungsbestand entfallenden 
Betrages auf die Kunden vornehmen. Diese interne Auslosung wird unter 
Aufsicht einer neutralen Prüfungsstelle vorgenommen; sie kann stattdes-
sen unter Einsatz einer elektronischen Datenverarbeitungsanlage durch-
geführt werden, sofern eine neutrale Auslosung gewährleistet ist.

14.4 Einlösung in fremder Währung 
Werden Zins-, Gewinnanteil- und Ertragscheine sowie fällige Wertpapiere 
in ausländischer Währung oder Rechnungseinheiten eingelöst, wird die 
Sparkasse den Einlösungsbetrag auf dem Konto des Kunden in dieser 
Währung gutschreiben, sofern der Kunde ein Konto in dieser Währung 
unterhält. Anderenfalls wird sie dem Kunden hierüber eine Gutschrift in 
Euro erteilen, sofern nicht etwas anderes vereinbart ist.

15. Behandlung von Bezugsrechten/Optionsscheinen/ 
Wandelschuldverschreibungen

15.1 Bezugsrechte 
Über die Einräumung von Bezugsrechten wird die Sparkasse den Kunden 
benachrichtigen, wenn hierüber eine Bekanntmachung in den „Wertpa-
pier-Mitteilungen“ erschienen ist. Soweit die Sparkasse bis zum Ablauf 
des vorletzten Tages des Bezugsrechtshandels keine andere Weisung 
des Kunden erhalten hat, wird sie sämtliche zum Depotbestand des 
Kunden gehörenden inländischen Bezugsrechte bestens verkaufen; aus-
ländische Bezugsrechte darf die Sparkasse gemäß den im Ausland gel-
tenden Usancen bestens verwerten lassen.

15.2 Options- und Wandlungsrechte 
Über den Verfall von Rechten aus Optionsscheinen oder Wandlungsrech-
ten aus Wandelschuldverschreibungen wird die Sparkasse den Kunden 
mit der Bitte um Weisung benachrichtigen, wenn auf den Verfalltag in den 
„Wertpapier-Mitteilungen“ hingewiesen worden ist.

16. Weitergabe von Nachrichten 
Werden in den „Wertpapier-Mitteilungen“ Informationen veröffentlicht, die 
die Wertpapiere des Kunden betreffen, oder werden der Sparkasse 
solche Informationen vom Emittenten oder von ihrem ausländischen Ver-
wahrer/Zwischenverwahrer übermittelt, so wird die Sparkasse dem 
Kunden diese Informationen zur Kenntnis geben, soweit sich diese auf 
die Rechtsposition des Kunden erheblich auswirken können und die 
Blindtext
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Bedingungen für Wertpapiergeschäfte

Benachrichtigung des Kunden zur Wahrung seiner Interessen erforderlich 
ist. So wird sie insbesondere Informationen über 
– gesetzliche Abfindungs- und Umtauschangebote, 
– freiwillige Kauf- und Umtauschangebote, 
– Sanierungsverfahren 
zur Kenntnis geben. Eine Benachrichtigung kann unterbleiben, wenn die 
Information bei der Sparkasse nicht rechtzeitig eingegangen ist oder die 
vom Kunden zu ergreifenden Maßnahmen wirtschaftlich nicht zu vertreten 
sind, weil die anfallenden Kosten in einem Missverhältnis zu den mögli-
chen Ansprüchen des Kunden stehen.

17. Prüfungspflicht der Sparkasse 
Die Sparkasse prüft anhand der Bekanntmachungen in den „Wertpapier-
Mitteilungen“ einmalig bei der Einlieferung von Wertpapierurkunden, ob 
diese von Verlustmeldungen (Opposition), Zahlungssperren und derglei-
chen betroffen sind. Die Überprüfung auf Aufgebotsverfahren zur Kraftloser-
klärung von Wertpapierurkunden erfolgt auch nach Einlieferung.

18. Umtausch sowie Ausbuchung und Vernichtung von Urkunden
18.1 Urkundenumtausch 
Die Sparkasse darf ohne vorherige Benachrichtigung des Kunden einer in 
den „Wertpapier-Mitteilungen“ bekannt gemachten Aufforderung zur Ein-
reichung von Wertpapierurkunden Folge leisten, wenn diese Einreichung 
offensichtlich im Kundeninteresse liegt und damit auch keine Anlageent-
scheidung verbunden ist (wie z. B. nach der Fusion der Emittentin mit 
einer anderen Gesellschaft oder bei inhaltlicher Unrichtigkeit der Wertpa-
pierurkunden). Der Kunde wird hierüber unterrichtet.

18.2 Ausbuchung und Vernichtung nach Verlust der 
Wertpapiereigenschaft 
Verlieren die für den Kunden verwahrten Wertpapierurkunden ihre Wert-
papiereigenschaft durch Erlöschen der darin verbrieften Rechte, so 
können sie zum Zwecke der Vernichtung aus dem Depot des Kunden 
ausgebucht werden. Im Inland verwahrte Urkunden werden, soweit mög-
lich, dem Kunden auf Verlangen zur Verfügung gestellt. Der Kunde wird 
über die Ausbuchung, die Möglichkeit der Auslieferung und die mögliche 
Vernichtung unterrichtet. Erteilt er keine Weisung, so kann die Sparkasse 
Blindtext

die Urkunden nach Ablauf einer Frist von zwei Monaten nach Absendung 
der Mitteilung an den Kunden vernichten.

19. Haftung
19.1 Inlandsverwahrung 
Bei der Verwahrung von Wertpapieren im Inland haftet die Sparkasse für 
jedes Verschulden ihrer Mitarbeiter und der Personen, die sie zur Erfül-
lung ihrer Verpflichtungen hinzuzieht. Soweit dem Kunden eine GS-Gut-
schrift erteilt wird, haftet die Sparkasse auch für die Erfüllung der Pflich-
ten der Clearstream Banking AG.

19.2 Auslandsverwahrung 
Bei der Verwahrung von Wertpapieren im Ausland beschränkt sich die 
Haftung der Sparkasse auf die sorgfältige Auswahl und Unterweisung des 
von ihr beauftragten ausländischen Verwahrers oder Zwischenverwah-
rers. Bei einer Zwischenverwahrung durch die Clearstream Banking AG 
oder einen anderen inländischen Zwischenverwahrer sowie einer Ver-
wahrung durch eine eigene ausländische Geschäftsstelle haftet die Spar-
kasse für deren Verschulden.

20. Sonstiges
20.1 Auskunftsersuchen 
Ausländische Wertpapiere, die im Ausland angeschafft oder veräußert 
werden oder die ein Kunde von der Sparkasse im Inland oder im Ausland 
verwahren lässt, unterliegen regelmäßig einer ausländischen Rechtsord-
nung. Rechte und Pflichten der Sparkasse oder des Kunden bestimmen 
sich daher auch nach dieser Rechtsordnung, die auch die Offenlegung 
des Namens des Kunden vorsehen kann. Die Sparkasse wird entspre-
chende Auskünfte an ausländische Stellen erteilen, soweit sie hierzu ver-
pflichtet ist; sie wird den Kunden hierüber benachrichtigen.

20.2 Einlieferung/Überträge 
Diese Sonderbedingungen gelten auch, wenn der Kunde der Sparkasse 
in- oder ausländische Wertpapiere zur Verwahrung effektiv einliefert oder 
Depotguthaben von einem anderen Verwahrer übertragen lässt. Verlangt 
der Kunde die Verwahrung im Ausland, wird ihm eine WR-Gutschrift nach 
Maßgabe dieser Sonderbedingungen erteilt.
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1. Leistungsangebot 
Die Sparkasse bietet für bestimmte Wertpapiere („ansparplanfähige Anla-
gen“) die Möglichkeit an, Wertpapier-Sparpläne abzuschließen. 

Der Kunde beauftragt die Sparkasse, Anteile in ansparplanfähigen Anla-
gen in zeitlich wiederkehrenden Abständen (Sparperiode) zum vereinbar-
ten Ausführungstermin zu einem im Vorhinein vereinbarten Gegenwert 
(Sparrate) zu erwerben. Die Anlage kann nur in Verbindung mit einem bei 
der Sparkasse geführten Depot erfolgen.

2. Zuführung zum Depot 

2.1 Ansparung 
Die erworbenen Anteile und gegebenenfalls Bruchteile von Anteilen der 
ansparplanfähigen Anlage werden dem Depot des Kunden gutgeschrie-
ben. Anteilsbruchteile werden bis zu vier Dezimalstellen errechnet und 
kaufmännisch gerundet.

2.2 Zahlungsmodalitäten 
Die Sparkasse wird die vereinbarte Sparrate dem vom Kunden angege-
benen Verrechnungskonto zum vereinbarten Ausführungstermin gemäß 
den Abwicklungsmodalitäten der ansparplanfähigen Anlage belasten. 
Diese wird durch Lastschrift eingezogen, wenn das Konto bei einem Dritt- 
institut geführt wird.

Der Kunde ist verpflichtet, zu jedem Ausführungstermin für eine ausrei-
chende Deckung (Guthaben oder Verfügungsrahmen) auf dem Verrech- 
nungskonto zu sorgen. Sollte nicht genügend Deckung auf dem Ver- 
rechnungskonto vorhanden sein, ist die Sparkasse berechtigt, den Aus-
führungstermin unberücksichtigt zu lassen (Aussetzung oder Rück-
abwicklung).

2.3 Umgang mit Ausschüttungen/Erträgen 
Soweit die ansparplanfähigen Anlagen ausschütten und keine Vereinba-
rung zur Wiederanlage getroffen wurde, werden die nach Abzug etwaiger 
einzubehaltender Steuern und Abgaben verbleibenden Ausschüttungen 
dem vom Kunden angegebenen Verrechnungskonto gutgeschrieben.

Für Bruchteile erfolgt eine anteilige Gutschrift der Erträge.

Im Rahmen eines Wertpapier-Sparplans kann der Kunde mit der Spar-
kasse auch die Wiederanlage der Erträge, die nach Abzug etwaiger einzu-
behaltender Steuern und Abgaben verbleiben, vereinbaren. Exchange 
Traded Funds (ETFs) sind hiervon ausgenommen.

2.4 Börsengehandelte Wertpapiere  
Für Sparpläne in börsengehandelten Wertpapieren gelten die diesbezüg-
lichen Ausführungsgrundsätze mit der Einschränkung, dass der Kunde 
keine Weisung erteilen kann.

3. Entnahmen aus dem Depot 

3.1 Verkauf/Teilverkauf 
Der Kunde kann der Sparkasse den Auftrag erteilen, die bereits ange-
sparten Anteile teilweise oder vollständig zu verkaufen. Den Verkaufser-
lös wird die Sparkasse nach Abzug etwaiger einzubehaltender Steuern 
und Abgaben und gegebenenfalls Ausführungskosten (gemäß Preis- und 
Leistungsverzeichnis) dem vom Kunden angegebenen Verrechnungs-
konto gutschreiben. Der Wertpapier-Sparplan bleibt von diesem Verkauf 
unberührt.

3.2 Übertragung 
Der Kunde kann die teilweise oder vollständige Übertragung der im Depot 
befindlichen ansparplanfähigen Anteile verlangen. Anteilsbruchteile, die 
im Rahmen des Wertpapier-Sparplans erworben wurden, können gege-
benenfalls nicht übertragen werden und verbleiben auf dem Depot des 
Kunden.

Erfolgt die Übertragung aufgrund der Beendigung des Depotvertrags, ist 
die Sparkasse berechtigt, die auf dem Depot verbleibenden Anteilsbruch-
teile zu veräußern. Die Regelung aus 3.1 gilt entsprechend.

4. Aussetzung/Änderung/Kündigung des Wertpapier-Sparplans 

4.1 Aussetzung 
Der Kunde kann den Wertpapier-Sparplan aussetzen. Die Sparkasse 
kann eine Aussetzung des Wertpapier-Sparplans nur dann zum nächsten 
Ausführungstermin berücksichtigen, wenn ihr die Erklärung zur Ausset-
zung spätestens einen Geschäftstag1 vor dem nächsten Ausführungster-
min zugegangen ist.

Der Wertpapier-Sparplan bleibt trotz Aussetzung bestehen; der Kunde 
kann den Wertpapier-Sparplan jederzeit fortsetzen. Die ausgesetzten 
Sparraten werden nach Fortsetzung des Wertpapier-Sparplans nicht 
nachträglich investiert.

Die Sparkasse hat das Recht, die Ausführung des Wertpapier-Sparplans 
auszusetzen, wenn der Erwerb von Anteilen der ansparplanfähigen 
Anlage aus Gründen, die die Sparkasse nicht zu vertreten hat, nicht mög-
lich ist (Beispiel: vorübergehende Fondsschließung).

Die Sparkasse wird den Wertpapier-Sparplan erst fortführen, sobald ein 
Erwerb von Anteilen der ansparplanfähigen Anlage wieder möglich ist.

4.1.1 Börsengehandelte Wertpapiere 
Sofern zum Zeitpunkt der Übermittlung der Order an den Ausführungs-
platz am relevanten Ausführungsplatz (gemäß den jeweiligen Ausfüh-
rungsgrundsätzen) für das an einer Wertpapierbörse gehandelte Wertpa-
pier kein gültiger Kaufkurs (Beispiel: Vorübergehende Handels- oder 
Kursaussetzung) festgestellt werden kann, findet keine Ausführung zu 
diesem Ausführungstermin statt.

4.2 Änderung 
Der Kunde kann nach Maßgabe der von der Sparkasse vorgegebenen 
Parameter die Sparrate des Wertpapier-Sparplans erhöhen oder reduzie-
ren sowie die Sparperiode und den Ausführungstermin ändern. 

Die Sparkasse kann den Auftrag zur Änderung des Wertpapier-Sparplans 
nur dann zum nächsten Ausführungstermin berücksichtigen, wenn ihr der 
Auftrag spätestens einen Geschäftstag vor dem nächsten Ausführungs-
termin zugegangen ist. Die Änderung wird ab der nächstfolgenden Spar-
rate berücksichtigt. 

4.3 Änderung von Gattungsmerkmalen bei Wertpapieren  
Bei Fusionen von Investmentfonds oder Wertpapieremittenten, Umbenen-
nung oder Änderung der Wertpapierkennnummer/ISIN von ansparplanfä-
higen Anlagen wird die Sparkasse den Kunden unverzüglich nach Kennt-
niserlangung unterrichten. Der Wertpapier-Sparplan kann in diesem Fall 
in ansparplanfähigen Anlagen der bestehenden Wertpapierkennnummer/
ISIN nicht mehr fortgeführt werden und wird daher gelöscht.  

Sofern der Kunde den Wertpapier-Sparplan in ansparplanfähigen Anla-
gen mit einer neuen Wertpapierkennnummer/ISIN oder eines fusionierten 
Investmentfonds oder Wertpapiers fortsetzen möchte, so muss ein neuer 
Wertpapier-Sparplan hierüber abgeschlossen werden.

4.4 Auflösung einer ansparplanfähigen Anlage  
Ansparplanfähige Anlagen können aus unterschiedlichen Gründen enden 
(z. B. Zeitablauf, Liquidation). Endet eine ansparplanfähige Anlage, so ist 
die Sparkasse berechtigt, die Anteile oder Anteilsbruchteile der anspar-
planfähigen Anlage am letzten Bewertungstag zu veräußern und den 
Gegenwert dem Verrechnungskonto gutzuschreiben, sofern keine gegen-
teilige Weisung des Kunden vorliegt.

4.5 Kündigung 
Der Kunde kann den Wertpapier-Sparplan jederzeit und ohne Angabe 
von Gründen kündigen. Der Auftrag zur Kündigung des Wertpapier-Spar-
plans muss der Sparkasse spätestens einen Geschäftstag vor dem 
nächsten Ausführungstermin zugegangen sein. Andernfalls wird der 
Wertpapier-Sparplan zum nächsten Termin noch einmal ausgeführt und 
erst im Anschluss beendet.

Die Sparkasse wird nach dem rechtzeitigen Zugang der Kündigung die 
vereinbarte Sparrate nicht weiter belasten und nicht in die vertraglich ver-
einbarte ansparplanfähige Anlage investieren. Die bereits angesparten 
Anteile bleiben von der Kündigung unberührt.

5. Abrechnungen 
Die Sparkasse unterrichtet den Kunden mindestens halbjährlich über die 
Ausführung regelmäßiger Anteilkäufe im Rahmen des Wertpapier-Sparplans.

6. Sonstige Regelungen  
Im Übrigen gelten die Allgemeinen Geschäftsbedingungen, die Bedingun-
gen für Wertpapiergeschäfte sowie das Preis- und Leistungsverzeichnis 
der Sparkasse.

7. Besondere Regelungen zum Aktiensparplan 

7.1 Kapitalmaßnahmen 
Weisungen für Kapitalmaßnahmen können nur für ganze Stücke und 
nicht für Bruchstücke erteilt werden. Erfolgt aus einer Kapitalmaßnahme 
eine monetäre Vergütung, werden hierbei anteilige Bruchstücke 
berücksichtigt.

7.2 Stimmrechte aus Aktienbesitz 
Stimmrechte für die Hauptversammlung können nur für ganze Stücke 
ausgeübt werden.
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7.3 Keine Übertragungsmöglichkeiten für Bruchstücke 
Im Depot befindliche Bruchstücke an Aktien können nicht übertragen 
werden.

7.4 Mitteilung über Ausführungen 
Die Sparkasse übermittelt dem Kunden schnellstmöglich, spätestens aber 
am ersten Geschäftstag nach der Ausführung des Auftrags, auf einem 
dauerhaften Datenträger eine Mitteilung zur Bestätigung der 
Auftragsausführung.

1 Die Geschäftstage der Sparkasse ergeben sich aus dem Preis- und Leistungsverzeichnis 

der Sparkasse.
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Für die Ausführung von Überweisungsaufträgen von Kunden gelten die 
folgenden Bedingungen. 

1 Allgemein 

1.1 Wesentliche Merkmale der Überweisung einschließlich des 
Dauerauftrags  
Der Kunde kann die Sparkasse beauftragen, durch eine Überweisung 
Geldbeträge bargeldlos zugunsten eines Zahlungsempfängers an den 
Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfängers zu übermitteln. Der 
Kunde kann die Sparkasse auch beauftragen, jeweils zu einem bestimm-
ten wiederkehrenden Termin einen gleichbleibenden Geldbetrag an das 
gleiche Konto des Zahlungsempfängers zu überweisen (Dauerauftrag). 

1.2 Kundenkennungen  
Für das Verfahren hat der Kunde folgende Kundenkennung zu verwen-
den. Die für die Ausführung der Überweisung erforderlichen Angaben 
ergeben sich aus den Nummern 2.1, 3.1.1 und 3.2.1.

Zielgebiet Währung Kundenkennung des 
Zahlungsempfängers

Inland Euro IBAN1

Grenzüberschreitend inner- 
halb des Europäischen Wirt- 
schaftsraums2 (EWR)

Euro IBAN

Inland oder innerhalb des 
Europäischen Wirtschafts- 
raums

Andere 
Währung 
als Euro

– IBAN und BIC3 oder
– Kontonummer und BIC

Außerhalb des Europäischen 
Wirtschaftsraums 
(Drittstaaten4)

Euro oder 
andere 
Währung

– IBAN und BIC oder
– Kontonummer und BIC

1.3 Erteilung des Überweisungsauftrags und Autorisierung  
(1) Der Kunde erteilt der Sparkasse einen Überweisungsauftrag mittels
eines von der Sparkasse zugelassenen Vordrucks oder in der mit der
Sparkasse anderweitig vereinbarten Art und Weise (z. B. per Online-Ban-
king) mit den erforderlichen Angaben gemäß Nummer 2.1 bzw. Nummer
3.1.1 oder 3.2.1.
Der Kunde hat auf Leserlichkeit, Vollständigkeit und Richtigkeit der Anga-
ben zu achten. Unleserliche, unvollständige oder fehlerhafte Angaben
können zu Verzögerungen und zu Fehlleitungen von Überweisungen
führen; daraus können Schäden für den Kunden entstehen. Bei unleserli-
chen, unvollständigen oder fehlerhaften Angaben kann die Sparkasse die
Ausführung ablehnen (siehe auch Nummer 1.7). Hält der Kunde bei der
Ausführung der Überweisung besondere Eile für nötig, hat er dies der
Sparkasse gesondert mitzuteilen. Bei formularmäßig erteilten Überwei-
sungsaufträgen muss dies außerhalb des Formulars erfolgen, falls das
Formular selbst keine entsprechende Angabe vorsieht.

(2) Der Kunde autorisiert den Überweisungsauftrag durch Unterschrift
oder in der anderweitig mit der Sparkasse vereinbarten Art und Weise
(z. B. PIN/TAN). In dieser Autorisierung ist zugleich die ausdrückliche
Zustimmung enthalten, dass die Sparkasse die für die Ausführung der
Überweisung notwendigen personenbezogenen Daten des Kunden abruft
(aus ihrem Datenbestand), verarbeitet, übermittelt und speichert.

(3) Auf Verlangen des Kunden teilt die Sparkasse vor Ausführung eines
einzelnen Überweisungsauftrags die maximale Ausführungsfrist für
diesen Zahlungsvorgang sowie die in Rechnung zu stellenden Entgelte
und gegebenenfalls deren Aufschlüsselung mit.

(4) Der Kunde ist berechtigt, für die Erteilung des Überweisungsauftrages
an die Sparkasse auch einen Zahlungsauslösedienst gemäß § 1 Absatz
33 Zahlungsdiensteaufsichtsgesetz zu nutzen, es sei denn, das Zah-
lungskonto des Kunden ist für ihn nicht online zugänglich.

1.4 Zugang des Überweisungsauftrags bei der Sparkasse 
(1) Der Überweisungsauftrag wird wirksam, wenn er der Sparkasse
zugeht. Das gilt auch, wenn der Überweisungsauftrag über einen Zah-
lungsauslösedienstleister erteilt wird. Der Zugang erfolgt durch den Ein-
gang des Auftrags in den dafür vorgesehenen Empfangsvorrichtungen
der Sparkasse (z. B. mit Abgabe in den Geschäftsräumen oder Eingang
auf dem Online-Banking-Server der Sparkasse).

(2) Fällt der Zeitpunkt des Eingangs des Überweisungsauftrags nach
Absatz 1 Satz 3 nicht auf einen Geschäftstag der Sparkasse gemäß
„Preis- und Leistungsverzeichnis“, so gilt der Überweisungsauftrag erst
am darauffolgenden Geschäftstag als zugegangen.

(3) Geht der Überweisungsauftrag nach dem an der Empfangsvorrichtung
der Sparkasse oder im „Preis- und Leistungsverzeichnis“ angegebenen
Annahmezeitpunkt ein, so gilt der Überweisungsauftrag im Hinblick auf
die Bestimmung der Ausführungsfrist (siehe Nummer 2.2.2) erst als am
darauffolgenden Geschäftstag zugegangen.

1.5 Widerruf des Überweisungsauftrags 
(1) Bis zum Zugang des Überweisungsauftrags bei der Sparkasse (siehe
Nummer 1.4 Absätze 1 und 2) kann der Kunde diesen durch Erklärung
gegenüber der Sparkasse widerrufen. Nach dem Zugang des Überwei-
sungsauftrags ist vorbehaltlich der Absätze 2 und 3 ein Widerruf nicht
mehr möglich. Nutzt der Kunde für die Erteilung seines Überweisungsauf-
trags einen Zahlungsauslösedienstleister, so kann er den Überweisungs-
auftrag abweichend von Satz 1 nicht mehr gegenüber der Sparkasse
widerrufen, nachdem er dem Zahlungsauslösedienstleister die Zustim-
mung zur Auslösung der Überweisung erteilt hat.

(2) Haben Sparkasse und Kunde einen bestimmten Termin für die Ausfüh-
rung der Überweisung vereinbart (siehe Nummer 2.2.2 Absatz 2), kann
der Kunde den Überweisungsauftrag bzw. den Dauerauftrag (siehe
Nummer 1.1) bis zum Ende des vor dem vereinbarten Tag liegenden
Geschäftstags der Sparkasse widerrufen. Der Widerruf muss der Spar-
kasse in Textform oder, wenn im Rahmen der Geschäftsbeziehung der
elektronische Kommunikationsweg vereinbart wurde (z. B. Online-Ban-
king), auf diesem Wege zugehen. Die Geschäftstage der Sparkasse
ergeben sich aus dem „Preis- und Leistungsverzeichnis“. Nach dem
rechtzeitigen Zugang des Widerrufs eines Dauerauftrags bei der Spar-
kasse werden keine weiteren Überweisungen mehr aufgrund des bisheri-
gen Dauerauftrags ausgeführt.

(3) Nach den in Absätzen 1 und 2 genannten Zeitpunkten kann der Über-
weisungsauftrag nur widerrufen werden, wenn Kunde und Sparkasse dies
vereinbart haben. Die Vereinbarung wird wirksam, wenn es der Spar-
kasse gelingt, die Ausführung zu verhindern oder den Überweisungsbe-
trag zurückzuerlangen. Nutzt der Kunde für die Erteilung seines Überwei-
sungsauftrags einen Zahlungsauslösedienstleister, bedarf es ergänzend
der Zustimmung des Zahlungsauslösedienstleisters und des Zahlungs-
empfängers. Für die Bearbeitung eines solchen Widerrufs des Kunden
berechnet die Sparkasse das im „Preis- und Leistungsverzeichnis“ ausge-
wiesene Entgelt.

1.6 Ausführung des Überweisungsauftrags 
(1) Die Sparkasse führt den Überweisungsauftrag des Kunden aus, wenn
die zur Ausführung erforderlichen Angaben (siehe Nummer 2.1, 3.1.1 und
3.2.1) in der vereinbarten Art und Weise (siehe Nummer 1.3 Absatz 1)
vorliegen, dieser vom Kunden autorisiert ist (siehe Nummer 1.3 Absatz 2)
und ein zur Ausführung der Überweisung ausreichendes Guthaben in der
Auftragswährung vorhanden oder ein ausreichender Kredit eingeräumt ist
(Ausführungsbedingungen).

(2) Die Sparkasse und die weiteren an der Ausführung der Überweisung
beteiligten Zahlungsdienstleister sind berechtigt, die Überweisung aus-
schließlich anhand der vom Kunden angegebenen Kundenkennung des
Zahlungsempfängers (siehe Nummer 1.2) auszuführen.

(3) Die Sparkasse unterrichtet den Kunden mindestens einmal monatlich
über die Ausführung von Überweisungen auf dem für Kontoinformationen
vereinbarten Weg. Mit Kunden, die keine Verbraucher sind, kann die Art
und Weise sowie die zeitliche Folge der Unterrichtung gesondert verein-
bart werden.

1.7 Ablehnung der Ausführung  
(1) Sind die Ausführungsbedingungen (siehe Nummer 1.6 Absatz 1) nicht
erfüllt, kann die Sparkasse die Ausführung des Überweisungsauftrags
ablehnen. Hierüber wird die Sparkasse den Kunden unverzüglich, auf
jeden Fall aber innerhalb der in Nummer 2.2.1 bzw. 3.1.2 und 3.2.2 ver-
einbarten Frist, unterrichten. Dies kann auch auf dem für Kontoinformatio-
nen vereinbarten Weg geschehen. Dabei wird die Sparkasse, soweit
möglich, die Gründe der Ablehnung sowie die Möglichkeiten angeben,
wie Fehler, die zur Ablehnung geführt haben, berichtigt werden können.

(2) Ist eine vom Kunden angegebene Kundenkennung für die Sparkasse
erkennbar keinem Zahlungsempfänger, keinem Zahlungskonto oder
keinem Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfängers zuzuordnen, wird
die Sparkasse dem Kunden hierüber unverzüglich eine Information zur
Verfügung stellen und ihm gegebenenfalls den Überweisungsbetrag
wieder herausgeben.

(3) Für die berechtigte Ablehnung der Ausführung eines autorisierten
Überweisungsauftrags berechnet die Sparkasse das im „Preis- und Leis-
tungsverzeichnis“ ausgewiesene Entgelt.
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1.8 Übermittlung der Überweisungsdaten  
Im Rahmen der Ausführung der Überweisung übermittelt die Sparkasse 
die in der Überweisung enthaltenen Daten (Überweisungsdaten) unmittel-
bar oder unter Beteiligung zwischengeschalteter Stellen an den Zahlungs-
dienstleister des Zahlungsempfängers. Der Zahlungsdienstleister des 
Zahlungsempfängers kann dem Zahlungsempfänger die Überweisungs-
daten, zu denen auch die IBAN des Zahlers gehört, ganz oder teilweise 
zur Verfügung stellen.  
Bei grenzüberschreitenden Überweisungen und bei Eilüberweisungen im 
Inland können die Überweisungsdaten auch über das Nachrichtenüber-
mittlungssystem Society for Worldwide Interbank Financial Telecommuni-
cation (SWIFT) mit Sitz in Belgien an den Zahlungsdienstleister des Zah-
lungsempfängers weitergeleitet werden. Aus Gründen der Systemsicher-
heit speichert SWIFT die Überweisungsdaten vorübergehend in seinen 
Rechenzentren in der Europäischen Union, in der Schweiz und in den 
USA. 

1.9 Anzeige nicht autorisierter oder fehlerhaft ausgeführter 
Überweisungsaufträge 
Der Kunde hat die Sparkasse unverzüglich nach Feststellung eines nicht 
autorisierten oder fehlerhaft ausgeführten Überweisungsauftrags zu 
unterrichten. Dies gilt auch im Fall der Beteiligung eines Zahlungsaus-
lösedienstleisters. 

1.10 Entgelte und deren Änderung 

1.10.1 Entgelte für Verbraucher  
Die Entgelte im Überweisungsverkehr ergeben sich aus dem „Preis- und 
Leistungsverzeichnis“. 
Änderungen der Entgelte im Überweisungsverkehr werden dem Kunden 
spätestens zwei Monate vor dem Zeitpunkt ihres Wirksamwerdens in 
Textform angeboten. Hat der Kunde mit der Sparkasse im Rahmen der 
Geschäftsbeziehung einen elektronischen Kommunikationsweg verein-
bart, können die Änderungen auch auf diesem Wege angeboten werden.  
Die von der Sparkasse angebotenen Änderungen werden nur wirksam, 
wenn der Kunde diese annimmt. Eine Vereinbarung über die Änderung 
eines Entgelts, das auf eine über die Hauptleistung hinausgehende Zah-
lung des Kunden gerichtet ist, kann die Sparkasse mit dem Kunden nur 
ausdrücklich treffen. Die Änderung von Entgelten für den Zahlungsdiens-
terahmenvertrag (Girovertrag) richtet sich nach Nummer 17 Absatz 6 
AGB-Sparkassen. 

1.10.2 Entgelte für Kunden, die keine Verbraucher sind 
Bei Entgelten und deren Änderung für Überweisungen von Kunden, die 
keine Verbraucher sind, verbleibt es bei den Regelungen in Nummer 17 
Absätze 2 bis 6 AGB-Sparkassen. 

1.11 Wechselkurs  
Erteilt der Kunde einen Überweisungsauftrag in einer anderen Währung 
als der Kontowährung, wird das Konto gleichwohl in der Kontowährung 
belastet. Die Bestimmung des Wechselkurses bei solchen Überweisun-
gen ergibt sich aus der Umrechnungsregelung im „Preis- und 
Leistungsverzeichnis“. 
Eine Änderung des in der Umrechnungsregelung genannten Referenz-
wechselkurses wird unmittelbar und ohne vorherige Benachrichtigung des 
Kunden wirksam. Der Referenzwechselkurs wird von der Sparkasse 
zugänglich gemacht oder stammt aus einer öffentlich zugänglichen 
Quelle. 

1.12 Meldepflichten nach Außenwirtschaftsrecht  
Der Kunde hat etwaige Meldepflichten nach dem Außenwirtschaftsrecht 
zu beachten. 

1.13 Außergerichtliche Streitschlichtung und sonstige 
Beschwerdemöglichkeit 
Für die Beilegung von Streitigkeiten mit der Sparkasse kann sich der 
Kunde an die im „Preis- und Leistungsverzeichnis“ näher bezeichneten 
Streitschlichtungs- oder Beschwerdestellen wenden. 

2 Überweisungen innerhalb Deutschlands und in andere Staaten des 
Europäischen Wirtschaftsraums2 (EWR) in Euro oder in anderen 
EWR-Währungen5  

2.1 Erforderliche Angaben  

Der Kunde muss im Überweisungsauftrag folgende Angaben machen: 
– Name des Zahlungsempfängers,  
– Kundenkennung des Zahlungsempfängers (siehe Nummer 1.2),  
– Währung (gegebenenfalls in Kurzform gemäß Anlage),  
– Überweisungsbetrag,  
– Name des Kunden,  
– IBAN des Kunden.

2.2 Maximale Ausführungsfrist  

2.2.1 Fristlänge 
Die Sparkasse ist verpflichtet, sicherzustellen, dass der Überweisungsbe-
trag spätestens innerhalb der im „Preis- und Leistungsverzeichnis“ ange-
gebenen Ausführungsfrist beim Zahlungsdienstleister des Zahlungsemp-
fängers eingeht. 

2.2.2 Beginn der Ausführungsfrist  
(1) Die Ausführungsfrist beginnt mit dem Zeitpunkt des Zugangs des 
Überweisungsauftrags des Kunden bei der Sparkasse (siehe Nummer 
1.4). 

(2) Vereinbaren die Sparkasse und der Kunde, dass die Ausführung der 
Überweisung an einem bestimmten Tag oder am Ende eines bestimmten 
Zeitraums oder an dem Tag, an dem der Kunde der Sparkasse den zur 
Ausführung erforderlichen Geldbetrag in der Auftragswährung zur Verfü-
gung gestellt hat, beginnen soll, so ist der im Auftrag angegebene oder 
anderweitig vereinbarte Termin für den Beginn der Ausführungsfrist maß-
geblich. Fällt der vereinbarte Termin nicht auf einen Geschäftstag der 
Sparkasse, so beginnt am darauffolgenden Geschäftstag die Ausfüh-
rungsfrist. Die Geschäftstage der Sparkasse ergeben sich aus dem 
„Preis- und Leistungsverzeichnis“. 

(3) Bei Überweisungsaufträgen in einer vom Konto des Kunden abwei-
chenden Währung beginnt die Ausführungsfrist erst an dem Tag, an dem 
der Überweisungsbetrag in der Auftragswährung vorliegt. 

2.3 Erstattungs-, Berichtigungs- und Schadensersatzansprüche 
des Kunden  

2.3.1 Erstattung bei einer nicht autorisierten Überweisung 
Im Falle einer nicht autorisierten Überweisung (siehe Nummer 1.3 
Absatz 2) hat die Sparkasse gegen den Kunden keinen Anspruch auf 
Erstattung ihrer Aufwendungen. Sie ist verpflichtet, dem Kunden den 
Überweisungsbetrag zu erstatten und, sofern der Betrag einem Konto des 
Kunden belastet worden ist, dieses Konto wieder auf den Stand zu brin-
gen, auf dem es sich ohne die Belastung durch die nicht autorisierte 
Überweisung befunden hätte. Diese Verpflichtung ist spätestens bis zum 
Ende des Geschäftstags gemäß „Preis- und Leistungsverzeichnis“ zu 
erfüllen, der auf den Tag folgt, an welchem der Sparkasse angezeigt 
wurde, dass die Überweisung nicht autorisiert ist, oder die Sparkasse auf 
andere Weise davon Kenntnis erhalten hat. Hat die Sparkasse einer 
zuständigen Behörde berechtigte Gründe für den Verdacht, dass ein 
betrügerisches Verhalten des Kunden vorliegt, schriftlich mitgeteilt, hat 
die Sparkasse ihre Verpflichtung aus Satz 2 unverzüglich zu prüfen und 
zu erfüllen, wenn sich der Betrugsverdacht nicht bestätigt. Wurde die 
Überweisung über einen Zahlungsauslösedienstleister ausgelöst, so tref-
fen die Pflichten aus den Sätzen 2 bis 4 die Sparkasse. 

2.3.2 Ansprüche bei nicht erfolgter, fehlerhafter oder verspäteter 
Ausführung einer autorisierten Überweisung  
(1) Im Falle einer nicht erfolgten oder fehlerhaften Ausführung einer auto-
risierten Überweisung kann der Kunde von der Sparkasse die unverzügli-
che und ungekürzte Erstattung des Überweisungsbetrages insoweit ver-
langen, als die Zahlung nicht erfolgt oder fehlerhaft war. Wurde der 
Betrag dem Konto des Kunden belastet, bringt die Sparkasse dieses 
wieder auf den Stand, auf dem es sich ohne den nicht erfolgten oder feh-
lerhaft ausgeführten Zahlungsvorgang befunden hätte. Wird eine Über-
weisung vom Kunden über einen Zahlungsauslösedienstleister ausgelöst, 
so treffen die Pflichten aus den Sätzen 1 und 2 die Sparkasse. Soweit 
vom Überweisungsbetrag von der Sparkasse oder zwischengeschalteten 
Stellen Entgelte abgezogen worden sein sollten, übermittelt die Spar-
kasse zugunsten des Zahlungsempfängers unverzüglich den abgezoge-
nen Betrag. 

(2) Der Kunde kann über den Absatz 1 hinaus von der Sparkasse die 
Erstattung derjenigen Entgelte und Zinsen insoweit verlangen, als ihm 
diese im Zusammenhang mit der nicht erfolgten oder fehlerhaften Ausfüh-
rung der Überweisung in Rechnung gestellt oder auf seinem Konto belas-
tet wurden. 

(3) Im Falle einer verspäteten Ausführung einer autorisierten Überwei-
sung kann der Kunde von der Sparkasse fordern, dass die Sparkasse 
vom Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfängers verlangt, die Gut-
schrift des Überweisungsbetrags auf dem Zahlungskonto des Zahlungs-
empfängers so vorzunehmen, als sei die Überweisung ordnungsgemäß 
ausgeführt worden. Die Pflicht aus Satz 1 gilt auch, wenn die Überwei-
sung vom Kunden über einen Zahlungsauslösedienstleister ausgelöst 
wird. Weist die Sparkasse nach, dass der Überweisungsbetrag rechtzeitig 
beim Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfängers eingegangen ist, 
entfällt diese Pflicht. Die Pflicht nach Satz 1 gilt nicht, wenn der Kunde 
kein Verbraucher ist. 

(4) Wurde eine Überweisung nicht oder fehlerhaft ausgeführt, wird die 
Sparkasse auf Verlangen des Kunden den Zahlungsvorgang nachvollzie-
hen und den Kunden über das Ergebnis unterrichten.
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2.3.3 Schadensersatz wegen Pflichtverletzung 
(1) Bei nicht erfolgter, fehlerhafter oder verspäteter Ausführung einer 
autorisierten Überweisung oder bei einer nicht autorisierten Überweisung 
kann der Kunde von der Sparkasse einen Schaden, der nicht bereits von 
den Nummern 2.3.1 und 2.3.2 erfasst ist, ersetzt verlangen. Dies gilt 
nicht, wenn die Sparkasse die Pflichtverletzung nicht zu vertreten hat. Die 
Sparkasse hat hierbei ein Verschulden, das einer zwischengeschalteten 
Stelle zur Last fällt, wie eigenes Verschulden zu vertreten, es sei denn, 
dass die wesentliche Ursache bei einer zwischengeschalteten Stelle liegt, 
die der Kunde vorgegeben hat. Hat der Kunde durch ein schuldhaftes 
Verhalten zur Entstehung eines Schadens beigetragen, bestimmt sich 
nach den Grundsätzen des Mitverschuldens, in welchem Umfang Spar-
kasse und Kunde den Schaden zu tragen haben. 

(2) Die Haftung nach Absatz 1 ist auf 12.500 Euro je Überweisung 
begrenzt. Diese betragsmäßige Haftungsgrenze gilt nicht  
– für nicht autorisierte Überweisungen,  
– bei Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit der Sparkasse,  
– für Gefahren, die die Sparkasse besonders übernommen hat, und  
– für den Zinsschaden, wenn der Kunde Verbraucher ist. 

2.3.4 Ansprüche von Kunden, die keine Verbraucher sind 
Abweichend von den Ansprüchen in Nummer 2.3.2 und in Nummer 2.3.3 
haben Kunden, die keine Verbraucher sind, bei einer nicht erfolgten, feh-
lerhaft oder verspätet ausgeführten autorisierten Überweisung oder bei 
einer nicht autorisierten Überweisung neben etwaigen Ansprüchen aus 
Auftragsrecht nach § 667 des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB) und 
ungerechtfertigter Bereicherung nach §§ 812 ff. BGB lediglich Schadens-
ersatzansprüche nach Maßgabe folgender Regelungen:
– Die Sparkasse haftet für eigenes Verschulden. Hat der Kunde durch 

ein schuldhaftes Verhalten zu der Entstehung eines Schadens beige-
tragen, bestimmt sich nach den Grundsätzen des Mitverschuldens, in 
welchem Umfang Sparkasse und Kunde den Schaden zu tragen 
haben.

– Für das Verschulden von der Sparkasse zwischengeschalteten Stellen 
haftet die Sparkasse nicht. In diesen Fällen beschränkt sich die Haf-
tung der Sparkasse auf die sorgfältige Auswahl und Unterweisung der 
ersten zwischengeschalteten Stelle (weitergeleiteter Auftrag).

– Schadensersatzansprüche des Kunden sind der Höhe nach auf den 
Überweisungsbetrag zuzüglich der von der Sparkasse in Rechnung 
gestellten Entgelte und Zinsen begrenzt. Soweit es sich hierbei um die 
Geltendmachung von Folgeschäden handelt, ist der Anspruch auf 
höchstens 12.500 Euro je Überweisung begrenzt. Diese Beschränkun-
gen gelten nicht für Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit der Sparkasse 
und für Gefahren, die die Sparkasse besonders übernommen hat, 
sowie für nicht autorisierte Überweisungen.

2.3.5 Haftungs- und Einwendungsausschluss  
(1) Eine Haftung der Sparkasse nach den Nummern 2.3.2, 2.3.3 und 
2.3.4 ist in folgenden Fällen ausgeschlossen:
– Die Sparkasse weist gegenüber dem Kunden nach, dass der Überwei-

sungsbetrag rechtzeitig und ungekürzt beim Zahlungsdienstleister des 
Zahlungsempfängers eingegangen ist.

– Die Überweisung wurde in Übereinstimmung mit der vom Kunden 
angegebenen fehlerhaften Kundenkennung des Zahlungsempfängers 
(siehe Nummer 1.2) ausgeführt. In diesem Fall kann der Kunde von 
der Sparkasse jedoch verlangen, dass sie sich im Rahmen ihrer Mög-
lichkeiten darum bemüht, den Überweisungsbetrag wiederzuerlangen. 
Ist die Wiedererlangung des Überweisungsbetrags nicht möglich, so ist 
die Sparkasse verpflichtet, dem Kunden auf schriftlichen Antrag alle 
verfügbaren Informationen mitzuteilen, damit der Kunde gegen den tat-
sächlichen Empfänger der Überweisung einen Anspruch auf Erstattung 
des Überweisungsbetrags geltend machen kann. Für die Tätigkeiten 
der Sparkasse nach den Sätzen 2 und 3 dieses Unterpunkts berechnet 
die Sparkasse das im „Preis- und Leistungsverzeichnis“ ausgewiesene 
Entgelt.

(2) Ansprüche des Kunden nach den Nummern 2.3.1 bis 2.3.4 und Ein-
wendungen des Kunden gegen die Sparkasse aufgrund nicht oder fehler-
haft ausgeführter Überweisungen oder aufgrund nicht autorisierter Über-
weisungen sind ausgeschlossen, wenn der Kunde die Sparkasse nicht 
spätestens 13 Monate nach dem Tag der Belastung mit einer nicht autori-
sierten oder fehlerhaft ausgeführten Überweisung hiervon unterrichtet 
hat. Der Lauf der Frist beginnt nur, wenn die Sparkasse den Kunden über 
die Belastungsbuchung der Überweisung entsprechend dem für Kontoin-
formationen vereinbarten Weg spätestens innerhalb eines Monats nach 
der Belastungsbuchung unterrichtet hat; anderenfalls ist für den Fristbe-
ginn der Tag der Unterrichtung maßgeblich. Schadensersatzansprüche 
nach Nummer 2.3.3 kann der Kunde auch nach Ablauf der Frist in Satz 1 
geltend machen, wenn er ohne Verschulden an der Einhaltung dieser 
Frist verhindert war. Die Sätze 1 bis 3 gelten auch dann, wenn der Kunde 
die Überweisung über einen Zahlungsauslösedienstleister auslöst. 

(3) Ansprüche des Kunden sind ausgeschlossen, wenn die einen 
Anspruch begründenden Umstände

– auf einem ungewöhnlichen und unvorhersehbaren Ereignis beruhen, 
auf das die Sparkasse keinen Einfluss hat, und dessen Folgen trotz 
Anwendung der gebotenen Sorgfalt nicht hätten vermieden werden 
können oder

– von der Sparkasse aufgrund einer gesetzlichen Verpflichtung herbeige-
führt wurden.

3 Überweisungen innerhalb Deutschlands und in andere Staaten des 
Europäischen Wirtschaftsraums2 (EWR) in Währungen eines Staates 
außerhalb des EWR (Drittstaatenwährung6) sowie Überweisungen in 
Staaten außerhalb des EWR (Drittstaaten4) 

3.1 Überweisungen innerhalb Deutschlands und in andere Staaten 
des Europäischen Wirtschaftsraums (EWR) in Währungen eines 
Staates außerhalb des EWR (Drittstaatenwährung) 

3.1.1 Erforderliche Angaben  
Der Kunde muss für die Ausführung der Überweisung folgende Angaben 
machen:
– Name und gegebenenfalls Adresse des Zahlungsempfängers,

– Kundenkennung des Zahlungsempfängers (siehe Nummer 1.2); ist bei 
grenzüberschreitenden Überweisungen der BIC unbekannt, ist statt-
dessen der vollständige Name und die Adresse des Zahlungsdienst-
leisters des Zahlungsempfängers anzugeben,

– Zielland (gegebenenfalls in Kurzform gemäß Anlage),

– Währung (gegebenenfalls in Kurzform gemäß Anlage),

– Überweisungsbetrag,
– Name des Kunden,

– Kontonummer und Bankleitzahl oder IBAN des Kunden.

3.1.2 Ausführungsfrist  
Die Überweisungen werden baldmöglichst bewirkt. 

3.1.3 Erstattungs-, Berichtigungs- und Schadensersatzansprüche des 
Kunden 

3.1.3.1 Erstattung bei einer nicht autorisierten Überweisung 
Im Falle einer nicht autorisierten Überweisung (siehe Nummer 1.3 
Absatz 2) hat die Sparkasse gegen den Kunden keinen Anspruch auf 
Erstattung ihrer Aufwendungen. Sie ist verpflichtet, dem Kunden den 
Überweisungsbetrag zu erstatten und, sofern der Betrag einem Konto des 
Kunden belastet worden ist, dieses Konto wieder auf den Stand zu brin-
gen, auf dem es sich ohne die Belastung durch die nicht autorisierte 
Überweisung befunden hätte. Diese Verpflichtung ist spätestens bis zum 
Ende des Geschäftstags gemäß „Preis- und Leistungsverzeichnis“ zu 
erfüllen, der auf den Tag folgt, an welchem der Sparkasse angezeigt 
wurde, dass die Überweisung nicht autorisiert ist, oder die Sparkasse auf 
andere Weise davon Kenntnis erhalten hat. Hat die Sparkasse einer 
zuständigen Behörde berechtigte Gründe für den Verdacht, dass ein 
betrügerisches Verhalten des Kunden vorliegt, schriftlich mitgeteilt, hat 
die Sparkasse ihre Verpflichtung aus Satz 2 unverzüglich zu prüfen und 
zu erfüllen, wenn sich der Betrugsverdacht nicht bestätigt. Wurde die 
Überweisung über einen Zahlungsauslösedienstleister ausgelöst, so tref-
fen die Pflichten aus den Sätzen 2 bis 4 die Sparkasse. 

3.1.3.2 Ansprüche bei nicht erfolgter, fehlerhafter oder verspäteter Aus-
führung einer autorisierten Überweisung 
(1) Im Falle einer nicht erfolgten oder fehlerhaften Ausführung einer auto-
risierten Überweisung kann der Kunde von der Sparkasse die unverzügli-
che und ungekürzte Erstattung des Überweisungsbetrages insoweit ver-
langen, als die Zahlung nicht erfolgt oder fehlerhaft war. Wurde der 
Betrag dem Konto des Kunden belastet, bringt die Sparkasse dieses 
wieder auf den Stand, auf dem es sich ohne den nicht erfolgten oder feh-
lerhaft ausgeführten Zahlungsvorgang befunden hätte. Wird eine Über-
weisung vom Kunden über einen Zahlungsauslösedienstleister ausgelöst, 
so treffen die Pflichten aus den Sätzen 1 und 2 die Sparkasse. Soweit 
vom Überweisungsbetrag von der Sparkasse oder zwischengeschalteten 
Stellen Entgelte abgezogen worden sein sollten, übermittelt die Spar-
kasse zugunsten des Zahlungsempfängers unverzüglich den abgezoge-
nen Betrag. 

(2) Der Kunde kann über den Absatz 1 hinaus von der Sparkasse die 
Erstattung derjenigen Entgelte und Zinsen insoweit verlangen, als ihm 
diese im Zusammenhang mit der nicht erfolgten oder fehlerhaften Ausfüh-
rung der Überweisung in Rechnung gestellt oder auf seinem Konto belas-
tet wurden. 

(3) Im Falle einer verspäteten Ausführung einer autorisierten Überwei-
sung kann der Kunde von der Sparkasse fordern, dass die Sparkasse 
vom Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfängers verlangt, die Gut-
schrift des Überweisungsbetrags auf dem Zahlungskonto des Zahlungs-
empfängers so vorzunehmen, als sei die Überweisung ordnungsgemäß 
ausgeführt worden. Die Pflicht aus Satz 1 gilt auch, wenn die Überwei-
sung vom Kunden über einen Zahlungsauslösedienstleister ausgelöst 
wird. Weist die Sparkasse nach, dass der Überweisungsbetrag rechtzeitig 
beim Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfängers eingegangen ist, 
entfällt diese Pflicht. Die Pflicht nach Satz 1 gilt nicht, wenn der Kunde 
kein Verbraucher ist.
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(4) Wurde eine Überweisung nicht oder fehlerhaft ausgeführt, wird die 
Sparkasse auf Verlangen des Kunden den Zahlungsvorgang nachvollzie-
hen und den Kunden über das Ergebnis unterrichten. 

3.1.3.3 Schadensersatz wegen Pflichtverletzung 
(1) Bei nicht erfolgter, fehlerhafter oder verspäteter Ausführung einer 
autorisierten Überweisung oder bei einer nicht autorisierten Überweisung 
kann der Kunde von der Sparkasse einen Schaden, der nicht bereits von 
Nummer 3.1.3.1 oder 3.1.3.2 erfasst ist, ersetzt verlangen. Dies gilt nicht, 
wenn die Sparkasse die Pflichtverletzung nicht zu vertreten hat. Die Spar-
kasse hat hierbei ein Verschulden, das einer zwischengeschalteten Stelle 
zur Last fällt, wie eigenes Verschulden zu vertreten, es sei denn, dass die 
wesentliche Ursache bei einer zwischengeschalteten Stelle liegt, die der 
Kunde vorgegeben hat. Hat der Kunde durch ein schuldhaftes Verhalten 
zu der Entstehung eines Schadens beigetragen, bestimmt sich nach den 
Grundsätzen des Mitverschuldens, in welchem Umfang Sparkasse und 
Kunde den Schaden zu tragen haben. 

(2) Die Haftung nach Absatz 1 ist auf 12.500 Euro je Überweisung 
begrenzt. Diese betragsmäßige Haftungsgrenze gilt nicht
– für nicht autorisierte Überweisungen,
– bei Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit der Sparkasse,

– für Gefahren, die die Sparkasse besonders übernommen hat, und

– für den Zinsschaden, wenn der Kunde Verbraucher ist.

3.1.3.4 Sonderregelung für die außerhalb des EWR getätigten Bestand-
teile der Überweisung 
Für die außerhalb des EWR getätigten Bestandteile der Überweisung 
bestehen abweichend von den Ansprüchen in den Nummern 3.1.3.2 und 
3.1.3.3 bei einer nicht erfolgten, fehlerhaft oder verspätet ausgeführten 
autorisierten Überweisung neben etwaigen Ansprüchen aus Auftragsrecht 
nach § 667 BGB und ungerechtfertigter Bereicherung nach §§ 812 ff. BGB 
lediglich Schadensersatzansprüche nach Maßgabe folgender Regelungen:
– Die Sparkasse haftet für eigenes Verschulden. Hat der Kunde durch 

ein schuldhaftes Verhalten zu der Entstehung eines Schadens beige-
tragen, bestimmt sich nach den Grundsätzen des Mitverschuldens, in 
welchem Umfang Sparkasse und Kunde den Schaden zu tragen 
haben.

– Für das Verschulden der von der Sparkasse zwischengeschalteten 
Stellen haftet die Sparkasse nicht. In diesen Fällen beschränkt sich die 
Haftung der Sparkasse auf die sorgfältige Auswahl und Unterweisung 
der ersten zwischengeschalteten Stelle (weitergeleiteter Auftrag).

– Die Haftung der Sparkasse ist auf höchstens 12.500 Euro je Überwei-
sung begrenzt. Diese Haftungsbeschränkung gilt nicht für Vorsatz oder 
grobe Fahrlässigkeit der Sparkasse und für Gefahren, die die Spar-
kasse besonders übernommen hat.

3.1.3.5 Ansprüche von Kunden, die keine Verbraucher sind 
Abweichend von den Ansprüchen in den Nummern 3.1.3.2 und 3.1.3.3 
haben Kunden, die keine Verbraucher sind, bei einer nicht erfolgten, feh-
lerhaft oder verspätet ausgeführten autorisierten Überweisung oder bei 
einer nicht autorisierten Überweisung neben etwaigen Ansprüchen aus 
Auftragsrecht nach § 667 BGB und ungerechtfertigter Bereicherung nach 
§§ 812 ff. BGB lediglich Schadensersatzansprüche nach Maßgabe fol-
gender Regelungen:
– Die Sparkasse haftet für eigenes Verschulden. Hat der Kunde durch 

ein schuldhaftes Verhalten zu der Entstehung eines Schadens beige-
tragen, bestimmt sich nach den Grundsätzen des Mitverschuldens, in 
welchem Umfang Sparkasse und Kunde den Schaden zu tragen 
haben.

– Für das Verschulden der von der Sparkasse zwischengeschalteten 
Stellen haftet die Sparkasse nicht. In diesen Fällen beschränkt sich die 
Haftung der Sparkasse auf die sorgfältige Auswahl und Unterweisung 
der ersten zwischengeschalteten Stelle (weitergeleiteter Auftrag).

– Ein Schadensersatzspruch des Kunden ist der Höhe nach auf den 
Überweisungsbetrag zuzüglich der von der Sparkasse in Rechnung 
gestellten Entgelte und Zinsen begrenzt. Soweit es sich hierbei um die 
Geltendmachung von Folgeschäden handelt, ist der Anspruch auf 
höchstens 12.500 Euro je Überweisung begrenzt. Diese Haftungsbe-
schränkungen gelten nicht für Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit der 
Sparkasse und für Gefahren, die die Sparkasse besonders übernom-
men hat, sowie für nicht autorisierte Überweisungen.

3.1.3.6 Haftungs- und Einwendungsausschluss 
(1) Eine Haftung der Sparkasse nach Nummer 3.1.3.2 bis 3.1.3.5 ist in 
folgenden Fällen ausgeschlossen:
– Die Sparkasse weist gegenüber dem Kunden nach, dass der Überwei-

sungsbetrag ordnungsgemäß beim Zahlungsdienstleister des Zah-
lungsempfängers eingegangen ist.

– Die Überweisung wurde in Übereinstimmung mit der vom Kunden 
angegebenen fehlerhaften Kundenkennung des Zahlungsempfängers 
(siehe Nummer 1.2) ausgeführt. In diesem Fall kann der Kunde von 
der Sparkasse jedoch verlangen, dass sie sich im Rahmen ihrer Mög-
lichkeiten darum bemüht, den Überweisungsbetrag wiederzuerlangen. 
Ist die Wiedererlangung des Überweisungsbetrags nach Satz 2 nicht 

möglich, so ist die Sparkasse verpflichtet, dem Kunden auf schriftlichen 
Antrag alle verfügbaren Informationen mitzuteilen, damit der Kunde 
gegen den tatsächlichen Empfänger der Überweisung einen Anspruch 
auf Erstattung des Überweisungsbetrags geltend machen kann. Für 
die Tätigkeiten nach den Sätzen 2 bis 3 dieses Unterpunkts berechnet 
die Sparkasse das im „Preis- und Leistungsverzeichnis“ ausgewiesene 
Entgelt.

(2) Ansprüche des Kunden nach Nummer 3.1.3.1 bis 3.1.3.5 und Einwen-
dungen des Kunden gegen die Sparkasse aufgrund nicht oder fehlerhaft 
ausgeführter Überweisungen oder aufgrund nicht autorisierter Überwei-
sungen sind ausgeschlossen, wenn der Kunde die Sparkasse nicht spä-
testens 13 Monate nach dem Tag der Belastung mit einer nicht autorisier-
ten oder fehlerhaft ausgeführten Überweisung hiervon unterrichtet hat. 
Der Lauf der Frist beginnt nur, wenn die Sparkasse den Kunden über die 
Belastungsbuchung der Überweisung entsprechend dem für Kontoinfor-
mationen vereinbarten Weg spätestens innerhalb eines Monats nach der 
Belastungsbuchung unterrichtet hat; anderenfalls ist für den Fristbeginn 
der Tag der Unterrichtung maßgeblich. Schadensersatzansprüche nach 
Nummer 3.1.3.3 kann der Kunde auch nach Ablauf der Frist in Satz 1 gel-
tend machen, wenn er ohne Verschulden an der Einhaltung dieser Frist 
verhindert war. Die Sätze 1 bis 3 gelten auch dann, wenn der Kunde die 
Überweisung über einen Zahlungsauslösedienstleister auslöst. 

(3) Ansprüche des Kunden sind ausgeschlossen, wenn die einen 
Anspruch begründenden Umstände
– auf einem ungewöhnlichen und unvorhersehbaren Ereignis beruhen, 

auf das die Sparkasse keinen Einfluss hat, und dessen Folgen trotz 
Anwendung der gebotenen Sorgfalt nicht hätten vermieden werden 
können, oder

– von der Sparkasse aufgrund einer gesetzlichen Verpflichtung herbeige-
führt wurden.

3.2 Überweisungen in Staaten außerhalb des EWR (Drittstaaten) 

3.2.1 Erforderliche Angaben 
Der Kunde muss für die Ausführung der Überweisung folgende Angaben 
machen:
– Name des Zahlungsempfängers,

– Kundenkennung des Zahlungsempfängers (siehe Nummer 1.2); ist bei 
grenzüberschreitenden Überweisungen der BIC unbekannt, ist statt-
dessen der vollständige Name und die Adresse des Zahlungsdienst-
leisters des Zahlungsempfängers anzugeben,

– Zielland (gegebenenfalls in Kurzform gemäß Anlage),

– Währung (gegebenenfalls in Kurzform gemäß Anlage),

– Überweisungsbetrag,
– Name des Kunden,

– Kontonummer und Bankleitzahl oder IBAN des Kunden.

3.2.2 Ausführungsfrist 
Die Überweisungen werden baldmöglichst bewirkt. 

3.2.3 Erstattungs- und Schadensersatzansprüche des Kunden 

3.2.3.1 Erstattung bei einer nicht autorisierten Überweisung 
(1) Im Falle einer nicht autorisierten Überweisung (siehe Nummer 1.3 
Absatz 2) hat die Sparkasse gegen den Kunden keinen Anspruch auf 
Erstattung ihrer Aufwendungen. Sie ist verpflichtet, dem Kunden den 
Überweisungsbetrag zu erstatten und, sofern der Betrag einem Konto des 
Kunden belastet worden ist, dieses Konto wieder auf den Stand zu brin-
gen, auf dem es sich ohne die Belastung durch die nicht autorisierte 
Überweisung befunden hätte. Diese Verpflichtung ist spätestens bis zum 
Ende des Geschäftstags gemäß „Preis- und Leistungsverzeichnis“ zu 
erfüllen, der auf den Tag folgt, an welchem der Sparkasse angezeigt 
wurde, dass die Überweisung nicht autorisiert ist, oder die Sparkasse auf 
andere Weise davon Kenntnis erhalten hat. Hat die Sparkasse einer 
zuständigen Behörde berechtigte Gründe für den Verdacht, dass ein 
betrügerisches Verhalten des Kunden vorliegt, schriftlich mitgeteilt, hat 
die Sparkasse ihre Verpflichtung aus Satz 2 unverzüglich zu prüfen und 
zu erfüllen, wenn sich der Betrugsverdacht nicht bestätigt. Wurde die 
Überweisung über einen Zahlungsauslösedienstleister ausgelöst, so tref-
fen die Pflichten aus den Sätzen 2 bis 4 die Sparkasse. 

(2) Bei sonstigen Schäden, die aus einer nicht autorisierten Überweisung 
resultieren, haftet die Sparkasse für eigenes Verschulden. Hat der Kunde 
durch ein schuldhaftes Verhalten zu der Entstehung eines Schadens bei-
getragen, bestimmt sich nach den Grundsätzen des Mitverschuldens, in 
welchem Umfang Sparkasse und Kunde den Schaden zu tragen haben. 

3.2.3.2 Haftung bei nicht erfolgter, fehlerhafter oder verspäteter Ausfüh-
rung einer autorisierten Überweisung 
Bei nicht erfolgten, fehlerhaft oder verspätet ausgeführten autorisierten 
Überweisungen hat der Kunde neben etwaigen Ansprüchen aus Auf-
tragsrecht nach § 667 BGB und ungerechtfertigter Bereicherung nach 
§§ 812 ff. BGB Schadensersatzansprüche nach Maßgabe der folgenden 
Regelungen:
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– Die Sparkasse haftet für eigenes Verschulden. Hat der Kunde durch 
ein schuldhaftes Verhalten zu der Entstehung eines Schadens beige-
tragen, bestimmt sich nach den Grundsätzen des Mitverschuldens, in 
welchem Umfang Sparkasse und Kunde den Schaden zu tragen 
haben.

– Für das Verschulden zwischengeschalteter Stellen haftet die Spar-
kasse nicht. In diesen Fällen beschränkt sich die Haftung der Spar-
kasse auf die sorgfältige Auswahl und Unterweisung der ersten zwi-
schengeschalteten Stelle (weitergeleiteter Auftrag).

– Die Haftung der Sparkasse ist auf höchstens 12.500 Euro je Überwei-
sung begrenzt. Diese Haftungsbeschränkung gilt nicht für Vorsatz oder 
grobe Fahrlässigkeit der Sparkasse und für Gefahren, die die Spar-
kasse besonders übernommen hat.

3.2.3.3 Haftungs- und Einwendungsausschluss 
(1) Eine Haftung der Sparkasse nach den Nummern 3.2.3.2 ist in folgen-
den Fällen ausgeschlossen:
– Die Sparkasse weist gegenüber dem Kunden nach, dass der Überwei-

sungsbetrag ordnungsgemäß beim Zahlungsdienstleister des Zah-
lungsempfängers eingegangen ist.

– Die Überweisung wurde in Übereinstimmung mit der vom Kunden 
angegebenen fehlerhaften Kundenkennung des Zahlungsempfängers 
(siehe Nummer 1.2) ausgeführt. In diesem Fall kann der Kunde von 
der Sparkasse jedoch verlangen, dass sie sich im Rahmen ihrer Mög-
lichkeiten darum bemüht, den Überweisungsbetrag wiederzuerlangen. 
Für die Tätigkeiten der Sparkasse nach Satz 2 dieses Unterpunkts 
berechnet die Sparkasse das im „Preis- und Leistungsverzeichnis“ 
ausgewiesene Entgelt.

(2) Ansprüche des Kunden nach den Nummern 3.2.3.1 und 3.2.3.2 und 
Einwendungen des Kunden gegen die Sparkasse aufgrund nicht oder feh-
lerhaft ausgeführter Überweisungen oder aufgrund nicht autorisierter 
Überweisungen sind ausgeschlossen, wenn der Kunde die Sparkasse 
nicht spätestens 13 Monate nach dem Tag der Belastung mit einer nicht 
autorisierten oder fehlerhaft ausgeführten Überweisung hiervon in Text-
form unterrichtet hat. Der Lauf der Frist beginnt nur, wenn die Sparkasse 
den Kunden über die Belastungsbuchung der Überweisung entsprechend 
dem für Kontoinformationen vereinbarten Weg spätestens innerhalb eines 
Monats nach der Belastungsbuchung unterrichtet hat; anderenfalls ist 
für den Fristbeginn der Tag der Unterrichtung maßgeblich. Schadenser-
satzansprüche kann der Kunde auch nach Ablauf der Frist in Satz 1 gel-
tend machen, wenn er ohne Verschulden an der Einhaltung dieser Frist 
verhindert war. Die Sätze 1 bis 3 gelten auch dann, wenn der Kunde die 
Überweisung über einen Zahlungsauslösedienstleister auslöst. 

(3) Ansprüche des Kunden sind ausgeschlossen, wenn die einen 
Anspruch begründenden Umstände
– auf einem ungewöhnlichen und unvorhersehbaren Ereignis beruhen, 

auf das die Sparkasse keinen Einfluss hat, und dessen Folgen trotz 
Anwendung der gebotenen Sorgfalt nicht hätten vermieden werden 
können oder

– von der Sparkasse aufgrund einer gesetzlichen Verpflichtung herbeige-
führt wurden.

1 International Bank Account Number (Internationale Bankkontonummer). 
2 Zum Europäischen Wirtschaftsraum (EWR) gehören derzeit: Belgien, Bulgarien, Däne-

mark, Deutschland, Estland, Finnland, Frankreich (einschließlich Französisch-Guayana, 
Guadeloupe, Martinique, Mayotte, Réunion, St. Barthélemy, St. Martin [französischer 
Teil]), Griechenland, Irland, Island, Italien, Kroatien, Lettland, Liechtenstein, Litauen, 
Luxemburg, Malta, Niederlande, Norwegen, Österreich, Polen, Portugal, Rumänien, 
Schweden, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechische Republik, Ungarn und Zypern. 

3 Business Identifier Code (Internationale Bankleitzahl). 
4 Drittstaaten sind alle Staaten außerhalb des Europäischen Wirtschaftsraumes.  
5

 Zu den EWR-Währungen gehören derzeit: Euro, Bulgarischer Lew, Dänische Krone, Islän-
dische Krone, Norwegische Krone, Polnischer Zloty, Rumänischer Leu, Schwedische 
Krone, Schweizer Franken (nur grenzüberschreitende Zahlungen mit Liechtenstein), 
Tschechische Krone, Ungarischer Forint. 

6 Z. B. US-Dollar.
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Anlage: Verzeichnis der Kurzformen für Zielland und Währung

Zielland Kurzform Währung Kurzform

Belgien  
Bulgarien  
Dänemark  
Deutschland  
Estland  
Finnland  
Frankreich  
Griechenland  
Irland  
Island  
Italien  
Japan  
Kanada  
Kroatien  
Lettland  
Liechtenstein  
Litauen  
Luxemburg  
Malta  
Niederlande  
Norwegen  
Österreich  
Polen  
Portugal  
Rumänien  
Russische Föderation  
Schweden  
Schweiz  
Slowakei  
Slowenien  
Spanien  
Tschechische Republik  
Türkei  
Ungarn  
USA  
Vereinigtes Königreich  
von Großbritannien und Nordirland 
Zypern

BE 
BG 
DK 
DE 
EE 
FI 
FR 
GR 
IE 
IS 
IT 
JP 
CA 
HR 
LV 
LI 
LT 
LU 
MT 
NL 
NO 
AT 
PL 
PT 
RO 
RU 
SE 
CH 
SK 
SI 
ES 
CZ 
TR 
HU 
US 
GB 
  
CY

Euro  
Bulgarischer Lew 
Dänische Krone  
Euro  
Euro  
Euro  
Euro  
Euro  
Euro  
Isländische Krone  
Euro  
Japanischer Yen 
Kanadischer Dollar 
Euro 
Euro  
Schweizer Franken* 
Euro  
Euro  
Euro  
Euro  
Norwegische Krone  
Euro  
Polnischer Zloty  
Euro  
Rumänischer Leu 
Russischer Rubel 
Schwedische Krone 
Schweizer Franken  
Euro  
Euro  
Euro  
Tschechische Krone 
Türkische Lira 
Ungarischer Forint  
US-Dollar  
Britisches Pfund Sterling 
  
Euro

EUR 
BGN 
DKK 
EUR 
EUR 
EUR 
EUR 
EUR 
EUR 
ISK 
EUR 
JPY 
CAD 
EUR 
EUR 
CHF 
EUR 
EUR 
EUR 
EUR 
NOK 
EUR 
PLN 
EUR 
RON 
RUB 
SEK 
CHF 
EUR 
EUR 
EUR 
CZK 
TRY 
HUF 
USD 
GBP 
 
EUR

* Schweizer Franken als gesetzliches Zahlungsmittel in Liechtenstein.
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Bedingungen für Zahlungen mittels Lastschrift 
im SEPA-Firmen-Lastschriftverfahren

Fassung September 2021

Sparkasse Stade-Altes Land

Pferdemarkt 11a, 21682 Stade
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Für Zahlungen des Kunden, der kein Verbraucher ist, an Zahlungsemp-
fänger mittels SEPA-Firmen-Lastschrift über sein Konto bei der Spar-
kasse gelten folgende Bedingungen.

1 Allgemein 

1.1 Begriffsbestimmung  
Eine Lastschrift ist ein vom Zahlungsempfänger ausgelöster Zahlungsvor-
gang zulasten des Kontos des Kunden, bei dem die Höhe des jeweiligen 
Zahlungsbetrages vom Zahlungsempfänger angegeben wird.

1.2 Entgelte 
Bei Entgelten und deren Änderung sind die Regelungen in Nummer 17 
Absätze 2 bis 6 AGB-Sparkassen maßgeblich.

1.3 Meldepflichten nach Außenwirtschaftsrecht 
Der Kunde hat etwaige Meldepflichten nach dem Außenwirtschaftsrecht 
zu beachten.

1.4 Außergerichtliche Streitschlichtung und sonstige 
Beschwerdemöglichkeit 
Für die Beilegung von Streitigkeiten mit der Sparkasse kann sich der 
Kunde an die im „Preis- und Leistungsverzeichnis“ näher bezeichneten 
Streitschlichtungs- oder Beschwerdestellen wenden.

2 SEPA-Firmen-Lastschrift 

2.1 Allgemein 

2.1.1 Wesentliche Merkmale des SEPA-Firmen-Lastschriftverfahrens 
Das SEPA-Firmen-Lastschriftverfahren kann nur von Kunden genutzt 
werden, die keine Verbraucher sind.
Mit dem SEPA-Firmen-Lastschriftverfahren kann der Kunde über die 
Sparkasse an einen Zahlungsempfänger Zahlungen in Euro innerhalb 
des Einheitlichen Euro-Zahlungsverkehrsraums („Single Euro Payments 
Area“, SEPA) bewirken. Zur SEPA gehören die in der Anlage genannten 
Staaten und Gebiete.
Für die Ausführung von Zahlungen mittels SEPA-Firmen-Lastschrift muss
– der Zahlungsempfänger und dessen Zahlungsdienstleister das SEPA-

Firmen-Lastschriftverfahren nutzen,
– der Kunde vor dem Zahlungsvorgang dem Zahlungsempfänger das

SEPA-Firmenlastschrift-Mandat erteilen und
– der Kunde der Sparkasse die Erteilung des SEPA-Firmenlastschrift-

Mandats bestätigen (siehe Nummer 2.2.2).
Der Zahlungsempfänger löst den jeweiligen Zahlungsvorgang aus, indem 
er über seinen Zahlungsdienstleister der Sparkasse die Lastschriften 
vorlegt.
Der Kunde kann bei einer autorisierten Zahlung aufgrund einer SEPA-
Firmen-Lastschrift von der Sparkasse keine Erstattung des seinem Konto 
belasteten Lastschriftbetrages verlangen.

2.1.2 Kundenkennungen 
Für das Verfahren hat der Kunde die ihm mitgeteilte IBAN1 und bei 
grenzüberschreitenden Zahlungen außerhalb des Europäischen Wirt-
schaftsraums2 (EWR) zusätzlich den BIC3 der Sparkasse als seine Kun-
denkennung gegenüber dem Zahlungsempfänger zu verwenden, da die 
Sparkasse berechtigt ist, die Zahlung aufgrund der SEPA-Firmen-Last-
schrift ausschließlich auf der Grundlage der ihr übermittelten Kundenken-
nung auszuführen. Die Sparkasse und die weiteren beteiligten Stellen 
führen die Zahlung an den Zahlungsempfänger anhand der im Lastschrift-
datensatz vom Zahlungsempfänger als dessen Kundenkennung angege-
benen IBAN und bei grenzüberschreitenden Zahlungen außerhalb des 
EWR zusätzlich angegebenen BIC aus.

2.1.3 Übermittlung von Lastschriftdaten 
Bei SEPA-Firmen-Lastschriften können die Lastschriftdaten auch über 
das Nachrichtenübermittlungssystem der Society for Worldwide Interbank 
Financial Telecommunication (SWIFT) mit Sitz in Belgien und Rechen-
zentren in der Europäischen Union, in der Schweiz und in den USA wei-
tergeleitet werden.

2.2 SEPA-Firmenlastschrift-Mandat 

2.2.1 Erteilung des SEPA-Firmenlastschrift-Mandats (SEPA Business-to-
Business Direct Debit Mandate) 
Der Kunde erteilt dem Zahlungsempfänger ein SEPA-Firmenlastschrift-
Mandat. Damit autorisiert er gegenüber seiner Sparkasse die Einlösung 
von SEPA-Firmen-Lastschriften des Zahlungsempfängers. Das Mandat 
ist schriftlich oder in der mit seiner Sparkasse vereinbarten Art und Weise 
zu erteilen.
In dieser Autorisierung ist zugleich die ausdrückliche Zustimmung enthal-
ten, dass die am Lastschrifteinzug beteiligten Zahlungsdienstleister und 

etwaige zwischengeschaltete Stellen die für die Ausführung der Last-
schrift notwendigen personenbezogenen Daten des Kunden abrufen, ver-
arbeiten, übermitteln und speichern.
In dem SEPA-Firmenlastschrift-Mandat müssen die folgenden Erklärun-
gen des Kunden enthalten sein:
– Ermächtigung des Zahlungsempfängers, Zahlungen vom Konto des

Kunden mittels SEPA-Firmen-Lastschrift einzuziehen, und
– Weisung an die Sparkasse, die vom Zahlungsempfänger auf sein

Konto gezogenen SEPA-Firmen-Lastschriften einzulösen.
Das SEPA-Firmenlastschrift-Mandat muss folgende Angaben (Autorisie-
rungsdaten) enthalten:
– Bezeichnung des Zahlungsempfängers,
– eine Gläubiger-Identifikationsnummer,
– Kennzeichnung einer einmaligen Zahlung oder wiederkehrender Zah-

lungen,
– Name des Kunden und
– seine Kundenkennung (siehe Nummer 2.1.2).
Über die Autorisierungsdaten hinaus kann das Lastschriftmandat zusätzli-
che Angaben enthalten.

2.2.2 Bestätigung der Erteilung eines SEPA-Firmenlastschrift-Mandats 
Der Kunde hat seiner Sparkasse die Autorisierung nach Nummer 2.2.1 
unverzüglich zu bestätigen, indem er der Sparkasse folgende Daten in 
der vereinbarten Art und Weise aus dem dem Zahlungsempfänger erteil-
ten SEPA-Firmenlastschrift-Mandat übermittelt und diese Mitteilung unter-
zeichnet oder in der vereinbarten Art und Weise authentifiziert:
– Bezeichnung des Zahlungsempfängers,
– Gläubiger-Identifikationsnummer des Zahlungsempfängers,
– Mandatsreferenz,
– Kennzeichnung einer einmaligen Zahlung oder wiederkehrender Zah-

lungen und
– Datum auf dem Mandat.
Hierzu kann der Kunde der Sparkasse auch eine unterschriebene Kopie
des SEPA-Firmenlastschrift-Mandats übermitteln.
Ohne diese Mitteilung an die Sparkasse wird diese keine Zahlungsvor-
gänge aufgrund SEPA-Firmen-Lastschriften des Zahlungsempfängers
einlösen.
Über Änderungen oder die Aufhebung des SEPA-Firmenlastschrift-Man-
dats gegenüber dem Zahlungsempfänger hat der Kunde die Sparkasse
unverzüglich schriftlich zu informieren.

2.2.3 Widerruf des SEPA-Firmenlastschrift-Mandats 
Das SEPA-Firmenlastschrift-Mandat kann vom Kunden durch Erklärung 
gegenüber seiner Sparkasse widerrufen werden. Der Widerruf muss der 
Sparkasse schriftlich oder, wenn im Rahmen der Geschäftsbeziehung der 
elektronische Kommunikationsweg vereinbart wurde (z. B. Online-Ban-
king), auf diesem Wege zugehen. Der Widerruf wird ab dem auf den Ein-
gang des Widerrufs folgenden Geschäftstag gemäß „Preis- und Leis-
tungsverzeichnis“ wirksam. Der Widerruf muss zusätzlich auch gegen-
über dem Zahlungsempfänger erklärt werden. Der Widerruf des SEPA-
Firmenlastschrift-Mandats erfasst bereits dem Konto des Kunden belas-
tete SEPA-Firmen-Lastschriften nicht. Für diese gilt Nummer 2.2.4 
Absätze 2 und 3.

2.2.4 Zurückweisung einzelner Lastschriften 
(1) Der Kunde kann der Sparkasse gesondert die Weisung erteilen, Zah-
lungen aus bestimmten SEPA-Firmen-Lastschriften des Zahlungsempfän-
gers nicht zu bewirken. Diese Weisung muss der Sparkasse bis spätes-
tens zum Ende des Geschäftstages gemäß „Preis- und Leistungsverzeich-
nis“ vor dem im Datensatz der Lastschrift angegebenen Fälligkeitstag
schriftlich oder, wenn im Rahmen der Geschäftsbeziehung der elektroni-
sche Kommunikationsweg vereinbart wurde (z. B. Online-Banking), auf
diesem Wege zugehen. Diese Weisung muss zusätzlich auch gegenüber
dem Zahlungsempfänger erklärt werden.
(2) Am Tag der Belastungsbuchung der SEPA-Firmen-Lastschrift kann
diese nur noch zurückgewiesen werden, wenn Kunde und Sparkasse
dies vereinbart haben. Die Vereinbarung wird wirksam, wenn es der
Sparkasse gelingt, den Lastschriftbetrag endgültig zurückzuerlangen. Für
die Bearbeitung eines solchen Widerrufs des Kunden berechnet die Spar-
kasse das im „Preis- und Leistungsverzeichnis“ ausgewiesene Entgelt.
(3) Nach dem Tag der Belastungsbuchung der SEPA-Firmen-Lastschrift
kann der Kunde diese nicht mehr zurückweisen.

2.3 Einzug der SEPA-Firmen-Lastschrift auf Grundlage des SEPA-
Firmenlastschrift-Mandats durch den Zahlungsempfänger 
(1) Das vom Kunden erteilte SEPA-Firmenlastschrift-Mandat verbleibt
beim Zahlungsempfänger. Dieser übernimmt die Autorisierungsdaten und
etwaige zusätzliche Angaben in den Datensatz zur Einziehung von
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SEPA-Firmen-Lastschriften. Der jeweilige Lastschriftbetrag wird vom Zah-
lungsempfänger angegeben.
(2) Der Zahlungsempfänger übermittelt elektronisch den Datensatz zur 
Einziehung der SEPA-Firmen-Lastschrift unter Einschaltung seines Zah-
lungsdienstleisters an die Sparkasse als Zahlstelle. Dieser Datensatz ver-
körpert auch die im SEPA-Firmenlastschrift-Mandat enthaltene Weisung 
des Kunden an die Sparkasse zur Einlösung der jeweiligen SEPA-
Firmen-Lastschrift (siehe Nummer 2.2.1 Sätze 2 und 4). Für den Zugang 
dieser Weisung verzichtet die Sparkasse auf die für die Erteilung des 
Mandats vereinbarte Form (siehe Nummer 2.2.1 Satz 3).

2.4 Zahlungsvorgang aufgrund der SEPA-Firmen-Lastschrift 

2.4.1 Belastung des Kontos des Kunden mit dem Lastschriftbetrag 
(1) Eingehende SEPA-Firmen-Lastschriften des Zahlungsempfängers 
werden am im Datensatz angegebenen Fälligkeitstag mit dem vom Zah-
lungsempfänger angegebenen Lastschriftbetrag dem Konto des Kunden 
belastet. Fällt der Fälligkeitstag nicht auf einen im „Preis- und Leistungs-
verzeichnis“ ausgewiesenen Geschäftstag der Sparkasse, erfolgt die 
Kontobelastung am nächsten Geschäftstag.
(2) Eine Kontobelastung erfolgt nicht oder wird spätestens am zweiten 
Geschäftstag gemäß „Preis- und Leistungsverzeichnis“ nach ihrer Vor-
nahme rückgängig gemacht, wenn
– der Sparkasse keine Bestätigung des Kunden gemäß Nummer 2.2.2 

vorliegt,
– der Sparkasse ein Widerruf des Firmenlastschrift-Mandats gemäß 

Nummer 2.2.3 zugegangen ist,
– der Sparkasse eine Zurückweisung der Lastschrift des Kunden gemäß 

Nummer 2.2.4 zugegangen ist,
– der Kunde über kein für die Einlösung der Lastschrift ausreichendes 

Guthaben auf seinem Konto oder über keinen ausreichenden Kredit 
verfügt (fehlende Kontodeckung); Teileinlösungen nimmt die Spar-
kasse nicht vor,

– die im Lastschriftdatensatz angegebene IBAN des Zahlungspflichtigen 
keinem Konto des Kunden bei der Sparkasse zuzuordnen ist oder

– die Lastschrift nicht von der Sparkasse verarbeitbar ist, da im 
Lastschriftdatensatz

die Gläubiger-Identifikationsnummer fehlt oder für die Sparkasse 
erkennbar fehlerhaft ist,

•

die Mandatsreferenz fehlt,•
das Ausstellungsdatum des Mandats fehlt oder•
kein Fälligkeitstag angegeben ist.•

2.4.2 Einlösung von SEPA-Firmen-Lastschriften 
SEPA-Firmen-Lastschriften sind eingelöst, wenn die Belastungsbuchung 
auf dem Konto des Kunden nicht spätestens gemäß Nummer 2.4.1 
Absatz 2 rückgängig gemacht wird.

2.4.3 Unterrichtung über die Nichtausführung oder Rückgängigmachung 
der Belastungsbuchung oder Ablehnung der Einlösung 
Über die Nichtausführung oder Rückgängigmachung der Belastungsbu-
chung (siehe Nummer 2.4.1 Absatz 2) oder die Ablehnung der Einlösung 
einer SEPA-Firmen-Lastschrift (siehe Nummer 2.4.2) wird die Sparkasse 
den Kunden unverzüglich, spätestens bis zu der gemäß Nummer 2.4.4 
vereinbarten Frist unterrichten. Dies kann auch auf dem für Kontoinforma-
tionen vereinbarten Weg geschehen. Dabei wird die Sparkasse, soweit 
möglich, die Gründe sowie die Möglichkeiten angeben, wie Fehler, die zur 
Nichtausführung, Rückgängigmachung oder Ablehnung geführt haben, 
berichtigt werden können.
Für die berechtigte Ablehnung berechnet die Sparkasse das im „Preis- 
und Leistungsverzeichnis“ ausgewiesene Entgelt.

2.4.4 Ausführung der Zahlung 
(1) Die Sparkasse ist verpflichtet sicherzustellen, dass der von ihr dem 
Konto des Kunden aufgrund der SEPA-Firmen-Lastschrift des Zahlungs-
empfängers belastete Lastschriftbetrag spätestens innerhalb der im 
„Preis- und Leistungsverzeichnis“ angegebenen Ausführungsfrist beim 
Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfängers eingeht.
(2) Die Ausführungsfrist beginnt an dem im Lastschriftdatensatz angege-
benen Fälligkeitstag. Fällt dieser Tag nicht auf einen Geschäftstag gemäß 
„Preis- und Leistungsverzeichnis“ der Sparkasse, so beginnt die Ausfüh-
rungsfrist am darauffolgenden Geschäftstag.
(3) Die Sparkasse unterrichtet den Kunden über die Ausführung der Zah-
lung auf dem für Kontoinformationen vereinbarten Weg und in der verein-
barten Häufigkeit.

2.5 Ausschluss des Erstattungsanspruchs bei einer autorisierten 
Zahlung 
Der Kunde kann bei einer autorisierten Zahlung aufgrund einer SEPA-
Firmen-Lastschrift von der Sparkasse keine Erstattung des seinem Konto 
belasteten Lastschriftbetrages verlangen. Ansprüche aus § 675x des Bür-
gerlichen Gesetzbuches (BGB) sind ausgeschlossen. 
Erstattungsansprüche des Kunden bei einer nicht erfolgten oder fehler-
haft ausgeführten autorisierten Zahlung richten sich nach Nummer 2.6.2.

2.6 Erstattungs- und Schadensersatzansprüche des Kunden 

2.6.1 Erstattung bei einer nicht autorisierten Zahlung 
Im Falle einer vom Kunden nicht autorisierten Zahlung hat die Sparkasse 
gegen den Kunden keinen Anspruch auf Erstattung ihrer Aufwendungen. 
Sie ist verpflichtet, dem Kunden den von seinem Konto abgebuchten 
Lastschriftbetrag zu erstatten. Dabei bringt sie das Konto wieder auf den 
Stand, auf dem es sich ohne die Belastung durch die nicht autorisierte 
Zahlung befunden hätte. Diese Verpflichtung ist spätestens bis zum Ende 
des Geschäftstags gemäß „Preis- und Leistungsverzeichnis“ zu erfüllen, 
der auf den Tag folgt, an welchem der Sparkasse angezeigt wurde, dass 
die Zahlung nicht autorisiert ist oder die Sparkasse auf andere Weise 
davon Kenntnis erhalten hat. Hat die Sparkasse einer zuständigen 
Behörde berechtigte Gründe für den Verdacht, dass ein betrügerisches 
Verhalten des Kunden vorliegt, schriftlich mitgeteilt, hat die Sparkasse 
ihre Verpflichtung aus Satz 2 unverzüglich zu prüfen und zu erfüllen, 
wenn sich der Betrugsverdacht nicht bestätigt.

2.6.2 Schadensersatz wegen Pflichtverletzung 
Bei nicht erfolgten autorisierten Zahlungen, fehlerhaft oder verspätet aus-
geführten autorisierten Zahlungen oder bei nicht autorisierten Zahlungen 
kann der Kunde von der Sparkasse neben etwaigen Ansprüchen aus Auf-
tragsrecht nach § 667 BGB und ungerechtfertigter Bereicherung nach 
§§ 812 ff. BGB den Ersatz eines hierdurch entstehenden Schadens nach 
Maßgabe folgender Regelungen verlangen: 
– Die Sparkasse haftet für eigenes Verschulden. Hat der Kunde durch 

ein schuldhaftes Verhalten zu der Entstehung eines Schadens beige-
tragen, bestimmt sich nach den Grundsätzen des Mitverschuldens, in 
welchem Umfang Sparkasse und Kunde den Schaden zu tragen 
haben. 

– Für das Verschulden der von der Sparkasse zwischengeschalteten 
Stellen haftet die Sparkasse nicht. In diesen Fällen beschränkt sich die 
Haftung der Sparkasse auf die sorgfältige Auswahl und Unterweisung 
der ersten zwischengeschalteten Stelle.

– Die Haftung der Sparkasse für Schäden ist der Höhe nach auf den 
Lastschriftbetrag zuzüglich der von der Sparkasse in Rechnung 
gestellten Entgelte und Zinsen begrenzt. Soweit es sich hierbei um Fol-
geschäden handelt, ist die Haftung zusätzlich auf höchstens 12.500 
Euro je Zahlung begrenzt. Diese Haftungsbeschränkungen gelten nicht 
für Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit der Sparkasse und für Gefahren, 
die die Sparkasse besonders übernommen hat, sowie für nicht autori-
sierte Zahlungen.

Ansprüche aus § 675y BGB sind ausgeschlossen.

2.6.3 Haftungs- und Einwendungsausschluss 
(1) Eine Haftung der Sparkasse nach Nummer 2.6.2 ist in folgenden 
Fällen ausgeschlossen:
– Die Sparkasse weist gegenüber dem Kunden nach, dass der Last-

schriftbetrag rechtzeitig und ungekürzt beim Zahlungsdienstleister des 
Zahlungsempfängers eingegangen ist.

– Die Zahlung wurde in Übereinstimmung mit der vom Zahlungsempfän-
ger angegebenen fehlerhaften Kundenkennung des Zahlungsempfän-
gers ausgeführt. In diesem Fall kann der Kunde von der Sparkasse 
jedoch verlangen, dass sie sich im Rahmen ihrer Möglichkeiten darum 
bemüht, den Lastschriftbetrag wiederzuerlangen. Ist die Wiedererlan-
gung des Lastschriftbetrags nach Satz 2 dieses Unterpunkts nicht 
möglich, so ist die Sparkasse verpflichtet, dem Kunden auf schriftlichen 
Antrag alle verfügbaren Informationen mitzuteilen, damit der Kunde 
einen Anspruch auf Erstattung des Lastschriftbetrags geltend machen 
kann. Für die Tätigkeiten nach den Sätzen 2 und 3 dieses Unterpunkts 
berechnet die Sparkasse das im „Preis- und Leistungsverzeichnis“ 
ausgewiesene Entgelt.

(2) Ansprüche des Kunden nach den Nummern 2.6.1 und 2.6.2 und Ein-
wendungen des Kunden gegen die Sparkasse aufgrund nicht oder fehler-
haft ausgeführter Zahlungen oder aufgrund nicht autorisierter Zahlungen 
sind ausgeschlossen, wenn der Kunde die Sparkasse nicht spätestens 
13 Monate nach dem Tag der Belastung mit einer nicht autorisierten oder 
fehlerhaft ausgeführten Zahlung hiervon unterrichtet hat. Der Lauf der 
Frist beginnt nur, wenn die Sparkasse den Kunden über die Belastungs-
buchung der Zahlung entsprechend dem für Kontoinformationen verein-
barten Weg spätestens innerhalb eines Monats nach der Belastungsbu-
chung unterrichtet hat; anderenfalls ist für den Fristbeginn der Tag der 
Unterrichtung maßgeblich. Schadensersatzansprüche aus einer verschul-
densabhängigen Haftung der Sparkasse nach Nummer 2.6.2 kann der 
Kunde auch nach Ablauf der Frist in Satz 1 geltend machen, wenn er 
ohne Verschulden an der Einhaltung dieser Frist verhindert war.
(3) Ansprüche des Kunden sind ausgeschlossen, wenn die einen 
Anspruch begründenden Umstände
– auf einem ungewöhnlichen und unvorhersehbaren Ereignis beruhen, 

auf das die Sparkasse keinen Einfluss hat, und dessen Folgen trotz 
Anwendung der gebotenen Sorgfalt nicht hätten vermieden werden 
können oder

– von der Sparkasse aufgrund einer gesetzlichen Verpflichtung herbeige-
führt wurden.
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Anlage: Liste der zu SEPA gehörenden Staaten und Gebiete 

1 Staaten des Europäischen Wirtschaftsraums (EWR) 

Derzeit: Belgien, Bulgarien, Dänemark, Deutschland, Estland, Finnland, 
Frankreich (einschließlich Französisch-Guayana, Guadeloupe, Martinique, 
Mayotte, Réunion, St. Barthélemy, St. Martin [französischer Teil]), Grie-
chenland, Irland, Island, Italien, Kroatien, Lettland, Liechtenstein, Litauen, 
Luxemburg, Malta, Niederlande, Norwegen, Österreich, Polen, Portugal, 
Rumänien, Schweden, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechische 
Republik, Ungarn sowie Zypern.

2 Sonstige Staaten und Gebiete außerhalb des EWR 

Derzeit: Andorra, Gibraltar, Guernsey, Isle of Man, Jersey, Monaco, 
San Marino, Schweiz, St. Pierre und Miquelon, Vatikanstadt, Vereinigtes 
Königreich von Großbritannien und Nordirland.

1 International Bank Account Number (Internationale Bankkontonummer). 
2 Für die Mitgliedstaaten des EWR siehe Nummer 1 der Anlage. 
3 Business Identifier Code (Internationale Bankleitzahl).
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Für Zahlungen des Kunden an Zahlungsempfänger mittels SEPA-Basis-
Lastschrift über sein Konto bei der Sparkasse gelten folgende 
Bedingungen.

1 Allgemein 

1.1 Begriffsbestimmung  
Eine Lastschrift ist ein vom Zahlungsempfänger ausgelöster Zahlungsvor-
gang zulasten des Kontos des Kunden, bei dem die Höhe des jeweiligen 
Zahlungsbetrages vom Zahlungsempfänger angegeben wird.

1.2 Entgelte und deren Änderung 

1.2.1 Entgelte für Verbraucher 
Die Entgelte im Lastschriftverkehr ergeben sich aus dem „Preis- und 
Leistungsverzeichnis“.
Änderungen der Entgelte im Lastschriftverkehr werden dem Kunden spä-
testens zwei Monate vor dem Zeitpunkt ihres Wirksamwerdens in Text-
form angeboten. Hat der Kunde mit der Sparkasse im Rahmen der 
Geschäftsbeziehung einen elektronischen Kommunikationsweg verein-
bart, können die Änderungen auch auf diesem Wege angeboten werden. 
Die von der Sparkasse angebotenen Änderungen werden nur wirksam, 
wenn der Kunde diese annimmt. Eine Vereinbarung über die Änderung 
eines Entgelts, das auf eine über die Hauptleistung hinausgehende Zah-
lung des Kunden gerichtet ist, kann die Sparkasse nur ausdrücklich 
treffen.
Die Änderung von Entgelten für den Zahlungsdiensterahmenvertrag 
(Girovertrag) richtet sich nach Nummer 17 Absatz 6 AGB-Sparkassen.

1.2.2 Entgelte für Kunden, die keine Verbraucher sind 
Für Entgelte und deren Änderung für Zahlungen von Kunden, die keine 
Verbraucher sind, verbleibt es bei den Regelungen in Nummer 17 
Absätze 2 bis 6 AGB-Sparkassen.

1.3 Meldepflichten nach Außenwirtschaftsrecht 
Der Kunde hat etwaige Meldepflichten nach dem Außenwirtschaftsrecht 
zu beachten.

1.4 Außergerichtliche Streitschlichtung und sonstige 
Beschwerdemöglichkeit 
Für die Beilegung von Streitigkeiten mit der Sparkasse kann sich der 
Kunde an die im „Preis- und Leistungsverzeichnis“ näher bezeichneten 
Streitschlichtungs- oder Beschwerdestellen wenden.

2 SEPA-Basis-Lastschrift 

2.1 Allgemein 

2.1.1 Wesentliche Merkmale des SEPA-Basis-Lastschriftverfahrens 
Mit dem SEPA-Basis-Lastschriftverfahren kann der Kunde über die Spar-
kasse an den Zahlungsempfänger Zahlungen in Euro innerhalb des 
Gebiets des einheitlichen Euro-Zahlungsverkehrsraums („Single Euro 
Payments Area“, SEPA) bewirken. Zur SEPA gehören die in der Anlage 
genannten Staaten und Gebiete.
Für die Ausführung von Zahlungen mittels SEPA-Basis-Lastschriften 
muss
– der Zahlungsempfänger und dessen Zahlungsdienstleister das SEPA-

Basis-Lastschriftverfahren nutzen und
– der Kunde vor dem Zahlungsvorgang dem Zahlungsempfänger das

SEPA-Lastschriftmandat erteilen.
Der Zahlungsempfänger löst den jeweiligen Zahlungsvorgang aus, indem 
er über seinen Zahlungsdienstleister der Sparkasse die Lastschriften 
vorlegt.
Der Kunde kann bei einer autorisierten Zahlung aufgrund einer SEPA-
Basis-Lastschrift binnen einer Frist von acht Wochen ab dem Zeitpunkt 
der Belastungsbuchung auf seinem Konto von der Sparkasse die Erstat-
tung des belasteten Lastschriftbetrages verlangen.

2.1.2 Kundenkennungen 
Für das Verfahren hat der Kunde die ihm mitgeteilte IBAN1 und bei grenz-
überschreitenden Zahlungen außerhalb des Europäischen Wirtschafts-
raums2 (EWR) zusätzlich den BIC3 der Sparkasse als seine Kundenken-
nung gegenüber dem Zahlungsempfänger zu verwenden, da die Spar-
kasse berechtigt ist, die Zahlung aufgrund der SEPA-Basis-Lastschrift aus-
schließlich auf der Grundlage der ihr übermittelten Kundenkennung auszu-
führen. Die Sparkasse und die weiteren beteiligten Stellen führen die Zah-
lung an den Zahlungsempfänger anhand der im Lastschriftdatensatz vom 
Zahlungsempfänger als dessen Kundenkennung angegebenen IBAN und 
bei grenzüberschreitenden Zahlungen außerhalb des EWR zusätzlich 
angegebenen BIC aus.

2.1.3 Übermittlung von Lastschriftdaten 

Bei SEPA-Basis-Lastschriften können die Lastschriftdaten auch über das 
Nachrichtenübermittlungssystem der Society for Worldwide Interbank 
Financial Telecommunication (SWIFT) mit Sitz in Belgien und Rechen-
zentren in der Europäischen Union, in der Schweiz und in den USA wei-
tergeleitet werden.

2.2 SEPA-Lastschriftmandat 

2.2.1 Erteilung des SEPA-Lastschriftmandats (SEPA Direct Debit 
Mandate) 
Der Kunde erteilt dem Zahlungsempfänger ein SEPA-Lastschriftmandat. 
Damit autorisiert er gegenüber seiner Sparkasse die Einlösung von 
SEPA-Basis-Lastschriften des Zahlungsempfängers. Das Mandat ist 
schriftlich oder in der mit seiner Sparkasse vereinbarten Art und Weise zu 
erteilen.
In dieser Autorisierung ist zugleich die ausdrückliche Zustimmung enthal-
ten, dass die am Lastschrifteinzug beteiligten Zahlungsdienstleister und 
etwaige zwischengeschaltete Stellen die für die Ausführung der Last-
schrift notwendigen personenbezogenen Daten des Kunden abrufen, ver-
arbeiten, übermitteln und speichern.
In dem SEPA-Lastschriftmandat müssen die folgenden Erklärungen des 
Kunden enthalten sein:
– Ermächtigung des Zahlungsempfängers, Zahlungen vom Konto des

Kunden mittels SEPA-Basis-Lastschrift einzuziehen, und
– Weisung an die Sparkasse, die vom Zahlungsempfänger auf sein

Konto gezogenen SEPA-Basis-Lastschriften einzulösen.
Das SEPA-Lastschriftmandat muss folgende Angaben (Autorisierungsda-
ten) enthalten:
– Bezeichnung des Zahlungsempfängers,
– eine Gläubiger-Identifikationsnummer,
– Kennzeichnung als einmalige oder wiederkehrende Zahlung,
– Name des Kunden (sofern verfügbar) und
– seine Kundenkennung (siehe Nummer 2.1.2).
Über die Autorisierungsdaten hinaus kann das Lastschriftmandat zusätzli-
che Angaben enthalten.
Mit dem Einzug der letzten Lastschrift teilt der Zahlungsempfänger der
Sparkasse des Kunden die Erledigung des SEPA-Lastschriftmandates mit.

2.2.2 Einzugsermächtigung als SEPA-Lastschriftmandat 
Hat der Kunde dem Zahlungsempfänger eine Einzugsermächtigung 
erteilt, mit der er den Zahlungsempfänger ermächtigt, Zahlungen von 
seinem Konto mittels Lastschrift einzuziehen, weist er zugleich damit die 
Sparkasse an, die vom Zahlungsempfänger auf sein Konto gezogenen 
Lastschriften einzulösen. Mit der Einzugsermächtigung autorisiert der 
Kunde gegenüber seiner Sparkasse die Einlösung von Lastschriften des 
Zahlungsempfängers. Diese Einzugsermächtigung gilt als SEPA-Last-
schriftmandat. Sätze 1 bis 3 gelten auch für vom Kunden vor dem Inkraft-
treten dieser Bedingungen erteilte Einzugsermächtigungen.
Die Einzugsermächtigung muss folgende Autorisierungsdaten enthalten:
– Bezeichnung des Zahlungsempfängers,
– Name des Kunden,
– Kundenkennung nach Nummer 2.1.2 oder Kontonummer und Bankleit-

zahl des Kunden.
Über die Autorisierungsdaten hinaus kann die Einzugsermächtigung 
zusätzliche Angaben enthalten.

2.2.3 Widerruf des SEPA-Lastschriftmandats 
Das SEPA-Lastschriftmandat kann vom Kunden durch Erklärung gegen-
über dem Zahlungsempfänger oder seiner Sparkasse – möglichst schrift-
lich – mit der Folge widerrufen werden, dass nachfolgende Zahlungsvor-
gänge nicht mehr autorisiert sind. Erfolgt der Widerruf gegenüber der 
Sparkasse, wird er ab dem auf den Eingang des Widerrufs folgenden 
Geschäftstag gemäß „Preis- und Leistungsverzeichnis“ wirksam. Zusätz-
lich sollte der Widerruf auch gegenüber dem Zahlungsempfänger erklärt 
werden, damit dieser keine weiteren Lastschriften einzieht.

2.2.4 Begrenzung und Nichtzulassung von SEPA-Basis-Lastschriften 
Der Kunde kann der Sparkasse gesondert die Weisung erteilen, Zahlun-
gen aus SEPA-Basis-Lastschriften zu begrenzen oder nicht zuzulassen. 
Diese Weisung muss der Sparkasse bis spätestens zum Ende des 
Geschäftstages gemäß „Preis- und Leistungsverzeichnis“ vor dem im 
Datensatz der Lastschrift angegebenen Fälligkeitstag möglichst schriftlich 
oder, wenn im Rahmen der Geschäftsbeziehung der elektronische Kom-
munikationsweg vereinbart wurde (z. B. Online-Banking), auf diesem 
Wege zugehen. Diese Weisung sollte zusätzlich auch gegenüber dem 
Zahlungsempfänger erklärt werden.
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2.3 Einzug der SEPA-Basis-Lastschrift auf Grundlage des SEPA-
Lastschriftmandats durch den Zahlungsempfänger 
(1) Das vom Kunden erteilte SEPA-Lastschriftmandat verbleibt beim Zah-
lungsempfänger. Dieser übernimmt die Autorisierungsdaten und setzt 
etwaige zusätzliche Angaben in den Datensatz zur Einziehung von 
SEPA-Basis-Lastschriften. Der jeweilige Lastschriftbetrag wird vom Zah-
lungsempfänger angegeben.
(2) Der Zahlungsempfänger übermittelt elektronisch den Datensatz zur 
Einziehung der SEPA-Basis-Lastschrift unter Einschaltung seines Zah-
lungsdienstleisters an die Sparkasse als Zahlstelle. Dieser Datensatz ver-
körpert auch die im SEPA-Lastschriftmandat enthaltene Weisung des 
Kunden an die Sparkasse zur Einlösung der jeweiligen SEPA-Basis-Last-
schrift (siehe Nummer 2.2.1 Satz 2 und Satz 4 bzw. Nummer 2.2.2 Satz 
2). Für den Zugang dieser Weisung verzichtet die Sparkasse auf die für 
die Erteilung des Mandats vereinbarte Form (siehe Nummer 2.2.1 Satz 3).

2.4 Zahlungsvorgang aufgrund der SEPA-Basis-Lastschrift 

2.4.1 Belastung des Kontos des Kunden mit dem Lastschriftbetrag 
(1) Eingehende SEPA-Basis-Lastschriften des Zahlungsempfängers 
werden am im Datensatz angegebenen Fälligkeitstag mit dem vom Zah-
lungsempfänger angegebenen Lastschriftbetrag dem Konto des Kunden 
belastet. Fällt der Fälligkeitstag nicht auf einen im „Preis- und Leistungs-
verzeichnis“ ausgewiesenen Geschäftstag der Sparkasse, erfolgt die 
Kontobelastung am nächsten Geschäftstag.
(2) Eine Kontobelastung erfolgt nicht oder wird spätestens am zweiten 
Geschäftstag gemäß „Preis- und Leistungsverzeichnis“ nach ihrer Vor-
nahme rückgängig gemacht, wenn
– der Sparkasse ein Widerruf des SEPA-Lastschriftmandats gemäß 

Nummer 2.2.3 zugegangen ist,
– der Kunde über kein für die Einlösung der Lastschrift ausreichendes 

Guthaben auf seinem Konto oder über keinen ausreichenden Kredit 
verfügt (fehlende Kontodeckung); Teileinlösungen nimmt die Spar-
kasse nicht vor,

– die im Lastschriftdatensatz angegebene IBAN des Zahlungspflichtigen 
keinem Konto des Kunden bei der Sparkasse zuzuordnen ist oder

– die Lastschrift nicht von der Sparkasse verarbeitbar ist, da im 
Lastschriftdatensatz

eine Gläubiger-Identifikationsnummer fehlt oder für die Sparkasse 
erkennbar fehlerhaft ist,

•

eine Mandatsreferenz fehlt,•
ein Ausstellungsdatum des Mandats fehlt oder•
kein Fälligkeitstag angegeben ist.•

(3) Darüber hinaus erfolgt eine Kontobelastung nicht oder wird spätestens 
am zweiten Geschäftstag nach ihrer Vornahme rückgängig gemacht 
(siehe Nummer 2.4.2), wenn dieser SEPA-Basis-Lastschrift eine geson-
derte Weisung des Kunden gemäß Nummer 2.2.4 entgegensteht.

2.4.2 Einlösung von SEPA-Basis-Lastschriften 
SEPA-Basis-Lastschriften sind eingelöst, wenn die Belastungsbuchung 
auf dem Konto des Kunden nicht spätestens gemäß Nummer 2.4.1 
Absatz 2 rückgängig gemacht wird.

2.4.3 Unterrichtung über die Nichtausführung oder Rückgängigmachung 
der Belastungsbuchung oder Ablehnung der Einlösung 
Über die Nichtausführung oder Rückgängigmachung der Belastungsbu-
chung (siehe Nummer 2.4.1 Absatz 2) oder die Ablehnung der Einlösung 
einer SEPA-Basis-Lastschrift (siehe Nummer 2.4.2) wird die Sparkasse 
den Kunden unverzüglich, spätestens bis zu der gemäß Nummer 2.4.4 
vereinbarten Frist, unterrichten. Dies kann auch auf dem für Kontoinfor-
mationen vereinbarten Weg geschehen. Dabei wird die Sparkasse, 
soweit möglich, die Gründe sowie die Möglichkeiten angeben, wie Fehler, 
die zur Nichtausführung, Rückgängigmachung oder Ablehnung geführt 
haben, berichtigt werden können.
Für die berechtigte Ablehnung der Einlösung einer autorisierten SEPA-
Basis-Lastschrift wegen fehlender Kontodeckung (siehe Nummer 2.4.1 
Absatz 2, zweiter Spiegelstrich) berechnet die Sparkasse das im „Preis- 
und Leistungsverzeichnis“ ausgewiesene Entgelt.

2.4.4 Ausführung der Zahlung 
(1) Die Sparkasse ist verpflichtet sicherzustellen, dass der von ihr dem 
Konto des Kunden aufgrund der SEPA-Basis-Lastschrift des Zahlungs-
empfängers belastete Lastschriftbetrag spätestens innerhalb der im 
„Preis- und Leistungsverzeichnis“ angegebenen Ausführungsfrist beim 
Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfängers eingeht.
(2) Die Ausführungsfrist beginnt an dem im Lastschriftdatensatz angege-
benen Fälligkeitstag. Fällt dieser Tag nicht auf einen Geschäftstag gemäß 
„Preis- und Leistungsverzeichnis“ der Sparkasse, so beginnt die Ausfüh-
rungsfrist am darauffolgenden Geschäftstag.
(3) Die Sparkasse unterrichtet den Kunden über die Ausführung der Zah-
lung auf dem für Kontoinformationen vereinbarten Weg und in der verein-
barten Häufigkeit.

2.5 Erstattungsanspruch des Kunden bei einer autorisierten Zahlung 
(1) Der Kunde kann bei einer autorisierten Zahlung aufgrund einer SEPA-
Basis-Lastschrift binnen einer Frist von acht Wochen ab dem Zeitpunkt 

der Belastungsbuchung auf seinem Konto von der Sparkasse ohne 
Angabe von Gründen die Erstattung des belasteten Lastschriftbetrages 
verlangen. Dabei bringt die Sparkasse das Konto wieder auf den Stand, 
auf dem es sich ohne die Belastung durch die Zahlung befunden hätte.
Etwaige Zahlungsansprüche des Zahlungsempfängers gegen den Kunden 
bleiben hiervon unberührt.
(2) Der Erstattungsanspruch nach Absatz 1 ist ausgeschlossen, sobald 
der jeweilige Betrag der Lastschriftbelastungsbuchung durch eine aus-
drückliche Genehmigung des Kunden unmittelbar gegenüber der Spar-
kasse autorisiert worden ist.
(3) Erstattungsansprüche des Kunden bei einer nicht erfolgten oder feh-
lerhaft ausgeführten autorisierten Zahlung richten sich nach Nummer 
2.6.2.

2.6 Erstattungs-, Berichtigungs- und Schadensersatzansprüche des 
Kunden 

2.6.1 Erstattung bei einer nicht autorisierten Zahlung 
Im Falle einer vom Kunden nicht autorisierten Zahlung hat die Sparkasse 
gegen den Kunden keinen Anspruch auf Erstattung ihrer Aufwendungen. 
Sie ist verpflichtet, dem Kunden den von seinem Konto abgebuchten 
Lastschriftbetrag zu erstatten. Dabei bringt sie das Konto wieder auf den 
Stand, auf dem es sich ohne die Belastung durch die nicht autorisierte 
Zahlung befunden hätte. Diese Verpflichtung ist spätestens bis zum Ende 
des Geschäftstags gemäß „Preis- und Leistungsverzeichnis“ zu erfüllen, 
der auf den Tag folgt, an welchem der Sparkasse angezeigt wurde, dass 
die Zahlung nicht autorisiert ist, oder die Sparkasse auf andere Weise 
davon Kenntnis erhalten hat. Hat die Sparkasse einer zuständigen 
Behörde berechtigte Gründe für den Verdacht, dass ein betrügerisches 
Verhalten des Kunden vorliegt, schriftlich mitgeteilt, hat die Sparkasse 
ihre Verpflichtung aus Satz 2 unverzüglich zu prüfen und zu erfüllen, 
wenn sich der Betrugsverdacht nicht bestätigt.

2.6.2 Ansprüche bei nicht erfolgter, fehlerhafter oder verspäteter Ausfüh-
rung von autorisierten Zahlungen 
(1) Im Falle einer nicht erfolgten oder fehlerhaften Ausführung einer auto-
risierten Zahlung kann der Kunde von der Sparkasse die unverzügliche 
und ungekürzte Erstattung des Lastschriftbetrages insoweit verlangen, 
als die Zahlung nicht erfolgt oder fehlerhaft war. Wurde der Betrag dem 
Konto des Kunden belastet, bringt die Sparkasse dieses wieder auf den 
Stand, auf dem es sich ohne den nicht erfolgten oder fehlerhaft ausge-
führten Zahlungsvorgang befunden hätte.
(2) Der Kunde kann über den Anspruch nach Absatz 1 hinaus von der 
Sparkasse die Erstattung derjenigen Entgelte und Zinsen verlangen, die 
die Sparkasse ihm im Zusammenhang mit der nicht erfolgten oder fehler-
haften Ausführung der Zahlung in Rechnung gestellt oder mit denen sie 
das Konto des Kunden belastet hat.
(3) Geht der Lastschriftbetrag beim Zahlungsdienstleister des Zahlungs-
empfängers erst nach Ablauf der Ausführungsfrist in Nummer 2.4.4 
Absatz 2 ein (Verspätung), kann der Zahlungsempfänger von seinem 
Zahlungsdienstleister verlangen, dass dieser die Gutschrift des Last-
schriftbetrags auf dem Konto des Zahlungsempfängers so vornimmt, als 
sei die Zahlung ordnungsgemäß ausgeführt worden.
(4) Wurde ein Zahlungsvorgang nicht oder fehlerhaft ausgeführt, wird die 
Sparkasse auf Verlangen des Kunden den Zahlungsvorgang nachvollzie-
hen und den Kunden über das Ergebnis unterrichten.

2.6.3 Schadensersatz wegen Pflichtverletzung 
(1) Bei nicht erfolgter, fehlerhafter oder verspäteter Ausführung einer 
autorisierten Zahlung oder bei einer nicht autorisierten Zahlung kann der 
Kunde von der Sparkasse einen Schaden, der nicht bereits von den Num-
mern 2.6.1 und 2.6.2 erfasst ist, ersetzt verlangen. Dies gilt nicht, wenn 
die Sparkasse die Pflichtverletzung nicht zu vertreten hat. Die Sparkasse 
hat hierbei ein Verschulden, das einer von ihr zwischengeschalteten 
Stelle zur Last fällt, wie eigenes Verschulden zu vertreten. Hat der Kunde 
durch ein schuldhaftes Verhalten zu der Entstehung eines Schadens bei-
getragen, bestimmt sich nach den Grundsätzen des Mitverschuldens, in 
welchem Umfang Sparkasse und Kunde den Schaden zu tragen haben.
(2) Die Haftung nach Absatz 1 ist auf 12.500 Euro je Zahlung begrenzt. 
Diese betragsmäßige Haftungsgrenze gilt nicht
– für nicht autorisierte Zahlungen,
– bei Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit der Sparkasse,
– für Gefahren, die die Sparkasse besonders übernommen hat, und
– für den dem Kunden entstandenen Zinsschaden, wenn der Kunde Ver-

braucher ist.

2.6.4 Ansprüche von Kunden, die keine Verbraucher sind 
Abweichend von den Ansprüchen in Nummer 2.6.2 und in Nummer 2.6.3 
haben Kunden, die keine Verbraucher sind, bei einer nicht erfolgten, feh-
lerhaft oder verspätet ausgeführten autorisierten Zahlung oder bei einer 
nicht autorisierten Zahlung neben etwaigen Ansprüchen aus Auftrags-
recht nach § 667 Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) und ungerechtfertigter 
Bereicherung nach §§ 812 ff. BGB lediglich Schadensersatzansprüche 
nach Maßgabe folgender Regelungen:
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– Die Sparkasse haftet für eigenes Verschulden. Hat der Kunde durch 
ein schuldhaftes Verhalten zu der Entstehung eines Schadens beige-
tragen, bestimmt sich nach den Grundsätzen des Mitverschuldens, in 
welchem Umfang Sparkasse und Kunde den Schaden zu tragen 
haben.

– Für das Verschulden der von der Sparkasse zwischengeschalteten 
Stellen haftet die Sparkasse nicht. In diesen Fällen beschränkt sich die 
Haftung der Sparkasse auf die sorgfältige Auswahl und Unterweisung 
der ersten zwischengeschalteten Stelle.

– Ein Schadensersatzanspruch des Kunden ist der Höhe nach auf den 
Lastschriftbetrag zuzüglich der von der Sparkasse in Rechnung 
gestellten Entgelte und Zinsen begrenzt. Soweit es sich hierbei um die 
Geltendmachung von Folgeschäden handelt, ist der Anspruch auf 
höchstens 12.500 Euro je Zahlung begrenzt. Diese Haftungsbeschrän-
kungen gelten nicht für Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit der Spar-
kasse und für Gefahren, die die Sparkasse besonders übernommen 
hat, sowie für nicht autorisierte Zahlungen.

2.6.5 Haftungs- und Einwendungsausschluss 
(1) Eine Haftung der Sparkasse nach den Nummern 2.6.2 bis 2.6.4 ist in 
folgenden Fällen ausgeschlossen:
– Die Sparkasse weist gegenüber dem Kunden nach, dass der Last-

schriftbetrag rechtzeitig und ungekürzt beim Zahlungsdienstleister des 
Zahlungsempfängers eingegangen ist.

– Die Zahlung wurde in Übereinstimmung mit der vom Zahlungsempfän-
ger angegebenen fehlerhaften Kundenkennung des Zahlungsempfän-
gers ausgeführt. In diesem Fall kann der Kunde von der Sparkasse 
jedoch verlangen, dass sie sich im Rahmen ihrer Möglichkeiten darum 
bemüht, den Lastschriftbetrag wiederzuerlangen. Ist die Wiedererlan-
gung des Lastschriftbetrags nach Satz 2 dieses Unterpunkts nicht 
möglich, so ist die Sparkasse verpflichtet, dem Kunden auf schriftlichen 
Antrag alle verfügbaren Informationen mitzuteilen, damit der Kunde 
einen Anspruch auf Erstattung des Lastschriftbetrags geltend machen 
kann. Für die Tätigkeiten nach den Sätzen 2 und 3 dieses Unterpunkts 
berechnet die Sparkasse das im „Preis- und Leistungsverzeichnis“ 
ausgewiesene Entgelt.

(2) Ansprüche des Kunden nach den Nummern 2.6.1 bis 2.6.4 und Ein-
wendungen des Kunden gegen die Sparkasse aufgrund nicht oder fehler-
haft ausgeführter Zahlungen oder aufgrund nicht autorisierter Zahlungen 
sind ausgeschlossen, wenn der Kunde die Sparkasse nicht spätestens 
13 Monate nach dem Tag der Belastung mit einer nicht autorisierten oder 
fehlerhaft ausgeführten Zahlung hiervon unterrichtet hat. Der Lauf der 
Frist beginnt nur, wenn die Sparkasse den Kunden über die Belastungs-
buchung der Zahlung entsprechend dem für Kontoinformationen verein-
barten Weg spätestens innerhalb eines Monats nach der Belastungsbu-
chung unterrichtet hat; anderenfalls ist für den Fristbeginn der Tag der 
Unterrichtung maßgeblich. Schadensersatzansprüche nach Nummer 
2.6.3 kann der Kunde auch nach Ablauf der Frist in Satz 1 geltend 
machen, wenn er ohne Verschulden an der Einhaltung dieser Frist verhin-
dert war.
(3) Ansprüche des Kunden sind ausgeschlossen, wenn die einen 
Anspruch begründenden Umstände
– auf einem ungewöhnlichen und unvorhersehbaren Ereignis beruhen, 

auf das die Sparkasse keinen Einfluss hat, und dessen Folgen trotz 
Anwendung der gebotenen Sorgfalt nicht hätten vermieden werden 
können, oder

– von der Sparkasse aufgrund einer gesetzlichen Verpflichtung herbeige-
führt wurden.

Anlage: Liste der zu SEPA gehörenden Staaten und Gebiete 

1 Staaten des Europäischen Wirtschaftsraums (EWR) 

Derzeit: Belgien, Bulgarien, Dänemark, Deutschland, Estland, Finnland, 
Frankreich (einschließlich Französisch-Guayana, Guadeloupe, Marti-
nique, Mayotte, Réunion, St. Barthélemy, St. Martin [französischer Teil]), 
Griechenland, Irland, Island, Italien, Kroatien, Lettland, Liechtenstein, 
Litauen, Luxemburg, Malta, Niederlande, Norwegen, Österreich, Polen, 
Portugal, Rumänien, Schweden, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tsche-
chische Republik, Ungarn sowie Zypern.

2 Sonstige Staaten und Gebiete außerhalb des EWR 
Derzeit: Andorra, Gibraltar, Guernsey, Isle of Man, Jersey, Monaco, San 
Marino, Schweiz, St. Pierre und Miquelon, Vatikanstadt, Vereinigtes 
Königreich von Großbritannien und Nordirland .

1 International Bank Account Number (Internationale Bankkontonummer). 
2 Für die Mitgliedstaaten des EWR siehe Nummer 1 der Anlage. 
3 Business Identifier Code (Internationale Bankleitzahl).
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Für die Ausführung von Aufträgen von Kunden im Echtzeit-Überwei-
sungsverfahren gelten die folgenden Bedingungen. Ergänzend gelten die 
Bedingungen für den Überweisungsverkehr, soweit im Folgenden keine 
anderweitige Vereinbarung getroffen wird.

1.1 Wesentliche Merkmale  
Der Kunde kann die Sparkasse beauftragen, durch eine Echtzeit-Über-
weisung einen Geldbetrag in Euro innerhalb des einheitlichen Euro-Zah-
lungsverkehrsraums (Single Euro Payments Area, SEPA, siehe Anhang) 
an den Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfängers rechtzeitig gemäß 
Nr. 1.5 zu übermitteln, sofern dieser solche Zahlungen auf der Basis des 
„SEPA INSTANT CREDIT TRANSFER (SCT INST)“ Abkommens 
annimmt und über das von der Sparkasse genutzte Zahlungssystem 
erreichbar ist. Die Erreichbarkeit kann vorab anhand einer in der Internet-
filiale der Sparkasse veröffentlichten Auflistung der teilnehmenden Insti-
tute ermittelt werden. Der Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfängers 
ist gegenüber dem Zahlungsempfänger verpflichtet, ihm den Zahlungsbe-
trag möglichst innerhalb von Sekunden zur Verfügung zu stellen. Die 
Sparkasse stellt dem Zahler Informationen über die Ausführung einer 
Echtzeit-Überweisung in der über das Online-Banking abrufbaren 
Umsatzliste oder über einen anderen vereinbarten elektronischen Weg 
sowie nachträglich über den Kontoauszug zur Verfügung. Entsprechen-
des gilt, wenn die Überweisung abgelehnt wird oder nicht ausgeführt 
werden kann.
Erhält die Sparkasse für ein in Euro geführtes Zahlungskonto eine 
Echtzeit-Überweisung, so wird sie den Überweisungsbetrag annehmen 
und hierüber den Zahlungsempfänger in der vereinbarten Form sowie 
über den Kontoauszug informieren.

1.2 Betragsgrenze   
Für Aufträge bestehen Betragsgrenzen, die sich aus dem Preis- und Leis-
tungsverzeichnis der Sparkasse ergeben.

1.3 Zugang und Widerruf des Auftrags   
Die Sparkasse unterhält in Änderung der Nummer 1.4 der Bedingungen 
für den Überweisungsverkehr sowie Nummer 5 Absatz 1 der Bedingun-
gen für das Online-Banking den für die Ausführung von Echtzeit-Überwei-
sungen erforderlichen Geschäftsbetrieb für die vereinbarten elektroni-
schen Zugangswege (z. B. Online-Banking) ganztägig an allen Kalender-
tagen eines Jahres. Mit dem Zugang des Auftrages bei der Sparkasse 
kann der Kunde diesen nicht mehr widerrufen.

1.4 Ablehnung der Ausführung 
Die Sparkasse wird in Ergänzung der Nummer 1.7 der Bedingungen für 
den Überweisungsverkehr die Ausführung des Auftrags kurzfristig ableh-
nen, wenn:
– das Belastungskonto nicht für Echtzeit-Überweisungen vereinbart

wurde,
– die Prüfung der Ausführungsbedingungen, z. B. die wirksame Autorisie-

rung, die Einhaltung der Vorgaben des Geldwäschegesetzes oder der
Embargobestimmungen nicht kurzfristig abschließend möglich ist,

– die Kontowährung des Belastungskontos nicht der Euro ist (Fremdwäh-
rungskonto),

– der Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfängers über das von der
Sparkasse genutzte Zahlungssystem nicht erreichbar ist, insbesondere
weil er dieses Verfahren nicht nutzt.

Die Sparkasse wird den Kunden darüber gemäß Nummer 1.1 informieren.

1.5 Ausführungsfrist 
Die Sparkasse ist in Änderung der Nummern 3.1.2 und 3.2.2 der Bedin-
gungen für den Überweisungsverkehr verpflichtet sicherzustellen, dass 
der Geldbetrag einer Echtzeit-Überweisung nach erfolgreicher Prüfung 
der Ausführungsvoraussetzungen gemäß der im Preis- und Leistungsver-
zeichnis vereinbarten Ausführungsfrist bei dem Zahlungsdienstleister des 
Zahlungsempfängers eingeht.

Anhang: Liste der zu SEPA gehörigen Staaten und Gebiete

Staaten des Europäischen Wirtschaftsraums (EWR) 
Derzeit: Belgien, Bulgarien, Dänemark, Deutschland, Estland, Finnland, 
Frankreich (einschließlich Französisch-Guayana, Guadeloupe, Marti-
nique, Mayotte, Réunion, St. Barthélemy, St. Martin [französischer Teil]), 
Griechenland, Irland, Island, Italien, Kroatien, Lettland, Liechtenstein, 
Litauen, Luxemburg, Malta, Niederlande, Norwegen, Österreich, Polen, 
Portugal, Rumänien, Schweden, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tsche-
chische Republik, Ungarn, Zypern.

Sonstige Staaten und Gebiete außerhalb des EWR 
Derzeit: Andorra, Gibraltar, Guernsey, Isle of Man, Jersey, Monaco, 
San Marino, Schweiz, St. Pierre und Miquelon, Vatikanstadt, Vereinigtes 
Königreich von Großbritannien und Nordirland.
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Seite 1 von 1 

Bedingungen für Echtzeit-Sammelüberweisungen

Fassung April 2020

Sparkasse Stade-Altes Land
Pferdemarkt 11a, 21682 Stade

Echtzeit-Überweisungen gemäß den Bedingungen für Echtzeit-Überwei-
sungen sind einzeln vom Kunden autorisierte Überweisungen, die sofort 
nach der erfolgreichen Prüfung der Ausführungsvoraussetzungen ausge-
führt werden sollen. 

Für SEPA-Überweisungen bietet die Sparkasse zur Rationalisierung des 
Zahlungsverkehrs Sammelaufträge an. Der Kunde wünscht Sammelauf-
träge für Überweisungen nutzen zu können, die nicht sofort aber schnel-
ler als in der gesetzlichen Ausführungsfrist für SEPA-Überweisungen aus-
geführt werden sollen. Auf dieser Basis vereinbart die Sparkasse mit dem 
Kunden die Einreichung von Echtzeit-Sammelüberweisungen zu folgen-
den Bedingungen.

1. Prüfungszeitraum bis zur Ausführung einer (terminierten)
Echtzeit-Überweisung
Die Prüfung der Ausführungsvoraussetzungen für im Sammelauftrag ent-
haltene Echtzeit-Überweisungen wird die Sparkasse binnen maximal
4 Stunden nach Eingang des Sammelauftrages durchführen. Die Spar-
kasse strebt an, an Tagen ohne hohe Transaktionszahlen die Ausfüh-
rungsvoraussetzungen binnen 1 Stunde nach Eingang zu prüfen.

Benötigt der Kunde eine schnellere Ausführung einer Echtzeit-Überwei-
sung, ist diese als Einzelauftrag bei der Sparkasse einzureichen. Hat der 
Kunde einen Sammelauftrag mit einem vom Einreichertag abweichenden 
zukünftigen Ausführungsdatum eingereicht, so erfolgt die Prüfung der 
Ausführungsvoraussetzungen am Fälligkeitstag. Ist das Fälligkeitsdatum 
zusätzlich mit einer Uhrzeit kombiniert, so beginnt die Prüfung der Aus-
führungsvoraussetzungen an diesem Tag erst ab dieser Uhrzeit. 

Liegen die Ausführungsvoraussetzungen vor, werden im Sammelauftrag 
enthaltene Echtzeit-Überweisungen dann gemäß den Bedingungen für 
Echtzeit-Überweisungen ausgeführt.

2. Alternative Ausführung als SEPA-Überweisung
Ist die Ausführung als Echtzeit-Überweisung nicht möglich, weil das Emp-
fängerinstitut Echtzeit-Überweisungen nicht annimmt, die Betragsgrenze
für eine Echtzeit-Überweisung überschritten ist oder die Prüfung der Aus-
führungsvoraussetzungen für die Überweisung nicht positiv innerhalb der
Fristen gemäß Nr. 1 abgeschlossen werden kann (z. B. Verdacht einer
nicht autorisierten Zahlung), soll die Sparkasse diese Überweisung nicht
als Echtzeit-Überweisung, sondern abweichend zu Nr. 1.4 der Bedingun-
gen für Echtzeit-Überweisungen als SEPA-Überweisung bis zum Ende
des nächsten Geschäftstages ausführen, sofern zu diesem Zeitpunkt alle
Ausführungsvoraussetzungen vorliegen.

3. Freischaltung elektronischer Statusreport
Die für Sammelaufträge zu belastenden Konten werden für den elektroni-
schen Statusreport für taggleiche Sammler freigeschaltet. Während der
Verarbeitung kann der Kunde einen Statusreport abrufen, der den aktuel-
len Verarbeitungsstatus mitteilt. Dieser Statusreport wird solange aktuali-
siert, bis alle Überweisungen einen endgültigen Status haben.

4. Darstellung Echtzeit-Sammelüberweisungen im Kontoauszug
Alle in einem Sammelauftrag enthaltenen Überweisungen werden unab-
hängig vom Tag der Ausführung in einer Summe dem Girokonto des
Kunden belastet. Aus dem Statusreport gemäß Nr. 3 ergibt sich, ob eine
Überweisung als SEPA-Überweisung oder als Echtzeit-Überweisung aus-
geführt wurde.

5. Kündigung Ausführung von Echtzeit-Sammelüberweisungen
Diese Vereinbarung kann sowohl vom Kunden als auch nach Maßgabe
von Nr. 26 AGB-Sparkasse von der Sparkasse jederzeit mit einer Kündi-
gungsfrist von einem Monat gekündigt werden. Die Kündigungsfrist
beträgt für die Sparkasse zwei Monate, wenn ein Verbraucher an dieser
Vereinbarung beteiligt ist.
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Bedingungen für den beleglosen Datenaustausch 
unter Einschaltung von Service-Rechenzentren
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I. Allgemeine Verfahrensbestimmungen und Leistungsumfang

Der beleglose Datenaustausch im Wege der Datenfernübertragung
unter Einschaltung von Service-Rechenzentren mit der vereinbarten
Autorisierung wird mit dem Kunden auf Basis der nachfolgenden
Bedingungen abgewickelt.

1.

Im beleglosen Datenaustausch unter Einschaltung von Service-
Rechenzentren nimmt die vom Kreditinstitut beauftragte Zentralstelle
Dateien für Überweisungsaufträge und Lastschrifteinzugsaufträge ent-
gegen, die von dem durch den Kunden beauftragten Service-Rechen-
zentrum erstellt worden sind. Sofern dies gesondert vereinbart wurde,
stellt das Kreditinstitut Kontoauszugsinformationen zur Abholung durch
das vom Kunden beauftragte Service-Rechenzentrum bereit.

2.

Für die Auftragserteilung durch den Kunden wird das Kreditinstitut
oder die von diesem beauftragte Zentralstelle die ihm übermittelten
Dateien 14 Kalendertage ab Anlieferung der Daten zur Verfügung
halten. Nach Ablauf dieser Frist kann der Kunde (Kontoinhaber) einen
Auftrag zur Ausführung dieser Dateien nicht mehr erteilen. Kontoaus-
zugsinformationen werden durch die Zentralstelle dem Service-
Rechenzentrum für die Dauer von mindestens 10 Kalendertagen
beginnend mit dem Tag des Tagesabschlusses zur Abholung
bereitgestellt.

3.

Voraussetzung für das Verfahren ist, dass das SRZ mit dem Kredit-
institut bzw. mit der Zentralstelle/Zentralen Annahmestelle eine ent-
sprechende Vereinbarung unter Anerkennung der „Richtlinien für die
Beteiligung von Service-Rechenzentren am beleglosen Datenaus-
tausch per Datenfernübertragung (DFÜ)“ getroffen hat. Die Einschal-
tung eines anderen Service-Rechenzentrums teilt der Kunde dem
Kreditinstitut unverzüglich in Textform mit.

4.

II. Auftragserteilung

Mit der Freigabe autorisiert der Kunde gegenüber seinem Kreditinstitut
den Auftrag, die in den vom Service-Rechenzentrum an das Kredit-
institut übermittelten Dateien enthaltenen Überweisungsaufträge und/
oder Lastschrifteinzugsaufträge auszuführen. Diese Freigabe erfolgt
gemäß der vereinbarten Autorisierung mittels unterschriebenem
Begleitzettel oder bei Vereinbarung der Freigabe im Online-Banking-
Verfahren unter Verwendung der separat zwischen Kunden und Kredit-
institut vereinbarten Personalisierten Sicherheitsmerkmale und
Authentifizierungsinstrumente.

1.

Unabhängig von der vereinbarten Freigabe erhält der Kunde vom Ser-
vice-Rechenzentrum einen bereits ausgefüllten Begleitzettel und eine
Abstimmliste. Er hat die Angaben im Begleitzettel auf ihre Richtigkeit
zu prüfen. Vor Freigabe im Online-Banking ist der Kunde zudem ver-
pflichtet, die Übereinstimmung zwischen Begleitzettel und den auf dem
Bildschirm angezeigten Daten zu prüfen. Änderungen des Begleitzet-
tels sind nicht möglich. Das Kreditinstitut ist berechtigt, den Auftrag
gemäß seinem Inhalt auszuführen.
Erhält der Kunde auf seine Veranlassung von seinem Service-Rechen-
zentrum einen korrigierten Begleitzettel, so muss er diesen zur Auf-
tragserteilung beim Kreditinstitut verwenden. Der ursprüngliche
Begleitzettel darf dann nicht zur Autorisierung verwendet werden.
Im Begleitzettel wird die Frist genannt, innerhalb derer die Autorisie-
rung nach diesem Verfahren möglich ist beziehungsweise im Online-
Banking eine Freigabe erfolgen kann.

Für Zahlungsaufträge hat der Kunde die Kundenkennung (Kontonum-
mer und Bankleitzahl oder IBAN und BIC) des Zahlers und die Kun-
denkennung  des  Zahlungsempfängers  (Kontonummer  und  Bank-
leitzahl  oder IBAN und BIC oder andere Kennung des Zahlungs-
dienstleisters des Zahlungsempfängers) zutreffend anzugeben. Die in 
die Abwicklung des Zahlungsauftrags eingeschalteten Zahlungsdienst-
leister sind berechtigt, die Bearbeitung ausschließlich anhand der Kun-
denkennungen vorzunehmen. Fehlerhafte Angaben können Fehlleitun-
gen des Auftrags zur Folge haben.

2.

III. Rückruf von Aufträgen

Der Rückruf einer Datei ist ausgeschlossen, sobald dem Kreditinstitut
der dazugehörige Begleitzettel zugegangen ist.

1.

Änderungen eines Dateiinhaltes sind nur durch Rückruf der Datei und
erneute Auftragserteilung möglich.

2.

Einzelne Überweisungsaufträge und Lastschrifteinzugsaufträge können
nur außerhalb des Verfahrens zurückgerufen werden. Die Widerrufbar-
keit eines Auftrags richtet sich nach den dafür geltenden Sonderbedin-
gungen (z. B. Bedingungen für den Überweisungsverkehr). Hierzu hat
der Kunde dem Kreditinstitut die Einzelangaben des Originalauftrags
mitzuteilen.

3.

IV. Kontrolle der Dateien durch das Kreditinstitut

Werden bei Auftragserteilung mittels Begleitzettel bei der Bearbeitung
des Auftrags Unstimmigkeiten zwischen Datei und dem Begleitzettel
festgestellt, so wird der Kunde hierüber unterrichtet. Der Auftrag wird
dann nicht ausgeführt.

1.

Ergeben sich bei der Kontrolle der Dateien durch das Kreditinstitut
Fehler, ist es berechtigt, fehlerhafte Datensätze von der weiteren
Bearbeitung auszuschließen, wenn die ordnungsgemäße Ausführung
des Auftrags nicht sichergestellt werden kann.
Hierüber wird es den Kunden unverzüglich auf dem vereinbarten Weg
informieren.

2.

V. Ausführung der Aufträge

Das Kreditinstitut wird die Aufträge ausführen, wenn alle nachfolgen-
den Ausführungsbedingungen vorliegen:

1.

Die vom Service-Rechenzentrum eingelieferten Auftragsdaten wur-
den autorisiert.

–

Das festgelegte Datenformat ist eingehalten.–
Die Ausführungsvoraussetzungen nach den für die jeweilige Auf-
tragsart maßgeblichen Bedingungen (z. B. ausreichende Konto-
deckung gemäß den Bedingungen für den Überweisungsverkehr)
liegen vor.

–

Liegen die Ausführungsbedingungen nach Absatz 1 nicht vor, wird das 
Kreditinstitut den Auftrag nicht ausführen und den Kunden über die 
Nichtausführung unverzüglich auf dem vereinbarten Weg unterrichten. 
Soweit möglich, nennt das Kreditinstitut dem Kunden die Gründe und 
Fehler, die zur Nichtausführung geführt haben, und Möglichkeiten, wie 
diese Fehler berichtigt werden können.

2.

Die dem Kreditinstitut vom Service-Rechenzentrum übermittelten Auf-
tragsdaten werden im Rahmen des ordnungsgemäßen Arbeitsablaufs 
bearbeitet.

3.
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1. Leistungsumfang
(1) Die Sparkasse steht ihrem Kunden (Kontoinhaber), der kein Verbrau-
cher ist, für die Datenfernübertragung auf elektronischem Wege – nach-
folgend „Datenfernübertragung“ oder „DFÜ“ genannt – zur Verfügung. Die
Datenfernübertragung umfasst die Einreichung und den Abruf von
Dateien (insbesondere Übermittlung von Aufträgen und Informations-
abruf).

(2) Die Sparkasse gibt dem Kunden die Dienstleistungsarten bekannt, die
er im Rahmen der Datenfernübertragung nutzen kann. Zur Nutzung der
Datenfernübertragung gelten die mit der Sparkasse vereinbarten
Verfügungslimite.

(3) Die Datenfernübertragung ist über die EBICS-Anbindung (Anlagen 1a
bis 1c) möglich.

(4) Der Satz- und Dateiaufbau für die Übermittlung von Aufträgen und
den Informationsabruf wird in der Spezifikation der Datenformate (An- 
lage 3) beschrieben.

2. Nutzer und Teilnehmer, Legitimations- und Sicherungsmedien
(1) Aufträge können über die EBICS-Anbindung nur vom Kunden oder
seinen Kontobevollmächtigten erteilt werden. Kunde und Kontobevoll-
mächtigte werden im Folgenden einheitlich als „Nutzer“ bezeichnet. Zur
Autorisierung von per DFÜ übermittelten Auftragsdaten mittels Elektroni-
scher Unterschrift benötigt jeder Nutzer jeweils individuelle, von der
Sparkasse freigeschaltete Legitimationsmedien. Die Anforderungen an
die Legitimationsmedien sind in Anlage 1a definiert. Wenn mit der Spar-
kasse vereinbart, können per DFÜ übermittelte Auftragsdaten mit unter-
schriebenem Begleitzettel/Sammelauftrag autorisiert werden.

(2) Für den Datenaustausch über die EBICS-Anbindung kann der Kunde
zusätzlich zu den Bevollmächtigten „Technische Teilnehmer“ benennen,
die lediglich befugt sind, den Datenaustausch durchzuführen. Nutzer und
Technische Teilnehmer werden im Folgenden unter dem Begriff „Teilneh-
mer“ zusammengefasst. Für die Absicherung des Datenaustauschs benö-
tigt jeder Teilnehmer jeweils individuelle, von der Sparkasse freigeschal-
tete Sicherungsmedien. Die Anforderungen an die Sicherungsmedien
sind in Anlage 1a beschrieben.

3. Verfahrensbestimmungen
(1) Für das zwischen Kunde und Sparkasse vereinbarte Übertragungs-
verfahren gelten die in Anlage 1a sowie die in der Dokumentation der
technischen Schnittstelle (Anlage 1b) und der Spezifikation der Datenfor-
mate (Anlage 3) beschriebenen Anforderungen.

(2) Der Kunde ist verpflichtet sicherzustellen, dass alle Teilnehmer das
DFÜ-Verfahren und die Spezifikationen beachten.

(3) Die Belegung der Datenfelder richtet sich nach den Belegungs- und
Kontrollrichtlinien des jeweils genutzten Formates (Anlage 3).

(4) Der Nutzer hat die Kundenkennung des Zahlungsempfängers bzw.
des Zahlers gemäß den maßgeblichen Sonderbedingungen zutreffend
anzugeben.

Die in die Abwicklung des Zahlungsauftrages eingeschalteten Zahlungs-
dienstleister sind berechtigt, die Bearbeitung ausschließlich anhand der 
Kundenkennung vorzunehmen. Fehlerhafte Angaben können Fehlleitun-
gen des Auftrags zur Folge haben. Schäden und Nachteile, die hieraus 
entstehen, gehen zulasten des Kunden.

(5) Vor der Übertragung von Auftragsdaten an die Sparkasse ist eine Auf-
zeichnung der zu übertragenden Dateien mit deren vollständigem Inhalt
sowie der zur Prüfung der Legitimation übermittelten Daten zu erstellen.
Diese ist von dem Kunden mindestens für einen Zeitraum von 30 Kalen-
dertagen ab dem in der Datei angegebenen Ausführungstermin (für Über-
weisungen) bzw. Fälligkeitstermin (Lastschriften) oder bei mehreren Ter-
minen dem spätesten Termin in der Form nachweisbar zu halten, dass
die Datei auf Anforderung der Sparkasse kurzfristig erneut zur Verfügung
gestellt werden kann, sofern nichts Abweichendes vereinbart wird.

(6) Außerdem hat der Kunde für jede Einreichung und jeden Abruf von
Dateien ein maschinelles Protokoll, das inhaltlich den Bestimmungen von
Kapitel 10 der Spezifikation für die EBICS-Anbindung (Anlage 1b) ent-
spricht, zu erstellen, zu seinen Unterlagen zu nehmen und auf Anforde-
rung der Sparkasse zur Verfügung zu stellen.

(7) Soweit die Sparkasse dem Kunden Daten über Zahlungsvorgänge zur
Verfügung stellt, die noch nicht endgültig bearbeitet sind, stellen diese
lediglich eine unverbindliche Information dar. Die Daten sind jeweils
besonders gekennzeichnet.

(8) Die per DFÜ eingelieferten Auftragsdaten sind wie mit der Sparkasse
vereinbart entweder mit Elektronischer Unterschrift oder dem unterschrie-
benen Begleitzettel/Sammelauftrag zu autorisieren. Diese Auftragsdaten
werden als Auftrag wirksam

a) bei Einreichung mit Elektronischer Unterschrift, wenn

– alle erforderlichen Elektronischen Unterschriften der Nutzer per
Datenfernübertragung innerhalb des vereinbarten Zeitraumes einge-
gangen sind und

– die Elektronischen Unterschriften mit den vereinbarten Schlüsseln
erfolgreich geprüft werden können
oder

b) bei Einreichung mit Begleitzettel/Sammelauftrag, wenn

– der Begleitzettel/Sammelauftrag im vereinbarten Zeitraum bei der
Sparkasse eingegangen ist und

– der Begleitzettel/Sammelauftrag der Kontovollmacht entsprechend
unterzeichnet worden ist.

4. Verhaltens- und Sorgfaltspflichten im Umgang mit den
Legitimationsmedien für die Autorisierung des Auftrags
(1) Der Kunde ist in Abhängigkeit von dem mit der Sparkasse vereinbar-
ten Übertragungsverfahren verpflichtet sicherzustellen, dass alle Nutzer
die Pflichten aus diesen Bedingungen und die in Anlage 1a beschriebe-
nen Legitimationsverfahren einhalten.

(2) Mithilfe eines von der Sparkasse freigeschalteten Legitimationsmedi-
ums kann der Nutzer Aufträge erteilen. Der Kunde stellt sicher, dass jeder
Nutzer dafür Sorge trägt, dass keine andere Person in den Besitz seines
Legitimationsmediums kommt, sowie Kenntnis von dem zu dessen
Schutz dienenden Passwort erlangt. Denn jede andere Person, die im
Besitz des Mediums oder eines entsprechenden Duplikates ist, kann in
Verbindung mit dem dazugehörigen Passwort die vereinbarten Dienstleis-
tungen missbräuchlich nutzen.

Insbesondere Folgendes ist zum Schutz des Legitimationsmediums und
des Passwortes zu beachten:

– Das Legitimationsmedium muss vor unberechtigtem Zugriff geschützt
und sicher verwahrt werden;

– das zum Schutz des Legitimationsmediums dienende Passwort darf
nicht auf dem Legitimationsmedium notiert oder als Abschrift mit
diesem zusammen aufbewahrt werden oder ungesichert elektronisch
abgespeichert werden;

– das Legitimationsmedium darf nicht dupliziert werden;

– bei Eingabe des Passwortes ist sicherzustellen, dass andere Personen
dieses nicht ausspähen können.

5. Verhaltens- und Sorgfaltspflichten im Umgang mit den
Sicherungsmedien für den Datenaustausch
Der Kunde ist im Rahmen der EBICS-Anbindung verpflichtet sicherzustel-
len, dass alle Teilnehmer die in Anlage 1a beschriebenen Sicherungsver-
fahren einhalten.

Mithilfe der von der Sparkasse freigeschalteten Sicherungsmedien sichert
der Teilnehmer den Datenaustausch ab. Der Kunde ist dazu verpflichtet
sicherzustellen, dass jeder Teilnehmer dafür Sorge trägt, dass keine
andere Person in den Besitz seines Sicherungsmediums kommt oder
dieses nutzen kann. Insbesondere im Falle der Ablage auf einem techni-
schen System muss das Sicherungsmedium des Teilnehmers in einer
technischen Umgebung gespeichert werden, die vor unautorisiertem
Zugriff geschützt ist. Denn jede andere Person, die Zugriff auf das Siche-
rungsmedium oder ein entsprechendes Duplikat hat, kann den Datenaus-
tausch missbräuchlich durchführen.

6. Sicherheit des Kundensystems
Der Kunde hat für einen ausreichenden Schutz der von ihm für die Daten-
fernübertragung eingesetzten Systeme Sorge zu tragen. Die für das
EBICS-Verfahren geltenden Sicherheitsanforderungen sind in Anlage 1c
beschrieben.

7. Sperre der Legitimations- und Sicherungsmedien
(1) Gehen die Legitimations- oder Sicherungsmedien verloren, werden
sie anderen Personen bekannt oder besteht der Verdacht ihrer miss-
bräuchlichen Nutzung, so hat der Teilnehmer unverzüglich seinen DFÜ-
Zugang bei der Sparkasse zu sperren oder sperren zu lassen. Näheres
regelt die Anlage 1a. Der Teilnehmer kann der Sparkasse eine Sperran-
zeige jederzeit auch über die gesondert mitgeteilten Kontaktdaten
aufgeben.
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(2) Der Kunde kann außerhalb des DFÜ-Verfahrens die Verwendung der 
Legitimations- und Sicherungsmedien eines Teilnehmers oder den 
gesamten DFÜ-Zugang über die von der Sparkasse bekannt gegebene 
Sperrfazilität sperren lassen.

(3) Die Sparkasse wird den gesamten DFÜ-Zugang sperren, wenn der 
Verdacht einer missbräuchlichen Nutzung des DFÜ-Zugangs besteht. Die 
Sparkasse wird den Kunden hierüber außerhalb des DFÜ-Verfahrens 
informieren. Diese Sperre kann mittels DFÜ nicht aufgehoben werden.

8. Behandlung eingehender Auftragsdaten durch die Sparkasse 
(1) Die der Sparkasse im DFÜ-Verfahren übermittelten Auftragsdaten 
werden im Rahmen des ordnungsgemäßen Arbeitsablaufes bearbeitet.

(2) Die Sparkasse prüft anhand der von den Teilnehmern mittels der 
Sicherungsmedien erstellten Signaturen, ob der Absender berechtigt ist, 
den Datenaustausch durchzuführen. Ergibt die Prüfung Unstimmigkeiten, 
wird die Sparkasse die betreffenden Auftragsdaten nicht verarbeiten und 
dem Kunden hierüber unverzüglich eine Information zur Verfügung 
stellen. 

(3) Die Sparkasse prüft die Legitimation des Nutzers bzw. der Nutzer und 
die Autorisierung der per DFÜ übermittelten Auftragsdaten anhand der 
von den Nutzern mittels der Legitimationsmedien erstellten elektronischen 
Unterschriften oder des übermittelten Begleitzettels/Sammelauftrags 
sowie die Übereinstimmung der Auftragsdatensätze mit den Bestimmun-
gen gemäß Anlage 3. Ergibt die Prüfung Unstimmigkeiten, wird die Spar-
kasse die betreffenden Auftragsdaten nicht bearbeiten und dem Kunden 
hierüber unverzüglich eine Information zur Verfügung stellen. Die Spar-
kasse ist berechtigt, nicht vollständig autorisierte Auftragsdaten nach 
Ablauf des von der Sparkasse gesondert mitgeteilten Zeitlimits zu löschen.

(4) Ergeben sich bei den von der Sparkasse durchgeführten Prüfungen 
der Dateien oder Datensätze nach Anlage 3 Fehler, so wird die Spar-
kasse die fehlerhaften Dateien oder Datensätze in geeigneter Form nach-
weisen und sie dem Nutzer unverzüglich mitteilen. Die Sparkasse ist 
berechtigt, die fehlerhaften Dateien oder Datensätze von der weiteren 
Bearbeitung auszuschließen, wenn die ordnungsgemäße Ausführung des 
Auftrages nicht sichergestellt werden kann.

(5) Die Sparkasse ist verpflichtet, die Abläufe (siehe Anlage 1a) und die 
Weiterleitung der Aufträge zur Bearbeitung im Kundenprotokoll zu doku-
mentieren. Der Kunde ist seinerseits verpflichtet, das Kundenprotokoll 
zeitnah abzurufen und sich über den Status der Auftragsbearbeitung zu 
informieren. Bei Unstimmigkeiten soll er sich mit der Sparkasse in Verbin-
dung setzen.

9. Rückruf  
(1) Vor der Autorisierung der Auftragsdaten kann der Kunde die Datei 
zurückrufen. Änderungen einzelner Auftragsdaten sind nur durch Rückruf 
der gesamten Datei und erneute Einlieferung möglich. Die Sparkasse 
kann einen Rückruf nur beachten, wenn ihr dieser so rechtzeitig zugeht, 
dass seine Berücksichtigung im Rahmen des ordnungsgemäßen Arbeits-
ablaufes möglich ist.

(2) Die Widerrufbarkeit eines Auftrags richtet sich nach den dafür gelten-
den Sonderbedingungen (z. B. Bedingungen für den Überweisungsver-
kehr). Der Widerruf von Aufträgen kann außerhalb des DFÜ-Verfahrens 
oder, wenn mit dem Kunden vereinbart, nach den Vorgaben von Kapitel 
11 der Anlage 3 erfolgen. Hierzu hat der Kunde der Sparkasse die Ein-
zelangaben des Originalauftrages mitzuteilen.

10. Ausführung der Aufträge  
(1) Die Sparkasse wird die Aufträge ausführen, wenn alle nachfolgenden 
Ausführungsbedingungen vorliegen:

– Die per DFÜ eingelieferten Auftragsdaten wurden gemäß Nummer 3 
Absatz 8 autorisiert.

– Das festgelegte Datenformat ist eingehalten.

– Das Verfügungslimit ist nicht überschritten.

– Die Ausführungsvoraussetzungen nach den für die jeweilige Auftrags-
art maßgeblichen Sonderbedingungen (z. B. ausreichende Kontode-
ckung gemäß den Bedingungen für den Überweisungsverkehr) liegen 
vor.

(2) Liegen die Ausführungsbedingungen nach Absatz 1 nicht vor, wird die 
Sparkasse den Auftrag nicht ausführen und den Kunden über die 
Nichtausführung unverzüglich auf dem vereinbarten Weg unterrichten. 
Soweit möglich, nennt die Sparkasse dem Kunden die Gründe und 
Fehler, die zur Nichtausführung geführt haben, und Möglichkeiten, wie 
diese Fehler berichtigt werden können.

11. Haftung 

11.1 Haftung der Sparkasse bei einer nicht autorisierten 
DFÜ-Verfügung und einer nicht, fehlerhaft oder verspätet 
ausgeführten DFÜ-Verfügung 
Die Haftung der Sparkasse bei einer nicht autorisierten DFÜ-Verfügung 
und einer nicht, fehlerhaft oder verspätet ausgeführten DFÜ-Verfügung 

richtet sich nach den für die jeweilige Auftragsart vereinbarten Sonderbe-
dingungen (z. B. Bedingungen für den Überweisungsverkehr).

11.2 Haftung des Kunden bei missbräuchlicher Nutzung 
der Legitimations- oder Sicherungsmedien 
11.2.1 Haftung des Kunden für nicht autorisierte Zahlungsvorgänge vor 
der Sperranzeige 
(1) Kommt es vor der Sperranzeige zu nicht autorisierten Zahlungsvor-
gängen aufgrund einer missbräuchlichen Nutzung der Legitimations- oder 
Sicherungsmedien, haftet der Kunde gegenüber der Sparkasse für die ihr 
dadurch entstehenden Schäden, wenn der Teilnehmer fahrlässig oder 
vorsätzlich gegen seine Verhaltens- und Sorgfaltspflichten verstoßen hat. 
Der § 675v des Bürgerlichen Gesetzbuchs findet keine Anwendung.

(2) Der Kunde ist nicht zum Ersatz des Schadens nach Absatz 1 verpflich-
tet, wenn der Teilnehmer die Sperranzeige nach Nummer 7 Absatz 1 
nicht abgeben konnte, weil die Sparkasse nicht die Möglichkeit zur Entge-
gennahme der Sperranzeige sichergestellt hatte und der Schaden 
dadurch vermieden worden wäre.

(3) Die Haftung für Schäden, die innerhalb des Zeitraums, für den das 
Verfügungslimit gilt, verursacht werden, beschränkt sich jeweils auf das 
vereinbarte Verfügungslimit.

(4) Die Absätze 2 und 3 finden keine Anwendung, wenn der Teilnehmer 
in betrügerischer Absicht gehandelt hat.

11.2.2 Haftung des Kunden bei sonstigen nicht autorisierten Vorgängen 
vor der Sperranzeige 
Beruhen nicht autorisierte Vorgänge, die keine Zahlungsvorgänge sind, 
vor der Sperranzeige auf der Nutzung eines verloren gegangenen oder 
gestohlenen Legitimations- oder Sicherungsmediums oder auf der sonsti-
gen missbräuchlichen Nutzung des Legitimations- oder Sicherungsmedi-
ums und ist der Sparkasse hierdurch ein Schaden entstanden, haften der 
Kunde und die Sparkasse nach den gesetzlichen Grundsätzen des 
Mitverschuldens.

11.2.3 Haftung der Sparkasse ab der Sperranzeige 
Sobald die Sparkasse eine Sperranzeige eines Teilnehmers erhalten hat, 
übernimmt sie alle danach durch nicht autorisierte DFÜ-Verfügungen ent-
stehenden Schäden. Dies gilt nicht, wenn ein Teilnehmer in betrügeri-
scher Absicht gehandelt hat.

11.3 Haftungsausschluss 
Haftungsansprüche sind ausgeschlossen, wenn die einen Anspruch 
begründenden Umstände auf einem ungewöhnlichen und unvorhersehba-
ren Ereignis beruhen, auf das diejenige Partei, die sich auf dieses Ereig-
nis beruft, keinen Einfluss hat, und dessen Folgen trotz Anwendung der 
gebotenen Sorgfalt von ihr nicht hätten vermieden werden können.

12. Schlussbestimmungen 
Die in diesen Bedingungen erwähnten Anlagen sind Bestandteil der mit 
dem Kunden geschlossenen Vereinbarung.

EBICS-Anbindung Anlage 1a:

Spezifikation der EBICS-AnbindungAnlage 1b:

Sicherheitsanforderungen an das EBICS-KundensystemAnlage 1c:

Spezifikation der EchtzeitbenachrichtigungenAnlage 2:

Spezifikation der DatenformateAnlage 3:

Anlage 1a: 

EBICS-Anbindung 

1. Legitimations- und Sicherungsverfahren 
Der Kunde (Kontoinhaber) benennt der Sparkasse die Teilnehmer und 
deren Berechtigungen im Rahmen der Datenfernübertragung.

Folgende Legitimations- und Sicherungsverfahren werden in der EBICS-
Anbindung eingesetzt:

– Elektronische Unterschriften

– Authentifikationssignatur

– Verschlüsselung

Für jedes Legitimations- und Sicherungsverfahren verfügt der Teilnehmer 
über ein individuelles Schlüsselpaar, das aus einem privaten und einem 
öffentlichen Schlüssel besteht. Die öffentlichen Teilnehmerschlüssel sind 
der Sparkasse gemäß dem in Nummer 2 beschriebenen Verfahren mitzu-
teilen. Die öffentlichen Bankschlüssel sind gemäß dem in Nummer 2 
beschriebenen Verfahren gegen unautorisiertes Verändern zu schützen. 
Die Schlüsselpaare des Teilnehmers können auch für die Kommunikation 
mit anderen Kreditinstituten eingesetzt werden.

1.1 Elektronische Unterschriften der Teilnehmer 
Für die Elektronischen Unterschriften (EU) der Teilnehmer sind die fol-
genden Unterschriftsklassen definiert:

– Einzelunterschrift (Typ „E”)

– Erstunterschrift (Typ „A“)

– Zweitunterschrift (Typ „B“)

– Transportunterschrift (Typ „T“)
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Als bankfachliche EU bezeichnet man EU vom Typ „E“, „A“ oder „B“. 
Bankfachliche EU dienen der Autorisierung von Aufträgen. Aufträge 
können mehrere bankfachliche EU benötigen, die von unterschiedlichen 
Nutzern (Kontoinhaber und deren Bevollmächtigte) geleistet werden 
müssen. Für jede unterstützte Auftragsart wird zwischen Sparkasse und 
Kunde eine Mindestanzahl erforderlicher bankfachlicher EU vereinbart.

EU vom Typ „T“, die als Transportunterschriften bezeichnet werden, 
werden nicht zur bankfachlichen Freigabe von Aufträgen verwendet, son-
dern lediglich zu deren Übertragung an die Banksysteme. „Technische 
Teilnehmer“ (siehe Nummer 2.2) können nur eine EU vom Typ „T“ zuge-
wiesen bekommen. 

Mit dem vom Kunden verwendeten Programm können verschiedene 
Nachrichten (z. B. Aufträge für den Inlands- und Auslandszahlungsver-
kehr, aber auch für Initialisierung, den Protokollabruf und die Abholung 
von Konto- und Umsatzinformationen etc.) erstellt werden. Die Sparkasse 
teilt dem Kunden mit, welche Nachrichtenarten genutzt werden können 
und welcher EU-Typ hierfür anzuwenden ist.

1.2 Authentifikationssignatur 
Im Gegensatz zur EU, die Auftragsdaten signiert, wird die Authentifikati-
onssignatur über die einzelne EBICS-Nachricht einschließlich Steue-
rungs- und Anmeldedaten und die darin enthaltenen EU gebildet. Mit 
Ausnahme einiger in der EBICS-Spezifikation definierter systembedingter 
Auftragsarten wird die Authentifikationssignatur bei jedem Transaktions-
schritt sowohl vom Kunden- als auch vom Banksystem geleistet. Der 
Kunde muss gewährleisten, dass eine Software eingesetzt wird, die die 
Authentifikationssignatur jeder von der Sparkasse übermittelten EBICS-
Nachricht unter Berücksichtigung der Aktualität und Authentizität der 
gespeicherten öffentlichen Schlüssel der Sparkasse gemäß den Vorga-
ben der EBICS-Spezifikation (siehe Anlage 1b) prüft.

1.3 Verschlüsselung 
Zur Gewährleistung der Geheimhaltung der bankfachlichen Daten auf 
Anwendungsebene sind die Auftragsdaten vom Kunden unter Berück-
sichtigung der Aktualität und Authentizität der gespeicherten öffentlichen 
Schlüssel der Sparkasse gemäß den Vorgaben der EBICS-Spezifikation 
(siehe Anlage 1b) zu verschlüsseln.

Darüber hinaus ist auf den externen Übertragungsstrecken zwischen 
Kunden- und Banksystem zusätzlich eine Transportverschlüsselung vor-
zunehmen. Der Kunde muss gewährleisten, dass eine Software einge-
setzt wird, die gemäß den Vorgaben der EBICS-Spezifikation (siehe 
Anlage 1b) Aktualität und Authentizität der hierfür eingesetzten Serverzer-
tifikate der Sparkasse überprüft.

2. Initialisierung der EBICS-Anbindung 

2.1 Einrichtung der Kommunikationsverbindung 
Der Kommunikationsaufbau erfolgt unter Verwendung einer URL (Uni-
form Resource Locator). Alternativ kann auch eine IP-Adresse der jeweili-
gen Sparkasse benutzt werden. Die URL oder die IP-Adresse werden 
dem Kunden bei Vertragsabschluss mit der Sparkasse mitgeteilt.

Die Sparkasse teilt den vom Kunden benannten Teilnehmern zur Auf-
nahme der EBICS-Anbindung folgende Daten mit:

– URL oder IP-Adresse der Sparkasse

– Bezeichnung der Sparkasse

– HostID

– zulässige Version(en) für das EBICS-Protokoll und die Sicherungsver-
fahren

– Partner-ID (Kunden-ID)

– User-ID

– System-ID (für technische Teilnehmer)

– weitere spezifische Angaben zu Kunden- und Teilnehmerberechtigungen

Für die dem Kunden zugeordneten Teilnehmer vergibt die Sparkasse 
jeweils eine User-ID, die den Teilnehmer eindeutig identifiziert. Soweit 
dem Kunden ein oder mehrere technische Teilnehmer zugeordnet sind 
(Multi-User-System), vergibt die Sparkasse zusätzlich zur User-ID eine 
System-ID. Soweit kein technischer Teilnehmer festgelegt ist, sind 
System-ID und User-ID identisch.

2.2 Initialisierung der Teilnehmerschlüssel 
Die vom Teilnehmer eingesetzten Schlüsselpaare für die bankfachliche 
EU, die Verschlüsselung der Auftragsdaten und die Authentifikationssig-
natur müssen zusätzlich zu den in Nummer 1 beschriebenen allgemeinen 
Bedingungen den nachfolgenden Anforderungen genügen:

Die Schlüsselpaare sind ausschließlich und eindeutig dem Teilnehmer 
zugeordnet.

1.

Soweit der Teilnehmer seine Schlüssel eigenständig generiert, sind die 
privaten Schlüssel mit Mitteln zu erzeugen, die der Teilnehmer unter 
seiner alleinigen Kontrolle halten kann.

2.

Sofern die Schlüssel von einem Dritten zur Verfügung gestellt werden, 
ist sicherzustellen, dass der Teilnehmer in den alleinigen Besitz der pri-
vaten Schlüssel gelangt.

3.

Für die zur Legitimation eingesetzten privaten Schlüssel definiert jeder 
Nutzer pro Schlüssel ein Passwort, das den Zugriff auf den jeweiligen 
privaten Schlüssel absichert.

4.

Für die zur Absicherung des Datenaustausches eingesetzten privaten 
Schlüssel definiert jeder Teilnehmer pro Schlüssel ein Passwort, das 
den Zugriff auf den jeweiligen privaten Schlüssel absichert. Auf dieses 
Passwort kann verzichtet werden, wenn das Sicherungsmedium des 
Teilnehmers in einer technischen Umgebung gespeichert ist, die vor 
unautorisiertem Zugriff geschützt ist.

5.

Für die Initialisierung des Teilnehmers bei der Sparkasse ist die Über-
mittlung der öffentlichen Schlüssel des Teilnehmers an das Banksys-
tem erforderlich. Hierfür übermittelt der Teilnehmer der Sparkasse 
seine öffentlichen Schlüssel auf zwei voneinander unabhängigen 
Kommunikationswegen:
– über die EBICS-Anbindung mittels der hierfür vorgesehenen systembe-

dingten Auftragsarten

– mit einem vom Kontoinhaber oder einem Kontobevollmächtigten unter-
schriebenen Initialisierungsbrief

Für die Freischaltung des Teilnehmers überprüft die Sparkasse auf Basis 
der vom Kontoinhaber oder einem Kontobevollmächtigten unterschriebe-
nen Initialisierungsbriefe die Authentizität der über EBICS übermittelten 
öffentlichen Teilnehmerschlüssel.

Zu jedem öffentlichen Teilnehmerschlüssel enthält der Initialisierungsbrief 
die folgenden Daten:

– Verwendungszweck des öffentlichen Teilnehmerschlüssels:

–  Elektronische Unterschrift

–  Authentifikationssignatur

–  Verschlüsselung

– die jeweils unterstützte Version pro Schlüsselpaar

– Längenangabe des Exponenten

– Exponent des öffentlichen Schlüssels in hexadezimaler Darstellung

– Längenangabe des Modulus

– Modulus des öffentlichen Schlüssels in hexadezimaler Darstellung

– Hashwert des öffentlichen Schlüssels in hexadezimaler Darstellung

Die Sparkasse prüft die Unterschrift des Kontoinhabers bzw. des Konto-
bevollmächtigten auf dem Initialisierungsbrief sowie die Übereinstim-
mung zwischen den über die EBICS-Anbindung und den schriftlich über-
mittelten Hashwerten des öffentlichen Schlüssels des Teilnehmers. Bei 
positivem Prüfergebnis schaltet die Sparkasse den betreffenden Teilneh-
mer für die vereinbarten Auftragsarten frei.

2.3 Initialisierung der bankseitigen Schlüssel  
Der Teilnehmer holt den öffentlichen Schlüssel der Sparkasse mittels 
einer eigens dafür vorgesehenen systembedingten Auftragsart ab.

Der Hashwert des öffentlichen Bankschlüssels wird von der Sparkasse 
zusätzlich über einen zweiten, mit dem Kunden gesondert vereinbarten 
Kommunikationsweg bereitgestellt.

Vor dem ersten Einsatz von EBICS hat der Teilnehmer die Echtheit der 
ihm per Datenfernübertragung übermittelten öffentlichen Bankschlüssel 
dadurch zu überprüfen, dass er deren Hashwerte mit den Hashwerten 
vergleicht, die von der Sparkasse über den gesondert vereinbarten Kom-
munikationsweg mitgeteilt wurden.

Der Kunde muss gewährleisten, dass eine Software eingesetzt wird, die 
die Gültigkeit der im Rahmen der Transportverschlüsselung eingesetzten 
Serverzertifikate anhand des von der Sparkasse gesondert mitgeteilten 
Zertifizierungspfades überprüft.

3. Besondere Sorgfaltspflichten bei Erzeugung von Legitimations- 
und Sicherungsmedien durch den Kunden 
Soweit der Kunde seine Legitimations- und Sicherungsmedien nach den 
Vorgaben der EBICS-Spezifikation selbst erzeugt und er diese bei seiner 
Sparkasse initialisiert, hat er Folgendes sicherzustellen:

– In allen Phasen der Authentifizierung, inklusive Anzeige, Übermittlung 
und Speicherung sind Vertraulichkeit und Integrität des Legitimations-
mediums zu gewährleisten.

– Private Teilnehmerschlüssel auf den Legitimations- und Sicherungs-
medien dürfen nicht im Klartext abgespeichert werden.

– Spätestens nach fünfmaliger Fehleingabe des Passwortes wird das 
Legitimationsmedium gesperrt.

– Die Generierung der privaten und öffentlichen Teilnehmerschlüssel 
muss in einer sicheren Umgebung erfolgen.

– Die Legitimations- und Sicherungsmedien sind ausschließlich und ein-
deutig dem Teilnehmer zuzuordnen und zu verwenden.

4. Auftragserteilung an die Sparkasse 
Der Nutzer überprüft die Auftragsdaten auf ihre Richtigkeit und stellt 
sicher, dass genau diese Daten elektronisch unterschrieben werden. Bei 
Aufnahme der Kommunikation werden seitens der Sparkasse zuerst teil-
nehmerbezogene Berechtigungsprüfungen durchgeführt, wie etwa die 
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Auftragsartberechtigung oder gegebenenfalls vereinbarte Limitprüfungen. 
Die Ergebnisse weiterer bankfachlicher Prüfungen wie beispielsweise 
Limitprüfungen oder Kontoberechtigungsprüfungen werden dem Kunden 
im Kundenprotokoll zu einem späteren Zeitpunkt mitgeteilt.

Auftragsdaten, die an das Banksystem übermittelt werden, können wie 
folgt autorisiert werden:

Alle erforderlichen bankfachlichen EU werden zusammen mit den Auf-
tragsdaten übertragen.

1.

Sofern mit dem Kunden für die jeweilige Auftragsart die Verteilte Elek-
tronische Unterschrift (VEU) vereinbart wurde und die übermittelten 
EU für die bankfachliche Freigabe nicht ausreichen, wird der Auftrag 
bis zur Abgabe aller erforderlichen EU im Banksystem gespeichert.

2.

Soweit Kunde und Sparkasse vereinbaren, dass die Autorisierung von 
per DFÜ übermittelten Auftragsdaten mittels gesondert übermittelten 
Begleitzettels/Sammelauftrags erfolgen kann, ist anstelle der bankfach-
lichen EU des Nutzers eine Transportunterschrift (Typ „T“) für die tech-
nische Absicherung der Auftragsdaten zu leisten. Hierfür ist die Datei 
mit einer speziellen Kennung zu versehen, die angibt, dass es außer 
der Transportunterschrift (Typ „T“) keine weitere EU für diesen Auftrag 
gibt. Die Freigabe des Auftrags erfolgt nach erfolgreicher Prüfung der 
Unterschrift des Nutzers auf dem Begleitzettel/Sammelauftrag durch 
die Sparkasse.

3.

4.1 Auftragserteilung mittels Verteilter Elektronischer 
Unterschrift (VEU) 
Die Art und Weise, wie die Verteilte Elektronische Unterschrift durch den 
Kunden genutzt wird, muss mit der Sparkasse vereinbart werden. 

Die Verteilte Elektronische Unterschrift (VEU) ist dann einzusetzen, wenn 
die Autorisierung von Aufträgen unabhängig vom Transport der Auftrags-
daten und gegebenenfalls auch durch mehrere Teilnehmer erfolgen soll.

Solange noch nicht alle zur Autorisierung erforderlichen bankfachlichen 
EU vorliegen, kann der Auftrag von einem hierzu berechtigten Nutzer 
gelöscht werden. Soweit der Auftrag vollständig autorisiert wurde, ist nur 
noch ein Rückruf gemäß Nummer 9 der Bedingungen für die Datenfern-
übertragung möglich.

Die Sparkasse ist dazu berechtigt, nicht vollständig autorisierte Aufträge 
nach Ablauf des von der Sparkasse gesondert mitgeteilten Zeitlimits zu 
löschen.

4.2 Legitimationsprüfung durch die Sparkasse 
Per DFÜ eingelieferte Auftragsdaten werden als Auftrag durch die 
Sparkasse erst dann ausgeführt, wenn die erforderlichen bankfachlichen 
EU bzw. der unterschriebene Begleitzettel/Sammelauftrag eingegangen 
sind und mit positivem Ergebnis geprüft wurden.

4.3 Kundenprotokolle 
Die Sparkasse dokumentiert in Kundenprotokollen die folgenden 
Vorgänge:
– Übertragung der Auftragsdaten an das Banksystem

– Übertragung von Informationsdateien von dem Banksystem an das 
Kundensystem

– Ergebnis einer jeden Legitimationsprüfung von Aufträgen des Kunden 
an das Banksystem

– Weiterverarbeitung von Aufträgen, sofern sie die Unterschriftsprüfung 
und die Anzeige von Auftragsdaten betreffen

Der Teilnehmer hat sich durch zeitnahen Abruf des Kundenprotokolls 
über das Ergebnis der aufseiten der Sparkasse durchgeführten Prüfun-
gen zu informieren.

Der Teilnehmer hat dieses Protokoll, das inhaltlich den Bestimmungen 
von Kapitel 10 der Anlage 1b entspricht, zu seinen Unterlagen zu nehmen 
und auf Anforderung der Sparkasse zur Verfügung zu stellen.

5. Änderung der Teilnehmerschlüssel mit automatischer 
Freischaltung 
Wenn die vom Teilnehmer eingesetzten Legitimations- und Sicherungs-
medien in ihrer Gültigkeit zeitlich begrenzt sind, hat der Teilnehmer der 
Sparkasse die neuen öffentlichen Teilnehmerschlüssel rechtzeitig vor 
dem Erreichen des Ablaufdatums zu übermitteln. Nach dem Erreichen 
des Ablaufdatums der alten Schlüssel ist eine Neuinitialisierung 
vorzunehmen. 

Wenn der Teilnehmer seine Schlüssel selbst generiert, so hat er zu dem 
mit der Sparkasse vereinbarten Zeitpunkt die Teilnehmerschlüssel unter 
Verwendung der dafür vorgesehenen systembedingten Auftragsarten zu 
erneuern und rechtzeitig vor dem Erreichen des Ablaufdatums der alten 
Schlüssel zu übermitteln.

Für eine automatische Freischaltung der neuen Schlüssel ohne eine 
erneute Teilnehmerinitialisierung sind die folgenden Auftragsarten zu 
nutzen:

– Aktualisierung des öffentlichen bankfachlichen Schlüssels (PUB)

und

– Aktualisierung des öffentlichen Authentifikationsschlüssels und des 
öffentlichen Verschlüsselungsschlüssels (HCA)

oder alternativ
– Aktualisierung aller drei oben genannter Schlüssel (HCS).

Die Auftragsarten PUB und HCA bzw. HCS sind hierfür mit einer gültigen 
bankfachlichen EU des Nutzers zu versehen. Nach erfolgreicher Ände-
rung sind nur noch die neuen Schlüssel zu verwenden.

Wenn die Elektronische Unterschrift nicht erfolgreich geprüft werden 
konnte, wird wie unter Nummer 8 Absatz 3 der Bedingungen für die 
Datenfernübertragung verfahren.

Die Schlüsseländerung darf erst nach Abarbeitung aller Aufträge erfol-
gen. Ansonsten sind die noch nicht ausgeführten Aufträge mit dem neuen 
Schlüssel neu zu erteilen.

6. Sperrung der Teilnehmerschlüssel 
Besteht der Verdacht des Missbrauchs der Teilnehmerschlüssel, ist der 
Teilnehmer dazu verpflichtet, seine Zugangsberechtigung zu allen 
Banksystemen zu sperren, die den/die kompromittierten Schlüssel 
verwenden.

Soweit der Teilnehmer über gültige Legitimations- und Sicherungsmedien 
verfügt, kann er seine Zugangsberechtigung via EBICS-Anbindung sper-
ren. Hierbei wird durch Senden einer Nachricht mit der Auftragsart „SPR“ 
der Zugang für den jeweiligen Teilnehmer, unter dessen User-ID die 
Nachricht gesendet wird, gesperrt. Nach einer Sperre können bis zu der 
unter Nummer 2 beschriebenen Neuinitialisierung keine Aufträge von 
diesem Teilnehmer per EBICS-Anbindung mehr erteilt werden.

Wenn der Teilnehmer nicht mehr über gültige Legitimations- und Siche-
rungsmedien verfügt, kann er außerhalb des DFÜ-Verfahrens seine Legi-
timations- und Sicherungsmedien über die von der Sparkasse gesondert 
bekannt gegebene Sperrfazilität sperren lassen.

Der Kunde kann außerhalb des DFÜ-Verfahrens die Legitimations- und 
Sicherungsmedien eines Teilnehmers oder den gesamten DFÜ-Zugang 
über die von der Sparkasse bekannt gegebene Sperrfazilität sperren 
lassen.

Anlage 1b: 

Spezifikation der EBICS-Anbindung 
Die Spezifikation ist auf der Webseite www.ebics.de veröffentlicht.

Anlage 1c: 

Sicherheitsanforderungen an das EBICS-Kundensystem 
Über die in Anlage 1a Nummer 6 beschriebenen Sicherheitsmaßnah-
men hinaus sind durch den Kunden folgende Anforderungen zu 
berücksichtigen:

– Die vom Kunden für das EBICS-Verfahren eingesetzte Software muss 
die in Anlage 1a beschriebenen Anforderungen erfüllen. 

– EBICS-Kundensysteme dürfen nicht ohne Firewall eingesetzt werden. 
Eine Firewall ist eine Einrichtung, die den gesamten ein- und ausge-
henden Nachrichtenverkehr überwacht und nur bekannte oder autori-
sierte Verbindungen zulässt.

– Es ist ein Virenscanner zu installieren, der regelmäßig mit den neues-
ten Virendefinitions-Dateien auszustatten ist.

– Das EBICS-Kundensystem ist so einzurichten, dass sich der Teilneh-
mer vor dessen Nutzung anmelden muss. Die Anmeldung hat als nor-
maler Benutzer und nicht als Administrator, der z. B. berechtigt ist, die 
Installation von Programmen vorzunehmen, zu erfolgen.

– Die internen IT-Kommunikationswege für unverschlüsselte bankfachli-
che Daten oder für unverschlüsselte EBICS-Nachrichten sind gegen 
Abhören und Manipulationen zu schützen.

– Wenn sicherheitsrelevante Updates für das jeweils eingesetzte 
Betriebssystem und weiterer installierter sicherheitsrelevanter Soft-
ware-Programme vorliegen, sollten die eingesetzten EBICS-Kunden-
systeme mit diesen aktualisiert werden.

Die Umsetzung dieser Anforderungen liegt ausschließlich in der Verant-
wortung des Kunden.

Anlage 2: 

Spezifikation der Echtzeitbenachrichtigungen 
Die Spezifikation ist auf der Webseite www.ebics.de veröffentlicht.

Anlage 3: 

Spezifikation der Datenformate 
Die Spezifikation ist auf der Webseite www.ebics.de veröffentlicht.
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PRÄAMBEL 
Diese allgemeinen Geschäftsbedingungen (AGB) gelten für alle Verträge 
der Parteien zur Akzeptanz von Debit- und Kreditkarten sowohl im Nahab-
satz als auch im Fernabsatz (E-Commerce, Mailorder und Telefonorder). 
Des Weiteren regeln diese AGB den Service der PAYONE GmbH 
(PAYONE) bei der Erbringung von Netzbetriebsleistungen im electronic-
cash-System sowie als Anbieterin sonstiger Zahlungsverkehrslösungen. 
Die Parteien wissen, dass insbesondere mit der Zulassung von Karten-
zahlungen im Fernabsatz besonders hohe Missbrauchsrisiken verbunden 
sind, weil nicht physisch geprüft werden kann, ob der Kunde tatsächlich 
Inhaber der betreffenden Zahlungskarte ist und ob die Unterschrift und 
ggf. das Foto übereinstimmen. Die Zulassung solcher Zahlungen ist 
daher wirtschaftlich nur möglich, wenn alle Möglichkeiten einer Miss-
brauchsverhinderung wahrgenommen werden. Aus diesem Grund hat die 
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin), die für PAYONE 
die zuständige Aufsichtsbehörde ist, in einem „Rundschreiben zu den 
Mindestanforderungen an die Sicherheit von Internetzahlungen“ Vorga-
ben bzgl. der Sicherheit von Internetzahlungen gemacht. Das Rund-
schreiben schreibt PAYONE vor, die relevanten Teile der Mindestanfor-
derungen für den VP im Rahmen dieser AGB ebenfalls zwingend einzu-
führen (s.a. Ziff. 22). Dabei kommt die größte Verantwortung dem Ver-
tragspartner (nachfolgend „VP“) zu, der in unmittelbaren Kontakt mit den 
Kunden tritt und jeweils entscheiden kann, ob nach den Umständen der 
Bestellung, trotz des Missbrauchsrisikos, Zahlungen durch Zahlungskarte 
zugelassen werden sollen.  
Nach den weltweit gültigen Regularien der Kartenorganisationen erfolgt 
eine Rückbelastung (Chargeback) von Kartenzahlungen im Fernabsatz 
immer dann, wenn der Karteninhaber bestreitet, dass er die Weisung zur 
Belastung des Kartenkontos erteilt hat. Die Rückbelastung muss erfolgen, 
weil das Kartenunternehmen mangels persönlich unterschriebener 
Anweisung (Zahlungsbeleg) die Weisung des Karteninhabers nicht 
urkundlich nachweisen kann. PAYONE muss bei einem solchen Charge-
back den eingezogenen Betrag an das Kartenunternehmen zurückzahlen, 
selbst wenn der VP sonstige Hinweise für die Identität des Bestellers vor-
legen kann.  
Das deswegen auch bei Maßnahmen gegen Missbrauch verbleibende 
Risiko führt zu erheblich höheren Zahlungsausfällen als bei klassischen 
Kartenzahlungen im Nahabsatz. 
Die Kartenorganisationen bieten im E-Commerce besondere Verfahren 
zur Sicherung gegen Missbrauch, insbesondere durch starke Authentifi-
zierung des Karteninhabers (Bestellers) an. 
Ein solches Verfahren, wenn es von PAYONE zugelassen wurde, wie 
z.B. Verified by Visa und MasterCard SecureCode (3DSecure), wird hier 
als „Besonderes Sicherheitsverfahren“ bezeichnet (die Übermittlung der 
Kartenprüfnummer ist jedoch kein Besonderes Sicherheitsverfahren in 
diesem Sinne). 
Der Vertrag mit einem Fernabsatzhändler wird entweder für E-Commerce 
oder für Mailorder oder Telefonorder abgeschlossen. Werden Verträge 
sowohl für E-Commerce als auch für Mail-/Telefonorder abgeschlossen, 
erhält der VP für jeden Absatzweg eine eigene Vertragspartnernummer. 

VERTRAGSGEGENSTAND 
PAYONE GmbH (nachfolgend „PAYONE“) als zugelassener Acqui-
rer verschiedener Kartenorganisationen übernimmt als Dienstleis-
tung gegenüber Handels- und Dienstleistungsunternehmen die Ver-
pflichtung, aus der ordnungsgemäßen Verwendung von Zahlungs-
karten entstehende Zahlungsvorgänge abzurechnen. 
Vor diesem Hintergrund beauftragt der VP PAYONE auf der Grund-
lage eines Geschäftsbesorgungsverhältnisses mit der Weiterleitung 
von Transaktionsdaten in Bezug auf durch den Einsatz von Zah-
lungskarten ausgelösten Zahlungsvorgängen und der Abrechnung 
solcher Zahlungsvorgängenach Maßgabe der Bestimmungen des 
Vertrages und der Allgemeinen Geschäftsbedingungen. 
Soweit im Vertrag ausdrücklich vereinbart, erbringt PAYONE für den 
VP Dienstleistungen bei der Abwicklung folgender Zahlungsver-
fahren: 
– electronic cash 
– GeldKarte 
– ELV (elektronisches Lastschriftverfahren) 
Die mit PAYONE abgeschlossenen Kauf- oder Mietverträge über 
POS-Geräte einschließlich Installations- und Wartungsverträgen un-
terliegen ebenfalls den nachfolgenden Bestimmungen.

1.

WEITERE BEGRIFFSBESTIMMUNGEN 
In diesem Vertrag und diesen Allgemeinen Geschäftsbedingungen 
bedeuten:

2.

Autorisierung die auf Anfrage des VP von dem Kartenunternehmen 
erteilte  und  von  PAYONE  an  den VP  weitergeleitete Mitteilung,  dass 
eine Transaktion mit einem bestimmten Betrag zu einer bestimmten Zah-
lungskarte möglich ist;

BGB das deutsche Bürgerliche Gesetzbuch;
E-Commerce einen Fernabsatz, wenn die Übermittlung der Weisung zur 
Zahlung unter Belastung des Kartenkontos über das Internet erfolgt;

Elektronische Übermittlung das technische Verfahren, mit dem der VP 
und PAYONE zum Zweck der Abwicklung von Kartenumsätzen elektro-
nisch kommunizieren, und das von PAYONE ausdrücklich gegenüber 
dem VP zugelassen und spezifiziert wurde;

EMV-Zulassung die Zulassung von EMV-fähigen POS-Geräten zur 
Abrechnung von Speicherchip- und PIN-basierten Zahlungskarten. EMV 
ist ein von Europay International (heute MasterCard), MasterCard, Visa, 
Diners International und Discover festgelegter Standard für Zahlungskar-
ten, die mit einem Speicherchip ausgestattet sind;

Fernabsatz Verträge über Leistungen, wenn die Übermittlung der Wei-
sung zur Zahlung unter Belastung des Kartenkontos über das Internet, 
Post, Telefax oder Telefon erfolgt, auch wenn es keine Fernabsatzver-
träge nach § 312b BGB sind;

Internet das Internet als solches und alle offenen Netze und vergleichba-
ren Datenfernübertragungsverfahren;

Kartendaten die Kartennummer, die Kartenprüfnummer, das Gültigkeits-
datum und den Zahlungsbetrag sowie, wenn von PAYONE für den betref-
fenden Anwendungsfall festgelegt, den Namen und die Adresse des 
Karteninhabers;

Karteninhaber die Person, auf deren Namen eine Zahlungskarte ausge-
stellt ist;

Kartennummer die mehrstellige Zahl, die auf der Zahlungskarte einge-
prägt ist und das betreffende Kartenkonto bezeichnet;

Kartenorganisationen Organisationen wie Visa Inc, Visa Europe, Mas-
terCard Inc., Diners Club International, Discover Financial Services, JCB 
International und UnionPay International (UPI), die Zahlungssysteme 
betreiben und Lizenzen an Kartenunternehmen und Acquirer in Bezug auf 
die in den Vertrag einbezogenen Zahlungskarten erteilen;

Kartenprüfnummer die drei- oder vierstellige Zahl, die zusätzlich zur 
Kartennummer auf der Zahlungskarte aufgedruckt ist (in der Regel auf 
dem Unterschriftenfeld auf der Rückseite der Zahlungskarte);

Kartenunternehmen die Bank oder das Unternehmen, das eine Zah-
lungskarte ausgegeben hat; Kassenschnitt die gesammelte Übertragung 
von Transaktionsdaten, die im POS-Gerät gespeichert sind, an PAYONE;

Leistungen die vom VP zu erbringenden Lieferungen von Waren und/
oder Dienstleistungen, die unter Einsatz einer Zahlungskarte bezahlt 
werden oder werden sollen;

Mailorder einen Fernabsatz, wenn die Übermittlung der Weisung zur 
Zahlung unter Belastung des Kartenkontos über Post, Telefax oder Tele-
fon erfolgt;

POS-Gerät ein POS-Terminal oder POS-Karten-Kassensystem (POS 
steht für „point of sale“, d. h. eine Verkaufsstelle), mit dem die auf dem 
Magnetstreifen und/oder dem Speicherchip einer Zahlungskarte gespei-
cherten Daten mittels eines Magnetstreifenlesers und/oder Chipkartenle-
sers ausgelesen werden;

Schwerwiegender Zahlungssicherheitsvorfall bezeichnet einen Vor-
fall, der wesentliche Auswirkungen auf die Sicherheit, Integrität oder Kon-
tinuität der Zahlungssysteme der PAYONE oder des VP und/oder die 
Sicherheit sensibler Zahlungsdaten oder -mittel hat oder haben könnte;

Transaktionseinreichung der Auftrag des VP gegenüber PAYONE zur 
Abrechnung von mit Zahlungskarten ausgelösten Zahlungsvorgängen, 
die durch Einreichung von Datensätzen bei PAYONE in Übereinstimmung 
mit den Bestimmungen des Vertrages und der Allgemeinen Geschäftsbe-
dingungen vorgenommen werden;

Vertrag der Geschäftsbesorgungsvertrag zwischen dem VP und PAYONE 
über die Abrechnung von mit Zahlungskarten ausgelösten Zahlungsvor-
gängen nach Maßgabe dieser Allgemeinen Geschäftsbedingungen;

Zahlungskarten alle ausdrücklich in den Vertrag einbezogene unter den 
Regularien der Kartenorganisationen ausgegebenen Kredit- und Debit-
karten und andere Zahlungsinstrumente, bei denen der Karteninhaber 
statt einer Barzahlung eine Weisung zur Zahlung unter Belastung seines 
Kartenkontos erteilt.

3. KARTENANNAHME DURCH DEN VP

3.1 Der VP ist im Fernabsatz nicht verpflichtet, die Bezahlung von Leis-
tungen durch Zahlungskarten generell oder im Einzelfall zuzulas-
sen. Der VP darf die Zahlung durch Zahlungskarte nicht zulassen, 
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wenn nach den Umständen der Verwendung Anlass zu der Vermu-
tung besteht, dass ein Missbrauchsfall vorliegen kann. 

Der VP wird jedem, der eine Zahlungskarte zu Bezahlzwecken vor-
legt, die betreffende Leistung nicht zu höheren Preisen oder zu 
ungünstigeren Bedingungen erbringen als barzahlenden Kunden. 
Der VP darf dem Karteninhaber für die Akzeptanz einer Zahlungs-
karte keine zusätzlichen Kosten berechnen. Hiervon unberührt 
bleibt das Recht des VP, dem Karteninhaber für die Nutzung einer 
bestimmten Zahlungskarte oder eines sonstigen Zahlungsinstru-
ments eine Ermäßigung oder einen anderweitigen Anreiz 
anzubieten.

3.2

Eine Inzahlungnahme der Zahlungskarte und die damit verbundene 
Erfragung der Kartendaten beim Besteller darf ausschließlich zum 
Zwecke der Bezahlung von erbrachten oder noch zu erbringenden 
Leistungen des VP erfolgen.

3.3

Wenn ein obligatorisches Besonderes Sicherheitsverfahren (so im 
E-Commerce, s. Ziff. 22.12) eingeführt wird, ist eine Inzahlung-
nahme der betreffenden Zahlungskarte nur zulässig, wenn der VP 
das Verfahren einsetzt.

3.4

Der VP ist nicht berechtigt, Zahlungskarten in Zahlung zu nehmen 
für Leistungen

3.5

a) die nicht auf eigene Rechnung oder die im Auftrag Dritter 
erbracht bzw. geliefert werden; und

b) die nicht im Rahmen des gewöhnlichen Geschäftsbetriebes des 
VP erfolgen; ihnen dürfen insbesondere keine Kreditgewährun-
gen zugrunde liegen und keine Bargeldauszahlungen zum 
Gegenstand haben; und

c) die zum Gegenstand haben oder verbunden sind mit nach deut-
schem Recht sowie dem Recht, das auf den VP, den Karteninha-
ber oder die Leistung anwendbar ist, dem Jugendschutz unterlie-
genden, obszönen, pornographischen, gesetzwidrigen oder sit-
tenwidrigen Inhalten oder Anleitungen zur Herstellung von 
Waffen oder Explosivkörpern. Ausnahmen hiervon bedürfen der 
vorherigen schriftlichen Zustimmung von PAYONE, die nach 
Ermessen von PAYONE und nur dann erteilt wird, wenn die 
betreffende Leistung nicht gesetzesoder sittenwidrig ist.

Zahlungskarten dürfen nicht zur Erfüllung eines offensichtlich 
rechtswidrigen oder sittenwidrigen Rechtsgeschäftes oder Forde-
rungenaus Lotto und Glücksspiel oder zur Bezahlung eines nicht 
gedeckten Schecks verwendet werden. Bei Verwendung für wieder-
kehrende Leistungen (z.B. Abonnements) dürfen keine Teilzahlun-
gen für einmalige Leistungen und keine Finanzierungskosten mit 
abgerechnet werden.

3.6

Der VP darf Zahlungskarten im Fernabsatz nicht für eine Bestellung 
in Zahlung nehmen, wenn die Merkmale eines der nachfolgenden 
Buchstaben erfüllt sind (eine solche Bestellung wird in diesem Ver-
trag als „ungewöhnliche Bestellung“ bezeichnet):

3.7

a) Derselbe Besteller hat während zwei aufeinander folgenden 
Kalendertagen einzeln oder in mehreren Bestellungen zusam-
men mit der betreffenden Bestellung

(i) mehr als fünf (5) identische Artikel oder Dienstleistungen 
bestellt; oder

(ii) zur Lieferung an Adressen außerhalb der Europäischen 
Union Bestellungen über mehr als EUR 1.500,00 getätigt; 
oder

(iii) Bestellungen über mehr als EUR 3.500,00 getätigt; oder

(iv) mehr als eine Kartennummer verwendet.

b) Während zwei Kalendertagen sind unter Angabe derselben 
E-Mail-Adresse Bestellungen unterschiedlicher Besteller vorge-
nommen worden.

c) Bei Angabe einer E-Mail-Adresse eines Bestellers mit einer nati-
onalen Domain (.de, .at, .ch, .uk, .fr, .it. usw.) weicht das Land 
der Lieferadresse von dem Land der betreffenden Domain ab.

Bei Bestellungen im Fernabsatz, die unter Verwendung einer Zah-
lungskarte bezahlt wurden, darf der VP nach der Autorisierungsan-
frage keine Änderung der Lieferadresse zulassen.

3.8

PAYONE ist berechtigt, durch schriftliche Mitteilung an den VP mit 
einer Frist von mindestens einem Monat die unter Ziff. 3.7 aufge-
führten Merkmale zu ändern oder zu ergänzen oder die Liste der 
ungewöhnlichen Bestellungen zu erweitern, wenn PAYONE diese 
Änderung wegen möglicher Missbrauchspraktiken angemessener-
weise für notwendig erachtet.

3.9

Der VP verpflichtet sich, den Kunden nicht aufzufordern, seine Kre-
ditkartendaten per E-Mail zu übermitteln und keine entsprechenden 
Möglichkeiten dafür einzurichten. Zahlungsdaten dürfen nur durch 
ein von PAYONE abgenommenes Zahlungssystem weitergeleitet 
werden.

3.10

TRANSAKTIONSABWICKLUNG4.

Die Transaktionseinreichung muss durch Elektronische Übermitt-
lung an PAYONE von Datensätzen über die betreffende Transak-
tion erfolgen, die in Inhalt, Format und Übermittlungsweg mit den 
jeweils zwischen PAYONE und dem VP vereinbarten Vorgaben 
übereinstimmen. PAYONE kann diese Vorgaben durch schriftliche 
Erklärung gegenüber dem VP bei Vorliegen eines triftigen Grundes 
ändern, insbesondere wenn sich die Vorgaben der Kartenorganisa-
tionen ändern. Das Verfahren für die Elektronische Übermittlung 
darf erst nach Freigabe durch PAYONE benutzt werden. PAYONE 
ist für das ordnungsgemäße Funktionieren des Verfahrens nicht 
verantwortlich. Die Kosten (einschließlich Leitungskosten) und das 
Risiko für Fehlfunktionen der Elektronischen Übermittlung trägt der 
VP. Diesem obliegt es, für die Funktionstüchtigkeit der Geräte, Lei-
tungswege, Datenträger oder anderer zur Datenübertragung ver-
wendeter Einrichtungen fortlaufend Sorge zu tragen. Etwaige Ver-
pflichtungen von PAYONE aus einem anderen Vertrag, unter dem 
PAYONE Hard- oder Software für die Elektronische Übermittlung 
kauf oder mietweise zur Verfügung stellt und/oder wartet, bleiben 
davon unberührt.

4.1

Sofern diese allgemeinen Geschäftsbedingungen eine Autorisierung 
nicht entbehrlich machen, ist eine Transaktionseinreichung nur für 
Transaktionen zulässig, für die vorher eine Autorisierung erteilt 
wurde. Es kann im Einzelfall nach Ermessen von PAYONE bestimmt 
werden, dass Autorisierung und anschließende Verarbeitung der 
autorisierten Transaktionen bei PAYONE in einem Verarbeitungs-
schritt erfolgen, vorausgesetzt, dass nach dem erwarteten Ablauf die 
Leistung des VP innerhalb von zwei Werktagen und ohne spätere 
Änderung des in Rechnung gestellten Betrages erfolgt.

4.2

Für Autorisierung darf nur die Elektronische Übermittlung verwendet 
werden. Sofern eine Autorisierung von Kartentransaktionen im 
Wege der Elektronischen Übermittlung nicht möglich ist, hat der VP 
über den telefonischen Autorisierungsdienst der PAYONE eine tele-
fonische Autorisierungsanfrage zu stellen und den von PAYONE 
mitgeteilten Autorisierungscode auf dem Belastungsbeleg zu ver-
merken. Bei Maestro, V PAY, UPI und Electron-Karten ist eine tele-
fonische Autorisierung auch bei einer Betriebsstörung nicht möglich.

4.3

Verfügt der VP im Nahabsatz über ein POS-Gerät, sind alle Trans-
aktionen darüber abzuwickeln. Der VP darf nur solche POS-Geräte 
einsetzen, die von PAYONE jeweils zum Betrieb im jeweiligen Land 
zugelassen wurden. Das POS-Gerät muss bei Eingabe von 
Geheimzahlen so aufgestellt werden, dass ein Ausspähen der 
Geheimdaten ausgeschlossen ist. Der VP ist verpflichtet, das POS-
Gerät gegen unbefugten Zugriff Dritter zu sichern. Sofern der Ver-
dacht besteht, dass sich Dritte unbefugt Zugang zu dem POS-Gerät 
verschafft haben, ist der VP verpflichtet, dies PAYONE unverzüglich 
anzuzeigen.

4.4

Die manuelle Erstellung von Belegen ist in keinem Falle, auch nicht 
während einer Betriebsstörung des POS-Geräts oder wenn der 
Magnetstreifen auf der Kartenrückseite nicht oder nur fehlerhaft 
gelesen wird, zulässig. Die durch Auslesen der Karte über das 
POS-Gerät erfassten Transaktionsdaten sind innerhalb eines Werk-
tages nach Beseitigung der Störung durch Elektronische Übermitt-
lung an PAYONE zu übermitteln. 
Die manuelle Eingabe von Kartendaten am POS-Gerät ist stets un-
zulässig.

4.5

Der VP stellt insbesondere durch Anweisung seiner Mitarbeiter 
sicher, dass in seinem personellen und räumlichen Einflussbereich, 
einschließlich der von ihm beauftragten Personen (z.B. Internet-Pro-
vider) keine missbräuchliche Nutzung der Kartendaten oder der 
Elektronischen Übermittlung, z.B. durch Entwenden von Kartenda-
ten oder Manipulation der Dateneingabe möglich ist. Sollte der VP 
von einem möglichen Missbrauch der Elektronischen Übermittlung 
oder einem Missbrauch von Transaktionsdaten erfahren, hat er 
PAYONE sofort zu informieren.

4.6

AUTORISIERUNG5.

Der VP ist verpflichtet, unabhängig von der Höhe des Transaktions-
betrages für jede Transaktion über PAYONE eine Autorisierung 
durch das jeweilige Kartenunternehmen anzufordern, sofern nicht 
aufgrund der nachfolgenden Bestimmungen eine Autorisierung ent-
behrlich ist. Bei der Autorisierungsanfrage des VP sind die jeweils 
von PAYONE angeforderten Daten zu übermitteln. Die Daten 
müssen in Inhalt, Format und Übermittlungsweg mit den jeweils zwi-
schen PAYONE und dem VP vereinbarten Vorgaben übereinstim-
men. Wenn die Autorisierung für die Transaktion durch das jewei-
lige Karten unternehmen erteilt wird, teilt PAYONE dem VP einen 
entsprechenden Autorisierungscode mit. Wird dem VP für eine 
Transaktion keine Autorisierung erteilt, ist der PAYONE-Genehmi-
gungsdienst zu kontaktieren. Es ist dem VP nicht gestattet, eine 
Transaktion, für die er keine Autorisierung erhalten hat, erneut ein-

5.1
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zureichen. Es ist dem VP auch insbesondere nicht gestattet, eine 
Transaktion in mehrere Teilbeträge aufzuteilen, um so eine Autori-
sierung zu erhalten.

Bei der Autorisierungsanfrage ist in der von PAYONE jeweils fest-
gelegten Weise wahrheitsgemäß anzugeben, ob die Transaktion 
aus E-Commerce oder Mailorder stammt, insbesondere durch 
Angabe der zutreffenden Vertragspartnernummer.

5.2

Soweit im Nahabsatz eine manuelle Belegerstellung nach den 
Bestimmungen dieser Allgemeinen Geschäftsbedingungen zulässig 
ist oder kontaktlose Zahlungskarten verwandt werden, kann eine 
Autorisierung unterbleiben, wenn der Gesamtbetrag unter dem 
jeweils in den entsprechenden Ländern geltenden genehmigungs-
freien Höchstbetrag (Floor Limit) liegt. Bei kontaktlosen Zahlungs-
karten kann die Legitimation des Karteninhabers durch seine Unter-
schrift oder Eingabe seiner korrekten PIN entfallen, wenn das Floor 
Limit unterschritten wird. Andernfalls behält sich PAYONE die Rück-
belastung des Kartenumsatzes im Fall des Bestreitens durch den 
berechtigten Karteninhaber vor. Gesamtbetrag ist die Summe aller 
Umsätze, die (a) am selben Kalendertag von derselben Kasse des 
VP mit derselben Zahlungskarte vorgenommen werden oder (b) die 
die gleiche Leistung (Leistung des VP an den Karteninhaber) betref-
fen, auch wenn der Umsatz von einer anderen Kasse des VP vorge-
nommen wird. Es darf also insbesondere nicht ein Kartenumsatz 
dadurch unter den genehmigungsfreien Höchstbetrag vermindert 
werden, dass dafür mehrere Belastungsbelege ausgestellt werden. 
Undatierte Belastungsbelege sind generell unzulässig. Sind 
bestimmte Kassen nicht auf allen Belastungsbelegen erkennbar, 
werden alle Belastungsbelege eines Tages wie von einer Kasse 
stammend behandelt. Der genehmigungsfreie Höchstbetrag ist der 
im Vertrag genannte Betrag. Er kann von PAYONE jederzeit nach 
billigem Ermessen (§ 315 BGB) durch Mitteilung an den VP neu 
festgesetzt werden (auch auf Null), insbesondere dann, wenn die 
Kartenorganisationen entsprechende Änderungen vornehmen. Der 
VP ist für die richtige Dateneingabe in das POS-Gerät 
verantwortlich.

5.3

GUTSCHRIFTEN6.

Rückvergütungen auf Leistungen, für die eine Transaktionseinrei-
chung erfolgt ist, darf der VP durch eine Gutschriftbuchung vorneh-
men. Im Nahabsatz darf der VP Gutschriften nur durch Ausstellung 
eines Gutschriftbeleges (Credit Voucher) leisten, dessen Original 
dem Karteninhaber auszuhändigen ist. Der Gutschriftbeleg ist voll-
ständig auszufüllen und von dem VP rechtsverbindlich zu unter-
schreiben. Er ist PAYONE innerhalb von 10 Werktagen nach der 
Ausstellung einzureichen. Bei Zahlungskarten im Sinne der Ziffer 
4.5 Satz 4 und 5 darf eine Gutschrift nur unter Benutzung des POS-
Geräts erteilt werden.

6.1

Gutschriftbuchungen für Transaktionen, für die keine entsprechende 
vorhergehende Transaktionseinreichung erfolgt ist, sind nicht zuläs-
sig. Ebenso sind Gutschriftsbuchungen für Transaktionen, bei 
denen der Karteninhaber bereits eine Rückbelastung veranlasst hat, 
nicht zulässig; entsprechende Gutschriftsbuchungen werden durch 
PAYONE unverzüglich gelöscht.

6.2

Der VP ist verpflichtet, den Gutschriftbetrag und die für die Durch-
führung einer Gutschrift anfallenden Servicegebühren an PAYONE 
zu zahlen. PAYONE ist berechtigt, den zu zahlenden Betrag mit fäl-
ligen Forderungen des VP zu verrechnen. Unter der Voraussetzung 
der Zahlung durch den VP nach Satz 1 oder einer Verrechnung 
nach Satz 2 wird PAYONE das Kartenunternehmen beauftragen, 
den Gutschriftbetrag dem Konto des Karteninhabers gutzubringen.

6.3

ZAHLUNGSANSPRUCH DES VP, TREUHANDABREDE7.

PAYONE ist verpflichtet, dem VP die Transaktionsbeträge für sämt-
liche Transaktionseinreichungen vorbehaltlich der in Ziff. 11.2 
genannten Rückbelastungsrechte und vorbehaltlich einer erfolgten 
Aufrechnung unverzüglich verfügbar zu machen, nachdem diese 
Transaktionsbeträge zuvor auf dem Konto von PAYONE eingegan-
gen sind. Der Auszahlungszeitpunkt für Ansprüche des VP nach 
Satz 1 bestimmt sich nach Ziff. 10.2.

7.1.

PAYONE als Treuhänder wird für den VP als Treugeber die nach 
Ziff. 7.1 auf dem Konto von PAYONE eingegangenen Transaktions-
beträge sowie die nach Ziff. 6.3 von dem VP erhaltenen Gutschrifts-
beträge auf einem oder mehreren Treuhandkonten bei einem oder 
mehreren Kreditinstitut/en hinterlegen. Diese Treuhandkonten 
werden auf den Namen von PAYONE als offene Treuhandkonten 
im Sinne von § 17 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1b ZAG geführt. Diese Konten 
können auch als Treuhandsammelkonten geführt werden. PAYONE 
wird sicherstellen, dass die nach Satz 1 entgegengenommenen 
Zahlungsbeträge buchungstechnisch jederzeit dem VP zuordenbar 
sein werden und zu keinem Zeitpunkt mit den Geldbeträgen anderer 
natürlicher oder juristischer Personen als der Zahlungsdienstnutzer, 
für die sie gehalten werden, vermischt werden. Es ist PAYONE 

7.2

gestattet, Beträge in Höhe von Ansprüchen, die zu Gunsten von 
PAYONE gegen den VP bestehen, von den Treuhandkonten zu ent-
nehmen. PAYONE hat den VP auf Nachfrage darüber zu unterrich-
ten, bei welchem Kreditinstitut und auf welchem Treuhandkonto die 
nach Satz 1 entgegengenommenen Zahlungsbeträge jeweils hinter-
legt sind, ob das Kreditinstitut, bei dem die nach Satz 1 entgegen-
genommenen Zahlungsbeträge hinterlegt werden, einer Einrichtung 
zur Sicherung der Ansprüche von Einlegern und Anlegern angehört 
und in welchem Umfang diese Zahlungsbeträge durch diese Ein-
richtung gesichert sind.

Der VP ist verpflichtet, sich auf eigene Kosten nach Aufforde-
rung von PAYONE und nach Erhalt der VP-Nummer binnen 14 
Tagen gemäß den Vorgaben des bei den Kartenorganisationen 
(u.a. MasterCard Inc. und Visa Inc, Visa Europe) zum Schutz 
vor Angriffen auf und Kompromittierung von Kartendaten 
bestehenden Programme MasterCard Site Data Protection 
(SDP) und Visa Account Information Security (AIS) nach dem 
PCI DSS (Payment Card Industry Data Security Standard) auf 
der PAYONE PCI DSS Plattform zu registrieren und die PCI 
DSS Konformität dort nachzuweisen und gegebenenfalls sich 
auf PCI Konformität zertifizieren zu lassen. 

7.3

Der VP wird sämtliche Maßnahmen zur Missbrauchsvermeidung 
(einschließlich Vermeidung des Missbrauchs von Kartendaten) 
durchführen, die PAYONE dem VP mitteilt und die nach billigem 
Ermessen zur Reduzierung von Missbrauchsrisiken erforderlich 
sind. Der VP ist darüber hinaus verpflichtet, besondere Verfahren 
zur Missbrauchsvermeidung anzuwenden, wenn diese von einer 
Kartenorganisation verbindlich eingeführt und von PAYONE dem 
VP mitgeteilt wurden. Sämtliche Kosten im Zusammenhang mit 
einem der in dieser Ziff. 7.4 genannten Verfahren trägt der VP.

7.4

Die Erfüllung der Ansprüche nach Ziff. 7.1 erfolgt aufgrund einer 
eigenen, von dem Zahlungsauftrag des Karteninhabers losgelösten, 
vertraglichen Zahlungsverpflichtung der PAYONE gegenüber dem 
VP und nicht zur Erfüllung der Forderung des VP gegen den 
Besteller.

7.5

ABTRETUNG VON ANSPRÜCHEN DES VP8.

Um PAYONE den Einzug der entsprechenden Zahlungen der Kar-
tenunternehmen (direkt oder über die Kartenorganisationen) zu 
erleichtern, tritt der VP schon jetzt alle Forderungen gegen den 
Besteller bzw. Karteninhaber aus Leistungen, die bei der Verwen-
dung einer Zahlungskarte begründet werden, sowie etwaige Forde-
rungen gegen das Kartenunternehmen, die im Zusammenhang mit 
der betreffenden Verwendung der Zahlungskarte entstehen, an 
PAYONE ab. PAYONE nimmt diese Abtretung an. Die Abtretung 
der jeweiligen Forderung wird wirksam mit Eingang der Transakti-
onseinreichung bei PAYONE. 

SERVICEGEBÜHREN/AUFWENDUNGSERSATZANSPRÜCHE 
VON PAYONE, WEITERBELASTUNG VON STRAFGELDERN

9.

PAYONE erhält vom VP Servicegebühren als Vergütung für die von 
ihr erbrachten Dienstleistungen, wobei von PAYONE Beträge an die 
Kartenorganisationen (Card Scheme Fee) und die Kartenunterneh-
men (Interchange) gezahlt werden müssen. Diese im Vertrag fest-
gelegten Servicegebühren bestehen a) im Disagiopreismodell aus 
einem Disagiosatz (Prozentsatz) und/oder einer Transaktionsge-
bühr, der oder die auf jede einzelne Transaktion erhoben wird, b) im 
Interchange Plus-Modell aus der tatsächlich abgerechneten Inter-
change und der Servicegebühr oder Transaktionsgebühr und c) im 
Interchange Plus Plus-Modell aus der tatsächlich abgerechneten 
Interchange, den Gebühren der Kartenorganisationen (Card 
Scheme Fee) sowie der Servicegebühr oder Transaktionsgebühr. 
Hinzu kommen in allen Gebührenmodellen weitere Service-Gebüh-
ren, z.B. für Gutschriften, Transaktionsstornierungen, Chargebacks 
etc. Die Höhe der Servicegebühren ist unter anderem abhängig von 
der jeweiligen Vorgabe des VP nach Ziff. 10.2 Satz 2, zu welchem 
Zeitpunkt PAYONE mit der Überweisung der dem VP nach Ziff. 7.1 
zustehenden Beträge beginnen soll. Abweichend von § 675f Abs. 5 
Satz 2 BGB ist die Erhebung von Entgelten für die Erfüllung von 
Nebenpflichten nach §§ 675c bis 676c BGB zulässig. Alle Vergütun-
gen an PAYONE verstehen sich zuzüglich Mehrwertsteuer, sofern 
die Leistung am jeweiligen Leistungsort als steuerpflichtig behandelt 
werden kann.

9.1

Der VP hat PAYONE sämtliche Aufwendungen zu ersetzen, die 
PAYONE zum Zwecke der Durchführung des Vertrages macht, 
soweit PAYONE diese den Umständen nach für erforderlich halten 
durfte. Aufwendungen in diesem Sinne sind insbesondere, aber 
nicht ausschließlich

9.2

a) Gebühren der Kartenorganisationen, die PAYONE von den Kar-
tenorganisationen auferlegt werden, soweit diese Gebühren im 
Zusammenhang mit der Durchführung des Vertrages stehen,
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b) die von Kartenorganisationen erhobenen Entgelte für die Ein-
meldung des VPs in spezielle Händlerprogramme, Der Aufwen-
dungsersatzanspruch besteht nicht, soweit eine Aufwendung auf 
ein schuldhaftes Verhalten von PAYONE zurückzuführen ist. 
§ 254 BGB gilt in diesem Fall entsprechend.

Weiter hat der VP PAYONE als Aufwendung alle Strafgelder zu 
ersetzen, die PAYONE im Zusammenhang mit der Durchfüh-
rung des Vertrages von den Kartenorganisationen auferlegt 
werden, soweit PAYONE den Umständen nach annehmen 
durfte, dass diese Strafgelder durch Transaktionen des VP, die 
eine schuldhafte Vertragsverletzung darstellen, bzw. durch ein 
schuldhaftes Handeln und/oder schuldhaftes Unterlassen des 
VP verursacht und von den Kartenorganisationen nach den in 
ihren Regelwerken enthaltenen Vorgaben festgesetzt wurden. 
Dies gilt insbesondere, aber nicht ausschließlich, für Strafgel-
der, die von den Kartenorganisationen wegen der Einreichung 
illegaler und rufschädigender Transaktionen, wegen der regel-
widrigen Einreichung von Transaktionen Dritter, wegen der 
Überschreitung von Chargeback-Grenzen durch den VP oder 
wegen Nicht-Registrierung und/oder Nicht-Zertifizierung gemäß 
des PCI-DSS Standards oder wegen einer Kartendatenkompro-
mittierung im System des VP oder der von ihm beauftragten 
Dritten festgesetzt werden. Anstelle der Erstattung kann 
PAYONE gemäß § 257 BGB Freistellung von einer in diesem 
Zusammenhang eingegangenen Verbindlichkeit verlangen. Der 
Ersatz- bzw. Freistellungsanspruch besteht nicht, soweit die 
Festsetzung eines Strafgeldes auf ein schuldhaftes Verhalten 
von PAYONE zurückzuführen ist. § 254 BGB gilt in diesem Fall 
entsprechend.  
Der VP ist verpflichtet, die zur Verteidigung gegen die Auferle-
gung des Strafgeldes erforderlichen Informationen unverzüg-
lich, jedenfalls aber so rechtzeitig zur Verfügung zu stellen, 
dass PAYONE der Festsetzung des Strafgeldes innerhalb der 
von den Kartenorganisationen jeweils gesetzten Frist wider-
sprechen kann. Auf Grundlage der vom VP bereitgestellten 
Informationen geht PAYONE im Rahmen des von den Kartenor-
ganisationen jeweils vorgesehenen Verteidigungsprozesses 
gegen die Auferlegung der Strafgelder vor. 
(Schieds-)gerichtlich geht PAYONE gegen die Auferlegung der 
Strafgelder nur dann vor, wenn der VP PAYONE hierzu aus-
drücklich in Schriftform aufgefordert und für die bei einem 
(schieds-)gerichtlichen Vorgehen voraussichtlich anfallenden 
Kosten Vorschuss oder Sicherheit geleistet hat. Im Falle eines 
solchen (schieds-)gerichtlichen Vorgehens trägt allein der VP 
das Risiko eines Unterliegens im Prozess.

9.3

PAYONE hat das Recht, die ihr nach Ziff. 9.1 zustehenden Service-
gebühren sowie den ihr nach Ziff. 9.2 und 9.3 zustehenden Aufwen-
dungsersatz von den von PAYONE an den VP nach Maßgabe von 
Ziff. 10 zu zahlenden Beträgen abzuziehen. Soweit ein solcher 
Abzug nicht möglich ist, wird der VP die Servicegebühren und den 
Aufwendungsersatz auf Anforderung an PAYONE zahlen.

9.4

Die vom VP bei Vertragsschluss oder bei einer vereinbarten Ände-
rung angegebene durchschnittliche Transaktionsbetrag pro Monat 
(Gesamtwert aller Transaktionen durch Anzahl der Transaktionen) 
ist Grundlage für die Höhe der Servicegebühr. Wird dieser Betrag 
für mehr als einen Monat unterschritten, erfolgt eine angemessene 
Anpassung der Gebühren entweder in Form der Erhöhung der Ser-
vicegebühr oder in Form der Vereinbarung einer gesonderten 
Transaktionsgebühr. Dasselbe gilt, wenn die Höhe der von 
PAYONE zulässigerweise rückbelasteten Beträge in einem Kalen-
dermonat ein Prozent (1%) des Wertes der Transaktionseinreichun-
gen im betreffenden Monat übersteigt.

9.5

Die Kosten des Einsatzes eines Besonderen Sicherheitsverfahrens, 
die im Bereich des VP anfallen (einschließlich Übermittlungskosten), 
trägt der VP.

9.6

PAYONE kann die Servicegebühren während der Vertragslaufzeit in 
angemessenem Umfang verändern, wenn sich wesentliche Kosten-
faktoren verändert haben und die Änderung unter Berücksichtigung 
der Interessen von PAYONE für den VP zumutbar sind. Insbeson-
dere gilt dies, wenn die Kartenorganisationen neue Gebühren ein-
führen oder erhöhen oder die Interchange-Sätze erhöhen. PAYONE 
wird den VP schriftlich über die Änderung informieren.

9.7

ABRECHNUNG/ZAHLUNGEN AN DEN VP10.

PAYONE erteilt dem VP entweder auf dem Kontoauszug, elektro-
nisch als PDF oder als Sonderleistung papierhaft einen Ausweis 
über die eingereichten Kartenumsätze und die von dem VP zu ent-
richtenden Gebühren. Die Referenznummer zu jeder Transaktion, 
die Höhe des Kartenumsatzes, und die Höhe der Entgelte und der 
Interchange-Gebühren werden mindestens einmal monatlich zum 
Abruf im PAYONE Serviceportal bereit gehalten. Der VP hat alle 
Abrechnungen von PAYONE unverzüglich auf Richtigkeit und Voll-

10.1

ständigkeit zu überprüfen. Beanstandungen können nur schriftlich 
und binnen einer Frist von 28 Tagen nach Zugang der Abrechnung 
beim VP erhoben werden. Die rechtzeitige Absendung genügt. Das 
Unterlassen einer rechtzeitigen Beanstandung gilt als Genehmi-
gung, sofern PAYONE den VP in der betreffenden Abrechnung aus-
drücklich darauf hingewiesen hat, dass das Unterlassen von Bean-
standungen innerhalb von 28 Tagen ab Zugang der Abrechnung als 
Genehmigung der Abrechnung gewertet wird. Eine Korrektur durch 
PAYONE ist durch Ablauf der Frist nicht ausgeschlossen.

PAYONE wird die dem VP nach Ziff. 7.1 und zustehenden Beträge 
mittels Überweisung auf das von dem VP im Vertrag angegebene 
Konto zahlen. PAYONE wird mit der Ausführung der Überweisung 
zu dem Zeitpunkt beginnen, der von dem VP gegenüber PAYONE 
jeweils vorgegeben wird. Sofern der VP seit mehr als 12 Monaten 
inaktiv war, behält sich PAYONE das Recht vor, den Vertrag ruhend 
zu stellen und Leistungen aus diesem Vertrag bis zu einer erneuten 
Identifizierung des VP nach dem Geldwäschegesetz (insbesondere 
Prüfung der Bankverbindung und der Inhaberverhältnisse des VP) 
auszusetzen. Der VP erhält hierüber eine Mitteilung. Etwaige 
dadurch verursachte Verzögerungen hat der VP in angemessenem 
Umfang hinzunehmen.

10.2

Für die Ausführung der Überweisung nach Ziff. 10.2 wird gemäß  
§ 675s Abs. 1 Satz 1 BGB jeweils eine Frist von einem Geschäfts-
tag nach dem Zeitpunkt nach Ziff. 10.2, Satz 2 vereinbart.

10.3

Die Überweisung nach Ziff. 10.2 erfolgt in Euro (EUR), sofern nicht 
eine andere Auszahlungswährung vereinbart ist. Sofern sich die 
Währung des Betrages, der nach Ziff. 7.1 auf dem Konto von 
PAYONE eingeht, von der Währung unterscheidet, in der die Über-
weisung nach Satz 1 veranlasst wird, erfolgt die Währungsumrech-
nung auf der Grundlage der im Preisverzeichnis jeweils genannten 
Referenzwechselkurse.

10.4

RÜCKBELASTUNGSRECHTE VON PAYONE/BEHANDLUNG 
VON REKLAMATIONEN

11.

Sämtliche Zahlungen von PAYONE an den VP erfolgen unter dem 
Vorbehalt der Rückbelastung. Sofern PAYONE Zahlungen an den 
VP geleistet hat, obwohl der VP auf diese Zahlung keinen Anspruch 
hatte, kann PAYONE die Rückzahlung verlangen oder diese Zah-
lungen mit Zahlungsverpflichtungen von PAYONE verrechnen.

11.1

PAYONE wird dem VP Transaktionen zurückbelasten, soweit11.2

a) PAYONE nicht verpflichtet war, den entsprechenden Transakti-
onsbetrag verfügbar zu machen, unabhängig davon, ob 
PAYONE dies wusste oder nicht, oder

b) Transaktionsbeträge, die auf dem Konto von PAYONE einge-
gangen sind und dem VP verfügbar gemacht wurden, der 
PAYONE von Kartenunternehmen oder Kartenorganisationen 
wieder belastet werden (z.B. wegen eines Erstattungsanspruchs 
des Karteninhabers nach §§ 675u oder 675x BGB).

Im Nahabsatz ist eine Rückbelastung nach Ziff. 11.2 ausgeschlos-
sen, wenn alle nachfolgend genannten Voraussetzungen (und nicht 
nur einzelne davon) erfüllt sind (aufschiebende Bedingung im Sinne 
von § 158 Abs. 1 BGB):

11.3

a) Die Inzahlungnahme war nach Ziff. 3 zulässig;

b) die Zahlungskarte wurde dem VP physisch vorgelegt (eine 
Inzahlungnahme über Post, Telefon, Fax oder Internet ist unter 
dem Vertrag nicht zulässig);

c) die Zahlungskarte war gültig, das heißt, das Datum der Belegun-
terzeichnung liegt innerhalb des Gültigkeitszeitraums der 
Zahlungskarte;

d) die Zahlungskarte ist nicht auf einer Sperrliste oder anderen Mit-
teilung gegenüber dem VP als ungültig erklärt worden;

e) der VP hat ein etwaiges Foto auf der Zahlungskarte mit der 
Person, die die Zahlungskarte vorlegte, verglichen und Überein-
stimmung festgestellt;

f) es war nicht erkennbar, dass die vorgelegte Zahlungskarte ver-
ändert oder unleserlich gemacht wurde;

g) wenn eine besondere Überprüfung durchzuführen ist, wurde 
diese mit positivem Ergebnis durchgeführt;

h) der VP hat einen Belastungsbeleg in zweifacher Ausfertigung 
von einem POS-Gerät (ohne manuelle Eingabe von Kartenda-
ten) oder, soweit zulässig, mit Imprinter (Handdruckgerät) in 
dreifacher Ausfertigung erstellt, auf den mindestens Kartennum-
mer (oder, wenn von PAYONE so vorgeschrieben, ein Teil 
davon), Gültigkeitszeitraum und bei Belegerstellung über Imprin-
ter zusätzlich der Name des Karteninhabers vollständig, richtig 
und lesbar übertragen wurden und auf dem der Bruttopreis der 
Leistungen, das Datum der Belegausstellung sowie Firma, 
Anschrift und PAYONE Vertragsnummer des VP aufgeführt sind; 
dem Karteninhaber wurde eine Kopie des unterzeichneten 
Belastungsbeleges ausgehändigt.
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i) die Person, die die Zahlungskarte vorgelegt hat, hat den Belas-
tungsbeleg in Gegenwart des VP auf der Vorderseite unterzeich-
net, der VP hat diese Unterschrift mit der Unterschrift auf der 
Rückseite der Zahlungskarte verglichen und Überstimmung fest-
gestellt. Bei Zahlungskarten mit Chip und PIN muss der Karten-
inhaber anstelle einer Unterschrift die persönliche Geheimzahl 
(PIN) eingeben; bei UPI ist sowohl die Eingabe der PIN als auch 
die Unterschrift notwendig; 

j) der VP hat über PAYONE eine Autorisierung für die betreffende 
Transaktion erhalten (ausgenommen die Fälle in Ziff. 5.3);

k) der Umsatz lautet auf Euro oder eine andere im Vertrag zugelas-
sene Währung;

l) spätestens binnen 4 Tagen nach Ausstellung des Belastungsbe-
leges erfolgt eine ordnungsgemäße Transaktionseinreichung in 
Übereinstimmung mit den Regelungen in Ziff. 4; bei Maestro,  
V PAY, UPI und sonstigen Zahlungskarten mit Chip und PIN 
berechnet sich diese Frist ab Durchführung der Transaktion;

m) im Falle einer missbräuchlichen Verwendung wäre der Miss-
brauch auch dann möglich gewesen, wenn die Verfahren nach 
Ziff. 7.4 und 7.5 angewendet worden wären; die Beweislast 
dafür, dass dies nicht der Fall ist, trägt PAYONE. Eine miss-
bräuchliche Verwendung liegt vor, wenn die Zahlungskarte nicht 
vom Karteninhaber oder mit dessen Zustimmung verwendet 
wurde oder wenn die Zahlungskarte verfälscht oder gefälscht 
war;

n) der Karteninhaber verlangt nicht eine Stornierung der Belastung 
auf seinem Kartenkonto mit der schriftlichen Begründung,

aa) dass die Leistung überhaupt nicht oder nicht an die verein-
barte Lieferadresse oder nicht zur vereinbarten Zeit 
erbracht wurde, bei einer Dienstleistung deswegen, weil der 
VP die Leistung nicht erbringen wollte oder konnte; oder

bb) dass die Leistung nicht der Beschreibung auf dem Belas-
tungsbeleg oder einem anderen zum Zeitpunkt des Erwerbs 
überreichten Dokument entsprach und der Karteninhaber 
die Ware an den VP zurückgesandt oder die Dienstleistung 
gekündigt hat; oder

cc) dass eine Lieferung in mangelhafter oder beschädigter 
Form eingetroffen ist, es sei denn, dass bei aa) bis cc) der 
VP innerhalb 15 Tagen nach entsprechender Aufforderung 
durch PAYONE durch Vorlage von Unterlagen die ord-
nungsgemäße Leistungserbringung nachweist;

o) der VP hat auf eine Anforderung von PAYONE, die in dem in 
Ziff. 18 genannten Zeitraum erfolgt ist, die dort genannten Unterla-
gen PAYONE rechtzeitig und ordnungsgemäß zur Verfügung 
gestellt;

p) die Zahlungskarte wurde mittels eines POS-Gerätes eingelesen, 
das eine EMV-Zulassung besitzt und PCI-zertifiziert ist.

Eine Rückbelastung erfolgt zuzüglich der für eine Rückbelastung 
anfallenden Servicegebühren. Der Rückbelastungsbetrag kann mit 
fälligen Forderungen des VP verrechnet werden. Besteht keine Ver-
rechnungsmöglichkeit, ist der VP zur sofortigen Zahlung des rück-
belasteten Betrages verpflichtet. Nach Ausgleich aller Verpflichtun-
gen des VP wird PAYONE eine etwaige der Rückbelastung 
zugrunde liegende Forderung des VP gegenüber dem Besteller 
bzw. Karteninhaber an den VP zurückabtreten. Ein Anspruch des 
VP auf Rückerstattung der für die betreffende Transaktion angefal-
lenen Servicegebühren die mit der angefallenen Servicegebühr ver-
gütete Dienstleistung erbracht hat.

11.4

Reklamationen und Beanstandungen von Karteninhabern betref-
fend die Leistungen hat der VP unmittelbar mit dem Karteninhaber 
zu regeln. Ist eine Rückbelastung zulässigerweise erfolgt, hat der 
VP den Zahlungsanspruch unmittelbar gegenüber dem Karteninha-
ber geltend zu machen.

11.5

Rückbelastungsrechte von PAYONE gegenüber dem VP werden 
weder durch die Erteilung eines Autorisierungscodes noch durch 
§ 675p Abs. 2 BGB eingeschränkt.

11.6

PAYONE ist berechtigt, im Falle einer Rückbelastung einer einzel-
nen Transaktion, die Teil von wiederkehrenden Zahlungen ist, eine 
Rückbelastung für alle anderen Transaktionen des VP mit dem 
betreffenden Kunden vorzunehmen, solange der VP nicht nachge-
wiesen hat, dass die Voraussetzungen für eine Rückbelastung bei 
diesen anderen Transaktionen nicht vorliegen.

11.7

BESTELLUNG ODER VERSTÄRKUNG VON SICHERHEITEN12.

PAYONE kann für alle Ansprüche aus dem Vertrag die Bestellung 
bankmäßiger Sicherheiten verlangen, und zwar auch dann, wenn 
die Ansprüche bedingt sind (z.B. Aufwendungsersatzansprüche 
nach Ziff. 9.2 und 9.3).

12.1

Hat PAYONE bei der Entstehung von Ansprüchen gegen den VP 
zunächst ganz oder teilweise davon abgesehen, die Bestellung oder 

12.2

Verstärkung von Sicherheiten zu verlangen, kann sie auch später 
noch eine Besicherung fordern. Voraussetzung hierfür ist jedoch, 
dass Umstände eintreten oder bekannt werden, die eine erhöhte 
Risikobewertung der Ansprüche gegen den VP rechtfertigen. Dies 
kann insbesondere der Fall sein, wenn

a) sich die wirtschaftlichen Verhältnisse des VP nachteilig verän-
dert haben oder sich zu verändern drohen, oder

b) sich die vorhandenen Sicherheiten wertmäßig verschlechtert 
haben oder zu verschlechtern drohen.

PAYONE wird dem VP für die Bestellung oder Verstärkung von 
Sicherheiten eine angemessene Frist einräumen.

12.3

PFANDRECHT13.

Der VP und PAYONE sind sich darüber einig, dass PAYONE ein 
Pfandrecht an allen Ansprüchen erwirbt, die dem VP gegen 
PAYONE aus dem Vertrag, einschließlich dieser Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen zustehen oder künftig zustehen werden 
(z.B. Ansprüche nach Ziff. 7.1).

13.1

Das Pfandrecht dient der Sicherung aller bestehenden, künftigen 
und bedingten Ansprüche, die PAYONE aus der Geschäftsverbin-
dung gegen den VP zustehen (z.B. Rückbelastungsansprüche nach 
Ziff. 11 sowie Ansprüche auf Servicegebühren und Aufwendungser-
satz nach Ziff. 9.1, 9.2 und 9.3).

13.2

Behält PAYONE auf der Grundlage des Pfandrechts nach Ziff. 13.1 
Beträge ein, bezüglich derer dem VP ein Zahlungsanspruch gegen 
PAYONE zusteht, wird PAYONE diese Beträge verzinslich anlegen, 
sofern eine solche Verzinsung mit zumutbarem Aufwand vereinbart 
werden kann. PAYONE hat dem VP Zinserträge im Sinne dieser 
Ziff. 13.3 herauszugeben.

13.3

EINZUG VON ZAHLUNGSKARTEN IM NAHABSATZ14.

Wenn (a) bei der Autorisierungsanfrage auf dem Terminaldisplay 
„Karte einziehen“ oder ein sinngleicher Vermerk erscheint; (b) sonst 
der Verdacht besteht, eine vorgelegte Zahlungskarte sei gefälscht 
oder verfälscht; (c) der Namenszug auf der vorgelegten Zahlungs-
karte nicht mit der Unterschrift auf dem Belastungsbeleg überein-
stimmt; (d) der Kartenvorleger nicht mit dem Foto auf der Zahlungs-
karte übereinstimmt; (e) Kartennummer oder Verfallsdatum auf der 
Zahlungskarte nicht mit der auf dem elektronisch erstellten Belas-
tungsbeleg übereinstimmt; oder (f) die vierstellige Ziffer, die unter 
der Kartennummer aufgedruckt ist, nicht mit den ersten vier Ziffern 
der Kartennummer übereinstimmt, hat der VP jeweils unverzüglich 
und noch vor Rückgabe der Zahlungskarte an den Kunden 
PAYONE telefonisch zu unterrichten. PAYONE kann die Vorlage 
eines gültigen Lichtbildausweises des Kartenvorlegers an den VP 
verlangen. Auf Verlangen von PAYONE wird der VP versuchen, die 
Zahlungskarte einzuziehen.

HINWEIS AUF AKZEPTANZ15.

Im Fernabsatz wird der VP die Zeichen, die auf die Akzeptanz der 
Zahlungskarten hinweisen, auf oder in seinen Internet-Seiten, Ange-
boten (z.B. Katalog) und Werbeprospekten deutlich sichtbar 
machen. Im Nahabsatz wird der VP das von PAYONE zur Verfü-
gung gestellte Werbematerial an deutlich sichtbarer Stelle seines 
Geschäftslokals anbringen.

INFORMATIONSPFLICHTEN DES VP/MELDUNG AN DRITTE/
EINSCHALTUNG VON DRITTEN DURCH DEN VP

16.

Die in der Anlage zu dem Vertrag anzugebenden Stammdaten sind 
vom VP vollständig und wahrheitsgemäß auszufüllen. Erhebliche 
Änderungen müssen PAYONE unverzüglich angezeigt werden, 
insbesondere

16.1

a) Veräußerung oder Verpachtung des Unternehmens oder ein 
sonstiger Inhaberwechsel,

b) Änderungen von Adresse oder Bankverbindung,

c) Änderungen der Rechtsform oder der Firma,

d) Änderungen der Art des Produktsortiments,

e) Änderungen des wirtschaftlich Berechtigten im Sinne von § 3   GwG.

f) Änderungen der Umsatzsteuer-ID des Unternehmens oder etwa-
iger Filialen.

Der VP wird PAYONE die jeweils von PAYONE angeforderten 
Unterlagen betreffend den VP (z.B. Handelsregisterauszug, andere 
Registerauszüge, Gewerbeerlaubnisse, Gesellschaftsvertrag, Aus-
druck der zu verwendenden Internetseiten, Jahresabschluss) in 
beglaubigter Abschrift zur Verfügung stellen, bei Dokumenten in 
anderer Sprache als Deutsch oder Englisch mit einer Übersetzung. 
Der VP wird jeweils Auskünfte zur Organisation seines Geschäfts-
betriebs (einschließlich Sicherungsverfahren) erteilen, die PAYONE 
anfordert, u.a. soweit die Auskünfte nach Einschätzung von 
PAYONE gegenüber den Kartenorganisationen erteilt werden 
müssen.

16.2

Der VP wird PAYONE auf Anforderung eine Inspektion der 16.3
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Geschäftsräume innerhalb der üblichen Geschäftszeiten entweder 
persönlich oder durch von PAYONE beauftragte Dritte gestatten, 
um PAYONE die Kontrolle der Einhaltung der Bestimmungen des 
Vertrages zu ermöglichen.

PAYONE ist berechtigt, die Stammdaten sowie im Fernabsatz die 
Daten die Internetpräsenz des VP betreffend zur Überprüfung etwa-
iger Vertragsverletzungen bei anderen Acquirern oder Kartenorgani-
sationen an hierfür eingerichtete Auskunftsstellen zu übermitteln. 
Das gleiche gilt bei Vertragsverletzungen durch den VP, die 
PAYONE zur Kündigung des Vertrages berechtigen. Der VP ist 
hiermit einverstanden.

16.4

PAYONE ist ferner berechtigt, dem kontoführenden Institut des VP 
für Zwecke der organisatorischen und technischen Unterstützung 
des VP neben den bereits bei dem Institut vorhandenen Daten tech-
nische Informationen sowie Abrechnungsdaten zu übermitteln, die 
für die umfassende Zahlungsverkehrsbetreuung des VP durch das 
kontoführende Institut erforderlich sind.

16.5

Der VP ist nicht berechtigt, ohne vorherige schriftliche Zustimmung 
von PAYONE Dritte zur Erfüllung der ihm aufgrund dieser Vereinba-
rung obliegenden Pflichten einzuschalten. Solche Dritte müssen für 
sich die Verpflichtungen aus Ziff. 16.2 und 16.3. übernehmen und 
der VP wird dies nachweisen. Der VP bleibt in jedem Fall für die 
Erfüllung des Vertrags voll verantwortlich. Der VP wird im Zusam-
menhang mit der Kartenabrechnung mit PAYONE Dienstleistungen 
Dritter nur in Anspruch nehmen, wenn diese bei Visa Europe/Visa 
Inc. als Merchant Agent und bei MasterCard als Service Provider 
registriert sind und die Vorgaben der Kartenorganisationen sowie 
die PCI DSS-Standards erfüllen und die Dritten sich gegenüber dem 
Händler zur Erfüllung dieser Vorgaben verpflichten.

16.6

Der VP ist verpflichtet, eine Änderung der Speicherung, Verarbei-
tung und Übertragung von Kreditkartendaten auf seinen eigenen 
Systemen PAYONE unverzüglich schriftlich mitzuteilen.

16.7

INFORMATIONSPFLICHTEN VON PAYONE17.

Die sich aus §§ 675d Abs. 1 Satz 1 BGB i.V.m. Art. 248 §§ 1 bis 12, 
13 Absatz 1, 3 bis 5 und §§ 14 bis 16 EGBGB ergebenden Informa-
tionspflichten werden abbedungen.

DOKUMENTATION UND AUFBEWAHRUNGSPFLICHTEN18.

Der VP ist verpflichtet, für jede Transaktionseinreichung die folgen-
den Daten bzw. Unterlagen elektronisch oder schriftlich festzu-
halten:

18.1

a) im E-Commerce alle vom Besteller übermittelten Daten, ausge-
nommen die Kartenprüfnummer,

b) bei Fernabsatz über Post oder Telefax die vom Besteller über-
mittelten Schriftstücke,

c) bei Fernabsatz über Telefon den Tag und die Uhrzeit des 
Anrufs, die Person, von der die Weisung zur Belastung des Kar-
tenkontos aufgenommen wurde und den Inhalt der Bestellung, 
nicht jedoch die Kartenprüfnummer,

d) im Nahabsatz alle Unterlagen betreffend die Leistung einschließ-
lich etwaigen Kopien der Belastungsbelege.

Die Kartenprüfnummer muss nach der Autorisierungsanfrage 
gelöscht werden.

18.2

Der VP ist verpflichtet, die in Ziff. 18.1 genannten Daten und Unterla-
gen für einen Zeitraum von mindestens 13 Monaten nach der Trans-
aktionseinreichung aufzubewahren, soweit eine Löschung nicht 
gesetzlich vorgeschrieben ist. Die Daten und Unterlagen sind 
PAYONE während dieses Zeitraums jederzeit auf Verlangen zur 
Überprüfung auf Papier oder in einem mit üblicher Standardsoftware 
lesbaren Format zur Verfügung zu stellen. Weitergehende gesetzli-
che Aufbewahrungspflichten des VP bleiben hiervon unberührt.

18.3

LAUFZEIT; KÜNDIGUNGSRECHTE VON PAYONE; 
SUSPENDIERUNG

19.

Für den Fall der Vereinbarung einer unbestimmten Laufzeit gilt Ziff. 
19.1 a). Für den Fall der Vereinbarung einer festen Vertragslaufzeit 
gilt Ziffer 19.1 b).

19.1 a) Der Vertrag wird auf unbestimmte Zeit geschlossen. Er kann von 
beiden Vertragsparteien jederzeit mit einer Frist von 30 Kalen-
dertagen ordentlich gekündigt werden.

b) Der Vertrag wird zunächst für die im Vertrag bestimmte Dauer 
geschlossen. Der Vertrag kann jedoch von PAYONE vorzeitig 
mit einer Frist von einem Monat gekündigt werden, wenn der VP 
innerhalb von 6 Monaten nach Vertragsbeginn keine Transakti-
onseinreichung vornimmt.

Die Vertragsdauer verlängert sich nach Ablauf der in Ziff. 19.1 b) 
Satz 1 genannten Frist um jeweils 12 Monate, falls nicht mit einer 
Frist von 3 Monaten vor Ablauf von dem VP oder PAYONE schrift-
lich gekündigt wird. Das jederzeitige Kündigungsrecht des VP 
nach § 675h Abs. 1 BGB wird ausgeschlossen. Eine vorzeitige 
Änderungskündigung zur Änderung der Vertragsbedingungen nach 

Ziff. 32.6 bleibt vorbehalten. Der VP bleibt bis zum Ablauf der Kün-
digungsfrist verpflichtet, sämtliche in dem Vertrag begründeten 
Pflichten zu erfüllen.

Eine fristlose Kündigung aus wichtigem Grund ist darüber hinaus 
jederzeit möglich. Ein wichtiger Grund für eine Kündigung durch 
PAYONE liegt insbesondere vor, wenn

19.2

a) der VP bei Vertragsabschluss falsche Angaben über seinen 
Geschäftsbetrieb oder die von ihm angebotenen Leistungen 
gemacht hat, insbesondere, wenn nicht darauf hingewiesen 
wurde, dass sie Erotikangebote einschließen, oder nachfolgende 
Änderungen PAYONE nicht vorher mitgeteilt hat;

b) PAYONE schlechte Vermögensverhältnisse des VP oder sons-
tige nachteilige Umstände, die ein Festhalten am Vertrag unzu-
mutbar machen, bekannt werden;

c) der berechtigte Verdacht oder die Gewissheit entsteht, dass das 
Abrechnungssystem wiederholt dadurch missbraucht wird, dass 
Autorisierungsanfragen gestellt werden, denen keine Karten-
transaktion zugrunde liegt;

d) der VP wiederholt innerhalb eines Monats Transaktionen mit 
gestohlenen oder verlorenen Zahlungskarten eingereicht hat und 
der VP nicht nachweisen kann, dass ihm keine vertragliche 
Pflichtverletzung vorgeworfen werden kann;

e) die Höhe der von PAYONE pro Kartenart zulässigerweise rück-
belasteten Beträge in einem Kalendermonat ein Prozent (1%) 
des Wertes der Transaktionseinreichungen oder die Anzahl der 
Rückbelastungen pro Kartenart 50 Basispunkte (0,5%) der 
Anzahl der Transaktionen des Vormonats übersteigt;

f) der VP wiederholt oder in erkennbarer Absicht der Wiederholung 
die Autorisierung von Transaktionen anfragt, für die keine Zah-
lungsverpflichtung von PAYONE besteht, oder Transaktionsein-
reichungen ohne Autorisierung vornimmt;

g) der VP in sonstiger Weise schwerwiegend gegen die Bestim-
mungen des Vertrages verstößt;

h) der VP seiner Verpflichtung zur Bestellung oder Verstärkung von 
Sicherheiten nach Ziff. 12.2 dieser Allgemeinen Geschäftsbedin-
gungen oder aufgrund einer sonstigen Vereinbarung nach vor-
heriger schriftlicher Abmahnung nicht innerhalb der von 
PAYONE gesetzten angemessenen Frist nachkommt;

i) der VP der Aufforderung von PAYONE zur Installation eines 
EMV-zertifizierten POS-Geräts nicht fristgemäß nachkommt;

j) gegen PAYONE von einer Kartenorganisation Strafgelder ver-
hängt werden oder eine Verhängung angedroht wird und die 
Verhängung oder Androhung aufgrund eines Verhaltens des VP 
erfolgt oder

k) wenn eine Kartenorganisation die Einstellung der Kartenakzep-
tanz durch den VP verlangt.

l) der VP ein zwingendes Besonderes Sicherheitsverfahren, 
insbes. 3DSecure oder ein anderes von PAYONE verbindlich 
eingeführtes Verfahren, nicht einführt;

m) der VP entgegen der Verpflichtung in Ziff. 22.8 e) im Fall von 
Schwerwiegenden Zahlungssicherheitsvorfällen nicht mit 
PAYONE und den zuständigen Strafverfolgungsbehörden zu-
sammenarbeitet;

n) der VP gegen die in Ziff. 22.9 aufgeführten Pflichten verstößt.

Wenn Anhaltspunkte für einen Tatbestand bestehen, der PAYONE 
zur Kündigung berechtigen würde, ist PAYONE berechtigt, die 
Durchführung des Vertrages (insbesondere die Autorisierung von 
Transaktionen und Zahlung eingereichter Transaktionen) bis zur 
Klärung des Verdachts zu suspendieren. Besteht die Möglichkeit, 
die Suspendierung bspw. durch Übermittlung von Informationen 
oder Dokumenten aufzuheben, so wird PAYONE den Händler hierü-
ber informieren.

19.3

Bei Beendigung des Vertrages wird der VP PAYONE auf Verlangen 
alle von PAYONE zur Verfügung gestellten Belege, sonstige Unter-
lagen, Einrichtungen sowie das Werbematerial zurückgeben. 
Außerdem wird der VP unaufgefordert alle Hinweise auf die Karten-
akzeptanz entfernen, sofern es nicht anderweitig zur Verwendung 
berechtigt ist.

19.4

VERTRAULICHKEIT, DATENSCHUTZ, PCI-AUDIT20.

Die Vertragsparteien verpflichten sich, vertrauliche Informationen, 
die sie im Rahmen dieser Vereinbarung von der jeweils anderen 
Partei oder einem Karteninhaber erhalten, vertraulich zu behandeln, 
insbesondere Dritten nicht zugänglich zu machen. Davon ausge-
nommen sind Dritte im Sinne von Ziffer 16.5 und Ziff. 16.6, die vom 
VP zur vertraulichen Behandlung derartiger Informationen zu ver-
pflichten sind. Als vertraulich gelten insbesondere Informationen, 
die Betriebs- und/oder Geschäftsgeheimnisse einer der Vertrags-
parteien betreffen, sowie nicht anonymisierte Informationen über 
Karteninhaber. 

20.1
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Der VP ist verpflichtet, unter Beachtung der „Information zur 
Datenverarbeitung im Rahmen der Zahlungsabwicklung durch 
die PAYONE GmbH gemäß Art. 14 DSGVO“, die unter 
www.payone.com eingesehen und heruntergeladen werden kann, 
seine Kunden (Karteninhaber) gem. Art. 14 Datenschutzgrundver-
ordnung (DSGVO) transparent über die Datenverarbeitung der 
PAYONE zu informieren.

PAYONE verarbeitet die beim VP direkt erhobenen, personenbezo-
genen Daten zum Zwecke der der Durchführung der mit dem VP 
geschlossenen Verträge und mit diesen verbundene Dienstleistun-
gen. Weitere eigene Zwecke der Verarbeitung durch PAYONE sind 
Fraud Prevention, Prüfungen nach dem Gesetz über das Aufspüren 
von Gewinnen aus schweren Straftaten, Erkennung und Vermei-
dung von Verstößen gegen Richtlinien oder anwendbare Nutzungs-
bedingungen, Bonitätsprüfungen, Schutz der eigenen IT-Infrastruk-
tur, Verbesserung der Services durch Optimierung der Benutzer-
freundlichkeit, Überprüfung der Kreditwürdigkeit und der Zahlungs-
fähigkeit und Werbung.

20.2

Zur Erfüllung von Haupt- und Nebenleistungspflichten notwendige 
Verarbeitungen erfolgen auf der Rechtsgrundlage des Art. 6 Abs. 1 
lit b) DSGVO (Durchführung des Vertrages). Die für Betrugsabwehr 
und Prüfungen nach dem Gesetz über das Aufspüren von Gewin-
nen aus schweren Straftaten notwendigen Verarbeitungen erfolgen 
auf der Rechtsgrundlage des Art. 6 Abs. 1 lit c) DSGVO (Rechtliche 
Verpflichtung). Verarbeitungen personenbezogener Daten zum 
Zwecke der Werbung erfolgen ausschließlich bei zuvor durch den 
VP erteilter Einwilligungen. Bereits erteilte Einwilligungen können 
durch den VP jederzeit widerrufen werden. Sonstige Datenverarbei-
tungen zu den genannten Zwecken erfolgen auf  der Rechtsgrund-
lage des Art. 6 Abs. 1 lit f. DSGVO (berechtigtes Interesse). Das 
berechtigte Interesse der PAYONE ist die wirtschaftliche Absiche-
rung, sowie die Kontrolle der Einhaltung der zwischen den Vertrags-
partnern geltenden Vereinbarungen.

20.3

Im Wege der Verarbeitung werden die personenbezogenen Daten 
ganz oder teilweise auch an Banken und Finanzdienstleister, Card 
Schemes, Web-Crawling Dienstleister, Behörden und Auskunfteien 
weitergegeben.

20.4

PAYONE wird personenbezogene Daten für die Laufzeit des Vertra-
ges und die sich ggf. anschließenden gesetzlichen Aufbewahrungs-
fristen aufbewahren. Nach Ablauf dieser wird PAYONE die perso-
nenbezogenen Daten unaufgefordert löschen.

20.5

Dem VP stehen die Rechte auf Auskunft, Berichtigung und/oder 
Löschung, Einschränkung der Verarbeitung, Widerspruch und das 
Recht auf Datenübertragbarkeit nach den Vorgaben der DGSVO zu. 
Im Falle einer vom VP erteilten Einwilligung kann diese jederzeit 
formlos widerrufen werden. Darüber hinaus steht den Betroffenen 
das Recht zur Beschwerde bei einer Aufsichtsbehörde nach den 
Maßgaben des Art. 77 DSGVO zu. Der VP willigt ein, dass Daten, 
die sein kontoführendes Institut im Rahmen der Identifizierung nach 
dem GWG erhoben hat, an die PAYONE übermittelt werden dürfen. 
Das Gleiche gilt für Kopien von amtlichen Dokumenten und Regis-
terauszügen oder -ausdrucken (wie Lichtbildausweise, Handelsre-
gisterauszüge, Gewerbenachweise). Der VP willigt auch ein, dass 
Daten aus dem diesen Geschäftsbedingungen unterliegenden Ver-
trag (wie z. B. Anschrift, Vertragslaufzeit, etc.) zur Erfüllung eigener 
Geschäftszwecke der PAYONE an Kooperationspartner der 
PAYONE übermittelt werden dürfen. Der VP willigt darüber hinaus 
ein, dass die übermittelten Daten zum Zwecke der Identifizierung 
nach §§ 10 GWG und zur Beurteilung der Kreditwürdigkeit des VP 
an Wirtschaftsauskunfteien (bspw. Schufa, Creditreform) übermittelt 
werden dürfen. Die jeweilige Wirtschaftsauskunftei speichert und 
übermittelt Daten an PAYONE, um dieser Informationen zur Beurtei-
lung der Kreditwürdigkeit von natürlichen Personen zu geben. Die 
jeweilige Wirtschaftsauskunftei stellt personenbezogene Daten nur 
zur Verfügung, wenn seitens PAYONE ein berechtigtes Interesse 
hieran im Einzelfall glaubhaft dargelegt wird. Zur Schuldenermitt-
lung gibt die jeweilige Wirtschaftsauskunftei Adressdaten bekannt. 
Bei der Erteilung von Auskünften kann die jeweilige Wirtschaftsaus-
kunftei der PAYONE ergänzend einen aus ihrem Datenbestand 
errechneten Wahrscheinlichkeitswert zur Beurteilung des Kreditrisi-
kos mitteilen (Score-Verfahren). Der VP kann Auskunft bei der 
jeweiligen Wirtschaftsauskunftei über die ihn betreffenden gespei-
cherten Daten erhalten. PAYONE teilt dem VP jeweils auf Anfrage 
mit, welcher Wirtschaftsauskunftei Daten des VP übermittelt wurden 
und teilt ebenfalls auf Anfrage die Adresse der jeweiligen Wirt-
schaftsauskunftei mit. Der VP ermächtigt PAYONE widerruflich, 
Bankauskünfte allgemeiner Art einzuholen und befreit das kontofüh-
rende Institut insoweit vom Bankgeheimnis. Beide Vertragsparteien 
sind verpflichtet, alle datenschutzrechtlichen Bestimmungen 
einzuhalten.

20.6

Der VP muss angemessene Vorsorge gegen eine unbefugte Benut-
zung von Zahlungskarten und Kartendaten treffen. Insbesondere 
dürfen die in Ziff. 20.1 genannten Daten (z. B. Kartennummer) nur 
nach erfolgter PCI-Zertifizierung gem. Ziff. 7.4 in den eigenen Sys-
temen maskiert oder verschlüsselt gespeichert werden und nur, 
wenn und solange es zulässig und unbedingt erforderlich ist. Unter 
keinen Umständen dürfen die auf der Spur 2 des Magnetstreifens 
der Zahlungskarte enthaltenen Daten und sonstigen Prüfnummern 
(verification codes) im System des VP oder eines von ihm beauf-
tragten Dritten  gespeichert werden. Speichert der VP Daten entge-
gen dieser Vorschrift, so hat er alle sich daraus ergebenden Schä-
den zu tragen. Darüber hinausgehende Schadensersatzansprüche 
bleiben unberührt.

20.7

Sofern Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass im Verantwortungsbe-
reich eines VP Karten- oder Karteninhaberdaten missbräuchlich 
verwendet wurden (z.B. durch unberechtigten Zugriffsversuch auf 
kartenrelevanten Systeme, Abhandenkommen von Kartendaten), so 
hat der VP PAYONE unverzüglich darüber zu unterrichten. 
PAYONE ist in diesen Fällen aufgrund der Regularien der Kartenor-
ganisationen verpflichtet,durch ein von PAYONE beauftragtes und 
von den Kartenorganisationen akkreditiertes Unternehmen prüfen 
zu lassen, ob ein solcher Missbrauch tatsächlich vorliegt (PCI-
Audit). Sofern sich herausstellt, dass ein solcher Missbrauch tat-
sächlich vorliegt, hat der VP PAYONE gem. Ziff. 9.2 und 9.3 sämtli-
che Aufwendungen zu erstatten, die PAYONE durch den Miss-
brauch entstehen. Hierzu gehören insbesondere die Kosten für das 
PCI-Audit sowie Strafgelder und Gebühren, die PAYONE von den 
Kartenorganisationen aufgrund des Missbrauchs auferlegt werden. 
Etwaige Schadensersatzansprüche von PAYONE gegen den VP 
sowie darüber hinaus gehende Aufwendungsersatzansprüche nach 
Ziff. 9.2 und 9.3 bleiben hiervon unberührt. Sofern der Missbrauch 
auch von PAYONE zu vertreten ist, gilt § 254 BGB entsprechend.

20.8

Der betriebliche Datenschutzbeauftragte der PAYONE ist unter der 
Anschrift Lyoner Straße 9, 60528 Frankfurt/Main mit dem 
Zusatz „Datenschutzbeauftragter“ oder per E-Mail unter 
privacy@payone.com erreichbar.

20.9

HAFTUNG21.

Für die Haftung von PAYONE bei nicht erfolgter, fehlerhafter oder 
verspäteter Ausführung eines Zahlungsvorgangs gilt Folgendes:

21.1

a) PAYONE haftet nach § 675y BGB nur für vorsätzliche und grob 
fahrlässige Pflichtverletzungen bei der Ausführung von Zah-
lungsvorgängen. Im Übrigen wird eine Haftung aus § 675y BGB 
abbedungen.

b) Die Haftung von PAYONE gegenüber dem VP für einen wegen 
nicht erfolgter, fehlerhafter oder verspäteter Ausführung eines 
Zahlungsauftrags entstandenen Schaden, der nicht von § 675y 
BGB erfasst ist, wird gem. § 675z Satz 2 BGB auf EUR 
12.500,00 begrenzt. Dies gilt nicht für Vorsatz und grobe Fahr-
lässigkeit, den Zinsschaden und für Gefahren, die PAYONE 
besonders übernommen hat.

Für die Haftung von PAYONE bei anderen Pflichtverletzungen als 
der nicht erfolgten oder fehlerhaften Ausführung eines Zahlungsvor-
gangs gilt Folgendes:

21.2

a) PAYONE haftet gegenüber dem VP für Vorsatz und grobe Fahr-
lässigkeit in vollem Umfang. Für sonstiges fahrlässiges Handeln 
haftet PAYONE ausschließlich für

aa) Personenschäden,

bb) Schäden, für die PAYONE aufgrund einer Beschaffenheits-
garantie oder aufgrund des Produkthaftungsgesetzes einzu-
stehen hat sowie

cc) Schäden wegen der Verletzung von wesentlichen Pflichten, 
die die Erreichung des Zwecks des Vertrages gefährden 
bzw. deren Erfüllung die ordnungsgemäße Durchführung 
des Vertrages erst ermöglichen und auf die der VP regel-
mäßig vertrauen darf (Kardinalpflichten).

b) Soweit Pflichten, deren Erfüllung die ordnungsgemäße Durch-
führung des Vertrages überhaupt erst ermöglichen und auf deren 
Einhaltung der Vertragspartner regelmäßig vertraut und ver-
trauen darf leicht fahrlässig verletzt werden, ist die Haftung auf 
den üblicher Weise und typischer Weise in derartigen Fällen vor-
aussehbaren und von der anderen Partei nicht beherrschbaren 
unmittelbaren Schaden begrenzt.

In jedem Fall ist eine Haftung für entgangenen Gewinn ausge-
schlossen.

21.3

Abweichend von § 676b Abs. 2 Satz 1 BGB sind Ansprüche und 
Einwendungen des VP gegen PAYONE nach §§ 675u bis 676c 
BGB ausgeschlossen, wenn der VP PAYONE nicht spätestens 6 
Monate nach Erhalt der Abrechnung nach Ziff. 10.1 hiervon unter-
richtet hat.

21.4
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E-COMMERCE22.

Der VP stellt sicher, dass die Kartendaten, einschließlich Karten-
nummer, Gültigkeitsdatum und ggf. Kartenprüfnummer, nur ver-
schlüsselt in dem jeweils von PAYONE zugelassenen Verfahren 
übermittelt werden. Kreditkartendaten dürfen nur über SSL oder 
einem vergleichbaren Verschlüsselungsalgorithmus im Internet ent-
gegen genommen und übertragen werden (mindestens 128-Bit-
SSL-Verschlüsselung).

22.1

Die Angebote des VP sind so zu gestalten, dass nicht der Eindruck 
entstehen kann, die Kartenorganisationen seien die Anbieter oder 
der Versender der Leistung.

22.2

Der VP ist auch gegenüber PAYONE verpflichtet, alle gesetzlichen 
Bestimmungen, insbesondere über Fernabsatzverträge, einzuhal-
ten.

22.3

Der VP erklärt sich damit einverstanden, dass die im Vertrag ange-
gebene Internetadresse auf der Kartenabrechnung des Karteninha-
bers erscheint.

22.4

Weitere Internetadressen des VP neben den im Vertrag angegebe-
nen, über die Leistungen des VP abgewickelt werden, sind 
PAYONE unverzüglich mitzuteilen.

22.5

Der VP wird sicherstellen, dass der Karteninhaber beim Bezahlvor-
gang deutlich darauf hingewiesen wird, welche Internetadresse auf 
der Abrechnung erscheint. Soweit diese Adresse eine andere ist als 
diejenige, bei der die Bestellung erfolgte, wird der VP sicherstellen, 
dass auf der Seite der Abrechnungsadresse ein Hinweis, Link oder 
eine Weiterleitung auf die Bestelladresse eingerichtet ist.

22.6

Der VP wird jeweils klar und eindeutig auf einer Internetseite, die 
über die im Vertrag angegebene Internetadresse erreicht werden 
kann, die folgenden Angaben machen:

22.7

a) vollständiger Name und Adresse, Firmensitz, Handelsregister-
nummer, Ort des Handelsregisters und alle weiteren Angaben,
die nach dem Gesetz in dem Land der Niederlassung des VP,
die die Leistungen anbietet, auf Geschäftspapieren angegeben
sein müssen;

b) die Lieferbedingungen, vor allem Vereinbarungen über Widerruf 
oder Rückgaberecht sowie die Abwicklung der Gutschriften;

c) alle für die Leistung an den VP zu entrichtenden Vergütungen, 
einschließlich derer für Versand, Verpackung und Steuern;

d) wenn der VP ins Ausland versendet, die möglichen Bestim-
mungsländer und etwaige besondere Lieferbedingungen;

e) spätestens zum Zeitpunkt der Bestellung die Währung, in der die 
Leistung abgerechnet wird;

f) einen Hinweis auf den Kundenservice mit vollständiger Adresse, 
einschließlich aller Kommunikationsmöglichkeiten;

g) die vom VP angewendeten Grundsätze für die Nutzung von 
Kundendaten und für die Übermittlung von Zahlungskarten-
daten;

h) verfügbare Sicherheitsverfahren.

Der VP verpflichtet sich,22.8

a) Preise nur in solchen Währungen anzugeben, die von PAYONE 
für Transaktionseinreichungen zugelassen wurden,

b) im Falle wiederkehrender Leistungen für den Karteninhaber ein-
fache Möglichkeiten einer Online-Kündigung einzurichten, soweit 
eine Kündigung nach den Bedingungen des VP oder zwingen-
den gesetzlichen Bestimmungen möglich ist. Ein Online-Kündi-
gungs- oder Stornoverfahren muss mindestens so einfach und 
zugänglich sein wie das Verfahren der ursprünglichen Bestel-
lung,

c) im Falle einer Probenutzung seiner Seiten/Dienstleistungen dem 
Karteninhaber rechtzeitig eine Nachricht zukommen lassen, 
wann diese Probenutzung endet, mit genauer Angabe, ab wann 
die Bezahlpflicht einsetzt und welche Möglichkeiten der Karten-
inhaber hat, gegebenenfalls zu kündigen,

d) sofern er seinen Kunden direkten Zugang zu anderen Unterneh-
men anbietet (sog. Links), auf diesen Wechsel ausdrücklich 
hinzuweisen,

e) zusätzlich zu den in Ziff. 20.7 und 20.8 genannten Pflich- 
ten, wenn er sensible Zahlungsdaten speichert, verarbeitet oder 
übermittelt, bei Schwerwiegenden Zahlungssicherheitsvorfällen 
einschließlich Datenschutzverletzungen, mit PAYONE selbst und 
den zuständigen Strafverfolgungsbehörden zusammenzuarbei-
ten.

Darüber hinaus verpflichtet sich der VP, wenn er mit sensiblen Zah-
lungsdaten umgeht, d.h. diese speichert, verarbeitet oder übermit-
telt, zusätzlich zu den in Ziff. 20.7 und 20.8 genannten Anforderun-
gen folgende Maßnahmen zu ergreifen: 

22.9

a) Bei der Gestaltung, Entwicklung und Bereitstellung seiner Web-
seiten und seines Shopsystems hat der VP der angemessenen 
Trennung von Aufgaben in den IT-Umgebungen (z. B. der Ent-
wicklungs-, Test- und Produktionsumgebung) und der ord-
nungsgemäßen Umsetzung des Prinzips des geringsten 
Zugriffsrechts besondere Aufmerksamkeit widmen, die als 
Grundlage eines soliden Identitäts- und Zugriffsmanagements 
dienen. Jedes Programm und jeder berechtigte Nutzer des 
Systems hat mit dem geringsten Maß an Zugriffsrechten zu 
arbeiten, das zur Erfüllung der Aufgabe erforderlich ist.

b) Der VP muss über geeignete Sicherheitslösungen verfügen, 
um Netzwerke, Websites, Server und Kommunikationsverbin-
dungen gegen Missbrauch oder Angriffe zu schützen. Er muss 
die von ihm eingesetzten Server von allen überflüssigen Funkti-
onen befreien, um sie zu schützen (zu härten) und die 
Schwachstellen von gefährdeten Anwendungen zu beseitigen 
oder zu reduzieren. Der Zugriff auf benötigte Daten und Res-
sourcen durch verschiedene Anwendungen müssen gemäß 
dem Prinzip des geringsten Zugriffsrechts auf ein Mindestmaß 
beschränkt werden. Um die Verwendung „gefälschter“ Websi-
tes (die rechtmäßige Websites des VP nachahmen) einzu-
schränken, müssen die Websites des VP, über die bezahlt 
werden kann, durch auf den Namen des VP ausgestellte 
Extended-Validation-Zertifikate oder sonstige Authentifizie-
rungsmethoden ähnlicher Art identifiziert werden.

c) Der VP muss über geeignete Verfahren zur Überwachung, Ver-
folgung und Zugangsbeschränkung von i) sensiblen Zahlungs-
daten und ii) kritischen logischen und physischen Ressourcen 
wie Netzwerken, Systemen, Datenbanken, Sicherheitsmodulen 
usw. verfügen. Der VP muss zweckdienliche Protokolle und 
Überwachungsinformationen erzeugen, speichern und aus-
werten.

d) Bei der Gestaltung, Entwicklung und Bereitstellung von Web-
seiten und Shopsystem muss der VP sicherstellen, dass die 
Datenminimierung einen wesentlichen Bestandteil der Kern-
funktionalität bildet: Die Erfassung, Weiterleitung, Verarbeitung, 
Speicherung und/oder Archivierung sowie die Visualisierung 
sensibler Zahlungsdaten muss auf ein absolutes Mindestmaß 
beschränkt werden.

e) Die Sicherheitsmaßnahmen für Webseiten und Shopsystem 
müssen unter der Aufsicht der Risikomanagementfunktion 
getestet werden, um ihre Robustheit und Wirksamkeit sicherzu-
stellen. Sämtliche Änderungen müssen einen formalen Ände-
rungsmanagementprozess durchlaufen, um sicherzustellen, 
dass alle Änderungen ordnungsgemäß geplant, getestet, doku-
mentiert und genehmigt werden. Auf Basis der vorgenomme-
nen Änderungen und der beobachteten Sicherheitsbedrohun-
gen müssen die Tests regelmäßig wiederholt werden und Sze-
narien für relevante und bekannte potenzielle Angriffe bein-
halten.

f) Die Sicherheitsmaßnahmen des VP für seine Webseiten und 
Shopsysteme müssen in regelmäßigen Abständen überprüft 
werden, um ihre Robustheit und Wirksamkeit sicherzustellen. 
Die Umsetzung und Funktionsweise der Webseiten und Shop-
systeme müssen ebenfalls überprüft werden. Die Häufigkeit 
und die Schwerpunkte dieser Überprüfungen müssen den 
jeweiligen Sicherheitsrisiken Rechnung tragen und in einem 
angemessenen Verhältnis zu ihnen stehen. Die Überprüfungen 
müssen von zuverlässigen und unabhängigen (internen oder 
externen) Sachverständigen durchgeführt werden. Diese 
dürfen in keiner Weise an der Entwicklung, Umsetzung oder 
dem operativen Management der eingesetzten Webseiten und 
Shopsysteme beteiligt sein. 

g) Wenn der VP Funktionen auslagert, die die Sicherheit der ein-
gesetzten Webseiten und Shopsysteme betreffen, muss der 
entsprechende Vertrag Bestimmungen enthalten, die die Ein-
haltung der in diesen AGB dargelegten Grundsätze und Leitli-
nien fordern.

Betreibt der VP Webseiten in einer anderen Sprache als Deutsch 
oder Englisch, wird er PAYONE auf Anforderung für diese Seiten 
und unaufgefordert für spätere Änderungen eine deutsche oder 
englische Übersetzung zur Verfügung stellen.

22.10

Betreibt der VP Geschäfte, die nach anwendbarem Recht für alle 
oder bestimmte Nutzer (z.B. Jugendliche) einer behördlichen 
Erlaubnis bedürfen, insbesondere Glücksspiele, Lotterie, Wetten 
u.Ä., wird der VP gegenüber PAYONE nachweisen, dass diese 
Erlaubnis erteilt wurde und weiter gültig ist. Soweit für einzelne 
Länder, an die sich das Angebot des VP richtet, eine Erlaubnis 
nicht vorliegt oder die betreffende Leistung generell verboten ist 
oder dem VP die Rechtslage nicht bekannt ist, wird es die Interes-
senten darauf deutlich hinweisen.

22.11
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Verified by Visa (VbV) und MasterCard SecureCode (MSC), 
zusammen als „3DSecure“ bezeichnet, gelten als „Besonderes 
Sicherheitsverfahren“ im Sinne der AGB und sind für E-Commerce 
Transaktionen zwingend vom VP einzuführen.  
Sie ermöglichen die Authentifizierung der Karteninhaber und 
schützen vor Kartenmissbrauch.  
Bei Verwendung dieser Sicherheitsverfahren über ein von 
PAYONE zugelassenes Bezahlsystem ist eine Zahlungsrückgabe 
des Kunden mit dem Argument „Transaktion nicht von Karteninha-
ber autorisiert“ nicht mehr möglich (Haftungsumkehr). Das gilt 
auch wenn der Karteninhaber und seine Bank nicht an den Sicher-
heitsverfahren teilnehmen. Die Haftungsumkehr gilt in diesen 
Fällen bei privaten Kreditkarten weltweit; bei Business- und Fir-
menkarten europaweit. Die technische Umsetzung zur Einführung 
der besonderen Sicherheitsverfahren liegt im Verantwortungsbe-
reich des VP. Die nachfolgend aufgeführten Voraussetzungen sind 
vorher mit dem Anbieter der verwendeten Bezahllösung (Payment 
Service Provider) zu schaffen:

22.12

– Die technischen Voraussetzungen sind geschaffen worden. Die 
richtige Kennzeichnung der Transaktionen im Onlineshop wurde 
umgesetzt.

– Die notwendige Anmeldung für eine Verbindung mit Visa und 
MasterCard wurde durch den Payment Service Provider vorge-
nommen und bestätigt.

– Das Verfahren wurde bei PAYONE aktiviert (Vertrag).

– Die Sicherheitsverfahren sind bei jeder Zahlung anzuwenden.

– Für Maestro Transaktionen müssen neben dem VP auch der 
Karteninhaber und die Karteninhaberbank am Verfahren Mas-
terCard SecureCode teilnehmen.

MAILORDER23.

Umsätze aus dem Mailorder Vertrag werden ausschließlich über 
Mailorder-/Telefonorder getätigt. Der VP verpflichtet sich, keine 
Umsätze abzurechnen, bei denen Zahlungsdaten in jeglicher Form 
über das Internet (einschließlich E-Mail-Systeme) entgegen 
genommen wurden.

GIROPAY24.

giropay ist für Unternehmen mit einem Firmensitz in der Europäi-
schen Union und Bankverbindung bei einem Institut im SEPA-
Raum möglich. Für Unternehmen mit Sitz außerhalb der Europäi-
schen Union ist giropay nur nach vorheriger Abstimmung mit 
PAYONE möglich. Die PAYONE haftet nicht für die Verletzung 
Schutzrechte Dritter bei der Nutzung der giropay Marken außer-
halb des Lizenzgebietes der Europäischen Union.

VERJÄHRUNG25.

Sämtliche gegenseitigen Ansprüche der PAYONE und des VP ver-
jähren gemäß der gesetzlichen Bestimmungen.

ÄNDERUNGEN DER REGULARIEN UND VERFAHRENSBE-
STIMMUNGEN DER KARTENORGANISATIONEN

26.

Der VP wird Änderungen der Regularien und Verfahrensbestim-
mungen der Kartenorganisationen zur Akzeptanz und Einreichung 
von Kartenumsätzen nach Mitteilung durch PAYONE innerhalb der 
von den Kartenorganisationen vorgegebenen Fristen beachten 
und umsetzen. 
PAYONE wird den VP hiervon, insbesondere von den einzuhalten-
den Fristen rechtzeitig unterrichten. Kosten, die hierbei entstehen, 
sind vom VP zu tragen.

BESONDERE BESTIMMUNGEN FÜR DIE ERBRINGUNG VON 
NETZBETRIEBSLEISTUNGEN SOWIE SONSTIGER  
ZAHLUNGSVERKEHRSLÖSUNGEN

27.

Zahlungen 
Zahlungen haben – unter Angabe der Rechnungsnummer – aus-
schließlich an PAYONE zu erfolgen. 
Laufende Vergütungen werden per (SEPA-)Lastschrift von dem 
vom VP schriftlich angegebenen Bankkonto abgebucht. Der VP 
erteilt PAYONE hierzu die erforderliche Einzugsermächtigung bzw. 
ein entsprechendes SEPA-Mandat. Im Falle einer vom VP zu ver-
tretenden Rückgabe der Lastschrift wird eine Bearbeitungspau-
schale von EUR 15,00 erhoben. Der VP wird PAYONE Änderun-
gen seiner Bankverbindung unverzüglich schriftlich mitteilen. 
Der VP trägt alle vom VP verursachten Gebühren, die PAYONE 
von Dritten in Rechnung gestellt werden (z.B. für Rücklastschrif-
ten). Entgeltpflichtige „Transaktionen“ sind Kauf-, Gutschrifts-, 
Stornierungstransaktionen und Kassenschnitte sowie auch Diag-
nosen und Initialisierungen des Händlerterminals. Die Monatspau-
schale und, soweit vereinbart, die Zahl der Transaktionen für die 
Gebührenstaffel verstehen sich jeweils pro einzelnes Terminal, 
auch wenn der VP mehrere Terminals betreibt. 
Bei Verzug schuldet der VP Zinsen in Höhe von 8 (acht) Prozent-

27.1

punkten über dem Basiszinssatz (§ 247 BGB). Darüber hinaus ist 
der VP verpflichtet, als Verzugsschaden Gebühren für die notwen-
dige Einschaltung von Rechtsanwälten oder Inkassobüros zu 
tragen. Die Geltendmachung eines weiteren Schadens bleibt 
unberührt. PAYONE ist für den Fall des Verzuges des VP weiter 
berechtigt, die Auslieferung von Waren zurückzuhalten oder nach 
eigener Wahl Vorauszahlungen oder angemessene Sicherheits-
leistung zu verlangen. 
Stellt der VP seine Zahlungen ein oder beantragt das Insolvenz-
verfahren, wird das Insolvenzverfahren eröffnet oder die Eröffnung 
mangels Masse abgelehnt oder wurde eine Zwangsvollstreckung 
in das Vermögen des VP erfolglos versucht, ist der VP verpflichtet, 
dies PAYONE unverzüglich anzuzeigen, alle notwendigen Aus-
künfte zu erteilen und auf erstes Anfordern entsprechende Unterla-
gen auszuhändigen. PAYONE ist in diesen Fällen berechtigt, alle 
in ihrem Eigentum stehenden Gegenstände (einschließlich der 
unter Eigentumsvorbehalt gelieferten) auch ohne Rücktritt vom 
Vertrag sicherzustellen und zurück zu nehmen. 
Der VP darf nur mit unstreitigen oder rechtskräftig festgestellten 
Ansprüchen aufrechnen. Zur Zurückbehaltung wegen Ansprüchen, 
die nicht mit diesen Verträgen zusammenhängen, ist er nicht 
berechtigt. 
Alle an PAYONE zu zahlenden Vergütungen einschließlich Ent-
schädigungen und Entschädigungspauschalen verstehen sich, 
soweit sie umsatzsteuerpflichtig sind, zuzüglich Umsatzsteuer zum 
jeweils geltenden Satz. Die vom Vertragspartner an die deutsche 
Kreditwirtschaft zu zahlenden Entgelte (die für ihn von PAYONE 
entrichtet werden) unterliegen derzeit nicht der Umsatzsteuer.

Ausschließlichkeit 
Der VP verpflichtet sich, während der Dauer des Vertrages über 
Miete oder Wartung für POS-Geräte Transaktionen über die dem 
Vertrag unterliegenden und in Ziff. 28.2 genannten Zahlungsver-
fahren ausschließlich über PAYONE oder von PAYONE zugelas-
senen Dritte abzuwickeln.

27.2

NETZBETRIEB28.

Leistungsumfang und Vertragsbedingungen 
PAYONE erbringt im Rahmen des Vertrages für alle Zahlungsver-
fahren die folgenden Leistungen:

28.1

– Betrieb des Betreiber-Rechners
– Zwischenspeicherung, Bereitstellung und Übermittlung von 

Datensätzen an Banken

– Reklamationsbearbeitung.

Zahlungsverfahren 
electronic cash 
PAYONE erhält die zur Autorisierung einer Transaktion notwendi-
gen Informationen vom PAYONE zugelassenen Terminal des VP 
und gibt sie an die Autorisierungsstelle weiter. Sodann empfängt 
PAYONE das Autorisierungsergebnis und überträgt dieses Ergeb-
nis an das Terminal zurück. 
PAYONE übermittelt sodann die vom VP nochmals zu übermitteln-
den Transaktionen an die vom VP gewählte Bank („Händlerbank“). 
PAYONE erstellt aus den nicht stornierten und mit einem täglichen 
Kassenschnitt abgeschlossenen Umsatztransaktionen Lastschrift-
dateien gemäß den Richtlinien des automatisierten Zahlungsver-
kehrs durch beleglosen Datenträgeraustausch. PAYONE übermit-
telt die Dateien im Namen des VP an die Händlerbank mit dem 
Auftrag zum Einzug der Umsätze auf das bei der Händlerbank 
geführte Konto des VP. Die Art der Übermittlung und der Zeitpunkt 
der Übermittlung werden von PAYONE in Abstimmung mit der 
Händlerbank festgelegt. Der VP hat hierüber mit seiner Händler-
bank eine Vereinbarung über die Abwicklung von Zahlungen 
aus elektronischen Zahlungssystemen unter Einschaltung 
von Netzbetreibern zu treffen. 
PAYONE erbringt selbst keine Zahlungen gegenüber dem VP 
(außer, der VP hat die Vertragsvariante „PAYONE Clearing Ser-
vice“ gewählt und die Zusatzvereinbarung „PAYONE Clearing Ser-
vice“ unterzeichnet) und ist nicht verantwortlich für die Leistungen 
der Händlerbank oder anderer Banken. 
Im Verhältnis zwischen VP und der deutschen Kreditwirt-
schaft gelten in ihrer jeweiligen Fassung die „Bedingungen 
für die Teilnahme am electronic-cash-System der deutschen 
Kreditwirtschaft“. Die darunter anfallenden Autorisierungsent-
gelte werden von PAYONE im Auftrag des Vertragspartners an die 
Kreditinstitute weitergeleitet. 
Das Terminal benötigt kryptografische Schlüssel für die Kommuni-
kation zwischen Karte und Terminal. Der Schlüssel wird über den 
Netzbetreiber bei einem vom VP ausgewählten Kreditinstitut („Ter-
minalbank“) beantragt (kann mit der Händlerbank identisch sein). 
Der VP wird mit der Terminalbank eine Vereinbarung über ein 
derartiges Verfahren abschließen und PAYONE eine entspre-

28.2
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chende Bestätigung vorlegen. Erst nach Vorlage dieser Bestä-
tigung können electronic-cash-Transaktionen abgewickelt 
werden. Hiermit verbundene Kosten sind von dem VP zu 
tragen. 

GeldKarte 
PAYONE erhält die laufenden Transaktionen und übermittelt diese 
nach Erhalt des Kassenschnitts an die zuständigen Stellen der 
deutschen Kreditwirtschaft. Es gelten die Bestimmungen in Ziff. 
28.2. 
Im Verhältnis zwischen VP und der deutschen Kreditwirt-
schaft gelten in ihrer jeweiligen Fassung die „Bedingungen 
für die Teilnahme am System GeldKarte“. Der VP muss von 
seinem Zahlungsdienstleister eine Händlerkarte oder eine ent-
sprechende Software („virtuelle Händlerkarte“) beziehen. 
Anfallende Entgelte werden dem VP direkt durch die deutsche 
Kreditwirtschaft belastet. 

ELV 
Es gelten die Bestimmungen in Ziff. 28.2. 
Das ELV-Verfahren beruht auf keiner Vereinbarung von Kreditinsti-
tuten. Es gelten die Bedingungen des jeweiligen Bankvertrages 
zwischen VP und Händlerbank. Daraus ergibt sich unter anderem, 
unter welchen Voraussetzungen Lastschriften zurückgegeben 
werden. Der VP verpflichtet sich, den von der PAYONE zur Verfü-
gung gestellten Text für die Einverständniserklärung des Kartenin-
habers bzw. die datenschutzrechtlichen Informationen gem. 
DSGVO zu nutzen. Dies beinhaltet alle Kassen-Bonrollen und 
Ausdrucke, die durch POS-Geräte oder Kassensysteme erzeugt 
werden. 
Des Weiteren verpflichtet sich der Händler, einen Hinweistext, der 
den jeweiligen Anforderungen der DSGVO entspricht, im Verkaufs-
raum gut sichtbar für den Karteninhaber zur Verfügung zu stellen 
(sinnvollerweise im Kassenbereich). Der Hinweistext hat insbeson-
dere die nach Art. 13 DSGVO vorgeschriebenen Informationen zu 
enthalten. 
Andere Zahlungsverfahren 
Für Kreditkarten und andere Zahlungskarten wird PAYONE als 
Netzbetreiber die Transaktionen und Autorisierungen entweder 
selbst verarbeiten oder an den jeweils zuständigen Abrechnungs-
dienstleister weiterleiten. 

Sonstige Bestimmungen zum Leistungsumfang  
Werden bei der Zuführung der Daten andere Netzbetreiber oder 
Dienstleister zwischengeschaltet, beginnt die Leistung von 
PAYONE erst ab dem Zeitpunkt, ab dem die Daten in die Systeme 
der PAYONE gelangt sind. 
Sofern nicht anderweitig vereinbart, sind Telekommunikations-
dienste (z.B. Telefonnetz ISDN, Internet) und Zahlungs-Software 
nicht Bestandteil der Leistungen unter diesem Vertrag. Installati-
onskosten werden gesondert berechnet.  
Der VP ist verpflichtet, die von PAYONE im POS-Gerät eingestell-
ten oder dem VP auf anderem Wege mitgeteilten Zugangsdaten 
für Autorisierungsanfragen zu verwenden. 
PAYONE ist berechtigt, sich zur Erfüllung ihrer vertraglichen Ver-
pflichtungen eines oder mehrerer Erfüllungsgehilfen zu bedienen. 
PAYONE ist berechtigt, das Leistungsangebot zur Verbesserung 
des Verfahrens und seiner Sicherheit sowie zur Einhaltung geän-
derter Anforderungen der Kreditinstitute oder der anwendbaren 
Rechtsbestimmungen zu ändern. Änderungen werden dem VP 
schriftlich mit einer angemessenen Frist angekündigt. 

Transaktionsübermittlung und Zahlungen 
Kassenschnitte müssen in allen Zahlungsverfahren spätestens am 
fünften (5.) Tage nach der jeweiligen Transaktion an PAYONE 
übermittelt werden. 
PAYONE übermittelt die Lastschriftdateien an dem auf den Tag 
des Eingangs des Kassenschnitts folgenden Bankarbeitstag an die 
Händlerbank. 
Der „Kassenschnitt“ ist ein elektronisch an PAYONE übermittelter 
Datensatz, der in dem von PAYONE festgelegten Format die 
Daten über den Abschluss der Kasse für einen Zeitraum enthält 
und die Weitergabe der in dem Zeitraum angefallenen und nicht 
vorher stornierten  Transaktionen ermöglicht. 
Als „Bankarbeitstage“ gelten solche in Frankfurt am Main.  

Servicegebühren und Gebühren an Kreditinstitute 
PAYONE erhält vom VP Servicegebühren als Vergütung für die 
von ihr erbrachten Dienstleistungen, die im Vertrag festgelegt sind. 
Die Servicegebühren sowie die an die deutsche Kreditwirtschaft zu 
zahlenden Entgelte werden von PAYONE monatlich berechnet 
und gem. Ziff.27.1 per (SEPA-)Lastschrift eingezogen.

28.3

MIETVERTRAG POS-GERÄTE, PERIPHERIEGERÄTE UND 
ZUBEHÖR („MIETGEGENSTÄNDE“)

29.

Leistungsumfang 
PAYONE gewährt dem VP während der Dauer dieses Vertrages 
das Recht zum Besitz und zur selbstständigen Nutzung der 
Mietgegenstände. 
Mietgegenstände sind die von PAYONE unter dem Vertrag zur 
Verfügung gestellten POS-Geräte und Peripheriegeräte zur elek-
tronischen Autorisierung und Abwicklung von Zahlungsverfahren. 
Für die Bereitstellung des Anschlusses und die Kosten der Daten-
übertragung ist allein der VP verantwortlich. Verbrauchsmaterial 
wie Papierrollen, Akkus und anderes sowie Zubehör wie Ladestati-
onen, Ladeschalen und Akkus sind nicht Teil des Mietgegen-
standes. 
PAYONE ist jederzeit berechtigt:

29.1

a) sämtliche betriebsnotwendigen Softwareänderungen vorzuneh-
men, wobei im Fall einer Übertragung über Telekommunikati-
onsnetze die Übertragungskosten der VP trägt.

b) Mietgenstände gegen andere Mietgegenstände, auch anderer 
Hersteller, mit gleicher oder höherer Leistungsfähigkeit auszu-
tauschen. Durch die Änderung wird das vereinbarte Nutzungs-
entgelt nicht verändert.

c) POS-Geräte jederzeit und unangekündigt ohne Einhaltung 
einer Frist einer Inspektion zu unterziehen.

Die eingesetzte Anwendungssoftware entspricht dem jetzigen 
Stand der Zertifizierungsstellen. Sofern während der Vertragslauf-
zeit neue Vorgaben an die Hard- oder Software des POS-Gerätes 
gestellt werden und diese nur durch einen Komplettaustausch der 
Terminals gegen ein Gerät des gleichen Herstellers oder eines 
anderen Herstellers erfüllt werden können, so ist dieser Austausch 
vom VP zu den von PAYONE allgemein angewandten Sätzen zu 
vergüten. 
Die Mietgegenstände verbleiben im Eigentum von PAYONE. Eine 
Weitergabe an Dritte, gleich in welcher Form, ist unzulässig.  
§ 540 Abs.1 S.2 BGB findet keine Anwendung. Bei Eingriffen von 
Gläubigern des VP, insbesondere bei Pfändung des Mietgegen-
standes, hat der VP PAYONE unverzüglich Mitteilung zu machen. 
Etwaige Interventionskosten trägt der VP.

Haftung 
Der VP hat die Mietgegenstände mit äußerster Sorgfalt zu behan-
deln, zu verwahren und gegen Beschädigung zu schützen. Der VP 
ist verpflichtet, unbefugten Dritten keinen Zugriff auf das POS-
Gerät zu gewähren. Sofern der Verdacht besteht, dass sich Dritte 
Zugang zu dem POS-Gerät verschafft haben, ist der VP ver-
pflichtet, dies PAYONE unverzüglich anzuzeigen. 
Der VP hat offenkundige Mängel innerhalb einer Ausschlussfrist 
von zwei Wochen nach Kenntnis des Mangels bei PAYONE 
schriftlich geltend zu machen. Nach Ablauf dieser Frist kann der 
VP aufgrund dieser Mängel keine Gewährleistungsansprüche 
mehr geltend machen. Die Anzeigepflicht gemäß § 536c Abs. 1 
BGB bleibt unberührt.

29.2

Miet-, und nachvertragliche Pflichten 
Der Mietvertrag beginnt mit Betriebsbereitschaft der Mietgegen-
stände. Betriebsbereitschaft liegt vor, wenn mindestens eine der 
zugelassenen Kartenarten mit dem POS-Gerät abgewickelt 
werden kann.  
In jedem Fall der Vertragsbeendigung ist der VP verpflichtet, die 
vermieteten Gegenstände auf eigene Kosten und eigenes Risiko 
an PAYONE zurückzusenden, es sei denn, dies ist aus nicht 
vom VP zu vertretenden Gründen unmöglich. Kommt der VP 
dieser Verpflichtung nicht nach, so hat der VP Schadensersatz zu 
leisten, jedenfalls in Höhe des Buchwertes der vermieteten Gegen-
stände und mindestens EUR 250,00, es sei denn, der VP weist 
einen niedrigeren oder PAYONE einen höheren Schaden nach. 
Der Buchwert entspricht der Differenz zwischen dem Anschaf-
fungswert der vermieteten Gegenstände und linearen Abschrei-
bungen auf die vermieteten Gegenstände auf der Grundlage der 
aktuellen steuerrechtlichen Vorgaben.

29.3

Nutzungsentgelt 
Der VP zahlt während der Dauer des Mietvertrages das verein-
barte Nutzungsentgelt.  
Sind die Mietgegenstände aus Gründen, die nicht von PAYONE zu 
vertreten sind, ganz oder teilweise nicht funktionsfähig, bleibt die 
Verpflichtung des VP zur Entrichtung des monatlichen Mietzinses 
bestehen. Gleiches gilt, wenn die Nutzung der Mietgegenstände 
nur unerheblich eingeschränkt ist.

29.4

Nutzungsrechte 
PAYONE gewährt dem VP für die Dauer des Vertrages an der ein-
gesetzten Anwendungssoftware ein nicht ausschließliches, nicht 
übertragbares einfaches Nutzungsrecht. Der VP ist nicht berech-

29.5
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tigt, Kopien der Software anzufertigen, die Software zu dekompilie-
ren, zu bearbeiten oder zu übersetzen, umzuarbeiten oder zu 
arrangieren sowie die so erzielten Ergebnisse zu vervielfältigen. 
Das Nutzungsrecht berechtigt den VP auch nicht dazu, Unterlizen-
zen zu erteilen, im Rahmen des Nutzungsrechts gewährte Nut-
zungsrechte ganz oder teilweise an Dritte zu übertragen oder Drit-
ten weitere Nutzungsrechte einzuräumen.

KAUFVERTRAG POS-GERÄTE PERIPHERIEGERÄTE UND 
ZUBEHÖR („KAUFGEGENSTÄNDE“)

30.

Lieferung 
Soweit nicht im Einzelfall anders festgelegt, werden die Kaufge-
genstände innerhalb von vier Wochen nach Vertragsschluss gelie-
fert. Dabei sind Teillieferungen zulässig. 
PAYONE versendet die bestellte Ware mit den üblichen Verkehrs-
mitteln (Post, Bahn, Spedition, Kurier etc.) auf Rechnung und 
Gefahr des VP. Wurde für die Geräte Installation und Vollservice 
vereinbart, versendet PAYONE auf eigene Rechnung und Gefahr. 
Hat der VP auf der Bestellung gesondert schriftlich den Abschluss 
einer Versicherung (gegen Bruch, Transport oder Feuerschäden) 
vermerkt, schließt PAYONE für den Versand auf Rechnung des 
VP eine entsprechende Versicherung ab.

30.1

Eigentumsvorbehalt 
Ist der VP Kaufmann, juristische Person des öffentlichen Rechts 
oder öffentlich-rechtliches Sondervermögen, bleiben die von 
PAYONE gelieferten Waren bis zur Erfüllung aller Verbindlichkei-
ten des VP gegenüber PAYONE, die bei Fälligkeit des Kaufpreises 
zur Zahlung fällig sind, Eigentum von PAYONE, wobei sich 
PAYONE zur Freigabe verpflichtet, soweit die Verbindlichkeiten 
des VP weniger als 20% des realisierbaren Wertes der gelieferten 
Waren betragen. Gehört der VP nicht zu dem vorgenannten Per-
sonenkreis, bleiben die von PAYONE gelieferten Waren bis zur 
vollständigen Zahlung des Kaufpreises Eigentum von PAYONE. 
Weiterveräußerung ist nicht gestattet. 
Werden im Eigentum der PAYONE stehende Waren gepfändet, so 
hat der VP PAYONE hiervon unverzüglich Mitteilung zu machen. 
Er ist weiter verpflichtet, die mit der Pfändung im Zusammenhang 
stehenden Unterlagen zu übersenden sowie eine eidesstattliche 
Versicherung abzugeben, dass die gepfändete Ware im Eigentum 
der PAYONE steht. Der VP hat die Kosten von Maßnahmen zur 
Beseitigung dieser Pfändungen, insbesondere von Interventions-
prozessen, zu tragen.

30.2

Gewährleistung 
PAYONE leistet Gewähr für eine Dauer von 12 Monaten ab Liefe-
rung. Der VP hat die Kaufgegenstände unverzüglich nach Erhalt 
zu untersuchen, offenkundige Mängel sind innerhalb einer Aus-
schlussfrist von 2 Wochen nach Eingang der Sendung – unter Vor-
lage des Lieferscheins oder der Rechnung – durch den VP bei 
PAYONE schriftlich geltend zu machen. 
Von der Gewährleistung ausgenommen sind Mängel aufgrund feh-
lerhafter Behandlung, fehlerhafter Wartung, übermäßiger Bean-
spruchung oder nicht bestimmungsgemäßer Nutzung. 
PAYONE leistet nach Wahl von PAYONE Gewähr durch Fehlerbe-
seitigung oder durch Ersatzlieferung; die Ersatzlieferung erfolgt 
ausschließlich durch Lieferung der jeweils neuesten, den betref-
fenden Fehler nicht enthaltenden Programmversion. 
Schlägt die Nachbesserung oder die Ersatzlieferung endgültig fehl, 
kann der VP vom Vertrag zurücktreten oder den Kaufpreis min-
dern.

30.3

Vervielfältigung oder Wiedergabe von Programmen 
Der VP erhält das Recht, die im Rahmen dieses Vertrages instal-
lierten Software-Programme auf den zugleich gekauften POS-
Geräten zur elektronischen Autorisierung und Abwicklung von 
Zahlungsverfahren zu nutzen. Das Nutzungsrecht ist nicht aus-
schließlich und nicht übertragbar. Der VP ist nicht berechtigt, 
Kopien der Software anzufertigen, die Software zu dekompilieren, 
zu bearbeiten oder zu übersetzen, umzuarbeiten oder zu arrangie-
ren sowie die so erzielten Ergebnisse zu vervielfältigen. Das Nut-
zungsrecht berechtigt den VP auch nicht dazu, Unterlizenzen zu 
erteilen, im Rahmen des Nutzungsrechts gewährte Nutzungs-
rechte ganz oder teilweise an Dritte zu übertragen oder Dritten 
weitere Nutzungsrechte einzuräumen. 
Jegliche Vervielfältigung oder jeglicher Vertrieb unberechtigter-
weise hergestellter Vervielfältigungsstücke verletzt die Rechte von 
PAYONE und/oder die Urheberrechte Dritter und wird sowohl 
zivil- wie auch strafrechtlich verfolgt. 

30.4

POS-GERÄT, INSTALLATIONS- UND WARTUNGSVERTRAG31.

Installation 
Sofern im Vertrag Installation vereinbart ist, besorgt PAYONE 
selbst oder durch einen von PAYONE verpflichteten Dienstleister 
die Installation von POS-Geräten, die der VP von PAYONE 

31.1

gemietet oder gekauft hat, einschließlich Inbetriebnahme und 
Erst-Einweisung vor Ort.  
Der genaue Zeitpunkt der Installation wird gesondert zwischen 
den Parteien vereinbart.  Kann  der  Service-Techniker  von 
PAYONE bei der Installation vor Ort beim VP mehr als 15 Minuten 
aus Gründen nicht tätig werden, die der VP zu vertreten hat, trägt 
der VP die Kosten. Der VP hat dafür zu sorgen, dass auf seine 
Kosten an dem von ihm festgelegten Stellen die für den Betrieb 
des POS-Gerätes notwendigen Strom- und Telekommunikations-/
Datenanschlüsse funktionsfähig bereitgestellt und instandgehalten 
werden. Bei vom VP verschuldetem Nichteinhalten des Installati-
ons-/Service-Termins oder ungenügenden Installationsvorausset-
zungen trägt der VP die Kosten für weitere Anfahrten. Die Ver-
tragspartner können vereinbaren, dass der VP die POSTerminal-
geräte selbst auf eigene Kosten installiert PAYONE leistet dann 
lediglich Vorkonfiguration und Versand. Ist für die Inbetriebnahme 
der Einsatz eines Technikers von PAYONE erforderlich und vom 
VP bei PAYONE angefordert, trägt der VP die Kosten. 
Soweit der VP nach den vorstehenden Absätzen Kosten zu tragen 
hat, schließt dies effektive Fahr- und Materialkosten und den Zeit-
aufwand der Techniker zu einem Satz von EUR 75,00 pro ange-
fangene 30 Minuten ein, soweit nicht ein höherer oder geringerer 
Schaden nachgewiesen wird.

Grundservice 
Haben die Vertragsparteien hinsichtlich der POS-Geräte einen 
Grundservice vereinbart, stellt PAYONE einen telefonischen Stö-
rungsdienst während der PAYONE Geschäftszeiten zur Verfügung 
(Hotline). Bei Bedarf wird dem VP auf Kosten und Gefahr des VP 
ein Austauschgerät zugesandt, sobald das defekte Gerät bei 
PAYONE eingegangen ist (Depotservice). 
Das Austausch POS-Gerät verfügt mindestens über vergleichbare 
Eigenschaften und Funktionen, ohne eventuell vorhandene kun-
denspezifische Sonderfunktionen. Sollte ein Technikereinsatz 
von PAYONE vom VP gewünscht sein, sind die dadurch entste-
henden Kosten entsprechend Ziffer 31. 1 vom VP zu tragen. 
Die Entscheidung welche Reparaturen auszuführen sind oder ob 
ein Austauschgerät erforderlich ist, obliegt PAYONE.

31.2

Vollservice 
Haben die Vertragsparteien hinsichtlich des POS-Gerätes einen 
Vollservice vereinbart, wird der PAYONE Störungsdienst (Hotline) 
nach erfolgter Prüfung und Entscheidung über einen möglichen 
Defekt des POS-Gerätes dem VP innerhalb einer angemessenen 
Frist ein Austauschgerät zusenden oder durch den PAYONE-
Außendienst oder einen von PAYONE verpflichteten Dienstleister 
liefern lassen. Die Installation und Inbetriebnahme des Austausch-
gerätes sowie die Rücknahme des defekten Gerätes nimmt bei 
Bedarf der PAYONE-Außendienst oder das von PAYONE beauf-
tragte Drittunternehmen vor. Die Kosten für den Austausch der 
Geräte einschließlich Installation und Inbetriebnahme des Aus-
tauschgerätes übernimmt PAYONE, soweit nicht der Defekt des 
Gerätes vom VP zu vertreten ist.

31.3

Entgelt für Installation und Service 
Die Höhe der Entgelte für Installation und Service ergibt sich aus 
dem Vertrag; falls dort keine Regelung getroffen ist, gilt das allge-
meine Preis- und Leistungsverzeichnis der PAYONE. 
Sind das POS-Terminalgerät oder die Peripheriegeräte ganz oder 
teilweise aus Gründen, die nicht von PAYONE zu vertreten sind, 
nicht funktionsfähig, bleibt die Verpflichtung des VP zur Entrich-
tung des Service-Entgelts bestehen.

31.4

Software Bereitstellung über Fernwartung  
Haben die Vertragsparteien für das POS-Gerät eine Funktionser-
weiterung oder -aktualisierung der Terminalsoftware (Download) 
über das Telekommunikationsnetz vereinbart, so wird PAYONE 
diese über Fernwartung aktivieren und der VP diese Fernwartung 
ermöglichen.

31.5

SONSTIGES32.
Eine Abtretung von Ansprüchen des VP gegen PAYONE ist 
ausgeschlossen.

32.1

Etwaige Rechte und Pflichten von PAYONE und dem VP aus 
einem anderen Vertrag zwischen PAYONE und dem VP werden 
von den Bestimmungen dieses Vertrages nicht berührt.

32.2

Alle Änderungen und Ergänzungen des Vertrages einschließlich 
der vorliegenden Klausel bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der 
Schriftform.

32.3

Sollte eine der Bestimmungen des Vertrages ganz oder teilweise 
unwirksam sein, so berührt dies die Wirksamkeit der übrigen 
Bestimmungen nicht. Die unwirksame Klausel ist durch eine wirk-
same Klausel zu ersetzen, die dem wirtschaftlichen Zweck der 
unwirksamen Regelung am nächsten kommt.

32.4
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Änderungen des Vertrages einschließlich aller Bestandteile, insbe-
sondere der Allgemeinen Geschäftsbedingungen, bietet PAYONE 
dem VP mindestens zwei Monate, bevor sie in Kraft treten sollen, 
an (Änderungsmitteilung). Die Änderungen müssen nicht in Text-
form vorgelegt werden. Es reicht der Hinweis, dass die Änderun-
gen auf entsprechende Nachfrage an den VP übersandt werden 
und dass die Möglichkeit des Herunterladens von einer Internet-
seite besteht. Die Zustimmung des VP zu der Änderung gilt – vor-
behaltlich einer Kündigung des VP gemäß Satz 5 – als erteilt, 
wenn der VP seine Ablehnung nicht vor dem in der Änderungsmit-
teilung angegebenen Zeitpunkt des Inkrafttretens der Änderungen 
angezeigt hat. PAYONE wird den VP in der Änderungsmitteilung 
auf die Folgen seines Schweigens hinweisen. Die Frist ist gewahrt, 
wenn der VP den Widerspruch vor dem in der Änderungsmitteilung 
angegebenen Zeitpunkt des Inkrafttretens der Änderungen an 
PAYONE abgesendet hat. Der VP kann den Vertrag nach Zugang 
der Änderungsmitteilung auch bis zu dem in der Änderungsmittei-
lung angegebenen Zeitpunkt des Inkrafttretens der Änderungen 
kostenfrei und fristlos kündigen. Auf das Recht zur kostenfreien 
und fristlosen Kündigung wird PAYONE in der Änderungsmittei-
lung hinweisen. Die Kündigung bedarf der Schriftform. Legt der VP 
Widerspruch ein, so ist PAYONE berechtigt, den Vertrag fristlos zu 
kündigen. Die Händlerbedingungen der Deutschen Kreditwirtschaft 
(„Bedingungen für die Teilnahme am electronic-cash-System der 
deutschen Kreditwirtschaft“) werden dem VP von PAYONE im Auf-
trag der Deutschen Kreditwirtschaft jeweils in der aktuellen Fas-
sung übermittelt und müssen nicht in Schrift- oder Textform über-
mittelt werden.

32.5

Es reicht der Hinweis, dass die Händlerbedingungen auf entspre-
chende Nachfrage an den VP übersandt werden und dass die 
Möglichkeit des Herunterladens von einer Internetseite besteht. 
Etwaige Widersprüche oder Rückfragen in Bezug auf die Händler-
bedingungen hat der VP mit seiner jeweiligen Hausbank zu 
klären.

PAYONE kann zum Zweck einer Änderung des Vertrages und der 
Allgemeinen Geschäftsbedingungen auch vor Ablauf der normalen 
Vertragsdauer mit einer Frist von sechs Wochen eine außerordent-
liche Änderungskündigung aussprechen, wenn die Änderung nach 
angemessener Einschätzung von PAYONE aufgrund der Rechts-
lage (einschließlich Rechtsprechung), der Regularien der Karten-
organisationen, des Stands der Technik (insbesondere in Bezug 
auf Sicherheitsfragen) oder der objektiven Marktbedingungen 
erforderlich ist.

32.6

Der Vertrag unterliegt deutschem Recht. Ausschließlicher 
Gerichtsstand ist Frankfurt am Main, wenn der VP Kaufmann, 
juristische Person des öffentlichen Rechts oder öffentlichrechtli-
ches Sondervermögen ist, wenn der VP seinen allgemeinen 
Gerichtsstand nicht in Deutschland hat oder der VP den Wohnsitz 
oder gewöhnlichen Aufenthaltsort nach Vertragsabschluss aus 
Deutschland verlegt oder dieser nicht bekannt ist. PAYONE kann 
den VP jedoch auch an einem anderen für den VP oder die betref-
fende Streitigkeit zuständigen Gerichtsstand verklagen.

32.7

Eine etwaige fremdsprachige Version der Allgemeinen Geschäfts-
bedingungen wird nur als Hilfestellung zur Verfügung gestellt und 
die deutsche Fassung, die dem VP jederzeit auf Anfrage zur Ver-
fügung gestellt wird, ist die allein maßgebende.

32.8

Änderungen des Vertrages und der Allgemeinen Geschäftsbedin-
gungen bietet PAYONE dem VP mindestens zwei Monate, bevor 
sie in Kraft treten sollen, an (Änderungsmitteilung). Die Änderun-
gen müssen nicht in Textform vorgelegt werden. Es reicht der Hin-
weis, dass die Änderungen auf entsprechende Nachfrage an den 
VP übersandt werden und dass die Möglichkeit des Herunterla-
dens von einer Internetseite besteht. Die Zustimmung des VP zu 
der Änderung gilt – vorbehaltlich einer Kündigung des VP gemäß 
Satz 5 – als erteilt, wenn der VP seine Ablehnung nicht vor dem in 
der Änderungsmitteilung angegebenen Zeitpunkt des Inkrafttretens 
der Änderungen angezeigt hat. PAYONE wird den VP in der Ände-
rungsmitteilung auf die Folgen seines Schweigens hinweisen. Die 
Frist ist gewahrt, wenn der VP den Widerspruch vor dem in der 
Änderungsmitteilung angegebenen Zeitpunkt des Inkrafttretens der 
Änderungen an PAYONE abgesendet hat. Der VP kann den Ver-
trag nach Zugang der Änderungsmitteilung auch bis zu dem in der 
Änderungsmitteilung angegebenen Zeitpunkt des Inkrafttretens der 
Änderungen kostenfrei und fristlos kündigen. Auf das Recht zur 
kostenfreien und fristlosen Kündigung wird PAYONE in der Ände-
rungsmitteilung hinweisen. Die Kündigung bedarf der Schriftform. 
Legt der VP Widerspruch ein, so ist PAYONE berechtigt, den Ver-

trag fristlos zu kündigen. Die Händlerbedingungen der Deutschen 
Kreditwirtschaft („Bedingungen für die Teilnahme am electronic-
cash-System der deutschen Kreditwirtschaft“) werden dem VP von 
PAYONE im Auftrag der Deutschen Kreditwirtschaft jeweils in der 
aktuellen Fassung übermittelt und müssen nicht in Schrift- oder 
Textform übermittelt werden. 
Es reicht der Hinweis, dass die Händlerbedingungen auf entspre-
chende Nachfrage an den VP übersandt werden und dass die 
Möglichkeit des Herunterladens von einer Internetseite besteht. 
Etwaige Widersprüche oder Rückfragen in Bezug auf die Händler-
bedingungen hat der VP mit seiner jeweiligen Hausbank zu klären.
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Bedingungen für die Teilnahme am  
electronic cash-System der deutschen Kreditwirtschaft 
(Händlerbedingungen)

Fassung Juni 2016

1. Teilnahme am electronic cash-System der deutschen 
Kreditwirtschaft 
Das Unternehmen ist berechtigt, am electronic cash-System der deut-
schen Kreditwirtschaft nach Maßgabe dieser Bedingungen teilzunehmen. 
Das electronic cash-System ermöglicht die bargeldlose Zahlung an auto-
matisierten Kassen – electronic cash-Terminals. Vertragspartner des 
Unternehmens im Zusammenhang mit der Autorisierung jeder einzelnen 
Zahlungstransaktion ist der jeweilige kartenausgebende Zahlungsdienst-
leister (siehe Nr. 5). Die Gesamtheit der am electronic cash-System teil-
nehmenden Zahlungsdienstleister wird im Folgenden als Kreditwirtschaft 
bezeichnet. 

2. Kartenakzeptanz 
An den electronic cash-Terminals des Unternehmens sind die von Zah-
lungsdienstleistern emittierten Debitkarten, die mit einem girocard-Logo 
gemäß Kap. 2.3 des Technischen Anhangs versehen sind, zu akzeptie-
ren. Den Unternehmen bleibt es unbenommen, Rabatte zu gewähren. Auf 
eine Nichtakzeptanz von Debitkarten von Zahlungsdienstleistern mangels 
Entgeltvereinbarung wird der Karteninhaber vom Unternehmen vor einer 
Zahlung mittels Aufkleber, elektronisch oder auf sonstige geeignete Art 
und Weise hingewiesen. 
Soweit die Kreditwirtschaft mit in anderen Staaten ansässigen Betreibern 
oder Teilnehmern garantierter und PIN-gestützter Debitkartensysteme 
(Kooperationspartner) entsprechende Kooperationsvereinbarungen getrof-
fen hat, ist das Unternehmen verpflichtet, auch die im System eines 
Kooperationspartners von einem Zahlungsdienstleister ausgegebenen 
Debitkarten für die bargeldlose Zahlung an electronic cash-Terminals zu 
den im electronic cash-System geltenden Bedingungen zu akzeptieren. 
Der Netzbetreiber wird das Unternehmen über die Debitkarten der 
Kooperationspartner, die im Rahmen des electronic cash-Systems zu 
akzeptieren sind, unterrichten und diese bei der technischen Abwicklung 
im Rahmen des electronic cash-Systems berücksichtigen. Die Akzeptanz 
von Karten weiterer Systeme an electronic cash-Terminals ist hiervon 
nicht berührt, soweit sie die ordnungsgemäße Verarbeitung der im elec-
tronic cash-System zu akzeptierenden Karten nicht beeinträchtigt. 
Das Unternehmen hat die Möglichkeit, bei den von ihm akzeptierten 
Karten in seinen electronic cash-Terminals automatische Mechanismen 
zu installieren, die eine Vorauswahl einer bestimmten Zahlungsmarke 
oder Zahlungsanwendung treffen. Dabei darf es den Karteninhaber nicht 
daran hindern, sich über diese Vorauswahl hinwegzusetzen.  

3. Anschluss des Unternehmens an das Betreibernetz eines 
Netzbetreibers 
Die Teilnahme des Unternehmens am electronic cash-System setzt, 
sofern das Unternehmen nicht selbst die Aufgabe des Netzbetreibers 
übernimmt, den Anschluss an ein Betreibernetz auf der Grundlage einer 
gesonderten Vereinbarung zwischen dem Unternehmen und einem Netz-
betreiber voraus. Aufgabe des Betreibernetzes ist, die electronic cash-
Terminals mit den Autorisierungssystemen der Kreditwirtschaft, in denen 
die electronic cash-Umsätze genehmigt werden, zu verbinden. Der Netz-
betreiber ist für die Aufstellung der electronic cash-Terminals, deren 
Anschluss an den Betreiberrechner sowie deren technische Betreuung 
einschließlich der Einbringung von kryptographischen Schlüsseln verant-
wortlich. Sofern hierfür das Verfahren zur Online-Personalisierung von 
Terminal-Hardwaresicherheitsmodulen (OPT-Verfahren) zur Anwendung 
kommt, ist er für die Durchleitung von kryptographischen Schlüsseln im 
Rahmen jenes Verfahrens verantwortlich. Der Netzbetreiber hat sicherzu-
stellen, dass das Betreibernetz die von der Kreditwirtschaft vorgegebenen 
Sicherheitsanforderungen erfüllt. 

4. Austausch von für den Terminalbetrieb erforderlichen  
kryptographischen Schlüsseln 
Zur Aufrechterhaltung der Sicherheit des electronic cash-Systems besteht 
die Notwendigkeit, die kryptographischen Schlüssel in regelmäßigen 
Abständen oder anlassbezogen auszutauschen. Die für den Betrieb des 
Terminals erforderlichen kryptographischen Schlüssel werden von der 
Kreditwirtschaft erstellt. 
Das Unternehmen ist verpflichtet, diese kryptographischen Schlüssel, so 
wie sie von der Kreditwirtschaft bereitgestellt werden, abzunehmen. Dies 
erfolgt über den Netzbetreiber. Sofern für die Einbringung das OPT-Ver-
fahren Verwendung findet, schließt das Unternehmen hierzu eine ent-
sprechende Vereinbarung mit einem von ihm gewählten Zahlungsdienst-
leister (Terminal-Zahlungsdienstleister) oder mit einem von diesem beauf-
tragten Netzbetreiber.

5. Umsatzautorisierung durch den kartenausgebenden 
Zahlungsdienstleister 
Der kartenausgebende Zahlungsdienstleister, der dem electronic cash-
System angeschlossen ist, gibt mit der positiven Autorisierung des 
Umsatzes die Erklärung ab, dass er die Forderung in Höhe des am elec-
tronic cash-Terminal autorisierten Betrages (electronic cash-Umsatz) 
begleicht. Akzeptiert das Unternehmen an seinem electronic cash-Termi-
nal die im System eines Kooperationspartners von einem Kreditinstitut 
ausgegebene Debitkarte, so gibt der kartenausgebende Zahlungsdienst-
leister im System des Kooperationspartners mit der positiven Autorisie-
rung des Umsatzes die Erklärung ab, dass er die Forderung in Höhe des 
am electronic cash-Terminal autorisierten Betrages (electronic cash-
Umsatz) begleicht. Voraussetzung für die Begleichung des electronic 
cash-Umsatzes ist, dass das electronic cash-Terminal gegenüber dem 
Netzbetreiber zugelassen, nach den mit dem Netzbetreiber vereinbarten 
Verfahren betrieben wurde und die in Nr. 2 und 7 genannten Anforderun-
gen vom Unternehmen eingehalten wurden. Ist der kartenausgebende 
Zahlungsdienstleister dem electronic cash-System angeschlossen, ist 
weiterhin Voraussetzung, dass der electronic cash-Umsatz einem Zah-
lungsdienstleister des Unternehmens (Inkasso-Zahlungsdienstleister) 
innerhalb von 8 Tagen eingereicht wurde. Die Einreichung des electronic 
cash-Umsatzes durch das Unternehmen bei seinem Zahlungsdienstleis-
ter ist nicht Bestandteil der Autorisierung des Umsatzes durch den karten-
ausgebenden Zahlungsdienstleister gegenüber dem Unternehmen. Durch 
eine Stornierung des electronic cash-Umsatzes entfällt die Zahlungsver-
pflichtung des kartenausgebenden Zahlungsdienstleisters. 
Das angeschlossene Unternehmen ist verpflichtet, der Kreditwirtschaft auf 
Anforderung, die über den Netzbetreiber geleitet wird, näher spezifizierte 
Unterlagen bezüglich des reklamierten electronic cash-Umsatzes (z. B. 
Belegkopie, Händlerjournal) unverzüglich, spätestens aber innerhalb einer 
Frist von 10 Tagen nach Erhalt der Anfrage zur Verfügung zu stellen. 

6. Entgelte 
Für den Betrieb des electronic cash-Systems und die Genehmigung der 
electronic cash-Umsätze in den Autorisierungssystemen der Kreditwirt-
schaft oder im Autorisierungssystem eines Kooperationspartners schuldet 
das Unternehmen bzw. ein von diesem Beauftragter dem kartenausge-
benden Zahlungsdienstleister das mit diesem vereinbarte Entgelt. Bei der 
Vereinbarung individueller Entgelte werden beide die technischen Anfor-
derungen des electronic cash-Systems beachten. Für stornierte Umsätze 
wird kein Entgelt erhoben. 
Das Unternehmen ist verpflichtet, dem Netzbetreiber das Bestehen seiner 
Entgeltvereinbarungen mit allen kartenausgebenden Zahlungsdienstleis-
tern nachzuweisen sowie den Netzbetreiber über die Eckpunkte in Kennt-
nis zu setzen, die der Netzbetreiber für die technische Abwicklung der 
Transaktion zwingend benötigt (z. B. möglicherweise die Angabe über 
einen individuell vereinbarten Grundberechnungswert). Fehlen dem 
Unternehmen Entgeltabreden mit einem oder mehreren kartenausgeben-
den Zahlungsdienstleistern, muss es sich unverzüglich um den Abschluss 
von Entgeltabreden mit den fehlenden kartenausgebenden Zahlungs-
dienstleistern bemühen. Solange der Nachweis nicht oder nicht vollstän-
dig erbracht ist, kann der Netzbetreiber unter Einbeziehung des Unter-
nehmens geeignete und angemessene Vorkehrungen treffen, wie etwa 
einen Hinweis an den Karteninhaber durch das Unternehmen über die 
Nichtakzeptanz von Debitkarten von bestimmten kartenausgebenden 
Zahlungsdienstleistern mangels Entgeltvereinbarung oder die (vorüberge-
hende) Außerbetriebnahme des Terminals bis zum Nachweis der fehlen-
den Entgeltabrede(n).  
Direkt zwischen einem Unternehmen und kartenausgebenden Zahlungs-
dienstleister(n) ausgehandelte Entgeltabreden kann der Netzbetreiber auf 
Wunsch des Händlers nach Einigung auf einen Servicevertrag technisch 
abwickeln. Nutzt das Unternehmen für Entgeltabrechnungen von electro-
nic cash-Entgelten einen Beauftragten, verpflichtet es diesen zudem, die 
electronic cash-Entgelte getrennt von seinem sonstigen Vermögen auf 
einem separaten Konto zu verbuchen. Es handelt sich auch bei diesen 
Entgelten, vorbehaltlich einer anderslautenden Vereinbarung, um Treu-
handvermögen der kartenausgebenden Zahlungsdienstleister. 
Das dem jeweiligen kartenausgebenden Zahlungsdienstleister geschul-
dete Entgelt wird über den Netzbetreiber periodisch an die kartenausge-
benden Zahlungsdienstleister abgeführt, sofern dies zwischen dem Unter-
nehmen bzw. seinem Beauftragten und dem jeweiligen kartenherausge-
benden Zahlungsdienstleister bzw. seinem Beauftragten unter Berück-
sichtigung der technischen Anforderungen des Netzbetreibers vereinbart 
worden ist.
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Bedingungen für die Teilnahme am electronic cash-System der deutschen Kreditwirtschaft (Händlerbedingungen)

7. Betrieb von Terminals nach Maßgabe der Vorgaben des  
Technischen Anhangs 
Das Unternehmen wird die electronic cash-Terminals für die nach diesen 
Bedingungen zugelassenen Karten (siehe Nr. 2) ausschließlich nach der 
im beigefügten Technischen Anhang formulierten „Betriebsanleitung“ 
betreiben. Die darin enthaltenen Anforderungen sind Bestandteil dieser 
Bedingungen. Um insbesondere ein Ausspähen der PIN bei der Eingabe 
am Terminal auszuschließen, sind bei der Aufstellung von Terminals die 
im beigefügten Technischen Anhang aufgeführten Sicherheitsanforderun-
gen zu beachten. 
Das Unternehmen hat alles zu unterlassen, was die Sicherheit oder den 
ordnungsgemäßen Ablauf des electronic cash-Systems beeinträchtigen 
könnte. Das Unternehmen ist verpflichtet, seinen Netzbetreiber über 
etwaige Vorfälle, die die Sicherheit oder den ordnungsgemäßen Ablauf 
des electronic cash-Systems beeinträchtigen könnten, zu informieren. 
Für die Teilnahme am electronic cash-System dürfen nur Terminals ein-
gesetzt werden, die über eine Zulassung der Kreditwirtschaft verfügen. 
Notwendige Anpassungen am Terminal sind nach Vorgabe der Kreditwirt-
schaft termingerecht umzusetzen, so dass geltende Zulassungsbestim-
mungen eingehalten werden. Nicht umgestellte Terminals dürfen nach 
Fristablauf nicht im electronic cash-Netz betrieben werden. 

8. Eingabe der persönlichen Geheimzahl (PIN) beim Bezahlvorgang 
Zur Bezahlung an electronic cash-Terminals ist neben der Karte die per-
sönliche Geheimzahl (PIN) einzugeben. Die PIN darf nur durch den Kar-
teninhaber eingegeben werden. Zur Abwicklung von kontaktlosen Zahlun-
gen (sofern das electronic cash-Terminal dies unterstützt) kann vom kar-
tenausgebenden Zahlungsdienstleister bei Transaktionen bis zu jeweils 
25 Euro auf die Eingabe der PIN verzichtet werden. 

9. Zutrittsgewährung 
Das Unternehmen gewährleistet, dass Beauftragte der Kreditwirtschaft 
auf Wunsch Zutritt zu den electronic cash-Terminals erhalten und diese 
überprüfen können. 

10. Einzug von electronic cash-Umsätzen 
Der Einzug der electronic cash-Umsätze erfolgt aufgrund gesonderter 
Vereinbarungen zwischen dem Unternehmen und dem gewählten Zah-
lungsdienstleister und ist nicht Gegenstand dieser Bedingungen. Der 
Netzbetreiber hat sich bereit erklärt, das Unternehmen bei der Abwick-
lung des Zahlungsverkehrs dadurch zu unterstützen, dass er aus den 
electronic cash- bzw. Umsätzen des Unternehmens Lastschriftdateien 
erstellt und diese unter anderem  
– dem Unternehmen zur Einreichung bei seinem kontoführenden Zah-

lungsdienstleister bzw. einer von diesem benannten Zentralstelle zur 
Verfügung stellt, 

– die Einreichung beim kontoführenden Zahlungsdienstleister des Unter-
nehmens in dessen Auftrag selbst vornimmt 

– oder nach Abtretung der Forderung durch das Unternehmen seinem 
kontoführenden Zahlungsdienstleister zur Einziehung übergibt. 

11. Aufbewahrungsfristen 
Das Unternehmen wird die Händlerjournale von electronic cash-Terminals, 
ungeachtet der gesetzlichen Aufbewahrungsfristen, für mindestens 15 
Monate aufbewahren und auf Verlangen dem Inkasso-Zahlungsdienstleis-
ter, über das der electronic cash-Umsatz eingezogen wurde, zur Verfügung 
stellen. Einwendungen und sonstige Beanstandungen von Karteninhabern 
nach Nr. 2 Satz 1, die das Vertragsverhältnis mit dem Unternehmen betref-
fen, werden unmittelbar gegenüber dem Unternehmen geltend gemacht.

12. Akzeptanzzeichen 
Das Unternehmen hat auf das electronic cash-System mit einem zur Ver-
fügung gestellten Zeichen gemäß Kap. 2.3 des Technischen Anhangs 
deutlich hinzuweisen. Dabei darf das Unternehmen einen Zahlungs-
dienstleister oder eine Gruppe von Zahlungsdienstleistern werblich nicht 
herausstellen. 

13. Sonderbestimmungen für die Auszahlung von Bargeld durch das 
Unternehmen 
Falls ein Unternehmen im Rahmen des electronic cash-Verfahrens die 
Möglichkeit der Bargeldauszahlung anbietet, gelten dafür zusätzlich fol-
gende Bestimmungen: 
– Die Auszahlung von Bargeld ist nur in Verbindung mit einer electronic 

cash-Transaktion zur Bezahlung von Waren und Dienstleistungen des 
Unternehmens zulässig. Die Höhe der electronic cash-Transaktion soll 
mindestens 20,00 € betragen. 

– Die Auszahlung von Bargeld erfolgt ausschließlich aufgrund einer zwin-
genden Autorisierung des angeforderten Betrages durch den karten-
ausgebenden Zahlungsdienstleister. 

– Vorbehaltlich eines hinreichenden Bargeldbestandes in der Kasse ist 
das Unternehmen an das Ergebnis der Autorisierung des Zahlungs-
dienstleisters gebunden. 

– Die Barauszahlung darf höchstens 200,00 € betragen. 
– Das Unternehmen wird hinsichtlich des Angebotes der Auszahlung von 

Bargeld keine Differenzierung zwischen Karteninhabern verschiedener 
kartenausgebender Zahlungsdienstleister vornehmen. Dabei kann der 
Händler den jeweiligen Bargeldbestand in der Kasse berücksichtigen. 

14. Änderung der Bedingungen 
Änderungen dieser Bedingungen werden dem Unternehmen schriftlich 
bekannt gegeben. Ist mit dem Unternehmen ein elektronischer Kommuni-
kationsweg vereinbart, können die Änderungen auch auf diesem Wege 
übermittelt werden, wenn die Art der Übermittlung es dem Unternehmen 
erlaubt, die Änderungen in lesbarer Form zu speichern oder auszudru-
cken. Sie gelten als genehmigt, wenn das Unternehmen nicht schriftlich 
oder auf dem vereinbarten elektronischen Weg Widerspruch bei seinem 
kontoführenden Zahlungsdienstleister erhebt. Auf diese Folge wird das 
Unternehmen bei der Bekanntgabe der Änderung besonders hingewie-
sen. Das Unternehmen muss den Widerspruch innerhalb von sechs 
Wochen nach Bekanntgabe der Änderung an seinen kontoführenden 
Zahlungsdienstleister absenden. 

15. Rechtswahl, Gerichtsstand und Sprache 
Diese Bedingungen und ihre Anlagen unterliegen dem Recht der Bundes-
republik Deutschland. Ausschließlicher Gerichtsstand für Auseinanderset-
zungen, die diese Bedingungen betreffen, ist Berlin. Ein beklagter Zah-
lungsdienstleister und das Unternehmen können auch an ihrem 
Geschäftssitz verklagt werden. Bei Übersetzungen ist jeweils die Fassung 
in deutscher Sprache verbindlich. 

Anlage: 
– Technischer Anhang zu den Händlerbedingungen 
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Technischer Anhang zu den "Bedingungen für die Teilnahme am electronic cash-System der deutschen Kreditwirtschaft (Händlerbedingungen)"

1. Zugelassene Karten 
An Terminals des electronic-cash-Systems der deutschen Kreditwirtschaft 
können von deutschen Kreditinstituten herausgegebene Karten, die mit 
einem girocard-Logo gemäß Kap. 2.3 versehen sind, eingesetzt werden. 

2. Betriebsanleitung 

2.1 Sicherheitsanforderungen (Sichtschutz) 
Die Systemsicherheit wird grundsätzlich durch den Netzbetreiber 
gewährleistet. 
Der Händler trägt seinerseits durch geeignete Maßnahmen zum Sicht-
schutz dazu bei, eine unbeobachtete Eingabe der Geheimzahl des 
Kunden zu gewährleisten. Hierzu zählen insbesondere:  
– Der Standort der Kundenbedieneinheit sollte so gewählt und gestaltet 

werden, dass der Sichtschutz zusammen mit dem Körper des Kunden 
eine optimale Abschirmung der Eingabe ermöglicht. 

– Handgeräte sollten dem Kunden in die Hand gegeben werden. 
– Tischgeräte sollten verschiebbar sein, sodass sich der Kunde auf wech-

selnde Verhältnisse einstellen kann. 
– Videokameras und Spiegel sollten so aufgestellt werden, dass die PIN-

Eingabe mit ihrer Hilfe nicht beobachtet werden kann. 
– Vor dem Eingabegerät sollten Abstandszonen eingerichtet werden.  

2.2 Allgemeine Anforderungen an Terminals 
Der Netzbetreiber ist verpflichtet, nur Terminals an sein Netz anzuschlie-
ßen, die den Anforderungen der Kreditwirtschaft genügen (vgl. Ziffer 3 
der Händlerbedingungen). Diese beschränken sich auf  
– den reibungslosen Ablauf der Transaktionen unter Einhaltung weniger 

Grundfunktionen, 
– die Gestaltung der sogenannten Kundenschnittstelle (Display/Kunden-

belege/PIN-Eingabetastatur), um ein einheitliches Erscheinungsbild des 
Systems zu gewährleisten, und insbesondere 

– die Systemsicherheit, die die sichere Übertragung von Kaufdaten und 
persönlicher Geheimzahl (PIN) durch Einsatz geeigneter Soft- und 
Hardware gewährleistet.  

2.3 girocard-Logos 
Im Kassenbereich ist als Akzeptanzzeichen ein girocard-Logo zu ver-
wenden.
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Bedingungen für das Online-Banking

Fassung September 2022
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1 Leistungsangebot 
(1) Der Konto-/Depotinhaber und dessen Bevollmächtigte können Bank-
geschäfte mittels Online-Banking in dem von der Sparkasse angebotenen
Umfang abwickeln. Zudem können sie Informationen der Sparkasse mit-
tels Online-Banking abrufen. Des Weiteren sind sie gemäß § 675f Absatz
3 BGB berechtigt, Zahlungsauslösedienste gemäß § 1 Absatz 33 Zah-
lungsdiensteaufsichtsgesetz (ZAG) und Kontoinformationsdienste gemäß
§ 1 Absatz 34 ZAG zu nutzen. Darüber hinaus können sie von ihnen aus-
gewählte sonstige Drittdienste nutzen.
(2) Konto-/Depotinhaber und Bevollmächtigte werden einheitlich als „Teil-
nehmer“, Konto und Depot einheitlich als „Konto“ bezeichnet, es sei denn,
dies ist ausdrücklich anders bestimmt.
(3) Zur Nutzung des Online-Banking gelten die mit der Sparkasse geson-
dert vereinbarten Verfügungslimite. Eine Änderung dieser Limite kann der
Konto-/Depotinhaber mit seiner Sparkasse gesondert vereinbaren.
Bevollmächtigte können nur eine Herabsetzung vereinbaren.

2 Voraussetzungen zur Nutzung des Online-Banking 
(1) Der Teilnehmer kann das Online-Banking nutzen, wenn die Sparkasse
ihn authentifiziert hat.
(2) Authentifizierung ist das mit der Sparkasse gesondert vereinbarte Ver-
fahren, mit dessen Hilfe die Sparkasse die Identität des Teilnehmers oder
die berechtigte Verwendung eines vereinbarten Zahlungsinstruments
überprüfen kann. Mit den hierfür vereinbarten Authentifizierungselemen-
ten kann der Teilnehmer sich gegenüber der Sparkasse als berechtigter
Teilnehmer ausweisen, auf Informationen zugreifen (siehe Nummer 3)
sowie Aufträge erteilen (siehe Nummer 4).
(3) Authentifizierungselemente sind
– Wissenselemente, also etwas, das nur der Teilnehmer weiß (z. B.  per-

sönliche Identifikationsnummer [PIN]),

– Besitzelemente, also etwas, das nur der Teilnehmer besitzt (z. B.
Gerät zur Erzeugung oder zum Empfang von einmal verwendbaren
Transaktionsnummern [TAN], die den Besitz des Teilnehmers nach-
weisen, wie die Sparkassen-Card mit TAN-Generator oder das mobile
Endgerät), oder

– Seinselemente, also etwas, das der Teilnehmer ist (Inhärenz, z. B.
Fingerabdruck als biometrisches Merkmal des Teilnehmers).

(4) Die Authentifizierung des Teilnehmers erfolgt, indem der Teilnehmer
gemäß der Anforderung der Sparkasse das Wissenselement, den Nach-
weis des Besitzelements und/oder den Nachweis des Seinselements an
die Sparkasse übermittelt.

3 Zugang zum Online-Banking 
(1) Der Teilnehmer erhält Zugang zum Online-Banking der Sparkasse,
wenn
– er seine individuelle Teilnehmerkennung (z. B.  Kontonummer, Anmel-

dename) angibt und
– er sich unter Verwendung des oder der von der Sparkasse angeforder-

ten Authentifizierungselemente(s) ausweist und
– keine Sperre des Zugangs (siehe Nummern 8.1 und 9) vorliegt.
Nach Gewährung des Zugangs zum Online-Banking kann auf Informatio-
nen zugegriffen oder können nach Nummer 4 Aufträge erteilt werden.
(2) Für den Zugriff auf sensible Zahlungsdaten im Sinne des § 1
Absatz 26 Satz 1 ZAG (z. B. zum Zweck der Änderung der Anschrift des
Konto-/Depotinhabers) fordert die Sparkasse den Teilnehmer auf, sich
unter Verwendung eines weiteren Authentifizierungselements auszuwei-
sen, wenn beim Zugang zum Online-Banking nur ein Authentifizierungs-
element angefordert wurde. Der Name des Kontoinhabers und die Konto-
nummer sind für den vom Teilnehmer genutzten Zahlungsauslösedienst
und Kontoinformationsdienst keine sensiblen Zahlungsdaten (§ 1
Absatz 26 Satz 2 ZAG).

4 Aufträge 

4.1 Auftragserteilung 

Der Teilnehmer muss einem Auftrag (z. B. Überweisung) zu dessen Wirk-
samkeit zustimmen (Autorisierung). Auf Anforderung hat er hierzu 
Authentifizierungselemente (z. B. Eingabe einer TAN als Nachweis des 
Besitzelements) zu verwenden. 

Die Sparkasse bestätigt mittels Online-Banking den Eingang des 
Auftrags. 

4.2 Widerruf von Aufträgen 

Die Widerrufbarkeit eines Auftrags richtet sich nach den für die jeweilige 
Auftragsart geltenden Bedingungen (z. B. Bedingungen für den Überwei-
sungsverkehr). Der Widerruf von Aufträgen kann nur außerhalb des 

Online-Banking erfolgen, es sei denn, die Sparkasse sieht eine Wider-
rufsmöglichkeit im Online-Banking ausdrücklich vor.

5 Bearbeitung von Aufträgen durch die Sparkasse 
(1) Die Bearbeitung der Aufträge erfolgt an den für die Abwicklung der
jeweiligen Auftragsart (z. B. Überweisung) auf der Online-Banking-Seite
der Sparkasse oder im „Preis- und Leistungsverzeichnis“ bekannt gege-
benen Geschäftstagen im Rahmen des ordnungsgemäßen Arbeitsablau-
fes. Geht der Auftrag nach dem auf der Online-Banking-Seite der Spar-
kasse oder im „Preis- und Leistungsverzeichnis“ angegebenen Zeitpunkt
(Annahmefrist) ein oder fällt der Zeitpunkt des Eingangs nicht auf einen
Geschäftstag gemäß Online-Banking-Seite der Sparkasse oder „Preis- 
und Leistungsverzeichnis“ der Sparkasse, so gilt der Auftrag als am
darauf folgenden Geschäftstag zugegangen. Die Bearbeitung beginnt erst
an diesem Geschäftstag.
(2) Die Sparkasse wird den Auftrag ausführen, wenn folgende Ausfüh-
rungsbedingungen vorliegen:
– Der Teilnehmer hat den Auftrag autorisiert (vgl. Nummer 4.1).
– Die Berechtigung des Teilnehmers für die jeweilige Auftragsart (z. B.

Wertpapierorder) liegt vor.
– Das Online-Banking-Datenformat ist eingehalten.
– Das gesondert vereinbarte Online-Banking-Verfügungslimit ist nicht

überschritten (vgl. Nummer 1 Absatz 3).
– Die weiteren Ausführungsbedingungen nach den für die jeweilige Auf-

tragsart maßgeblichen Bedingungen (z. B. ausreichende Kontode-
ckung gemäß den Bedingungen für den Überweisungsverkehr) liegen
vor.

Liegen die Ausführungsbedingungen nach Satz 1 vor, führt die Sparkasse 
die Aufträge nach Maßgabe der Bestimmungen der für die jeweilige Auf-
tragsart geltenden Bedingungen (z. B. Bedingungen für den Überwei-
sungsverkehr, Bedingungen für das Wertpapiergeschäft) aus.
(3) Liegen die Ausführungsbedingungen nach Absatz 2 Satz 1 nicht vor,
wird die Sparkasse den Auftrag nicht ausführen. Sie wird den Teilnehmer
hierüber mittels Online-Banking eine Information zur Verfügung stellen
und soweit möglich dabei die Gründe und die Möglichkeiten nennen, mit
denen Fehler, die zur Ablehnung geführt haben, berichtigt werden
können.

6 Information des Kontoinhabers über Online-Banking-Verfügungen 
Die Sparkasse unterrichtet den Kontoinhaber mindestens einmal monat-
lich über die mittels Online-Banking getätigten Verfügungen auf dem für 
Kontoinformationen vereinbarten Weg.

7 Sorgfaltspflichten des Teilnehmers 

7.1 Schutz der Authentifizierungselemente 
(1) Der Teilnehmer hat alle zumutbaren Vorkehrungen zu treffen, um
seine Authentifizierungselemente (siehe Nummer 2) vor unbefugtem
Zugriff zu schützen. Ansonsten besteht die Gefahr, dass das Online-Ban-
king missbräuchlich verwendet oder in sonstiger Weise nicht autorisiert
genutzt wird (vgl. Nummer 3 und 4).
(2) Zum Schutz der einzelnen Authentifizierungselemente hat der Teil-
nehmer vor allem Folgendes zu beachten:
(a) Wissenselemente, wie z. B. die PIN, sind geheim zu halten; sie dürfen

insbesondere
– nicht mündlich (z. B. telefonisch oder persönlich) mitgeteilt werden,
– nicht außerhalb des Online-Banking in Textform (z. B. per E-Mail,

Messenger-Dienst) weitergegeben werden,
– nicht ungesichert elektronisch gespeichert (z. B. Speicherung der

PIN im Klartext im Computer oder im mobilen Endgerät) werden
und

– nicht auf einem Gerät notiert oder als Abschrift zusammen mit
einem Gerät aufbewahrt werden, das als Besitzelement (z. B. Spar-
kassen-Card mit TAN-Generator, mobiles Endgerät, Signaturkarte)
oder zur Prüfung des Seinselements (z. B. mobiles Endgerät mit
Anwendung für das Online-Banking und Fingerabdrucksensor)
dient.

(b) Besitzelemente, wie z. B. die Sparkassen-Card mit TAN-Generator
oder ein mobiles Endgerät, sind vor Missbrauch zu schützen,
insbesondere
– sind die Sparkassen-Card mit TAN-Generator oder die Signatur-

karte vor dem unbefugten Zugriff anderer Personen sicher zu
verwahren,

– ist sicherzustellen, dass unberechtigte Personen auf das mobile
Endgerät des Teilnehmers (z. B. Mobiltelefon) nicht zugreifen
können,
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– ist dafür Sorge zu tragen, dass andere Personen die auf dem mobi-
len Endgerät (z. B. Mobiltelefon) befindliche Anwendung für das 
Online-Banking (z. B. Online-Banking-App, Authentifizierungs-App) 
nicht nutzen können, 

– ist die Anwendung für das Online-Banking (z. B. Online-Banking-
App, Authentifizierungs-App) auf dem mobilen Endgerät des Teil-
nehmers zu deaktivieren, bevor der Teilnehmer den Besitz an 
diesem mobilen Endgerät aufgibt (z. B. durch Verkauf oder Entsor-
gung des Mobiltelefons),

– dürfen die Nachweise des Besitzelements (z. B. TAN) nicht außer-
halb des Online-Banking mündlich (z. B. per Telefon) oder in Text-
form (z. B.  per E-Mail, Messenger-Dienst) weiter gegeben werden 
und

– muss der Teilnehmer, der von der Sparkasse einen Code zur Akti-
vierung des Besitzelements (z. B. Mobiltelefon mit Anwendung für 
das Online-Banking) erhalten hat, diesen vor dem unbefugten 
Zugriff anderer Personen sicher verwahren; ansonsten besteht die 
Gefahr, dass andere Personen ihr Gerät als Besitzelement für das 
Online-Banking des Teilnehmers aktivieren.

(c) Seinselemente, wie z. B. Fingerabdruck des Teilnehmers, dürfen auf 
einem mobilen Endgerät des Teilnehmers für das Online-Banking nur 
dann als Authentifizierungselement verwendet werden, wenn auf dem 
mobilen Endgerät keine Seinselemente anderer Personen gespei-
chert sind. Sind auf dem mobilen Endgerät, das für das Online-Ban-
king genutzt wird, Seinselemente anderer Personen gespeichert, ist 
für das Online-Banking das von der Sparkasse ausgegebene Wissen-
selement (z. B. PIN) zu nutzen und nicht das auf dem mobilen Endge-
rät gespeicherte Seinselement.

(3) Ungeachtet der Schutzpflichten nach den Absätzen 1 bis 2 darf der 
Teilnehmer seine Authentifizierungselemente gegenüber einem von ihm 
ausgewählten Zahlungsauslösedienst und Kontoinformationsdienst sowie 
einem sonstigen Drittdienst verwenden (siehe Nummer 1 Absatz 1 Sätze 
3 und 4). Sonstige Drittdienste hat der Teilnehmer mit der im Verkehr 
erforderlichen Sorgfalt auszuwählen. 

7.2 Sicherheitshinweise der Sparkasse  
Der Teilnehmer muss die Sicherheitshinweise auf der Online-Banking-
Seite der Sparkasse, insbesondere die Maßnahmen zum Schutz der von 
ihm eingesetzten Hard- und Software, beachten.

7.3 Prüfung der Auftragsdaten mit von der Sparkasse angezeigten 
Daten 
Die Sparkasse zeigt dem Teilnehmer die von ihr empfangenen Auftrags-
daten (z. B. Betrag, Kontonummer des Zahlungsempfängers, Wertpapier-
kennnummer) über das gesondert vereinbarte Gerät des Teilnehmers an 
(z. B. mittels mobilem Endgerät, Chipkartenlesegerät mit Display). Der 
Teilnehmer ist verpflichtet, vor der Bestätigung die Übereinstimmung der 
angezeigten Daten mit den für den Auftrag vorgesehenen Daten zu 
prüfen.

8 Anzeige- und Unterrichtungspflichten 

8.1 Sperranzeige 
(1) Stellt der Teilnehmer
– den Verlust oder den Diebstahl eines Besitzelements zur Authentifizie-

rung (z. B. Sparkassen-Card mit TAN-Generator, mobiles Endgerät, 
Signaturkarte) oder

– die missbräuchliche Verwendung oder die sonstige nicht autorisierte 
Nutzung eines Authentifizierungselements

fest, muss der Teilnehmer die Sparkasse hierüber unverzüglich unterrich-
ten (Sperranzeige). Der Teilnehmer kann eine solche Sperranzeige jeder-
zeit auch über die gesondert mitgeteilten Kommunikationskanäle 
abgeben.
(2) Der Teilnehmer hat jeden Diebstahl oder Missbrauch eines Authentifi-
zierungselements unverzüglich bei der Polizei zur Anzeige zu bringen.
(3) Hat der Teilnehmer den Verdacht einer nicht autorisierten oder betrü-
gerischen Verwendung eines seiner Authentifizierungselemente, muss er 
ebenfalls eine Sperranzeige abgeben.

8.2 Unterrichtung über nicht autorisierte oder fehlerhaft ausgeführte 
Aufträge 
Der Konto-/Depotinhaber hat die Sparkasse unverzüglich nach Feststel-
lung eines nicht autorisierten oder fehlerhaft ausgeführten Auftrags hier-
über zu unterrichten.

9 Nutzungssperre 

9.1 Sperre auf Veranlassung des Teilnehmers 
Die Sparkasse sperrt auf Veranlassung des Teilnehmers, insbesondere 
im Fall der Sperranzeige nach Nummer 8.1,
– den Online-Banking-Zugang für ihn oder alle Teilnehmer oder
– seine Authentifizierungselemente zur Nutzung des Online-Banking.

9.2 Sperre auf Veranlassung der Sparkasse 
(1) Die Sparkasse darf den Online-Banking-Zugang für einen Teilnehmer 
sperren, wenn

– sie berechtigt ist, den Online-Banking-Vertrag aus wichtigem Grund zu 
kündigen,

– sachliche Gründe im Zusammenhang mit der Sicherheit der Authentifi-
zierungselemente des Teilnehmers dies rechtfertigen oder

– der Verdacht einer nicht autorisierten oder einer betrügerischen Ver-
wendung eines Authentifizierungselements besteht.

(2) Die Sparkasse wird den Konto-/Depotinhaber unter Angabe der hierfür 
maßgeblichen Gründe möglichst vor, spätestens jedoch unverzüglich 
nach der Sperre auf dem vereinbarten Weg unterrichten. Die Angabe von 
Gründen darf unterbleiben, soweit die Sparkasse hierdurch gegen 
gesetzliche Verpflichtungen verstoßen würde.

9.3 Aufhebung der Sperre 
Die Sparkasse wird eine Sperre aufheben oder die betroffenen Authentifi-
zierungselemente austauschen, wenn die Gründe für die Sperre nicht 
mehr gegeben sind. Hierüber unterrichtet sie den Konto-/Depotinhaber 
unverzüglich.

9.4 Automatische Sperre eines chip-basierten Besitzelements 
(1) Eine Chipkarte mit Signaturfunktion sperrt sich selbst, wenn dreimal in 
Folge der Nutzungscode für die elektronische Signatur falsch eingegeben 
wird.
(2) Ein TAN-Generator als Bestandteil einer Chipkarte (z. B.  Sparkassen-
Card), der die Eingabe eines eigenen Nutzungscodes erfordert, sperrt 
sich selbst, wenn dieser dreimal in Folge falsch eingegeben wird.
(3) Die in Absätzen 1 und 2 genannten Besitzelemente können dann nicht 
mehr für das Online-Banking genutzt werden. Der Teilnehmer kann sich 
mit der Sparkasse in Verbindung setzen, um die Nutzungsmöglichkeiten 
des Online-Banking wiederherzustellen.

9.5 Zugangssperre für Zahlungsauslösedienst und 
Kontoinformationsdienst 
Die Sparkasse kann Kontoinformationsdienstleistern oder Zahlungsauslö-
sedienstleistern den Zugang zu einem Zahlungskonto des Kontoinhabers 
verweigern, wenn objektive und gebührend nachgewiesene Gründe im 
Zusammenhang mit einem nicht autorisierten oder betrügerischen 
Zugang des Kontoinformationsdienstleisters oder des Zahlungsauslöse-
dienstleisters zum Zahlungskonto, einschließlich der nicht autorisierten 
oder betrügerischen Auslösung eines Zahlungsvorgangs, es rechtferti-
gen. Die Sparkasse wird den Kontoinhaber über eine solche Zugangsver-
weigerung auf dem vereinbarten Weg unterrichten. Die Unterrichtung 
erfolgt möglichst vor, spätestens jedoch unverzüglich nach der Verweige-
rung des Zugangs. Die Angabe von Gründen darf unterbleiben, soweit die 
Sparkasse hierdurch gegen gesetzliche Verpflichtungen verstoßen 
würde. Sobald die Gründe für die Verweigerung des Zugangs nicht mehr 
bestehen, hebt die Sparkasse die Zugangssperre auf. Hierüber unterrich-
tet sie den Kontoinhaber unverzüglich.

10 Haftung 
10.1 Haftung der Sparkasse bei Ausführung eines nicht autorisierten 
Auftrags und eines nicht, fehlerhaft oder verspätet ausgeführten 
Auftrags 
Die Haftung der Sparkasse bei einem nicht autorisierten Auftrag und 
einem nicht, fehlerhaft oder verspätet ausgeführten Auftrag richtet sich 
nach den für die jeweilige Auftragsart vereinbarten Bedingungen (z. B. 
Bedingungen für den Überweisungsverkehr, Bedingungen für das 
Wertpapiergeschäft).

10.2 Haftung des Konto-/Depotinhabers bei missbräuchlicher Nut-
zung der Authentifizierungselemente 
10.2.1 Haftung des Kontoinhabers für nicht autorisierte Zahlungsvor-
gänge vor der Sperranzeige 
(1) Beruhen nicht autorisierte Zahlungsvorgänge vor der Sperranzeige 
auf der Nutzung eines verlorengegangenen, gestohlenen oder sonst 
abhanden gekommenen Authentifizierungselements oder auf der sonsti-
gen missbräuchlichen Verwendung eines Authentifizierungselements, 
haftet der Kontoinhaber für den der Sparkasse hierdurch entstehenden 
Schaden bis zu einem Betrag von 50 Euro, ohne dass es darauf 
ankommt, ob den Teilnehmer ein Verschulden trifft. 
(2) Der Kontoinhaber ist nicht zum Ersatz des Schadens nach Absatz 1 
verpflichtet, wenn
– es dem Teilnehmer nicht möglich gewesen ist, den Verlust, den Dieb-

stahl, das Abhandenkommen oder eine sonstige missbräuchliche Ver-
wendung des Authentifizierungselements vor dem nicht autorisierten 
Zahlungsvorgang zu bemerken, oder

– der Verlust des Authentifizierungselements durch einen Angestellten, 
einen Agenten, eine Zweigniederlassung eines Zahlungsdienstleisters 
oder eine sonstige Stelle, an die Tätigkeiten des Zahlungsdienstleisters 
ausgelagert wurden, verursacht worden ist.

(3) Kommt es vor der Sperranzeige zu nicht autorisierten Zahlungsvor-
gängen und hat der Teilnehmer in betrügerischer Absicht gehandelt oder 
seine Sorgfalts- und Anzeigepflichten nach diesen Bedingungen vorsätz-
lich oder grob fahrlässig verletzt, trägt der Kontoinhaber abweichend von 
den Absätzen 1 und 2 den hierdurch entstandenen Schaden in vollem 
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Umfang. Grobe Fahrlässigkeit des Teilnehmers kann insbesondere vorlie-
gen, wenn er eine seiner Sorgfaltspflichten nach 

Nummer 7.1 Absatz 2,–

Nummer 7.3 oder –

Nummer 8.1 Absatz 1 –

verletzt hat.
(4) Abweichend von den Absätzen 1 und 3 ist der Kontoinhaber nicht zum 
Schadensersatz verpflichtet, wenn die Sparkasse vom Teilnehmer eine 
starke Kundenauthentifizierung nach § 1 Absatz 24 ZAG nicht verlangt 
hat. Eine starke Kundenauthentifizierung erfordert insbesondere die Ver-
wendung von zwei voneinander unabhängigen Authentifizierungselemen-
ten aus den Kategorien Wissen, Besitz oder Sein (siehe Nummer 2 
Absatz 3).
(5) Die Haftung für Schäden, die innerhalb des Zeitraums, für den das 
Verfügungslimit gilt, verursacht werden, beschränkt sich jeweils auf das 
vereinbarte Verfügungslimit.
(6) Der Kontoinhaber ist nicht zum Ersatz des Schadens nach Absatz 1 
und 3 verpflichtet, wenn der Teilnehmer die Sperranzeige nach Nummer 
8.1 nicht abgeben konnte, weil die Sparkasse nicht die Möglichkeit zur 
Entgegennahme der Sperranzeige sichergestellt hatte. 
(7) Die Absätze 2 und 4 bis 6 finden keine Anwendung, wenn der Teilneh-
mer in betrügerischer Absicht gehandelt hat.
(8) Ist der Kontoinhaber kein Verbraucher, gilt ergänzend Folgendes:
– Der Kontoinhaber haftet für Schäden aufgrund von nicht autorisierten 

Zahlungsvorgängen über die Haftungsgrenze von 50 Euro nach Absatz 
1 und 3 hinaus, wenn der Teilnehmer fahrlässig oder vorsätzlich gegen 
seine Anzeige- und Sorgfaltspflichten nach diesen Bedingungen ver-
stoßen hat.

– Die Haftungsbeschränkung in Absatz 2 erster Spiegelstrich findet keine 
Anwendung.

10.2.2 Haftung des Konto-/Depotinhabers bei nicht autorisierten Verfü-
gungen außerhalb von Zahlungsdiensten (z. B. Wertpapiertransaktionen) 
vor der Sperranzeige 
Beruhen nicht autorisierte Verfügungen außerhalb von Zahlungsdiensten 
(z. B. Wertpapiertransaktionen) vor der Sperranzeige auf der Nutzung 
eines verlorengegangenen oder gestohlenen Authentifizierungselements 
oder auf der sonstigen missbräuchlichen Nutzung des Authentifizierungs-
elements und ist der Sparkasse hierdurch ein Schaden entstanden, 
haften der Konto-/Depotinhaber und die Sparkasse nach den gesetzli-
chen Grundsätzen des Mitverschuldens.

10.2.3 Haftung ab der Sperranzeige 
Sobald die Sparkasse eine Sperranzeige eines Teilnehmers erhalten hat, 
übernimmt sie alle danach durch nicht autorisierte Online-Banking-Verfü-
gungen entstehenden Schäden. Dies gilt nicht, wenn der Teilnehmer in 
betrügerischer Absicht gehandelt hat.

10.2.4 Haftungsausschluss 
Haftungsansprüche sind ausgeschlossen, wenn die einen Anspruch 
begründenden Umstände auf einem ungewöhnlichen und unvorhersehba-
ren Ereignis beruhen, auf das diejenige Partei, die sich auf dieses Ereig-
nis beruft, keinen Einfluss hat, und dessen Folgen trotz Anwendung der 
gebotenen Sorgfalt von ihr nicht hätten vermieden werden können.

11 Außergerichtliche Streitschlichtung und sonstige 
Beschwerdemöglichkeit 
Für die Beilegung von Streitigkeiten mit der Sparkasse kann sich der 
Konto-/Depotinhaber an die im „Preis- und Leistungsverzeichnis“ näher 
bezeichneten Streitschlichtungs- und Beschwerdestellen wenden.
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1. Leistungsangebot

1.1 Diese Bedingungen regeln die Nutzung des „Elektronischen Post-
fachs" der Sparkasse. Das Elektronische Postfach dient zum Empfang 
von „elektronischer Post“ der Sparkasse und ihrer Verbundpartner 
sowie zum Versenden von elektronischen Nachrichten an die Sparkasse.

1.2 Das Elektronische Postfach kann nur von einem Teilnehmer genutzt 
werden, der darüber eine Vereinbarung mit der Sparkasse auf Basis einer 
Rahmenvereinbarung über die Teilnahme am Online-Banking oder einer 
Rahmenvereinbarung über die Teilnahme am Elektronischen Zugang zu 
digitalen Diensten (im Folgenden gemeinsam „Teilnahmevereinbarung“ 
genannt) getroffen hat.

1.3 „Elektronische Post“ sind rechtsverbindliche Erklärungen, Doku-
mente und sonstige Mitteilungen der Sparkasse und ihrer Verbundpart-
ner, die in das Elektronische Postfach eingestellt werden. Hierzu zählen 
insbesondere rechtsverbindliche Erklärungen zur Geschäftsbeziehung 
(z. B. Änderungsangebote der Sparkasse zu den Allgemeinen Geschäfts-
bedingungen bzw. zu der Teilnahmevereinbarung einschließlich der Ent-
gelte), kontobezogene Informationen oder Geeignetheitserklärungen 
sowie nicht rechtsverbindliche werbliche Inhalte. Kontobezogene Informa-
tionen sind insbesondere Kontoauszüge einschließlich der darin enthalte-
nen Rechnungsabschlüsse, Anzeigen über die Nichtausführung von Auf-
trägen, die Sperrung von Authentifizierungsinstrumenten und deren Ent-
sperrung, Informationen zu Kartenprodukten (z. B. Debitkarten und Kre-
ditkarten) sowie weitere gesetzlich geschuldete Informationen.

1.4 Der Teilnehmer bestimmt das Elektronische Postfach als Vorrichtung 
zum Empfang von elektronischer Post der Sparkasse und ihrer Verbund-
partner (Widmung).

1.5 Das Elektronische Postfach steht dem Teilnehmer erst nach Frei-
schaltung zur Verfügung. Der Empfang von Kreditkartenabrechnungen ist 
erst ab dem darauffolgenden Abrechnungsstichtag möglich. Bis zu dem 
Abrechnungsstichtag bleibt es bei dem zuvor vereinbarten Kommunika-
tionsweg (z. B. per Post, Kontoauszugsdrucker).

1.6 Der Teilnehmer stellt sicher, dass ihm die vertraglich geregelte 
Benachrichtigung (i. d. R. E-Mail) der Sparkasse über den Eingang 
neuer elektronischer Post in das Elektronische Postfach auf dem verein-
barten elektronischen Kommunikationsweg zugehen kann. Der Teilneh-
mer hat die hierfür erforderlichen Empfangsvorrichtungen empfangsbereit 
vorzuhalten (z. B. E-Mail-Postfach mit ausreichendem Speicherplatz, App 
mit aktivierter Push Nachrichten Funktion) und der Sparkasse eine Ände-
rung der Erreichbarkeit unverzüglich mitzuteilen (z. B. Änderung der E-
Mail-Adresse bei Benachrichtigungen per E-Mail, Änderung der Telefon-
nummer bei Benachrichtigungen per SMS).

1.7 Der Teilnehmer hat den Inhalt des Elektronischen Postfachs regel-
mäßig, spätestens alle 14 Tage sowie unverzüglich nach Erhalt einer 
Benachrichtigung zu kontrollieren.

1.8 Der Teilnehmer kann jeglichen Inhalt des Elektronischen Postfachs 
jederzeit löschen. Die Sparkasse hat weder einen Lesezugriff auf den 
Inhalt des Elektronischen Postfachs noch kann sie den Inhalt ändern oder 
löschen.

1.9 Die Sparkasse ist berechtigt, für den Zugriff durch den Teilnehmer auf 
elektronische Post der Sparkasse und ihrer Verbundpartner dessen 
Authentifizierung (Überprüfung der Identität) zu verlangen, insbesondere 
wenn dies aus datenschutzrechtlichen oder anderen gesetzlichen Grün-
den erforderlich ist. Mit den hierfür vereinbarten Authentifizierungsele-
menten (z. B. PIN/TAN-Verfahren) kann sich der Teilnehmer gegenüber 
der Sparkasse als berechtigter Teilnehmer ausweisen. Die Authentifizie-
rung des Teilnehmers erfolgt, indem der Teilnehmer die vereinbarten 
Authentifizierungselemente an die Sparkasse übermittelt. Soweit die 
Authentifizierung mangels des Vorliegens von einem Authentifizierungs-
element (z. B. TAN) nicht möglich ist, erfolgt die Zurverfügungstellung von 
elektronischer Post von Verbundpartnern per Post oder in einer anderen 
vereinbarten Form.

1.10 Kann die elektronische Post nicht im Elektronischen Postfach zur 
Verfügung gestellt werden, wird die Sparkasse den Teilnehmer per Post 
oder in einer anderen vereinbarten Form informieren.

1.11 Die Beschaffenheit (z. B. technische Voraussetzungen für die 
Freischaltung und den Empfang von elektronischer Post) und 
Funktionalität (z. B. Service-Leistungen, wie die Benachrichtigung per  
E-Mail) des Elektronischen Postfachs ergeben sich abschließend aus der
„Online-Bedienungsanleitung“ und den vertraglichen Vereinbarungen.

1.12 Die Übermittlung von elektronischer Post erfolgt in geeigneten 
elektronischen Dateiformaten (z. B. als „Portable Document Format", kurz 
PDF). Die Sparkasse weist den Teilnehmer darauf hin, dass der 
Ausdruck elektronischer Post eine Kopie darstellt und ggfs. beweis- und 
steuerrechtlich einem Original nicht gleichgestellt ist.

2. Änderungen an den Bedingungen

Für Änderungen dieser Bedingungen sind die Regelungen in Nr. 2 der 
Rahmenvereinbarung über die Teilnahme am Online-Banking bzw. in 
Nr. 8 der Rahmenvereinbarung über die Teilnahme am Elektronischen 
Zugang zu digitalen Diensten maßgeblich.

3. Kündigung

3.1 Der Teilnehmer kann die Vereinbarung über die Nutzung des Elektro-
nischen Postfachs gegenüber der Sparkasse jederzeit mit einer Kündi-
gungsfrist von einem Monat in Textform ordentlich kündigen. 
Die Sparkasse kann die Vereinbarung über die Nutzung des Elektroni-
schen Postfachs bei Vorliegen eines sachgerechten Grundes mit einer 
Frist von zwei Monaten in Textform ordentlich kündigen.

3.2 Die Kündigung der Vereinbarung über die Nutzung des Elektroni-
schen Postfachs bewirkt zugleich eine Kündigung der Rahmenvereinba-
rung über die Teilnahme am Elektronischen Zugang zu digitalen Diens-
ten. Die Kündigung der Vereinbarung über die Nutzung des Elektroni-
schen Postfachs stellt hingegen keine Kündigung der Rahmenvereinba-
rung über die Teilnahme am Online-Banking dar.

3.3 Die Kündigung der Teilnahmevereinbarung bewirkt die Kündigung der 
Vereinbarung über die Nutzung des Elektronischen Postfachs.

3.4 Der Teilnehmer bleibt für einen Zeitraum von drei Monaten nach Ende 
der Kündigungsfrist berechtigt, auf das Elektronische Postfach zuzugrei-
fen, um elektronische Post und elektronische Nachrichten zu sichern.

3.5 Können rechtsverbindliche Erklärungen, Dokumente und sonstige Mit-
teilungen der Sparkasse und ihrer Verbundpartner nicht im Elektroni-
schen Postfach zur Verfügung gestellt werden, wird die Sparkasse den 
(teilnehmenden) Konto-/Depotinhaber per Post oder in einer anderen ver-
einbarten Form informieren.

3.6 Ergänzend gilt Nr. 26 der Allgemeinen Geschäftsbedingungen.

4. Steuerrechtliche Anerkennung
Die steuerrechtliche Anerkennung von im Elektronischen Postfach zur
Verfügung gestellten Rechnungen und Kontoauszügen durch die Finanz-
verwaltung ist grundsätzlich gewährleistet. Bei Steuerpflichtigen ohne
Buchführungs- und Aufzeichnungspflichten besteht – mit Ausnahme von
Steuerpflichtigen, die positive Überschusseinkünfte von mehr als
500.000 € im Kalenderjahr erzielen – keine besondere Aufbewahrungs-
pflicht. Für die ggf. erforderliche revisionssichere Archivierung ist der
Steuerpflichtige verantwortlich.
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1. Gegenstand der Bedingungen
Diese Bedingungen regeln die Nutzung des Elektronischen Kontoaus-
zugs. Damit kann ein Teilnehmer im Rahmen seines FinTS- bzw. EBICS-
Zugangs Kontoauszüge einschließlich der darin enthaltenen Rechnungs-
abschlüsse abrufen.

2. Leistungsangebot

2.1 Allgemein
Auf der Grundlage der mit ihm geschlossenen Rahmenvereinbarung über 
die Teilnahme am Online-Banking/Telefon-Banking bzw. der Vereinba-
rung über die Teilnahme an der Elektronischen Kontoführung (EBICS) 
stellt die Sparkasse dem Teilnehmer elektronische Kontoauszüge zum 
Abruf über die FinTS- bzw. über die EBICS-Schnittstelle bereit.

2.2 Umstellung auf elektronischen Versand
Soweit nicht ausdrücklich etwas anderes vereinbart wurde, stellt die Spar-
kasse nach Freischaltung Kontoauszüge ausschließlich in elektronischer 
Form zur Verfügung.

2.3 Bereitstellung nach Umstellung
Die Bereitstellung des Elektronischen Kontoauszuges erfolgt derzeit im 
Format „Portable Document Format" (PDF). Der Ausdruck dieses elektro-
nischen PDF-Dokuments ist eine Kopie und ist beweis- und steuerrecht-
lich einem Original nicht gleichgestellt.

2.4 Abrufpflicht, Zwangsausdruck und Zweitschrift
Der Kontoinhaber trägt dafür Sorge, dass die von ihm benannten Teilneh-
mer Elektronische Kontoauszüge unverzüglich nach Bereitstellung abru-
fen und überprüfen. Der Kontoauszug kann jeweils nur einmal abgerufen 
werden. Falls der Teilnehmer nicht innerhalb von 35 Tagen nach Bereit-
stellung den Kontoauszug abruft, sendet die Sparkasse dem Kontoinha-
ber den Kontoauszug per Post gegen Auslagenersatz zu. Änderungsan-
gebote der Sparkasse zu den Allgemeinen Geschäftsbedingungen und 
Entgelte werden kostenfrei zugesandt.

Eine Zweitschrift des Elektronischen Kontoauszuges kann von der Spar-
kasse bei Bedarf ggf. kostenpflichtig nacherstellt werden.

2.5 Entgelte und deren Änderung
Die von der Sparkasse für die Dienstleistungen des Elektronischen Kon-
toauszuges vorgesehenen Entgelte ergeben sich aus dem Preis- und 
Leistungsverzeichnis der Sparkasse. 

Änderungen der Entgelte werden dem Teilnehmer spätestens zwei 
Monate vor dem Zeitpunkt ihres Wirksamwerdens in Textform über den 
Elektronischen Kontoauszug angeboten. Die von der Sparkasse angebo-
tenen Änderungen werden nur wirksam, wenn der Teilnehmer diese 
annimmt. Eine Änderung eines Entgelts, das auf eine über die Hauptleis-
tung hinausgehende Zahlung des Teilnehmers gerichtet ist, kann die 
Sparkasse mit dem Teilnehmer nur ausdrücklich treffen. Bei Entgelten 
und deren Änderung für Zahlung von Teilnehmern, die nicht Verbraucher 
sind, bleibt es bei den Regelungen in Nummer 17 Absätze 2 bis 6 AGB-
Sparkassen.  

Für Änderungen dieser Bedingungen sind die Regelungen in Nr. 2  der 
Rahmenvereinbarung über die Teilnahme am Online-Banking/Telefon-
Banking und die Regelungen in Nr. 2 AGB-Sparkassen maßgeblich.

3. Kündigung
Der Kontoinhaber ist berechtigt, die Vereinbarung des Elektronischen
Kontoauszugs mit einer Kündigungsfrist von zwei Wochen zum Monats-
ende in Textform zu kündigen.

Die Sparkasse ist berechtigt, die Vereinbarung des Elektronischen Konto-
auszugs bei Vorliegen eines sachgerechten Grundes mit einer Frist von 
zwei Monaten zu kündigen. Die Kündigung der Nutzung des Elektroni-
schen Kontoauszugs stellt keine Kündigung der Rahmenvereinbarung 
über die Teilnahme am Online-Banking/Telefon-Banking dar. Nach Ende 
der Kündigungsfrist stellt die Sparkasse entweder auf Postversand oder 
Bereitstellung zur Abholung am Kontoauszugsdrucker um. 

Ergänzend gilt Nr. 26 Allgemeine Geschäftsbedingungen.

4. Steuerrechtliche Anerkennung
Für nicht buchführungspflichtige (i. d. R. Verbraucher) und für buchfüh-
rungspflichtige (i. d. R. Unternehmer) Konto-/Depotinhaber ist die steuer-
rechtliche Anerkennung von im Elektronischen Postfach elektronisch zur
Verfügung gestellten Rechnungen und Kontoauszügen durch die Finanz-
verwaltung gewährleistet. Voraussetzung der Anerkennung ist, dass die
elektronischen Kontoauszüge bei Eingang auf ihre Richtigkeit von dem
Steuerpflichtigen geprüft werden. Diese Prüfung ist von ihm zu dokumen-
tieren und protokollieren. In elektronisch übermittelter Form eingegan-
gene Kontoauszüge sind von dem Steuerpflichtigen, der auch einer Buch-
führungspflicht unterliegt, in dieser Form aufzubewahren.
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1. Leistungsangebot 

1.1 Der Vertragspartner, der die Rahmenvereinbarung über die Teil-
nahme am Firmenkundenportal abgeschlossen und die Multibanking-
Funktion darin ausgewählt hat, kann diese als Service-Funktion im Fir-
menkundenportal der Sparkasse nutzen. Der Vertragspartner sowie die 
für die Nutzung der Multibanking-Funktion freigeschalteten Vertreter oder 
Bevollmächtigten werden zusammen im Folgenden als „Teilnehmer“ 
bezeichnet. Die vom Vertragspartner für die Multibanking-Funktion freige-
schalteten, einsichtsbefugten Personen können die Multibanking-Funktion 
ebenfalls nutzen. Die Multibanking-Funktion ermöglicht die Einbindung 
von Girokonten, Sparkonten, Depotkonten, Kreditkartenkonten und sons-
tigen Konten (im Folgenden „Konten“ genannt) des Vertragspartners bei 
anderen in Deutschland zugelassenen Sparkassen, Banken bzw. Anbie-
tern von Zahlungsdiensten (zusammen im Folgenden „Drittanbieter“ 
genannt) in das Firmenkundenportal der Sparkasse. Der jeweilige Drittan-
bieter muss hierzu die Möglichkeit eines Datenaustausches über eine 
entsprechende Schnittstelle (z. B. FinTS, XS2A auf Basis der PSD 2) 
bereitstellen.

1.2 Über die Multibanking-Funktion dürfen nur Konten des Vertragspart-
ners bei Drittanbietern in das Firmenkundenportal eingebunden werden, 
bei denen der Vertragspartner alleiniger Inhaber oder Mitinhaber ist. Ist 
der Vertragspartner Mitinhaber, ist für die Einbindung des Kontos über die 
Multibanking-Funktion die Zustimmung aller weiteren Kontoinhaber erfor-
derlich. Die Sparkasse ist berechtigt, vom Vertragspartner hierfür einen 
entsprechenden Nachweis einzufordern. Der Vertragspartner wird alle 
weiteren Mitinhaber der Konten auf die Datenschutzinformationen der 
Sparkasse gem. Art. 13, 14, 21 DS-GVO hinweisen. Diese sind auf der 
Webseite der Sparkasse unter „Datenschutz“ eingestellt.

1.3 Der Vertragspartner darf keine Konten, die überwiegend weder seiner 
gewerblichen noch seiner selbstständigen beruflichen Tätigkeit dienen, in 
das Firmenkundenportal der Sparkasse einbinden. Vertreter, Bevollmäch-
tigte und einsichtsbefugte Personen des Vertragspartners, die eigene 
Konten bei der Sparkasse oder einem Drittanbieter führen oder über 
fremde Konten verfügungsberechtigt sind, dürfen diese nicht in das Fir-
menkundenportal der Sparkasse einbinden.

1.4 Für eine Einbindung eines Kontos von einem Drittanbieter ist es erfor-
derlich, dass der Teilnehmer oder die einsichtsbefugte Person den Dritt-
anbieter im Firmenkundenportal über dessen Namen, BIC oder Bankleit-
zahl auswählt sowie die persönlichen Zugangsdaten (z. B. Anmeldename 
und PIN) zum Online-Banking bzw. -Angebot des Drittanbieters eingibt.

Beim Drittanbieter muss der Teilnehmer bzw. die einsichtsbefugte Person 
ebenfalls am Online-Banking mit einem sicheren Authentifizierungsver-
fahren (z. B. bei in Deutschland zugelassenen Sparkassen/Banken das 
PIN/TAN-Verfahren) teilnehmen oder dessen Online-Angebot (mit ver-
gleichbaren unterstützten Sicherungsverfahren für sonstige Anbieter von 
Zahlungsdiensten) nutzen. Der Vertragspartner ist dafür verantwortlich, 
dass er und seine Vertreter, Bevollmächtigten sowie einsichtsbefugten 
Personen bei der Nutzung von Multibanking, die Bedingungen des Dritt-
anbieters einhalten und alle Anforderungen an die Sicherheit bei der Ein-
gabe und Speicherung der Zugangsdaten beachten. Bei einer Änderung 
von Zugangsdaten der eingebundenen Konten ist eine entsprechende 
Anpassung durch den Teilnehmer bzw. die einsichtsbefugte Person in der 
Multibanking-Funktion erforderlich.

1.5 Der Teilnehmer bzw. die einsichtsbefugte Person kann über eine opti-
onal nutzbare Komfort-Funktion seine persönlichen Zugangsdaten für das 
Online-Banking bzw. -Angebot des Drittanbieters im Firmenkundenportal 
speichern. Hiermit wird die Sparkasse ermächtigt, die Kontostände und 
Umsätze der Konten des Vertragspartners bei Drittanbietern regelmäßig 
automatisiert abzurufen (d. h. auch wenn der Teilnehmer bzw. die ein-
sichtsbefugte Person im Firmenkundenportal nicht angemeldet ist). 
Sofern für Abrufe gemäß Satz 1 eine regelmäßige Erneuerung der Einwil-
ligung des Teilnehmers bzw. der einsichtsbefugten Person notwendig ist, 
wird die Sparkasse darauf hinweisen. Die Einwilligung zum Abruf gemäß 
Satz 1 kann der Teilnehmer bzw. die einsichtsbefugte Person in den Ein-
stellungen des Multibankings im Firmenkundenportal jederzeit widerrufen.

1.6 Nutzt der Teilnehmer bzw. die einsichtsbefugte Person die Komfort-
Funktion gemäß Nr. 1.5 Satz 1, werden bei nachfolgenden Anmeldungen 
im Firmenkundenportal automatisch die aktuellen Kontosalden bzw. 
Depotbestände bei Drittanbietern angezeigt, ohne dass eine erneute Ein-
gabe der Zugangsdaten erforderlich ist. Nutzt der Teilnehmer bzw. die 
einsichtsbefugte Person die Komfort-Funktion gemäß Nr. 1.5 Satz 1 nicht, 

so werden die aktuellen Kontosalden bzw. Depotbestände bei Drittanbie-
tern erst nach erneuter Eingabe der Zugangsdaten angezeigt.

1.7  
(a) Der Teilnehmer kann über das Firmenkundenportal der Sparkasse auf 
den über die Multibanking-Funktion eingebundenen Konten bei Drittan-
bietern, die von diesen unterstützten bestandsverändernden Transaktio-
nen ausführen, sofern er hierzu in den Systemen des Drittanbieters 
berechtigt ist. Hierzu gehören z. B. Zahlungsvorgänge wie Überweisun-
gen, Daueraufträge sowie Wertpapierkäufe und -verkäufe, sofern ein 
Depotkonto mit entsprechender Funktionsunterstützung eingebunden ist. 

(b) Um eine bestandsverändernde Transaktion ordnungsgemäß auszulö-
sen, ist die Eingabe von Informationen, welche vom Drittanbieter angefor-
dert und in der Multibanking-Funktion abgefragt werden, sowie die Kun-
denkennung des Zahlungsempfängers erforderlich. Für Überweisungen 
im Inland sind dies bspw. der Name des Zahlungsempfängers, IBAN des 
Zahlungsempfängers, Währung sowie Betrag. Hierbei ist eine Absiche-
rung über das von dem Teilnehmer beim Drittanbieter genutzte und über 
die Schnittstelle des Drittanbieters zur Verfügung gestellte Authentifizie-
rungsverfahren (z. B. PIN/TAN-Verfahren) erforderlich. Im Rahmen des 
PIN/TAN-Verfahrens erfolgt die Autorisierung durch die Eingabe einer 
Transaktionsnummer (TAN) im Firmenkundenportal der Sparkasse. Die 
TAN ist in der Regel unter Zuhilfenahme eines Authentifizierungsele-
ments (z. B. TAN-Generator und Bankkarte oder App zur Erzeugung von 
TAN des Drittanbieters) zu erzeugen. 

(c) Nach erfolgter Autorisierung kann eine über die Multibanking-Funktion 
ausgelöste bestandsverändernde Transaktion bei der Sparkasse nicht 
mehr geändert werden. Änderungen können nur über die mit dem Drittan-
bieter gegebenenfalls vereinbarten Widerrufsmöglichkeiten geltend 
gemacht werden. 

(d) Die Sparkasse wird die Daten einer bestandsverändernden Transaktion 
unverzüglich nach Autorisierung an den betreffenden Drittanbieter übermit-
teln. Nach Auslösung eines Zahlungsvorgangs bei dem Drittanbieter erhält 
der Teilnehmer eine Bestätigung der Sparkasse über die erfolgreiche Aus-
lösung des Zahlungsvorgangs, den Zahlungsbetrag sowie die dem Zahlungs-
vorgang zugeordnete Kennung (Verwendungszweck). 
Die Durchführung des Zahlungsvorgangs oder einer anderen bestandsverän-
dernden Transaktion liegt ausschließlich in der Verantwortung des Drittanbie-
ters. Eine Mitteilung oder Bestätigung über die Durchführung der bestands-
verändernden Transaktion erfolgt daher gegebenenfalls durch den Drittanbie-
ter. Verfügungslimite, die mit dem Drittanbieter festgelegt sind, kann die Spar-
kasse im Rahmen der Multibanking-Funktion nicht berücksichtigen. Für die 
Durchführung bestandsverändernder Transaktionen durch den Drittanbieter 
gelten die jeweiligen Bedingungen des Drittanbieters (z. B. hinsichtlich des 
Zugangs des Zahlungsauftrags beim Drittanbieter oder hinsichtlich von 
Bearbeitungsfristen).

1.8 Mit welchem Funktionsumfang der Teilnehmer und die einsichtsbe-
fugte Person die hinterlegten Konten von Drittanbietern im Firmenkun-
denportal nutzen können, hängt von ihren Nutzungsrechten in den Syste-
men des Drittanbieters ab.

2. Fremdentgelte 

Für die Nutzung der Multibanking-Funktion erhebt die Sparkasse kein 
Entgelt. Entgelte bei den jeweiligen Drittanbietern sind vom Vertragspart-
ner zu tragen.

3. Hinweise zur Verarbeitung personenbezogener Daten des 

Teilnehmers und der einsichtsbefugten Person auch zu 

Werbezwecken 

3.1 Die Sparkasse verarbeitet fortlaufend und regelmäßig personenbezo-
gene Daten des Teilnehmers und der einsichtsbefugten Person (Stamm-
daten, Umsatz- und Kontodaten von im Firmenkundenportal der Spar-
kasse hinterlegten Konten bei Drittanbietern) zur Erbringung ihrer Leis-
tungen aus der Multibanking-Funktion (Art. 6 Abs. 1 Satz 1 b DS-GVO).

3.2 Sofern der Teilnehmer bzw. die einsichtsbefugte Person der Spar-
kasse eine Einwilligung erteilt hat (Art. 6 Abs. 1 Satz 1 a DS-GVO), verar-
beitet die Sparkasse die in Absatz 1 genannten personenbezogenen 
Daten des Teilnehmers bzw. der einsichtsbefugten Person, um passend 
und zielgenau werbliche Vorschläge für Dienstleistungen und Produkte 
der Sparkasse und ihrer Verbundpartner (z. B. Landesbausparkasse, 
DekaBank, Deutsche Girozentrale) unterbreiten zu können.
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3.3 Die Sparkasse analysiert im Falle einer Verarbeitung gem. Nr. 3.2 
keine besonderen Kategorien personenbezogener Daten i. S. v. Art. 9 
Abs. 1 DS-GVO (z. B. politische Meinungen, Gesundheit).

3.4 Der Teilnehmer bzw. die einsichtsbefugte Person kann eine Einwilli-
gung zur Verarbeitung der personenbezogenen Daten aus der Multiban-
king-Funktion gem. Nr. 3.2 durch die Sparkasse in den Einstellungen des 
Multibankings im Online-Banking der Sparkasse jederzeit widerrufen.

3.5 Personenbezogene Daten des Teilnehmers bzw. der einsichtsbefug-
ten Person übermittelt die Sparkasse nur dann an Dritte, wenn hierzu 
eine gesetzliche Verpflichtung besteht oder der Sparkasse hierzu eine 
Einwilligung erteilt wurde.

3.6 Die Regelungen dieser Nummer gelten nur für natürliche Personen.

4. Haftung 

4.1 Im Falle von nicht durch den Teilnehmer autorisierten, nicht erfolgten 
oder fehlerhaft ausgeführten Zahlungsvorgängen kann der Vertragspart-
ner eine Erstattung ausschließlich von seinem kontoführenden Institut 
(das Institut, welches das betroffene Konto unterhält) verlangen. Der Ver-
tragspartner hat im Falle einer verspäteten Ausführung eines Zahlungs-
auftrags nur gegenüber seinem kontoführenden Institut das Recht, so 
gestellt zu werden, als sei der Zahlungsvorgang ordnungsgemäß ausge-
führt worden. Soweit darüber hinaus eine Haftung der Sparkasse wegen 
nicht erfolgter, fehlerhafter oder verspäteter Ausführung eines Zahlungs-
vorgangs in Betracht kommt, wird diese auf 12.500 Euro beschränkt. Dies 
gilt nicht für Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit, den Zinsschaden und für 
Gefahren, die die Sparkasse besonders übernommen hat.

4.2 Die Sparkasse haftet jeweils nach Maßgabe der gesetzlichen Vor-
schriften in folgenden Fällen auf Aufwendungs- und Schadensersatz (im 
Folgenden in Ziffer 4: „Schadensersatz“): Bei einer Haftung nach dem 
Produkthaftungsgesetz; in Fällen des Vorsatzes oder bei arglistiger Täu-
schung; in Fällen grober Fahrlässigkeit; für die Verletzung des Lebens, 
des Körpers oder der Gesundheit; bei Übernahme einer Garantie durch 
die Sparkasse; sowie in allen anderen Fällen gesetzlich zwingender 
Haftung.

4.3 Die Sparkasse haftet außerdem bei der schuldhaften Verletzung sog. 
Kardinalpflichten auf Schadensersatz nach Maßgabe der gesetzlichen 
Vorschriften. Kardinalpflichten in diesem Sinn sind alle Pflichten, deren 
Verletzung die Erreichung des Vertragszwecks gefährdet sowie alle 
Pflichten, deren Erfüllung die ordnungsgemäße Durchführung der Multi-
banking-Funktion überhaupt erst ermöglicht und auf deren Einhaltung 
man regelmäßig vertrauen darf. Soweit jedoch die Verletzung einer Kardi-
nalpflicht nur leicht fahrlässig geschah und nicht zu einer Verletzung von 
Leben, Körper oder Gesundheit führte, sind die Ansprüche auf Schadens-
ersatz der Höhe nach auf den typischen vorhersehbaren Schaden 
beschränkt.

4.4 Im Übrigen sind die Ansprüche auf Schadensersatz gegen die Spar-
kasse ausgeschlossen.

4.5 Etwaige gesetzliche Haftungsprivilegierungen im Zusammenhang mit 
unentgeltlichen Verträgen bleiben unberührt.

5. Bestehende Vereinbarungen des Vertragspartners mit der Spar-

kasse und Drittanbietern 

Bestehende Vereinbarungen des Vertragspartners mit der Sparkasse und
Drittanbietern werden durch diese Nutzungsbedingungen für die Multi- 
banking-Funktion nicht geändert. Dies gilt auch für die zwischen dem Ver-
tragspartner und der Sparkasse abgeschlossene Rahmenvereinbarung 
über die Teilnahme am Firmenkundenportal. Im Falle von Widersprüchen 
zu anderen zwischen dem Vertragspartner und der Sparkasse getroffe-
nen Regelungen und den Nutzungsbedingungen für die Multibanking-
Funktion gelten Letztere vorrangig.

6. Laufzeit, Beendigung 

6.1 Der Vertragspartner schließt die Vereinbarung zur Nutzung der Multi-
banking-Funktion durch die Auswahl in der beiderseits unterschriebenen 
Rahmenvereinbarung zur Teilnahme am Firmenkundenportal ab. Ab 
diesem Zeitpunkt gelten die Nutzungsbedingungen für das Multibanking 
im Firmenkundenportal. Die Vereinbarung über die Nutzung der Multiban-
king-Funktion läuft auf unbestimmte Zeit.

6.2 Der Teilnehmer bzw. die einsichtsbefugte Person kann Konten bei 
Drittanbietern jederzeit ohne Einhaltung einer Frist in den Einstellungen 
des Multibankings im Firmenkundenportal der Sparkasse entfernen. Hier-
durch werden die gespeicherten Daten der jeweiligen Konten automatisch 
gelöscht, soweit dem keine zwingenden gesetzlichen Vorschriften entge-
genstehen oder diese zur Erfüllung weiterer Leistungspflichten der Spar-
kasse gegenüber dem Teilnehmer bzw. der einsichtsbefugten Person 
benötigt werden.

6.3 Der Vertragspartner kann die Vereinbarung über die Nutzung der Mul-
tibanking-Funktion gegenüber der Sparkasse jederzeit ohne Einhaltung 
einer Frist ordentlich kündigen. Die Sparkasse kann die Vereinbarung 
über die Nutzung der Multibanking-Funktion bei Vorliegen eines sachge-
rechten Grundes mit einer Frist von zwei Monaten ordentlich kündigen. 
Ergänzend gilt Nr. 26 AGB Sparkassen.

6.4 Die Vereinbarung über die Nutzung der Multibanking-Funktion endet 
zeitgleich auch mit der Beendigung der Rahmenvereinbarung über die 
Teilnahme am Firmenkundenportal.
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1. Leistungsangebot
1.1 Diese Bedingungen regeln die Nutzung des „Elektronischen Post-
fachs" der Sparkasse im Firmenkundenportal. Das Elektronische Post-
fach dient zum Empfang von „elektronischer Post“ der Sparkasse und
ihrer Verbundpartner sowie zum Versenden von elektronischen Nachrich-
ten an die Sparkasse.

1.2 Das Elektronische Postfach kann nur von dem „Teilnehmer am Firmen-
kundenportal“ (im Folgenden „Teilnehmer“ genannt) gemäß der „Rahmen-
vereinbarung über die Teilnahme am Firmenkundenportal und am Elektroni-
schen Postfach“ (im Folgenden „Teilnahmevereinbarung“ genannt) 
genutzt werden.

1.3 „Elektronische Post“ sind rechtsverbindliche Erklärungen, Doku-
mente und sonstige Mitteilungen der Sparkasse und ihrer Verbundpart-
ner, die in das Elektronische Postfach eingestellt werden. Hierzu zählen 
insbesondere rechtsverbindliche Erklärungen zur Geschäftsbeziehung 
(z. B. Änderungsangebote der Sparkasse zu den Allgemeinen Geschäfts-
bedingungen bzw. zu der Teilnahmevereinbarung einschließlich der Ent-
gelte), kontobezogene Informationen oder Geeignetheitserklärungen 
sowie nicht rechtsverbindliche werbliche Inhalte. Kontobezogene Informa-
tionen sind insbesondere Kontoauszüge einschließlich der darin enthalte-
nen Rechnungsabschlüsse, Anzeigen über die Nichtausführung von Auf-
trägen, die Sperrung von Authentifizierungsinstrumenten und deren Ent-
sperrung, Informationen zu Kartenprodukten (z. B. Debitkarten und Kre-
ditkarten) sowie weitere gesetzlich geschuldete Informationen.

1.4 Der Vertragspartner der Teilnahmevereinbarung (im Folgenden „Ver-
tragspartner“ genannt) bestimmt das Elektronische Postfach als Vorrich-
tung zum Empfang von elektronischer Post der Sparkasse und ihrer Ver-
bundpartner (Widmung).

1.5 Das Elektronische Postfach steht dem Teilnehmer erst nach Freischal-
tung zur Verfügung. Der Empfang von Kreditkartenabrechnungen ist erst ab 
dem darauffolgenden Abrechnungsstichtag möglich. Bis zu dem Abrech-
nungsstichtag bleibt es bei dem zuvor vereinbarten Kommunikationsweg 
(z. B. per Post, Kontoauszugsdrucker).

1.6 Der Teilnehmer hat den Inhalt des Elektronischen Postfachs regelmä-
ßig, spätestens alle 14 Tage, sowie unverzüglich nach Erhalt einer Benach-
richtigung zu kontrollieren.

1.7 Der Teilnehmer kann jeglichen Inhalt des Elektronischen Postfachs 
jederzeit löschen. Die Sparkasse hat weder einen Lesezugriff auf den Inhalt 
des Elektronischen Postfachs noch kann sie den Inhalt ändern oder 
löschen.

1.8 Die Sparkasse ist berechtigt, für den Zugriff durch den Teilnehmer auf 
elektronische Post der Sparkasse und ihrer Verbundpartner dessen Authen-
tifizierung (Überprüfung der Identität) zu verlangen, insbesondere wenn dies 
aus datenschutzrechtlichen oder anderen gesetzlichen Gründen erforderlich 
ist. Mit den hierfür vereinbarten Authentifizierungselementen (z. B. PIN/
TAN-Verfahren) kann sich der Teilnehmer gegenüber der Sparkasse als 
berechtigter Teilnehmer ausweisen. Die Authentifizierung des Teilnehmers 
erfolgt, indem der Teilnehmer die vereinbarten Authentifizierungselemente 
an die Sparkasse übermittelt. Soweit die Authentifizierung mangels Vorlie-
gens eines Authentifizierungselements (z. B. TAN) nicht möglich ist, erfolgt 
die Zurverfügungstellung von elektronischer Post von Verbundpartnern per 
Post oder in einer anderen vereinbarten Form.

1.9 Können rechtsverbindliche Erklärungen, Dokumente und sonstige Mit-
teilungen der Sparkasse und ihrer Verbundpartner nicht im Elektronischen 
Postfach zur Verfügung gestellt werden, wird die Sparkasse den Vertrags-
partner per Post oder in einer anderen vereinbarten Form informieren.

1.10 Die Beschaffenheit (z. B. technische Voraussetzungen für die Frei-
schaltung und den Empfang von elektronischer Post) und Funktionalität 
(z. B. Service-Leistungen, wie die Benachrichtigung per E-Mail) des Elektro-
nischen Postfachs ergeben sich abschließend aus der „Online-Bedienungs-
anleitung“ und den vertraglichen Vereinbarungen.

1.11 Die Übermittlung von elektronischer Post erfolgt in geeigneten elektro-
nischen Dateiformaten (z. B. als „Portable Document Format", kurz PDF). 
Die Sparkasse weist den Teilnehmer darauf hin, dass der Ausdruck elektro-
nischer Post eine Kopie darstellt und ggfs. beweis- und steuerrechtlich 
einem Original nicht gleichgestellt ist.

2. Änderungen der Bedingungen
Für Änderungen der Bedingungen sind die Regelungen in Nr. 2 AGB-Spar-
kassen maßgeblich.

3. Kündigung
3.1 Der Vertragspartner kann die Vereinbarung über die Nutzung des
Elektronischen Postfachs gegenüber der Sparkasse jederzeit mit einer
Kündigungsfrist von einem Monat in Textform ordentlich kündigen.
Die Sparkasse kann die Vereinbarung über die Nutzung des Elektroni-
schen Postfachs bei Vorliegen eines sachgerechten Grundes mit einer
Frist von zwei Monaten in Textform ordentlich kündigen.

3.2. Die Kündigung der Vereinbarung über die Nutzung des Elektronischen 
Postfachs stellt keine Kündigung der Teilnahmevereinbarung dar.

3.3. Die Kündigung der Teilnahmevereinbarung bewirkt die Kündigung der 
Vereinbarung über die Nutzung des Elektronischen Postfachs.

3.4. Der Teilnehmer bleibt für einen Zeitraum von drei Monaten nach Ende 
der Kündigungsfrist berechtigt, auf das Elektronische Postfach zuzugreifen, 
um elektronische Post und elektronische Nachrichten zu sichern.

3.5. Mit Ablauf der Kündigungsfrist werden dem Vertragspartner durch die 
Sparkasse rechtsverbindliche Erklärungen, Dokumente und sonstige Mittei-
lungen der Sparkasse und ihrer Verbundpartner nicht mehr im Elektroni-
schen Postfach, sondern per Post oder in einer anderen vereinbarten Form 
zur Verfügung gestellt.

3.6. Ergänzend gilt Nr. 26 Allgemeine Geschäftsbedingungen.

4. Steuerrechtliche Anerkennung
Die steuerrechtliche Anerkennung von im Elektronischen Postfach zur
Verfügung gestellten Rechnungen und Kontoauszügen durch die Finanz-
verwaltung ist grundsätzlich gewährleistet. Voraussetzung für die Aner-
kennung ist, dass die elektronischen Kontoauszüge bei Eingang auf ihre
Richtigkeit vom Vertragspartner geprüft werden. Diese Prüfung ist von
ihm zu dokumentieren und zu protokollieren. In elektronisch übermittelter
Form eingegangene Kontoauszüge sind auch in dieser Form aufzube-
wahren. Für die revisionssichere Archivierung ist der Vertragspartner
verantwortlich.
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Die Sparkasse übernimmt im Auftrag von Kunden Bürgschaften und 
Garantien in Urkundenform oder in Form einer elektronischen Haftungs-
erklärung – nachstehend einheitlich die Haftungszusage genannt – zu fol-
genden Bedingungen:

1. Direkte/Indirekte Haftungszusage, Abfassung
Die Sparkasse kann die Haftungszusage nach Wahl des Kunden in Form
einer Urkunde oder in Form einer elektronischen Haftungserklärung ertei-
len. Haftungszusagen in Form einer Urkunde übermittelt die Sparkasse
dem Kunden in Papierform. Haftungszusagen in Form einer elektroni-
schen Haftungserklärung übermittelt die Sparkasse dem Kunden durch
die Einstellung in das elektronische Postfach des Kunden.
Die Sparkasse kann die Haftungszusage in Urkundenform selbst erstellen
(direkte Haftungszusage) oder durch ein anderes Kreditinstitut (Zweit-
bank). Haftungszusagen in Form einer elektronischen Haftungserklärung
erstellt die Sparkasse nur selbst.
Sofern die Sparkasse oder die Zweitbank bei der Abfassung der Urkunde
oder der elektronischen Haftungserklärung über die Übernahme der Haf-
tungszusage den Weisungen des Auftraggebers folgt, trifft sie diesem
gegenüber keine Prüfungs- und Hinweispflicht.
Haftungszusagen in Form einer Bürgschaftsurkunde oder einer elektroni-
schen Haftungserklärung übernimmt die Sparkasse selbstschuldnerisch
unter Verzicht auf die Einreden der Anfechtbarkeit und der Aufrechenbar-
keit. l

2. Avalkonto/Avalprovision
Mit Aushändigung/Absendung der Urkunde, der Absendung des Auftrags
zur Erstellung einer Haftungszusage an die Zweitbank oder durch die Ein-
stellung der elektronischen Haftungserklärung in das elektronische Post-
fach des Auftraggebers wird das Avalkonto des Auftraggebers mit dem
zugesagten Betrag belastet. Von diesem Zeitpunkt an wird dem Auftrag-
geber Avalprovision auf den belasteten Betrag bis zur Ausbuchung in
Rechnung gestellt. Bei einer etwaigen späteren Inanspruchnahme ist die
Avalprovision bis zur Zahlung nachzuentrichten.

3. Rückgabe der Urkunde, Haftungsentlassung
Der Auftraggeber hat nach Beendigung/Erledigung der Haftungszusage
für die Rückgabe der Urkunde, hilfsweise für die Haftungsentlassung der
Sparkasse Sorge zu tragen. Im Falle einer elektronischen Haftungserklä-
rung hat der Auftraggeber für die Abgabe einer Enthaftungserklärung
gegenüber der Sparkasse durch den Begünstigten Sorge zu tragen.

4. Ausbuchung
Bei direkten Haftungszusagen, für die in der Urkunde oder in der elektro-
nischen Haftungserklärung ein Verfalltag bestimmt ist, wird die Sparkasse
die Belastung nach Ablauf des Verfalltages aus dem Avalkonto ausbu-
chen, wenn folgende Voraussetzungen vorliegen:
– Die Haftungszusage erlischt nach ihrem eindeutigen Wortlaut, wenn vor

Ablauf des Verfalltages keine Inanspruchnahme erfolgt und
– die Haftungszusage deutschem Recht unterstellt und
– die Sparkasse nicht fristgerecht in Anspruch genommen worden ist.
Sollte die Sparkasse aufgrund ausländischen Rechts in einem solchen
Fall vom Begünstigten nach Ablauf des Verfalltages noch aus der Haf-
tungszusage in Anspruch genommen werden, so wird sie nur zahlen,
wenn eine Ermächtigung des Auftraggebers zur Zahlung oder eine voll-
streckbare Entscheidung auf Zahlung vorliegt.

In den übrigen Fällen wird die Sparkasse den Betrag der Haftungszusage 
auf dem Avalkonto ausbuchen, wenn sie die über die Haftungszusage 
ausgestellte Urkunde zurückerhalten hat oder von dem Begünstigten 
bzw. der Zweitbank eindeutig aus der Haftung entlassen worden ist. 
Ist Gegenstand der Haftungszusage eine Prozessbürgschaft, bei der zur 
Rückgabe der Urkunde die Zustimmung des Begünstigten erforderlich ist, 
muss die Sparkasse den belasteten Betrag erst bei Nachweis dieser 
Zustimmung ausbuchen. 

5. Prüfung von Unterlagen
Hat die Sparkasse im Zusammenhang mit der Haftungszusage Urkun-
den/Erklärungen entgegenzunehmen, so wird sie mit der Sorgfalt eines
ordentlichen Kaufmanns prüfen, ob diese der äußeren Form nach den
Bedingungen für die Inanspruchnahme aus der Haftungszusage
entsprechen.
Der Sparkasse obliegen keine weitergehenden Prüfungspflichten, insbe-
sondere auf Echtheit und Unverfälschtheit, Formrichtigkeit, Vollständigkeit
oder Rechtswirksamkeit der Urkunden/Erklärungen und der in ihnen ent-
haltenen allgemeinen oder besonderen Bedingungen oder auf Richtigkeit
mitgelieferter Übersetzungen.
Erklärungen sind auch dann als ordnungsgemäß anzusehen, wenn sie
per Telefax, E-Mail, Fernschreiben oder über sonstige Kommunikations-
medien übermittelt worden sind.

6. Ersatz von Aufwendungen
Der Ersatz von Aufwendungen der Sparkasse richtet sich nach den
gesetzlichen Vorschriften.
Soweit die Sparkasse die Aufwendungen nicht einem laufenden Konto im
Rahmen eines Guthabens oder einer Kreditlinie belasten kann, sind die
von der Sparkasse allgemein für geduldete Kontoüberziehungen berech-
neten Zinsen, Gebühren und Provisionen zu zahlen.

7. Sicherheiten
Das Pfandrecht der Sparkasse sichert deren Ansprüche aus erteilten Auf-
trägen zur Übernahme von Haftungszusagen vom Zeitpunkt der Haf-
tungszusage an.
Der Auftraggeber ist entsprechend der in Nr. 22 AGB getroffenen Rege-
lung verpflichtet, der Sparkasse auf Verlangen bankmäßige Sicherheiten
oder Bardeckung zu stellen oder bestehende Sicherheiten zu verstärken,
wenn sich aufgrund nachträglich eingetretener oder bekannt gewordener
Umstände eine Veränderung der Risikolage ergibt.
Unbeschadet sonstiger Sicherstellungen sind zur Sicherung des Aufwen-
dungsersatzanspruches der Sparkasse alle Ansprüche an die Sparkasse
abgetreten, die dem Auftraggeber im Zusammenhang mit der Inanspruch-
nahme aus der Haftungszusage gegen den Begünstigten erwachsen. Die
Sparkasse wird die Rückabtretung der Ansprüche vornehmen, sobald sie
wegen aller ihrer Ansprüche gegen den Auftraggeber befriedigt ist.

8. Gerichtsstand
Ist der Auftraggeber ein Kaufmann, eine juristische Person des öffentli-
chen Rechts oder ein öffentlich-rechtliches Sondervermögen, kann die
Sparkasse an ihrem allgemeinen Gerichtsstand klagen und nur an
diesem Gerichtsstand verklagt werden.
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A  Garantierte Zahlungsformen 

I  Geltungsbereich 
Die von der Sparkasse ausgegebene Sparkassen-Card ist eine Debit-
karte. Der Karteninhaber kann die Sparkassen-Card (nachfolgend Debit-
karte genannt), soweit diese und die Terminals entsprechend ausgestat-
tet sind, für folgende Zahlungsdienste nutzen:

1  In Verbindung mit der persönlichen Geheimzahl (PIN) in 
deutschen Debitkartensystemen: 
(1) Zur Bargeldauszahlung an Geldautomaten im Rahmen des deutschen
Geldautomatensystems, die mit dem girocard-Logo gekennzeichnet sind.
(2) Zum Einsatz bei Handels- und Dienstleistungsunternehmen an auto-
matisierten Kassen im Rahmen des deutschen girocard-Systems, die mit
dem girocard-Logo gekennzeichnet sind (girocard-Terminals).
(3) Zum Aufladen der GeldKarte an
– Geldautomaten im Rahmen des deutschen Geldautomatensystems
– girocard-Terminals, die zusätzlich mit dem GeldKarte- und/oder dem

girogo-Logo gekennzeichnet sind, im Rahmen eines Bezahlvorgangs
mit der GeldKarte bis zu 25 Euro

– Terminals, die mit dem GeldKarte-Logo gekennzeichnet sind.
(4) Zum Aufladen eines Prepaid-Mobilfunk-Kontos, das ein Mobilfunknut-
zer bei einem Mobilfunkanbieter unterhält, an einem Geldautomaten,
sofern der Geldautomatenbetreiber diese Funktion anbietet und der
Mobilfunkanbieter an dem System teilnimmt.

2  In Verbindung mit der persönlichen Geheimzahl (PIN) in fremden 
Debitkartensystemen: 
(1) Zur Bargeldauszahlung an Geldautomaten im Rahmen eines fremden
Geldautomatensystems, soweit die Debitkarte entsprechend ausgestattet
ist.
(2) Zum Einsatz bei Handels- und Dienstleistungsunternehmen an auto-
matisierten Kassen im Rahmen eines fremden Systems, soweit die Debit-
karte entsprechend ausgestattet ist.
(3) Zum Aufladen eines Prepaid-Mobilfunk-Kontos, das ein Mobilfunknut-
zer bei einem Mobilfunkanbieter unterhält, an dem Geldautomaten eines
fremden Systems, sofern der Geldautomatenbetreiber diese Funktion
anbietet und der Mobilfunkanbieter an dem System teilnimmt.
(4) Die Akzeptanz der Debitkarte im Rahmen eines fremden Systems
erfolgt unter dem für das fremde System geltenden Akzeptanzlogo.

3  Ohne Einsatz der persönlichen Geheimzahl (PIN): 
(1) Zum kontaktlosen Einsatz bei Handels- und Dienstleistungsunterneh-
men an automatisierten Kassen im Rahmen des deutschen girocard-Sys-
tems, die mit dem girocard-Logo gekennzeichnet sind, bis 50 Euro pro
Bezahlvorgang, soweit an den automatisierten Kassen für den jeweiligen
kontaktlosen Einsatz nicht die Eingabe einer PIN verlangt wird. Zum kon-
taktlosen Einsatz bei Handels- und Dienstleistungsunternehmen an auto-
matisierten Kassen im Rahmen von fremden Debitkartensystemen bis zu
50 Euro  pro Bezahlvorgang,  soweit an den automatisierten Kassen für
den jeweiligen kontaktlosen Einsatz nicht die Eingabe einer PIN verlangt
wird. Sowie zum Einsatz bei elektronischen Fernzahlungsvorgängen über
das Internet bei Handels- und Dienstleistungsunternehmen (Online-
Handel) im Rahmen von fremden Debitkartensystemen. Die Akzeptanz
der Debitkarte im Rahmen eines fremden Systems erfolgt unter dem für
das fremde System geltenden Akzeptanzlogo.
(2) Als GeldKarte zum bargeldlosen Bezahlen an automatisierten Kassen
des Handels- und Dienstleistungsbereiches im Inland, die mit dem Geld-
Karte-Logo und/oder dem girogo-Logo gekennzeichnet sind (GeldKarte-
Terminals).
(3) Außerhalb der Erbringung von Zahlungsdiensten und ohne dass mit
der Funktion eine Garantie der Sparkasse verbunden ist, als Speicherme-
dium für Zusatzanwendungen
– der Sparkasse nach Maßgabe des mit der Sparkasse abgeschlosse-

nen Vertrages (bankgenerierte Zusatzanwendung) oder
– eines Handels- und Dienstleistungsunternehmens nach Maßgabe des

vom Karteninhaber mit diesem abgeschlossenen Vertrages (unterneh-
mensgenerierte Zusatzanwendung).

4  Aktualisierungsservice für Zahlungen im Online-Handel 
Zusätzlich wird die Sparkasse über Mastercard/Visa teilnehmenden 
Akzeptanzstellen, bei welchen der Karteninhaber zuvor seine Kartenda-
ten hinterlegt hat, aktualisierte Kartendaten (die letzten vier Ziffern der 
Kartennummer und das Ablaufdatum) zur Verfügung stellen (Aktualisie-
rungsservice), um z. B. Zahlungen für wiederkehrende Dienstleistungen 
und im Online-Handel auch nach einer Aktualisierung der Kartendaten 
automatisch zu ermöglichen.

II  Allgemeine Regeln 

1 Ausgabe der Debitkarte 
Die Debitkarte kann als physische Karte und zusätzlich als digitale Karte 
zur Speicherung auf einem Telekommunikations-, Digital- oder IT-Gerät 
(mobiles Endgerät) ausgegeben werden. Diese Kundenbedingungen 
gelten für beide Kartenformen gleichermaßen, es sei denn, es ist aus-
drücklich etwas anderes geregelt. Für die digitale Debitkarte sind ergän-
zend die Nutzungsvoraussetzungen und Hinweise für die digitale Spar-
kassen-Card (Debitkarte) zu beachten.
2  Karteninhaber und Vollmacht 
Die Debitkarte gilt für das auf ihr angegebene Konto. Sie kann nur auf 
den Namen des Kontoinhabers oder einer Person ausgestellt werden, 
der der Kontoinhaber Kontovollmacht erteilt hat. Wenn der Kontoinhaber 
die Kontovollmacht widerruft, ist er dafür verantwortlich, dass die an den 
Bevollmächtigten ausgegebenen Debitkarte an die Sparkasse zurückge-
geben wird. Die Sparkasse wird die Debitkarte nach Widerruf der Voll-
macht für die Nutzung an Geldautomaten und automatisierten Kassen 
sowie für die Aufladung der GeldKarte elektronisch sperren. Eine Sper-
rung einer unternehmensgenerierten Zusatzanwendung kommt nur 
gegenüber dem Unternehmen in Betracht, das die Zusatzanwendung in 
den Chip der Debitkarte eingespeichert hat, und ist nur dann möglich, 
wenn das Unternehmen die Möglichkeit zur Sperrung seiner Zusatzan-
wendung vorsieht. Die Sperrung einer bankgenerierten Zusatzanwen-
dung der Sparkasse kommt nur gegenüber der Sparkasse in Betracht 
und richtet sich nach dem mit der Sparkasse abgeschlossenen Vertrag. 
Solange die Rückgabe der Debitkarte nicht erfolgt ist, besteht die Mög-
lichkeit, dass sie weiterhin zum Verbrauch der noch in der GeldKarte 
gespeicherten Beträge verwendet wird. Auch eine Nutzung der auf der 
Debitkarte gespeicherten Zusatzanwendungen ist weiterhin möglich.

3  Finanzielle Nutzungsgrenze 
Der Karteninhaber darf Verfügungen mit seiner Debitkarte nur im 
Rahmen des Kontoguthabens oder einer eingeräumten Kontoüberzie-
hung vornehmen. Auch wenn der Karteninhaber diese Nutzungsgrenze 
bei seinen Verfügungen nicht einhält, ist die Sparkasse berechtigt, den 
Ersatz der Aufwendungen zu verlangen, die aus der Nutzung der Debit-
karte entstehen. Die Buchung solcher Verfügungen auf dem Konto führt 
zu einer geduldeten Kontoüberziehung.

4  Umrechnung von Fremdwährungsbeträgen 
Nutzt der Karteninhaber die Debitkarte für Verfügungen, die nicht auf 
Euro lauten, wird das Konto gleichwohl in Euro belastet. Die Bestimmung 
des Kurses bei Fremdwährungsgeschäften ergibt sich aus dem „Preis- 
und Leistungsverzeichnis“. Eine Änderung des in der Umrechnungsrege-
lung genannten Referenzwechselkurses wird unmittelbar und ohne vorhe-
rige Benachrichtigung des Kunden wirksam.

5  Rückgabe der Debitkarte 
Die Debitkarte bleibt im Eigentum der Sparkasse. Sie ist nicht übertrag-
bar. Die Debitkarte ist nur für den angegebenen Zeitraum gültig. Mit Aus-
händigung einer neuen, spätestens aber nach Ablauf der Gültigkeit der 
Debitkarte ist die Sparkasse berechtigt, die alte Debitkarte zurückzuver-
langen beziehungsweise die Löschung der digitalen Debitkarte zu verlan-
gen oder selbst zu veranlassen. Endet die Berechtigung, die Debitkarte in 
den ausgegebenen Kartenformen zu nutzen, vorher (z. B. durch Kündi-
gung der Kontoverbindung oder des Kartenvertrages), so hat der Karten-
inhaber die Debitkarte unverzüglich an die Sparkasse zurückzugeben 
beziehungsweise die digitale Debitkarte zu löschen. Ein zum Zeitpunkt 
der Rückgabe noch in der GeldKarte gespeicherter Betrag wird dem Kar-
teninhaber erstattet. Auf der Debitkarte befindliche unternehmensgene-
rierte Zusatzanwendungen hat der Karteninhaber bei dem Unternehmen, 
das die Zusatzanwendung auf die Debitkarte aufgebracht hat, unverzüg-
lich entfernen zu lassen. Die Möglichkeit zur weiteren Nutzung einer 
bankgenerierten Zusatzanwendung richtet sich nach dem Vertragsver-
hältnis zwischen dem Karteninhaber und der Sparkasse.

6  Sperre und Einziehung der Debitkarte 
(1) Die Sparkasse darf die Debitkarte sperren und den Einzug der Debit-
karte (z. B. an Geldautomaten) veranlassen beziehungsweise die
Löschung der digitalen Debitkarte verlangen oder selbst veranlassen,
– wenn sie berechtigt ist, den Kartenvertrag beziehungsweise die Nut-

zung der digitalen Debitkarte aus wichtigem Grund zu kündigen,
– wenn sachliche Gründe im Zusammenhang mit der Sicherheit der

Debitkarte dies rechtfertigen oder
– wenn der Verdacht einer nicht autorisierten oder betrügerischen Ver-

wendung der Debitkarte besteht.
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Darüber wird die Sparkasse den Karteninhaber unter Angabe der hierfür 
maßgeblichen Gründe möglichst vor, spätestens jedoch unverzüglich 
nach der Sperre oder Löschung unterrichten. Die Sparkasse wird die 
Debitkarte entsperren oder diese durch eine neue Debitkarte ersetzen, 
wenn die Gründe für die Sperre oder Löschung nicht mehr gegeben sind. 
Auch hierüber unterrichtet sie den Karteninhaber unverzüglich.
(2) Zum Zeitpunkt der Einziehung noch in der GeldKarte gespeicherte 
Beträge werden dem Karteninhaber erstattet.
(3) Befindet sich auf der Debitkarte für das Online-Banking ein TAN-
Generator oder eine Signaturfunktion, so hat die Sperre der Debitkarte 
auch eine Sperre der Funktion für das Online-Banking zur Folge.
(4) Hat der Karteninhaber auf einer eingezogenen Debitkarte eine 
Zusatzanwendung gespeichert, so hat der Einzug der Debitkarte zur 
Folge, dass er die Zusatzanwendung nicht mehr nutzen kann. Zum Zeit-
punkt der Einziehung in der Debitkarte gespeicherte unternehmensgene-
rierte Zusatzanwendungen kann der Karteninhaber vom kartenausgeben-
den Institut herausverlangen, nachdem dieses die Debitkarte von der 
Stelle, die die Debitkarte eingezogen hat, zur Verfügung gestellt bekom-
men hat. Die Sparkasse ist berechtigt, das Herausgabeverlangen in 
Bezug auf die unternehmensgenerierten Zusatzanwendungen dadurch zu 
erfüllen, dass sie dem Karteninhaber die um die Zahlungsverkehrsfunktio-
nen bereinigte Karte aushändigt. Die Möglichkeit zur weiteren Nutzung 
einer bankgenerierten Zusatzanwendung richtet sich nach den für jene 
Zusatz-anwendung geltenden Regeln.

7  Sorgfalts- und Mitwirkungspflichten des Karteninhabers 

7.1 Unterschrift 
Sofern die Debitkarte ein Unterschriftsfeld vorsieht, hat der Karteninhaber 
die Debitkarte nach Erhalt unverzüglich auf dem Unterschriftsfeld zu 
unterschreiben.

7.2 Sorgfältige Aufbewahrung und Sicherung der Debitkarte 
(1) Die Debitkarte ist mit besonderer Sorgfalt aufzubewahren, um zu ver-
hindern, dass sie abhanden kommt und missbräuchlich verwendet wird, 
da sie (z. B. im Rahmen des girocard-Systems) missbräuchlich eingesetzt 
werden kann. Sie darf insbesondere nicht unbeaufsichtigt im Kraftfahr-
zeug aufbewahrt werden. Darüber hinaus kann jeder, der im Besitz der 
Debitkarte ist, z. B. den in der GeldKarte gespeicherten Betrag verbrau-
chen oder Transaktionen an automatisierten Kassen ohne PIN bis zur 
Sperre tätigen.
(2) Soweit technisch möglich, soll der Karteninhaber den Zugang zu 
seinem mobilen Endgerät, auf dem die digitale Debitkarte gespeichert ist, 
mit einer für das mobile Endgerät bestimmten persönlichen Geheimzahl 
(Endgeräte-PIN) oder auf andere geeignete Weise (z. B. durch Fingerab-
druck) sichern.

7.3 Geheimhaltung der persönlichen Geheimzahl (PIN) 
Der Karteninhaber hat dafür Sorge zu tragen, dass keine andere Person 
Kenntnis von der persönlichen Geheimzahl (PIN) erlangt. Die PIN darf 
insbesondere nicht auf der Debitkarte vermerkt, bei einer digitalen Debit-
karte nicht in dem mobilen Endgerät gespeichert werden, das zur Nut-
zung der digitalen Debitkarte erforderlich ist, oder in anderer Weise 
zusammen mit der Debitkarte aufbewahrt werden. Denn jede Person, die 
die PIN kennt und in den Besitz der Debitkarte kommt, hat die Möglich-
keit, zulasten des auf der Debitkarte angegebenen Kontos Verfügungen 
zu tätigen (z. B. Geld an Geldautomaten abzuheben). Sofern der Karten-
inhaber eine digitale Debitkarte nutzt und der Zugriff auf das mobile End-
gerät durch eine vom Karteninhaber wählbare Endgeräte-PIN abgesichert 
werden kann, darf der Karteninhaber zur Absicherung des Zugriffs nicht 
dieselbe PIN verwenden, die für die Nutzung der digitalen Debitkarte 
erforderlich ist.

7.4 Unterrichtungs- und Anzeigepflichten 
(1) Stellt der Karteninhaber den Verlust oder Diebstahl seiner Debitkarte, 
des mobilen Endgeräts mit digitaler Debitkarte, die missbräuchliche Ver-
wendung oder eine sonstige nicht autorisierte Nutzung von Debitkarte 
oder PIN fest, so ist die Sparkasse unverzüglich zu benachrichtigen 
(Sperranzeige). Die Sperranzeige kann der Karteninhaber auch jederzeit 
gegenüber dem Zentralen Sperrannahmedienst (Telefon: 116 116 aus 
dem Inland und +49 116 116 aus dem Ausland [ggf. abweichende Län-
dervorwahl]) abgeben. In diesem Fall ist eine Kartensperre nur möglich, 
wenn der Name der Sparkasse – möglichst mit Bankleitzahl – und die 
Kontonummer oder International Bank Account Number (IBAN) angege-
ben werden. Der Zentrale Sperrannahmedienst sperrt die für das betref-
fende Konto ausgegebene physische Debitkarte und alle dazu gehören-
den digitalen Debitkarten für die weitere Nutzung an Geldautomaten und 
automatisierten Kassen, soweit der Karteninhaber nicht nur die Sperre 
der digitalen Debitkarte veranlasst. In anderen Fällen einer Beschränkung 
der Sperre auf die abhanden gekommene Debitkarte (z. B. Debitkarten 
von Bevollmächtigten) muss sich der Karteninhaber mit seiner Spar-
kasse, möglichst mit der kontoführenden Stelle, in Verbindung setzen. 
Der Karteninhaber hat jeden Diebstahl oder Missbrauch unverzüglich bei 
der Polizei anzuzeigen. 
(2) Hat der Karteninhaber den Verdacht, dass eine andere Person unbe-

rechtigt in den Besitz seiner Debitkarte gelangt ist, eine missbräuchliche 
Verwendung oder eine sonstige nicht autorisierte Nutzung von Debitkarte 
oder PIN vorliegt, muss er ebenfalls unverzüglich eine Sperranzeige 
abgeben.
(3) Bei Nutzung besonderer Authentifizierungsverfahren gemäß Nummer 
8 Satz 3 hat der Karteninhaber vor der Autorisierung die Übereinstim-
mung der zur Authentifizierung übermittelten Transaktionsdaten (z. B. 
Zahlbetrag, Datum) mit den für die Transaktion vorgesehenen Daten 
abzugleichen. Bei Feststellung von Abweichungen ist die Transaktion 
abzubrechen und der Verdacht auf missbräuchliche Verwendung der  
Sparkasse anzuzeigen. 
(4) Befindet sich auf der Debitkarte für das Online-Banking ein TAN-
Generator oder eine Signaturfunktion, so hat die Sperre der Debitkarte 
auch eine Sperre der Funktion für das Online-Banking zur Folge.
(5) Durch die Sperre der Debitkarte bei der Sparkasse beziehungsweise   
gegenüber dem Zentralen Sperrannahmedienst wird nicht der Zugang 
zum mobilen Endgerät gesperrt. Eine Sperrung der sonstigen Funktionen 
auf dem mobilen Endgerät kann nur gegenüber dem jeweiligen Anbieter 
dieser Funktionen erfolgen.
(6) Eine Sperrung einer unternehmensgenerierten Zusatzanwendung 
kommt nur gegenüber dem Unternehmen in Betracht, das die Zusatzan-
wendung in den Chip der Debitkarte eingespeichert hat, und ist nur dann 
möglich, wenn das Unternehmen die Möglichkeit zur Sperrung seiner 
Zusatzanwendung vorsieht. Die Sperrung einer bankgenerierten Zusatz-
anwendung kommt nur gegenüber der Sparkasse in Betracht und richtet 
sich nach dem mit der Sparkasse abgeschlossenen Vertrag.
(7) Der Kontoinhaber hat die Sparkasse unverzüglich nach Feststellung 
einer nicht autorisierten oder fehlerhaft ausgeführten Kartenverfügung zu 
unterrichten.

8  Autorisierung von Kartenzahlungen durch den Karteninhaber 
Mit dem Einsatz der Debitkarte durch Einführen der Debitkarte in das Ter-
minal oder bei kontaktlosen Bezahlvorgängen durch Heranführen der 
Debitkarte an das Terminal erteilt der Karteninhaber die Zustimmung 
(Autorisierung) zur Ausführung der Kartenzahlung. Soweit dafür zusätz-
lich die Eingabe der PIN erforderlich ist, wird die Zustimmung erst mit 
deren Eingabe erteilt. Wenn beim Einsatz der Debitkarte im Online-
Handel besondere Authentifizierungsverfahren gefordert werden, sind 
diese zu nutzen. Weitere Informationen über die von der Sparkasse 
unterstützten Authentifizierungsverfahren und Hinweise zum Bezahlen im 
Internet sind in den Geschäftsräumen der Sparkasse verfügbar sowie auf 
ihrer Internetseite abrufbar. 
Ausnahmsweise können gegenüber Vertragsunternehmen im Rahmen 
eines fremden Debitkartensystems die geforderten Kartendaten z. B. über 
das Telefon angegeben werden.  
In der Autorisierung ist zugleich die ausdrückliche Zustimmung enthalten, 
dass die Sparkasse die für die Ausführung der Kartenzahlung notwendi-
gen personenbezogenen Daten des Karteninhabers verarbeitet, übermit-
telt und speichert. Nach Erteilung der Zustimmung kann der Karteninha-
ber die Kartenzahlung nicht mehr widerrufen.

9  Sperrung eines verfügbaren Geldbetrags  
Die Sparkasse ist berechtigt, auf dem Zahlungskonto des Kontoinhabers 
einen im Rahmen der finanziellen Nutzungsgrenze (Abschnitt A II 
Nummer 3) verfügbaren Geldbetrag zu sperren, wenn
– der Zahlungsvorgang vom Zahlungsempfänger ausgelöst worden ist 

und
– der Karteninhaber auch der genauen Höhe des zu sperrenden Geldbe-

trags zugestimmt hat.
Den gesperrten Geldbetrag gibt die Sparkasse unbeschadet sonstiger 
gesetzlicher oder vertraglicher Rechte unverzüglich frei, nachdem ihr der 
genaue Zahlungsbetrag mitgeteilt worden ist.

10  Ablehnung von Kartenzahlungen durch die Sparkasse 
Die Sparkasse ist berechtigt, die Kartenzahlung abzulehnen, wenn
– der Karteninhaber die Autorisierung der Kartenzahlung nicht gemäß 

Abschnitt A II Nummer 8 erteilt hat,
– der für die Kartenzahlung vereinbarte Verfügungsrahmen oder die 

finanzielle Nutzungsgrenze nicht eingehalten ist oder
– die Debitkarte gesperrt ist.
Hierüber wird der Karteninhaber im Rahmen des Bezahlvorgangs 
unterrichtet.

11  Entgelte und deren Änderung 
(1) Die vom Kontoinhaber gegenüber der Sparkasse geschuldeten Ent-
gelte ergeben sich aus dem „Preis- und Leistungsverzeichnis“ der 
Sparkasse.
(2) Für den Ersatz einer verlorenen, gestohlenen, missbräuchlich verwen-
deten oder sonst nicht autorisiert genutzten Debitkarte ist die Sparkasse 
berechtigt, im Rahmen des § 675I Absatz 1 des Bürgerlichen Gesetzbu-
ches dem Kontoinhaber das im „Preis- und Leistungsverzeichnis“ der 
Sparkasse ausgewiesene Entgelt zu berechnen, sofern der Karteninha-
ber die Umstände, die zum Ersatz der Debitkarte geführt haben, zu ver-
treten hat und die Sparkasse nicht zur Ausstellung einer Ersatzkarte ver-
pflichtet ist. Wenn darüber hinaus Entgelte für den Ersatz einer Debitkarte 
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in anderen Fällen durch die Sparkasse erhoben werden, ergeben sich 
diese aus dem „Preis- und Leistungsverzeichnis“ der Sparkasse.
(3) Änderungen der Entgelte werden dem Kontoinhaber spätestens zwei 
Monate vor dem Zeitpunkt ihres Wirksamwerdens in Textform angeboten. 
Hat der Kontoinhaber mit der Sparkasse im Rahmen der Geschäftsbezie-
hung einen elektronischen Kommunikationsweg vereinbart, können die 
Änderungen auch auf diesem Wege angeboten werden. Die von der 
Sparkasse angebotenen Änderungen werden nur wirksam, wenn der 
Kontoinhaber diese annimmt. Eine Vereinbarung über die Änderung 
eines Entgelts, das auf eine über die Hauptleistung hinausgehende Zah-
lung des Kontoinhabers gerichtet ist, kann die Sparkasse mit dem Konto-
inhaber nur ausdrücklich treffen. Die Änderung von Entgelten für den 
Zahlungsdiensterahmenvertrag (Girovertrag) richtet sich nach Nr. 17 Abs. 
6 AGB-Sparkassen.
(4) Bei Entgelten und deren Änderung für Zahlungen von Kontoinhabern, 
die nicht Verbraucher sind, verbleibt es bei den Regelungen in Nummer 
17 Absätze 2 bis 6 AGB-Sparkassen.

12  Information des Kontoinhabers über die Kartenverfügung 
Die Sparkasse unterrichtet den Kontoinhaber mindestens einmal monat-
lich über die mit der Debitkarte getätigten Verfügungen auf dem für Kon-
toinformationen vereinbarten Weg. Mit Kontoinhabern, die nicht Verbrau-
cher sind, kann die Art und Weise sowie die zeitliche Folge der Unterrich-
tung gesondert vereinbart werden. Über die mit der GeldKarte getätigten 
einzelnen Bezahlvorgänge und den Zahlungsempfänger unterrichtet die 
Sparkasse den Kontoinhaber nicht. Die mit der GeldKarte getätigten 
Bezahlvorgänge kann der Karteninhaber mithilfe eines Chipkartenlesers 
nachvollziehen.

13  Erstattungs-, Berichtigungs- und Schadensersatzansprüche des 
Kontoinhabers 

13.1 Erstattung bei nicht autorisierter Kartenverfügung 
Im Falle einer nicht autorisierten Kartenverfügung, z. B. im Rahmen der
– Bargeldauszahlung an einem Geldautomaten,
– Verwendung der Debitkarte an automatisierten Kassen von Handels- 

und Dienstleistungsunternehmen und/oder im Online-Handel,
– Aufladung der GeldKarte mit PIN-Eingabe,
– Verwendung der Debitkarte zum Aufladen eines Prepaid-Mobilfunk-

Kontos,
hat die Sparkasse gegen den Kontoinhaber keinen Anspruch auf Erstat-
tung ihrer Aufwendungen. Die Sparkasse ist verpflichtet, dem Kontoinha-
ber den Betrag ungekürzt zu erstatten. Wurde der Betrag dem Konto 
belastet, bringt die Sparkasse dieses wieder auf den Stand, auf dem es 
sich ohne die nicht autorisierte Kartenverfügung befunden hätte. Diese 
Verpflichtung ist unverzüglich, spätestens bis zum Ende des Geschäfts-
tags gemäß „Preis- und Leistungsverzeichnis“ zu erfüllen, der auf den 
Tag folgt, an welchem der Sparkasse angezeigt wurde, dass die Karten-
verfügung nicht autorisiert ist oder die Sparkasse auf andere Weise 
davon Kenntnis erhalten hat. Hat die Sparkasse einer zuständigen 
Behörde berechtigte Gründe für den Verdacht, dass ein betrügerisches 
Verhalten des Kunden vorliegt, schriftlich mitgeteilt, hat die Sparkasse 
ihre Verpflichtung aus Satz 2 unverzüglich zu prüfen und zu erfüllen, 
wenn sich der Betrugsverdacht nicht bestätigt.

13.2 Ansprüche bei nicht erfolgter oder fehlerhafter Ausführung 
einer autorisierten Kartenverfügung 
(1) Im Falle einer nicht erfolgten oder fehlerhaften Ausführung einer auto-
risierten Kartenverfügung, z. B. im Rahmen der
– Bargeldauszahlung an einem Geldautomaten,
– Verwendung der Debitkarte an automatisierten Kassen von Handels- 

und Dienstleistungsunternehmen und/oder im Online-Handel,
– Aufladung der GeldKarte mit PIN-Eingabe,
– Verwendung der Debitkarte zum Aufladen eines Prepaid-Mobilfunk-

Kontos
kann der Kontoinhaber von der Sparkasse die unverzügliche und unge-
kürzte Erstattung des Verfügungsbetrages insoweit verlangen, als die 
Kartenverfügung nicht erfolgte oder fehlerhaft war. Wurde der Betrag dem 
Konto belastet, bringt die Sparkasse dieses wieder auf den Stand, auf 
dem es sich ohne die nicht erfolgte oder fehlerhafte Kartenverfügung 
befunden hätte.
(2) Der Kontoinhaber kann über den Absatz 1 hinaus von der Sparkasse 
die Erstattung der Entgelte und Zinsen insoweit verlangen, als ihm diese 
im Zusammenhang mit der nicht erfolgten oder fehlerhaften Ausführung 
der autorisierten Kartenverfügung in Rechnung gestellt oder seinem 
Konto belastet wurden.
(3) Wurde eine autorisierte Kartenverfügung nicht oder fehlerhaft ausge-
führt, wird die Sparkasse die Kartenverfügung auf Verlangen des Karten-
inhabers nachvollziehen und ihn über das Ergebnis unterrichten.

13.3 Schadensersatzansprüche des Kontoinhabers 
Im Falle einer nicht autorisierten Kartenverfügung oder im Falle einer 
nicht erfolgten oder fehlerhaften Ausführung einer autorisierten Karten-
verfügung kann der Kontoinhaber von der Sparkasse einen Schaden, der 
nicht bereits von Abschnitt A II Nummern 13.1 oder 13.2 erfasst ist, 
ersetzt verlangen. Dies gilt nicht, wenn die Sparkasse die Pflichtverlet-

zung nicht zu vertreten hat. Die Sparkasse hat hierbei ein Verschulden, 
das einer zwischengeschalteten Stelle zur Last fällt, wie eigenes Ver-
schulden zu vertreten, es sei denn, dass die wesentliche Ursache bei 
einer zwischengeschalteten Stelle liegt, die der Karteninhaber vorgege-
ben hat. Handelt es sich bei dem Kontoinhaber nicht um einen Verbrau-
cher oder erfolgt der Einsatz der Debitkarte in einem Land außerhalb 
Deutschlands und des Europäischen Wirtschaftsraumes, beschränkt sich 
die Haftung der Sparkasse für das Verschulden einer an der Abwicklung 
des Zahlungsvorgangs beteiligten Stelle auf die sorgfältige Auswahl und 
Unterweisung einer solchen Stelle. Hat der Karteninhaber durch ein 
schuldhaftes Verhalten zur Entstehung des Schadens beigetragen, 
bestimmt sich nach den Grundsätzen des Mitverschuldens, in welchem 
Umfang Sparkasse und Kontoinhaber den Schaden zu tragen haben. Die 
Haftung nach diesem Absatz ist auf 12.500 Euro je Kartenverfügung 
begrenzt. Diese betragsmäßige Haftungsbeschränkung gilt nicht
– für nicht autorisierte Kartenverfügungen,
– bei Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit der Sparkasse,
– für Gefahren, die die Sparkasse besonders übernommen hat, und
– für den dem Kontoinhaber entstandenen Zinsschaden, soweit der Kon-

toinhaber Verbraucher ist.

13.4 Haftungs- und Einwendungsausschluss 
(1) Ansprüche gegen die Sparkasse nach Abschnitt A II Nummern 13.1 
bis 13.3 sind ausgeschlossen, wenn der Kontoinhaber die Sparkasse 
nicht spätestens 13 Monate nach dem Tag der Belastung mit der Karten-
verfügung darüber unterrichtet hat, dass es sich um eine nicht autori-
sierte, nicht erfolgte oder fehlerhafte Kartenverfügung handelt. Der Lauf 
der 13-monatigen Frist beginnt nur, wenn die Sparkasse den Kontoinha-
ber über die aus der Kartenverfügung resultierende Belastungsbuchung 
entsprechend dem für Kontoinformationen vereinbarten Weg spätestens 
innerhalb eines Monats nach der Belastungsbuchung unterrichtet hat; 
anderenfalls ist für den Fristbeginn der Tag der Unterrichtung maßgeb-
lich. Haftungsansprüche nach Abschnitt A II Nummer 13.3 kann der Kon-
toinhaber auch nach Ablauf der Frist in Satz 1 geltend machen, wenn er 
ohne Verschulden an der Einhaltung dieser Frist verhindert war.
(2) Ansprüche des Kontoinhabers gegen die Sparkasse sind ausge-
schlossen, wenn die einen Anspruch begründenden Umstände
– auf einem ungewöhnlichen und unvorhersehbaren Ereignis beruhen, 

auf das die Sparkasse keinen Einfluss hat, und dessen Folgen trotz 
Anwendung der gebotenen Sorgfalt von ihr nicht hätten vermieden 
werden können, oder

– von der Sparkasse aufgrund einer gesetzlichen Verpflichtung herbeige-
führt wurden.

14  Haftung des Kontoinhabers für nicht autorisierte 
Kartenverfügungen 

14.1 Haftung des Kontoinhabers bis zur Sperranzeige 
(1) Verliert der Karteninhaber seine Debitkarte oder PIN, werden sie ihm 
gestohlen oder kommen sie sonst abhanden oder werden diese sonst 
missbräuchlich verwendet und kommt es dadurch zu nicht autorisierten 
Kartenverfügungen im Rahmen der
– Bargeldauszahlung an einem Geldautomaten,
– Verwendung der Debitkarte an automatisierten Kassen von Handels- 

und Dienstleistungsunternehmen und/oder im Online-Handel,
– Aufladung der GeldKarte mit PIN-Eingabe,
– Verwendung der Debitkarte zum Aufladen eines Prepaid-Mobilfunk-

Kontos,
haftet der Kontoinhaber für Schäden, die bis zum Zeitpunkt der Sperran-
zeige verursacht werden, in Höhe von maximal 50 Euro. Die Haftung 
nach Absatz 6 für Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit sowie für Handeln in 
betrügerischer Absicht bleibt unberührt.
(2) Der Kontoinhaber haftet nicht nach Absatz 1, wenn
– es dem Karteninhaber nicht möglich gewesen ist, den Verlust, den 

Diebstahl, das Abhandenkommen oder eine sonstige missbräuchliche 
Verwendung der Debitkarte oder der PIN vor der nicht autorisierten 
Kartenverfügung zu bemerken, oder

– der Verlust der Debitkarte durch einen Angestellten, einen Agenten, 
eine Zweigstelle der Sparkasse oder eine sonstige Stelle, an die Tätig-
keiten der Sparkasse ausgelagert wurden, verursacht worden ist.

Die Haftung nach Absatz 6 für Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit sowie für 
Handeln in betrügerischer Absicht bleibt unberührt.
(3) Handelt es sich bei dem Kontoinhaber nicht um einen Verbraucher 
oder erfolgt der Einsatz der Debitkarte außerhalb des Europäischen Wirt-
schaftsraums, trägt der Kontoinhaber den aufgrund nicht autorisierter 
Kartenverfügungen entstehenden Schaden nach Absatz 1 auch über 
einen Betrag von maximal 50 Euro hinaus, wenn der Karteninhaber die 
ihm nach diesen Bedingungen obliegenden Pflichten fahrlässig verletzt 
hat. Hat die Sparkasse durch eine Verletzung ihrer Pflichten zur Entste-
hung des Schadens beigetragen, haftet die Sparkasse für den entstande-
nen Schaden im Umfang des von ihr zu vertretenden Mitverschuldens.
(4) Die Sparkasse verzichtet auf die Schadensbeteiligung durch den Kon-
toinhaber in Höhe von maximal 50 Euro gemäß vorstehendem Absatz 1 
und übernimmt alle Schäden, die durch nicht autorisierte Zahlungsvor-
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gänge bis zum Eingang der Sperranzeige entstanden sind, wenn der Kar-
teninhaber seine ihm gemäß Abschnitt A II Nummer 7.1 bis 7.4 obliegen-
den Sorgfalts- und Mitwirkungspflichten nicht in betrügerischer Absicht, 
vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt hat. Eine Übernahme des vom 
Kontoinhaber zu tragenden Schadens durch die Sparkasse erfolgt nur, 
wenn der Kontoinhaber die Voraussetzungen der Haftungsentlastung 
glaubhaft darlegt und Anzeige bei der Polizei erstattet.
(5) Der Kontoinhaber ist nicht zum Ersatz des Schadens nach den Absät-
zen 1 und 3 verpflichtet, wenn der Karteninhaber die Sperranzeige nicht 
abgeben konnte, weil die Sparkasse nicht die Möglichkeit zur Entgegen-
nahme der Sperranzeige sichergestellt hatte und der Schaden dadurch 
eingetreten ist.
(6) Kommt es vor der Sperranzeige zu nicht autorisierten Kartenverfügun-
gen und hat der Karteninhaber seine Sorgfaltspflichten nach diesen 
Bedingungen vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt oder in betrügeri-
scher Absicht gehandelt, trägt der Kontoinhaber den hierdurch entstande-
nen Schaden in vollem Umfang. Grobe Fahrlässigkeit des Karteninhabers 
kann insbesondere dann vorliegen, wenn er
– den Verlust, Diebstahl oder die missbräuchliche Verfügung der Spar-

kasse oder dem Zentralen Sperrannahmedienst schuldhaft nicht unver-
züglich mitgeteilt hat, nachdem er hiervon Kenntnis erlangt hat,

– die persönliche Geheimzahl auf der physischen Debitkarte vermerkt 
oder zusammen mit der physischen Debitkarte verwahrt hat,

– die persönliche Geheimzahl der digitalen Debitkarte auf dem mobilen 
Endgerät gespeichert hat oder

– die persönliche Geheimzahl einer anderen Person mitgeteilt hat und 
der Missbrauch dadurch verursacht worden ist.

Die Haftung für Schäden, die innerhalb des Zeitraums, für den der Verfü-
gungsrahmen gilt, verursacht werden, beschränkt sich jeweils auf den für 
die Debitkarte geltenden Verfügungsrahmen.
(7) Hat die Sparkasse beim Einsatz der Debitkarte eine starke Kunden-
authentifizierung im Sinne des § 1 Absatz 24 Zahlungsdiensteaufsichtsge-
setz (ZAG) nicht verlangt oder hat der Zahlungsempfänger oder sein Zah-
lungsdienstleister diese nicht akzeptiert, obwohl die Sparkasse nach § 55 
ZAG zur starken Kundenauthentifizierung verpflichtet ist, bestimmt sich die 
Haftung des Karteninhabers und der Sparkasse abweichend von den 
Absätzen 1 bis 6 nach § 675v Absatz 4 des Bürgerlichen Gesetzbuches.

14.2 Haftung des Kontoinhabers ab Sperranzeige 
Sobald der Sparkasse oder dem Zentralen Sperrannahmedienst der Ver-
lust oder Diebstahl der Debitkarte, die missbräuchliche Verwendung oder 
eine sonstige nicht autorisierte Nutzung von Debitkarte oder PIN ange-
zeigt wurde, übernimmt die Sparkasse alle danach durch Verfügungen, 
z. B. im Rahmen der
– Bargeldauszahlung an einem Geldautomaten,
– Verwendung der Debitkarte an automatisierten Kassen von Handels- 

und Dienstleistungsunternehmen und/oder im Online-Handel,
– Aufladung der GeldKarte mit PIN-Eingabe,
– Verwendung der Debitkarte zum Aufladen eines Prepaid-Mobilfunk-

Kontos,
entstehenden Schäden. 
Handelt der Karteninhaber in betrügerischer Absicht, trägt der Kontoinha-
ber auch die nach der Sperranzeige entstehenden Schäden.

15 Kündigung 
Die Sparkasse ist berechtigt, die Nutzung der digitalen Debitkarte mit 
einer Frist von mindestens zwei Monaten zu kündigen. Der Karteninhaber 
ist hierzu jederzeit ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist berechtigt. Im 
Übrigen bleiben die Kündigungsrechte nach Nummer 26 Absatz 1 AGB 
Sparkassen unberührt.

III  Besondere Regeln für einzelne Nutzungsarten 

1  Geldautomaten-Service und Einsatz an automatisierten Kassen 
von Handels- und Dienstleistungsunternehmen

1.1 Verfügungsrahmen der Debitkarte 
Verfügungen an Geldautomaten, automatisierten Kassen und die Aufla-
dung der GeldKarte sind für den Karteninhaber nur im Rahmen des für 
die Debitkarte geltenden Verfügungsrahmens möglich. Bei jeder Nutzung  
an Geldautomaten und automatisierten Kassen wird geprüft, ob der Ver-
fügungsrahmen der Debitkarte durch vorangegangene Verfügungen 
bereits ausgeschöpft ist. Verfügungen, mit denen der Verfügungsrahmen 
der Debitkarte überschritten würde, werden unabhängig vom aktuellen 
Kontostand und einem etwa vorher zum Konto eingeräumten Kredit abge-
wiesen. Der Karteninhaber darf den Verfügungsrahmen der Debitkarte 
nur im Rahmen des Kontoguthabens oder eines vorher für das Konto ein-
geräumten Kredits in Anspruch nehmen. Der Kontoinhaber kann mit der 
kontoführenden Stelle eine Änderung des Verfügungsrahmens der Debit-
karte und für alle zu seinem Konto ausgegebenen Debitkarten vereinba-
ren. Ein Bevollmächtigter, der eine Debitkarte erhalten hat, kann nur eine 
Herabsetzung für diese Debitkarte vereinbaren.

1.2 Fehleingabe der Geheimzahl 
Die Debitkarte kann an Geldautomaten sowie an automatisierten Kassen, 
an denen im Zusammenhang mit der Verwendung der Debitkarte die PIN 

eingegeben werden muss, nicht mehr eingesetzt werden, wenn die per-
sönliche Geheimzahl dreimal hintereinander falsch mit einer oder beiden 
Kartenformen eingegeben wurde. Der Karteninhaber sollte sich in diesem 
Fall mit seiner Sparkasse, möglichst mit der kontoführenden Stelle, in 
Verbindung setzen.

1.3 Zahlungsverpflichtung der Sparkasse; Reklamationen 
Die Sparkasse ist gegenüber den Betreibern von Geldautomaten und 
automatisierten Kassen vertraglich verpflichtet, die Beträge, über die 
unter Verwendung der an den Karteninhaber ausgegebenen Debitkarte 
verfügt wurde, an die Betreiber zu vergüten. Einwendungen und sonstige 
Beanstandungen des Karteninhabers aus dem Vertragsverhältnis zu dem 
Unternehmen, bei dem bargeldlos an einer automatisierten Kasse bezahlt 
worden ist, sind unmittelbar gegenüber diesem Unternehmen geltend zu 
machen.

1.4  Vorauswahl an automatisierten Kassen 
Die Handels- und Dienstleistungsunternehmen haben die Möglichkeit, 
bei den von ihnen akzeptierten Debitkarten in ihren automatisierten 
Kassen Mechanismen zu installieren, die eine Vorauswahl einer 
bestimmten Zahlungsmarke oder Zahlungsanwendung treffen. Dabei 
dürfen sie den Karteninhaber nicht daran hindern, sich über diese Vor-
auswahl hinwegzusetzen.

2  GeldKarte 

2.1 Servicebeschreibung 
Die mit einem Chip ausgestattete Debitkarte kann auch als GeldKarte 
(nachfolgend GeldKarte genannt) eingesetzt werden. Der Karteninhaber 
kann an GeldKarte-Terminals des Handels- und Dienstleistungsbereiches 
im Inland bargeldlos bezahlen.

2.2 Aufladen und Entladen der GeldKarte 
(1) Der Karteninhaber kann seine GeldKarte an den mit dem GeldKarte-
Logo gekennzeichneten Terminals und an Geldautomaten im Rahmen 
des deutschen Geldautomatensystems innerhalb des ihm von seiner 
Sparkasse eingeräumten Verfügungsrahmens (Abschnitt A III 
Nummer 1.1) zulasten des auf der Debitkarte angegebenen Kontos bis zu 
einem Betrag von maximal 200 Euro aufladen. Darüber hinaus kann die 
GeldKarte im Rahmen eines Bezahlvorgangs mit der GeldKarte bis zu 
25 Euro auch an girocard-Terminals, die zusätzlich mit dem GeldKarte- 
und/oder dem girogo-Logo gekennzeichnet sind, um den am Terminal 
angezeigten Betrag aufgeladen werden. Der Karteninhaber kann seine 
GeldKarte auch gegen Bargeld sowie im Zusammenwirken mit einer 
anderen Debitkarte zulasten des Kontos, über das die Umsätze mit dieser 
Debitkarte abgerechnet werden, aufladen.
(2) Benutzt der Karteninhaber seine Debitkarte, um seine GeldKarte oder 
die GeldKarte eines anderen aufzuladen, so ist die persönliche Geheim-
zahl (PIN) am Terminal einzugeben. Die Auflademöglichkeit besteht nicht 
mehr, wenn die PIN dreimal hintereinander falsch eingegeben wurde. Der 
Karteninhaber sollte sich in diesem Fall mit seiner Sparkasse, möglichst 
mit der kontoführenden Stelle, in Verbindung setzen.
(3) Aufgeladene Beträge, über die der Karteninhaber nicht mehr mittels 
GeldKarte verfügen möchte, können bei der kartenausgebenden Spar-
kasse und an Geldautomaten der Sparkassen entladen werden. Bei einer 
Funktionsunfähigkeit der GeldKarte erstattet die kartenausgebende Spar-
kasse dem Karteninhaber den nicht verbrauchten Betrag.

2.3 Sofortige Kontobelastung des Ladebetrages 
Benutzt der Karteninhaber seine Debitkarte, um seine GeldKarte oder die 
GeldKarte eines anderen aufzuladen, so wird der Ladebetrag dem Konto, 
das auf der Debitkarte angegeben ist, belastet.

2.4 Zahlungsvorgang mittels GeldKarte 
(1) Beim Bezahlen mit der GeldKarte ist die PIN nicht einzugeben. Bei 
jedem Bezahlvorgang vermindert sich der in der GeldKarte gespeicherte 
Betrag um den verfügten Betrag.
(2) An den GeldKarte-/girogo-Terminals des Handels- und Dienstleis-
tungsbereichs, die zusätzlich mit dem girocard-Logo gekennzeichnet sind 
und deshalb auch Verfügungen im Rahmen des girocard-Systems unter-
stützen, kann die GeldKarte zum bargeldlosen Bezahlen ohne PIN-Ein-
gabe nur bis zu 25 Euro pro Verfügung eingesetzt werden. Höhere Verfü-
gungen können an diesen Terminals nur als girocard-Zahlung mit PIN-
Eingabe erfolgen.
(3) An allen ausschließlich mit dem GeldKarte- und/oder dem girogo-Logo 
gekennzeichneten Terminals sind Verfügungen mit der GeldKarte im 
Rahmen des gespeicherten Guthabens auch über 25 Euro ohne PIN-Ein-
gabe möglich.

2.5 Sorgfältige Aufbewahrung der GeldKarte 
Die GeldKarte ist mit besonderer Sorgfalt aufzubewahren, um zu verhin-
dern, dass sie abhanden kommt oder missbräuchlich verwendet wird. Sie 
darf insbesondere nicht unbeaufsichtigt im Kraftfahrzeug aufbewahrt 
werden. Jeder, der im Besitz der GeldKarte ist, kann den in der GeldKarte 
gespeicherten Betrag verbrauchen.
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2.6 Haftung des Karteninhabers für den in der GeldKarte 
gespeicherten Betrag 
Eine Sperre der GeldKarte für das Bezahlen an automatisierten Kassen 
ist nicht möglich. Bei Verlust, Diebstahl sowie im Falle der missbräuchli-
chen Verwendung oder einer sonstigen nicht autorisierten Nutzung der 
GeldKarte zum Bezahlen an automatisierten Kassen erstattet die Spar-
kasse den in der GeldKarte zu diesem Zeitpunkt gespeicherten Betrag 
nicht, denn jeder, der im Besitz der Debitkarte ist, kann den in der Geld-
Karte gespeicherten Betrag ohne Einsatz der PIN verbrauchen.

2.7 Automatischer Ladeauftrag GeldKarte 
Zusätzlich zu den in Abschnitt A III Nummer 2.2 genannten Auflademög-
lichkeiten kann die GeldKarte aufgrund gesonderter Vereinbarung mit der 
Sparkasse (automatischer Ladeauftrag) an girocard-Terminals, die 
zusätzlich mit dem GeldKarte- und/oder dem girogo-Logo gekennzeichnet 
sind, ohne PIN-Eingabe automatisch um den jeweils vereinbarten Betrag 
zulasten des vereinbarten Kontos aufgeladen werden, wenn die Geld-
Karte an diesen Terminals für einen Bezahlvorgang bis zu 25 Euro einge-
setzt wird und das auf der GeldKarte gespeicherte Guthaben für diesen 
Bezahlvorgang nicht ausreicht.

2.7.1 Ausführung 
Der automatische Ladeauftrag wird einmal pro Kalendertag zulasten des 
vereinbarten Kontos ausgeführt, sofern die vereinbarten Ausführungs- 
voraussetzungen erfüllt sind und ein zur Ausführung des Ladevorgangs 
ausreichendes Guthaben auf dem vereinbarten Konto vorhanden oder ein 
ausreichender Kredit eingeräumt ist. Für diesen Aufladevorgang ist keine 
PIN-Eingabe erforderlich. 
Die Ausführung des Ladeauftrags wird dem Karteninhaber durch die 
Anzeige des aufgeladenen Betrags am Terminal angezeigt.

2.7.2 Anzeige- und Unterrichtungspflicht 
Stellt der Karteninhaber den Verlust oder Diebstahl seiner GeldKarte, die 
missbräuchliche Verwendung oder eine sonstige nicht autorisierte Nut-
zung der GeldKarte zum Bezahlen an automatisierten Kassen fest, so ist 
die Sparkasse unverzüglich zu benachrichtigen, um den automatischen 
Ladeauftrag zu widerrufen (Widerrufsanzeige). Der Karteninhaber kann 
die Widerrufsanzeige auch jederzeit gegenüber dem Zentralen Sperran-
nahmedienst (Telefon: 116 116 aus dem Inland und +49 116 116 aus 
dem Ausland [ggf. abweichende Ländervorwahl]) abgeben, um damit 
zugleich auch eine Sperre der Debitkarte nach Abschnitt A II Nummer 7.4 
dieser Bedingungen zu veranlassen. In diesem Fall müssen die Konto-
nummer und der Name der Sparkasse angegeben werden. Der Kontoin-
haber hat die Sparkasse unverzüglich nach Feststellung eines nicht auto-
risierten oder fehlerhaft ausgeführten automatischen Ladeauftrags zu 
unterrichten.

2.7.3 Haftung des Kontoinhabers bis zur Widerrufsanzeige für 
weitere Aufladevorgänge 
(1) Für Schäden durch missbräuchliche Aufladevorgänge bis zum Zeit-
punkt der Widerrufsanzeige haftet der Kontoinhaber im Rahmen des Ver-
schuldens in Höhe des vereinbarten täglichen Ladebetrags pro Kalender-
tag insgesamt maximal bis zu 50 Euro. Hat die Sparkasse durch eine 
Verletzung ihrer Pflichten zur Entstehung des Schadens beigetragen, 
haftet sie für den entstandenen Schaden im Umfang des von ihr zu ver-
tretenden Mitverschuldens.

(2) Die Sparkasse verzichtet auf die Schadensbeteiligung durch den Kon-
toinhaber in Höhe von maximal 50 Euro gemäß vorstehendem Absatz 1 
und übernimmt alle Schäden durch missbräuchliche Aufladevorgänge der 
GeldKarte, die bis zum Zeitpunkt der Widerrufsanzeige erfolgt sind, wenn 
der Karteninhaber seine ihm gemäß Abschnitt A III Nummern 2.5 und 
2.7.2 obliegenden Sorgfaltspflichten nicht in betrügerischer Absicht, vor-
sätzlich oder grob fahrlässig verletzt hat. Eine Übernahme des vom Kon-
toinhaber zu tragenden Schadens durch die Sparkasse erfolgt nur, wenn 
der Kontoinhaber die Voraussetzungen der Haftungsentlastung glaubhaft 
darlegt und Anzeige bei der Polizei erstattet.

2.7.4 Haftung des Kontoinhabers ab Widerrufsanzeige für weitere 
Aufladevorgänge 
Sobald der Sparkasse der Verlust oder Diebstahl der GeldKarte, die 
missbräuchliche Verwendung oder eine sonst nicht autorisierte Nutzung 
angezeigt wurde, haftet der Kontoinhaber nicht für danach durch miss-
bräuchliche Verfügungen mit der GeldKarte ausgelöste weitere Auflade-
vorgänge. Die Haftung nach vorstehendem Absatz Abschnitt A III 
Nummer 2.6 für den vor der Widerrufsanzeige in der GeldKarte gespei-
cherten Betrag bleibt unberührt.  
Handelt der Karteninhaber in betrügerischer Absicht, trägt der Kontoinha-
ber auch die nach der Widerrufsanzeige entstehenden Schäden.

3  Aufladen von Prepaid-Mobilfunk-Konten 

3.1 Servicebeschreibung 
Unter Verwendung seiner Debitkarte und der persönlichen Geheimzahl 
(PIN) kann der Karteninhaber ein Prepaid-Mobilfunk-Konto eines Mobil-
funkanbieters, auf dem vorausbezahlte Telefonwerteinheiten verbucht 
werden, an Geldautomaten der Sparkassen innerhalb des ihm von seiner 

Sparkasse eingeräumten Verfügungsrahmens (Abschnitt A III Nummer 
1.1) zulasten des auf der Debitkarte angegebenen Kontos aufladen. Vor-
aussetzung ist, dass der vom Karteninhaber gewählte Geldautomat über 
eine entsprechende Ladefunktion verfügt und der Mobilfunkanbieter, der 
das Prepaid-Mobilfunk-Konto führt, das aufgeladen werden soll, an dem 
System teilnimmt. Zum Aufladen eines Prepaid-Mobilfunk-Kontos hat der 
Karteninhaber am Display des Geldautomaten den Menüpunkt zum Auf-
laden des Prepaid-Mobilfunk-Kontos zu wählen, die Mobilfunk-Telefon-
nummer („Handy-Nummer“) einzugeben und einen angezeigten Auflade-
betrag zu wählen. Nach Autorisierung der Ladetransaktionen durch die 
Sparkasse des Karteninhabers wird das Prepaid-Mobilfunk-Konto beim 
Mobilfunkanbieter aufgeladen. Mit diesem Verfahren kann der Kartenin-
haber sowohl sein eigenes Prepaid-Mobilfunk-Konto als auch das eines 
Dritten aufladen. Wird die Aufladung von der Sparkasse, etwa wegen feh-
lender Kontodeckung, nicht autorisiert, wird am Display ein ablehnender 
Hinweis angezeigt.

3.2 Fehleingabe der Geheimzahl 
Die Debitkarte kann an Geldautomaten nicht mehr eingesetzt werden, 
wenn die persönliche Geheimzahl dreimal hintereinander falsch eingege-
ben wurde. Der Karteninhaber sollte sich in diesem Fall mit seiner Spar-
kasse, möglichst mit der kontoführenden Stelle, in Verbindung setzen.

3.3 Zahlungsverpflichtung der Sparkasse; 
Reklamationen 
Die Sparkasse ist vertraglich verpflichtet, Ladebeträge für ein Prepaid-
Mobilfunk-Konto, die unter Verwendung der an den Karteninhaber ausge-
gebenen Debitkarte autorisiert worden sind, zu bezahlen. Die Zahlungs-
pflicht beschränkt sich auf den jeweils autorisierten Betrag. Einwendun-
gen und sonstige Beanstandungen des Karteninhabers aus dem Ver-
tragsverhältnis zu dem Mobilfunkanbieter, der das Prepaid-Mobilfunk-
Konto führt, sind unmittelbar gegenüber diesem Unternehmen geltend zu 
machen.

B  Von der Sparkasse angebotene andere Service-Leistungen 

1  Eingabe von Überweisungen an Selbstbedienungsterminals

1.1 Serviceumfang/Verfügungsrahmen 
Der Karteninhaber kann unter Verwendung seiner Sparkassen-Card 
(nachfolgend Debitkarte) und der persönlichen Geheimzahl (PIN) an 
Selbstbedienungsterminals der Sparkassen Überweisungen bis maximal 
1.000 Euro pro Tag eingeben, soweit zwischen Kontoinhaber und Spar-
kasse nicht ein anderer Verfügungsrahmen vereinbart worden ist.

1.2 Ausführung der Überweisung 
Für die Ausführung der Überweisung gelten die gesondert vereinbarten 
„Bedingungen für den Überweisungsverkehr“.

1.3 Sorgfalts- und Mitwirkungspflichten 
Für den Umgang mit der Debitkarte gelten die Sorgfalts- und Mitwirkungs-
pflichten in Abschnitt A II Nummer 7.1 bis 7.4.

1.4 Erstattungs- und Schadensersatzanspruch des Kontoinhabers 
Es gelten die Regelungen unter Abschnitt A II Nummer 13.

1.5 Haftung des Kontoinhabers für nicht autorisierte Verfügungen 
Die Haftung des Kontoinhabers für nicht autorisierte Verfügungen an 
Selbstbedienungsterminals richtet sich nach den Regelungen unter 
Abschnitt A II Nummer 14. Abweichend von Abschnitt A II Nummer 14.1 
Absatz 6 ist die Haftung des Kontoinhabers auf 1.000 Euro pro Kalender-
tag und, sofern ein anderer Verfügungsrahmen gemäß Abschnitt B 
Nummer 1.1 vereinbart wurde, auf diesen beschränkt.

1.6 Fehleingabe der Geheimzahl 
Es gelten die Regelungen unter Abschnitt A III Nummer 1.2.

2  SB-Sparverkehr 

2.1 Serviceumfang 
Der Inhaber eines Sparkontos kann unter Verwendung von Sparkassen-
Card (nachfolgend Debitkarte) und persönlicher Geheimzahl (PIN) an 
Geldautomaten und Selbstbedienungsterminals der Sparkasse über 
Sparkonten, die durch besondere Vereinbarung des Kontoinhabers mit 
der Sparkasse für diese Verwendungsart freigegeben sind, Verfügungen 
in Selbstbedienung treffen (SB-Sparverkehr). Die Freigabe zum SB-Spar-
verkehr erfolgt für den Inhaber des Sparkontos. Inwieweit Bevollmächtigte 
den SB-Sparverkehr nutzen können, richtet sich nach den zwischen der 
Sparkasse und dem Kontoinhaber hierfür getroffenen Vereinbarungen. Im 
SB-Sparverkehr können Nachträge im Sparkassenbuch dokumentiert 
sowie Einzahlungen durch Umbuchung vom Girokonto bei der Sparkasse 
auf das Sparkonto oder in bar vorgenommen werden, sofern hierfür 
geeignete Geldautomaten von der Sparkasse zur Verfügung gestellt sind. 
Ferner sind Auszahlungen vom Sparkonto durch Umbuchung auf das 
Girokonto beziehungsweise ein anderes Konto des Kontoinhabers bei der 
Sparkasse oder in bar am Geldautomaten möglich.

2.2 Verfügungsrahmen 
Der Verfügungsrahmen ist bei Auszahlungen im SB-Sparverkehr auf 
einen Betrag von 2.000 Euro pro Kalendermonat beschränkt. Für Dienst-
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leistungen des Zahlungsverkehrs kann der SB-Sparverkehr nicht genutzt 
werden.

2.3 Vornahme von SB-Verfügungen/Bedienung des Terminals 
Der Zugang zum SB-Sparkonto wird über die Debitkarte und Eingabe der 
persönlichen Geheimzahl (PIN) bewirkt. Nach Auswahl eines zum SB-
Sparverkehr freigegebenen Kontos mittels Display oder Bildschirm des 
Terminals wird der aktuelle Kontosaldo angezeigt. Im Anschluss kann die 
vorgesehene Transaktion ausgeführt werden. Bei SB-Sparverkehr mit 
gebundenem Sparkassenbuch werden die Daten der erfolgten Transak-
tion automatisch im Buch ausgedruckt, das zu Beginn der Transaktion in 
das Terminal einzuführen ist. Bei SB-Sparverkehr mit Loseblatt-
Sparkassenbuch werden die Daten der erfolgten Transaktion automatisch 
zum Ausdruck bereitgestellt. Sie können durch Wahl der Druckfunktion 
am selben Gerät oder an einem anderen, hierfür von der Sparkasse zur 
Verfügung gestellten Gerät vom Kunden mittels Debitkarte und entspre-
chender Funktionswahl als neues Kontoblatt ausgedruckt werden. Der 
Kunde wird auf die Möglichkeit, den Ausdruck erstellen zu lassen, bei der 
Transaktion im Bildschirm/Display hingewiesen. Das neue Kontoblatt ist 
vom Kontoinhaber im Loseblatt-Sparkassenbuch abzuheften. Der Aus-
druck wird im Rahmen der im Zeitpunkt der Abfrage bestehenden techni-
schen Möglichkeiten erstellt.
Bei Funktionsstörungen haftet die Sparkasse im Rahmen ihres Verschul-
dens. Wird vom Kunden kein Ausdruck angefordert oder kann dieser aus 
technischen Gründen zum Zeitpunkt der Abfrage nicht erstellt werden und 
ist die Speicherkapazität des Geräts, z. B. durch Dauerauftragsbuchun-
gen oder Zinsbuchungen, erschöpft, wird die Sparkasse bei Loseblatt-
Sparkassenbüchern ein Kontoblatt erstellen und dem Kontoinhaber 
zusenden. 
Unstimmigkeiten im Rahmen des Verfahrensablaufs oder im Zusammen-
hang mit dem Kontoausdruck sind der Sparkasse unverzüglich 
anzuzeigen.

2.4 Sorgfalts- und Mitwirkungspflichten 
Für den Umgang mit der Debitkarte gelten die Sorgfalts- und Mitwirkungs-
pflichten in Abschnitt A II Nummern 7.1 bis 7.4.

2.5 Erstattungs- und Schadensersatzanspruch des Kontoinhabers 
Es gelten die Regelungen unter Abschnitt A II Nummer 13.

2.6 Haftung des Kontoinhabers für nicht autorisierte Verfügungen 
Die Haftung des Kontoinhabers für nicht autorisierte Verfügungen im SB-
Sparverkehr richtet sich nach den Regelungen unter Abschnitt A II 
Nummer 14. Abweichend von Abschnitt A II Nummer 14.1 Absatz 6 ist die 
Haftung des Kontoinhabers auf den für den SB-Sparverkehr geltenden 
Verfügungsrahmen (Abschnitt B Nummer 2.2) beschränkt.

2.7 Fehleingabe der Geheimzahl 
Es gelten die Regelungen unter Abschnitt A III Nummer 1.2.

2.8 Geltung der „Bedingungen für den Sparverkehr“ 
Ergänzend finden die „Bedingungen für den Sparverkehr“ in dem Umfang 
Anwendung, der für den SB-Sparverkehr dort festgelegt ist.

2.9 Nutzung des Sparkontos zu Kassentransaktionen 
Der Kontoinhaber kann das zum SB-Sparverkehr geeignete Sparkonto 
weiterhin zur Vornahme von Transaktionen an der Barkasse nutzen. In 
diesen Fällen gelten die „Bedingungen für den Sparverkehr“. Die vorste-
henden Regelungen zur Teilnahme am SB-Sparverkehr finden insoweit 
keine Anwendung.

C  Kontoauszugsdrucker und Kontoinformationen im 
Online-Banking 

1  Serviceumfang 
Der Kontoauszugsdrucker ermöglicht dem Inhaber einer Sparkassen-
Card (nachfolgend Debitkarte), Kontoauszüge einschließlich der darin 
enthaltenen Rechnungsabschlüsse für das in der Debitkarte angegebene 
Konto ausdrucken zu lassen. Wahlweise ist es dem Kunden im Rahmen 
des Online-Banking auch möglich, Kontoauszüge einschließlich der darin 
enthaltenen Rechnungsabschlüsse für das jeweilige Konto elektronisch 
abzurufen.

2  Bereithaltung von Belegen 
Anlagen zu den Kontoauszügen, soweit sie am Kontoauszugsdrucker 
nicht mit ausgedruckt beziehungsweise im Online-Banking nicht elektro-
nisch übermittelt werden können, werden dem Kunden auf Anforderung 
bei der kontoführenden Stelle zur Verfügung gestellt. Die Sparkasse ist 
berechtigt, dem Kunden die Anlagen auch ohne Anforderung gegen Por-
toersatz zuzusenden.

3  Haftung der Sparkasse 
Kontoauszüge werden im Rahmen der im Zeitpunkt der Abfrage beste-
henden technischen Möglichkeit erstellt. Die Kontoauszüge beinhalten die 
Kontobewegungen, die bis zum Abruf verbucht und für den Kontoaus-
zugsdrucker beziehungsweise den elektronischen Abruf im Online-Ban-
king bereitgestellt sind. Bei Funktionsstörungen haftet die Sparkasse im 
Rahmen ihres Verschuldens.

4  Zusendung von Auszügen 
Ohne Anforderung des Kunden kann ein Kontoauszug erstellt und dem 
Kontoinhaber gegen Portoersatz zugesandt werden, wenn ein Kontoaus-
zug innerhalb von 35 Tagen nicht am Kontoauszugsdrucker beziehungs-
weise elektronisch im Online-Banking abgerufen wurde. Kontoinhaber 
und Sparkasse können eine andere Abruffrist vereinbaren.

5  Zugangssperre 
Ist die Debitkarte gesperrt, so wird sie vom Kontoauszugsdrucker abge-
lehnt beziehungsweise eingezogen. Die Sperre der Debitkarte richtet sich 
nach Abschnitt A II Nummer 6. Die Sperre der Funktion für das Online-
Banking richtet sich nach den gesondert vereinbarten „Bedingungen für 
das Online-Banking“.

6  Sorgfalts- und Mitwirkungspflichten 
Für den Umgang der Debitkarte gelten die Sorgfalts- und Mitwirkungs-
pflichten unter Abschnitt A II Nummern 7.1 bis 7.4. Hat der Karteninhaber 
durch ein schuldhaftes Verhalten zur Entstehung eines Schadens im 
Rahmen dieser Servicefunktion der Debitkarte beigetragen, so bestimmt 
sich nach den Grundsätzen des Mitverschuldens, in welchem Umfang 
Sparkasse und Kontoinhaber den Schaden tragen.

7  Widerruf der Sparkasse 
Die Sparkasse kann jederzeit die Berechtigung des Kunden zur Benut-
zung des Kontoauszugsdruckers schriftlich widerrufen. Gleiches gilt für 
den elektronischen Abruf der Kontoinformationen im Online-Banking.

D  Zusatzanwendungen 

1  Speicherung von Zusatzanwendungen 
(1) Der Karteninhaber hat die Möglichkeit, den auf der Sparkassen-Card 
(nachfolgend Debitkarte) befindlichen Chip als Speichermedium für eine 
bankgenerierte Zusatzanwendung (z. B. in Form eines Jugendschutz-
merkmals) oder als Speichermedium für eine unternehmensgenerierte 
Zusatzanwendung (z. B. in Form eines elektronischen Fahrscheins) zu 
benutzen.
(2) Die Nutzung einer bankgenerierten Zusatzanwendung richtet sich nach 
dem Rechtsverhältnis des Karteninhabers zur Sparkasse. Eine unterneh-
mensgenerierte Zusatzanwendung kann der Karteninhaber nach Maß-
gabe des mit dem Unternehmen geschlossenen Vertrages nutzen. Es 
obliegt der Entscheidung des Karteninhabers, ob er seine Debitkarte zur 
Speicherung unternehmensgenerierter Zusatzanwendungen nutzen 
möchte. Die Speicherung einer unternehmensgenerierten Zusatzanwen-
dung auf der Debitkarte erfolgt am Terminal des Unternehmens nach 
Absprache zwischen dem Karteninhaber und dem Unternehmen. Kreditin-
stitute nehmen vom Inhalt der am Unternehmensterminal kommunizierten 
Daten keine Kenntnis.

2  Verantwortlichkeit des Unternehmens für den Inhalt einer 
unternehmensgenerierten Zusatzanwendung 
Die kartenausgebende Sparkasse stellt mit dem Chip auf der Debitkarte 
lediglich die technische Plattform zur Verfügung, die es dem Karteninha-
ber ermöglicht, in der Karte unternehmensgenerierte Zusatzanwendungen 
zu speichern. Eine Leistung, die das Unternehmen über die unterneh-
mensgenerierte Zusatzanwendung gegenüber dem Karteninhaber 
erbringt, richtet sich ausschließlich nach dem Inhalt des Vertragsverhält-
nisses zwischen dem Karteninhaber und dem Unternehmen.

3  Reklamationsbearbeitung in Bezug auf Zusatzanwendungen 
(1) Einwendungen,  die  den  Inhalt  einer  unternehmensgenerierten 
Zusatzanwendung betreffen, hat der Karteninhaber ausschließlich gegen-
über dem Unternehmen geltend zu machen, das die Zusatzanwendung in 
die Debitkarte eingespeichert hat. Das Unternehmen bearbeitet derartige 
Einwendungen auf Basis der bei ihm gespeicherten Daten. Der Kartenin-
haber darf die Debitkarte zum Zwecke der Reklamationsbearbeitung nicht 
dem Unternehmen aushändigen.
(2) Einwendungen, die den Inhalt einer bankgenerierten Zusatzanwen-
dung betreffen, hat der Karteninhaber ausschließlich gegenüber der 
Sparkasse geltend zu machen.

4  Keine Angabe der von der Sparkasse an den Kunden ausgegebe-
nen PIN bei unternehmensgenerierten Zusatzanwendungen 
Bei der Speicherung, inhaltlichen Änderung oder Nutzung einer unterneh-
mensgenerierten Zusatzanwendung auf der Debitkarte wird die von der 
kartenausgebenden Sparkasse an den Karteninhaber ausgegebene PIN 
nicht eingegeben. Sofern das Unternehmen, das eine unternehmensge-
nerierte Zusatzanwendung in die Debitkarte eingespeichert hat, dem Kar-
teninhaber die Möglichkeit eröffnet, den Zugriff auf diese Zusatzanwen-
dung mit einem separaten von ihm wählbaren Legitimationsmedium 
abzusichern, so darf der Karteninhaber zur Absicherung der unterneh-
mensgenerierten Zusatzanwendung nicht die PIN verwenden, die ihm 
von der kartenausgebenden Sparkasse für die Nutzung der Zahlungsver-
kehrsanwendungen zur Verfügung gestellt worden ist.

5  Sperrmöglichkeit von Zusatzanwendungen 
Die Sperrung einer unternehmensgenerierten Zusatzanwendung kommt 
nur gegenüber dem Unternehmen in Betracht, das die Zusatzanwendung 
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in den Chip der Debitkarte eingespeichert hat, und ist nur dann möglich, 
wenn das Unternehmen die Möglichkeit zur Sperrung seiner Zusatzan-
wendung vorsieht. Die Sperrung von bankgenerierten Zusatzanwendun-
gen kommt nur gegenüber der Sparkasse in Betracht und richtet sich 
nach dem mit der Sparkasse geschlossenen Vertrag.

E  Außergerichtliche Streitschlichtung und Beschwerdemöglichkeit 
Für die Beilegung von Streitigkeiten mit der Sparkasse kann sich der Kar-
teninhaber an die im „Preis- und Leistungsverzeichnis“ näher bezeichne-
ten Streitschlichtungs- und Beschwerdestellen wenden.
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1. Anwendungsbereich
Die von der Sparkasse ausgegebene digitale Sparkassen-Card ist eine
Debitkarte (nachfolgend digitale Debitkarte genannt), die dem Kunden
digital zur Speicherung auf einem mobilen Endgerät (Telekommunika-
tions-, Digital- oder IT-Gerät) zur Nutzung von mobilen Bezahlverfahren
bereitgestellt wird. Es gelten die „Bedingungen für die Sparkassen-Card
(Debitkarte)“, sofern in den „Bedingungen für die digitale Sparkassen-
Card (Debitkarte) mit individualisierten Authentifizierungsverfahren“ nichts
Abweichendes vereinbart ist. Diese Bedingungen regeln das Vertragsver-
hältnis zwischen der kartenausgebenden Sparkasse und dem Kontoinha-
ber. Vertragliche Vereinbarungen zwischen dem Kontoinhaber und Drit-
ten (z. B. Endgerätehersteller, Mobilfunkanbieter oder Anbieter von
Bezahlplattformen, in denen digitale Karten hinterlegt werden können)
bleiben unberührt. Die vertragliche Leistung der Sparkasse betrifft nicht
die Funktionsfähigkeit oder den Betrieb des mobilen Endgerätes oder von
Bezahlplattformen wie Apps für digitale Geldbörsen (Wallets), in denen
die digitale Debitkarte hinterlegt werden kann.

2. Nutzung der digitalen Karte mit individualisierten
Authentifizierungsverfahren
Der Karteninhaber kann die digitale Karte mit individualisierten Authentifi-
zierungsverfahren nur nutzen, wenn er sich gegenüber der Sparkasse
authentifiziert hat. Die Authentifizierung ist das Verfahren, mit deren Hilfe
die Sparkasse die Identität des Karteninhabers oder die berechtigte Ver-
wendung der digitalen Debitkarte überprüfen kann.
Dafür werden als Authentifizierungselemente die digitale Debitkarte auf
dem mobilen Endgerät des Karteninhabers als erster Faktor (Besitzele-
ment) und biometrische Elemente des Karteninhabers, z. B. Fingerab-
druck, Gesichtserkennung bzw. sonstige Entsperrmechanismen des
mobilen Endgerätes (z. B. der Entsperrcode), jeweils als zweiter Faktor
vereinbart. Die Eingabe der für die digitale Debitkarte geltenden persönli-
chen Geheimzahl (PIN) ist für die Nutzung der Karte mit individualisierten
Authentifizierungsverfahren nicht vorgesehen.

3. Verwendungsmöglichkeiten
Der Karteninhaber kann die digitale Debitkarte, soweit diese und die Ter-
minals entsprechend ausgestattet sind, für folgende Zahlungsdienste
nutzen:

a) Zum kontaktlosen Einsatz bei Handels- und Dienstleistungsunterneh-
men an automatisierten Kassen im Rahmen des deutschen girocard-
Systems, die mit dem girocard-Logo gekennzeichnet sind (girocard-
Terminals).

b) Zum Einsatz bei elektronischen Fernzahlungsvorgängen über das
Internet bei Handels- und Dienstleistungsunternehmen (Online-
Handel) im Rahmen des deutschen girocard-Systems, die mit dem
girocard-Logo gekennzeichnet sind. Sofern der Karteninhaber die digi-
tale Debitkarte einer digitalen Geldbörse (Wallet) hinzugefügt hat,
kann die digitale Debitkarte an allen girocard-Terminals und im Online-
Handel eingesetzt werden, die an dem girocard-Logo und dem Akzep-
tanzzeichen der jeweiligen Bezahlanwendung zu erkennen sind.

c) Zum kontaktlosen Einsatz bei Handels- und Dienstleistungsunterneh-
men an automatisierten Kassen sowie im Online-Handel im Rahmen
eines fremden Systems, soweit die digitale Debitkarte entsprechend
ausgestattet ist. Die Akzeptanz der digitalen Debitkarte im Rahmen
eines fremden Systems erfolgt unter dem für das fremde System gel-
tenden Akzeptanzlogo.

Ergänzende Informationen erteilt die Sparkasse in den jeweiligen Nut-
zungshinweisen für die digitale Sparkassen-Card mit individualisierten 
Authentifizierungsverfahren.

4. Autorisierung von Kartenzahlungen durch den Karteninhaber
Mit dem Einsatz der digitalen Debitkarte durch Heranführen des mobilen
Endgerätes mit der digitalen Debitkarte an das Kontaktlos-Terminal bzw.
im Online-Handel durch Bestätigung der Bezahlanwendung erteilt der
Karteninhaber die Zustimmung (Autorisierung) zur Ausführung der Kar-
tenzahlung. Dazu ist zusätzlich die Verwendung der biometrischen Merk-
male des Karteninhabers oder Eingabe des Entsperrcodes des Geräts
jeweils mit auf dem mobilen Endgerät vorhandenen Funktionen erforder-
lich. Die Zustimmung wird mit deren Einsatz erteilt. In der Autorisierung
ist zugleich die ausdrückliche Zustimmung enthalten, dass die Sparkasse
die für die Ausführung der Kartenzahlung notwendigen personenbezoge-
nen Daten des Karteninhabers verarbeitet, übermittelt und speichert.
Nach Erteilung der Zustimmung kann der Karteninhaber die Kartenzah-
lung nicht mehr widerrufen.

5. Finanzielle Nutzungsgrenze und Verfügungsrahmen
a) Der Karteninhaber darf Verfügungen mit seiner digitalen Debitkarte nur

im Rahmen des Kontoguthabens oder einer eingeräumten Kontoüber-
ziehung vornehmen. Auch wenn der Karteninhaber diese Nutzungs-
grenze bei seinen Verfügungen nicht einhält, ist die Sparkasse berech-
tigt, den Ersatz der Aufwendungen zu verlangen, die aus der Nutzung
der digitalen Debitkarte entstehen. Die Buchung solcher Verfügungen
führt zu einer geduldeten Kontoüberziehung.

b) Sofern die Nutzungsgrenze nicht vorher erreicht ist, darf der Kartenin-
haber Verfügungen mit seiner digitalen Debitkarte nur im Rahmen des
für die Debitkarte vereinbarten Verfügungsrahmens vornehmen. Bei
jeder Nutzung wird geprüft, ob der Verfügungsrahmen durch vorange-
gangene Verfügungen (mit der digitalen oder der physischen Debit-
karte) bereits ausgeschöpft ist. Verfügungen, mit denen der Verfü-
gungsrahmen der digitalen Debitkarte überschritten würde, können
unabhängig vom aktuellen Kontostand und einem etwa vorher zum
Konto eingeräumten Kredit abgewiesen werden. Der Kontoinhaber
kann mit der kontoführenden Stelle eine Änderung des Verfügungsrah-
mens der Debitkarte und für alle zu seinem Konto ausgegebenen
Debitkarten vereinbaren.

6. Sperre der digitalen Debitkarte mit individualisierten
Authentifizierungsverfahren

a) Die Sparkasse darf die digitale Debitkarte mit individualisierten
Authentifizierungsverfahren sperren (z. B. durch Löschung), wenn sie
berechtigt ist, den Kartenvertrag aus wichtigem Grund zu kündigen,
wenn sachliche Gründe im Zusammenhang mit der Sicherheit der indi-
vidualisierten Authentifizierungselemente des Karteninhabers oder der
digitalen Debitkarte dies rechtfertigen oder wenn der Verdacht einer
nicht autorisierten oder betrügerischen Verwendung eines Authentifi-
zierungselements oder der digitalen Debitkarte besteht. Darüber wird
die Sparkasse den Karteninhaber unter Angabe der hierfür maßgebli-
chen Gründe möglichst vor, spätestens jedoch unverzüglich nach der
Sperre unterrichten. Die Angabe von Gründen darf unterbleiben, wenn
die Sparkasse hierdurch gegen gesetzliche Verpflichtungen verstoßen
würde. Die Sparkasse wird die digitale Debitkarte entsperren oder eine
neue digitale Debitkarte bereitstellen, wenn die Gründe für die Sperre
nicht mehr gegeben sind. Auch hierüber unterrichtet sie den Kartenin-
haber unverzüglich.

b) Eine Sperre ausschließlich der digitalen Debitkarte bewirkt keine
Sperre der physischen Debitkarte. Eine Sperre der physischen Debit-
karte hat stets auch eine Sperre aller zugehörigen digitalen Debitkar-
ten zur Folge.

7. Sorgfalts- und Mitwirkungspflichten des Karteninhabers

7.1 Schutz der individualisierten Authentifizierungselemente 
Der Karteninhaber hat alle zumutbaren Vorkehrungen zu treffen, um 
seine für die Nutzung der digitalen Debitkarte verwendeten biometrischen 
Merkmale (z. B. Fingerabdruck), das mobile Endgerät mit digitaler Debit-
karte und den Entsperrcode des mobilen Endgerätes vor unbefugtem 
Zugriff zu schützen. Ansonsten besteht die Gefahr, dass die digitale 
Debitkarte missbräuchlich verwendet oder in sonstiger Weise nicht autori-
siert genutzt wird.

Dazu hat er Folgendes zu beachten:  
a) Der Entsperrcode für das mobile Endgerät ist geheim zu halten. Er darf

insbesondere
– nicht mündlich (z. B. per Telefon) oder in Textform (z. B. per E-Mail,

Messenger-Dienst) weitergegeben werden,
– nicht ungesichert elektronisch gespeichert werden (z. B. Speiche-

rung im Klartext im Computer oder im mobilen Endgerät) und
– nicht auf einem Gerät notiert oder als Abschrift zusammen mit einem

Gerät aufbewahrt werden, das als mobiles Endgerät mit digitaler
Debitkarte dient.

b) Das mobile Endgerät mit digitaler Debitkarte ist vor Missbrauch zu
schützen, insbesondere
– ist sicherzustellen, dass unberechtigte Personen auf das mobile

Endgerät des Karteninhabers (z. B. Mobiltelefon) nicht zugreifen
können,

– ist dafür Sorge zu tragen, dass andere Personen die auf dem mobi-
len Endgerät gespeicherte digitale Debitkarte nicht nutzen können,

– ist die digitale Debitkarte auf dem mobilen Endgerät zu löschen,
bevor der Karteninhaber den Besitz an diesem mobilen Endgerät
aufgibt (z. B. durch Verkauf, Entsorgung),
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– muss der Karteninhaber die ihm vom Hersteller des mobilen Endge-
rätes mit digitaler Debitkarte jeweils angebotenen Software-Updates 
installieren,

– muss der Karteninhaber, falls er einen Code zur Aktivierung der digi-
talen Debitkarte von der Sparkasse erhalten hat, diesen vor dem 
unbefugten Zugriff anderer Personen sicher verwahren.

c) Biometrische Merkmale, wie z. B. der Fingerabdruck des Karteninha-
bers, dürfen auf einem mobilen Endgerät des Karteninhabers mit digi-
taler Debitkarte nur dann zur Autorisierung von Zahlungsaufträgen ver-
wendet werden, wenn auf dem mobilen Endgerät keine biometrischen 
Merkmale anderer Personen gespeichert sind. Etwaige bereits auf 
dem mobilen Endgerät vorhandene biometrische Merkmale anderer 
Personen sind vor der Speicherung der digitalen Debitkarte auf dem 
mobilen Endgerät zu entfernen.

7.2 Unterrichtungs- und Anzeigepflichten 
a) Stellt der Karteninhaber den Verlust oder Diebstahl des mobilen End-

gerätes mit digitaler Debitkarte, die missbräuchliche Verwendung oder 
eine sonstige nicht autorisierte Nutzung der digitalen Debitkarte fest, 
so ist die Sparkasse unverzüglich zu benachrichtigen (Sperranzeige). 
Die Sperranzeige kann der Karteninhaber auch jederzeit gegenüber 
dem Zentralen Sperrannahmedienst (Telefon: 116 116 aus dem Inland 
und +49 116 116 aus dem Ausland [ggf. abweichende Ländervor-
wahl]) abgeben. In diesem Fall ist eine Kartensperre nur möglich, 
wenn der Name der Sparkasse – möglichst mit Bankleitzahl – und die 
Kontonummer oder International Bank Account Number (IBAN) ange-
geben werden. Der Karteninhaber hat jeden Diebstahl oder Miss-
brauch unverzüglich bei der Polizei anzuzeigen.

b) Hat der Karteninhaber den Verdacht einer nicht autorisierten oder 
betrügerischen Verwendung eines seiner Authentifizierungselemente, 
muss er ebenfalls unverzüglich eine Sperranzeige abgeben.

c) Durch die Sperre der digitalen Debitkarte bei der Sparkasse bezie-
hungsweise gegenüber dem Zentralen Sperrannahmedienst wird nicht 
der Zugang zum mobilen Endgerät gesperrt. Eine Sperrung der sonsti-
gen Funktionen auf dem mobilen Endgerät kann nur gegenüber dem 
jeweiligen Anbieter dieser Funktionen erfolgen. Der Kontoinhaber hat 
die Sparkasse unverzüglich nach Feststellung einer nicht autorisierten 
oder fehlerhaft ausgeführten Kartenverfügung zu unterrichten.

d) Auch wenn der Karteninhaber ein Sperr- oder Löschverfahren für das 
mobile Endgerät oder einer Bezahlplattform nutzt, bleibt die Verpflich-
tung zur Abgabe einer Sperranzeige nach Nummer 7.2 Absatz a) 
dieser Bedingungen bestehen; eine Sperre des mobilen Endgerätes 
hat keine Sperre der digitalen Debitkarte zur Folge.

8. Ablehnung von Kartenzahlungen durch die Sparkasse 
Die Sparkasse ist berechtigt, die Kartenzahlung abzulehnen, wenn
– der Karteninhaber die Autorisierung der Kartenzahlung nicht gemäß 

Nummer 4 erteilt hat,
–  der vereinbarte Verfügungsrahmen oder die finanzielle Nutzungsgrenze 

nicht eingehalten ist oder
– die digitale Debitkarte gesperrt ist.
Hierüber wird der Karteninhaber im Rahmen des Bezahlvorgangs 
unterrichtet.

9. Erstattungs-, Berichtigungs- und Schadensersatzansprüche des 
Kontoinhabers 

9.1 Erstattung bei nicht autorisierter Kartenverfügung 
Im Falle einer nicht autorisierten Kartenverfügung, z. B. im Rahmen der 
Verwendung der digitalen Debitkarte an Kontaktlos-Terminals bei Han-
dels- und Dienstleistungsunternehmen oder im Online-Handel, hat die 
Sparkasse gegen den Kontoinhaber keinen Anspruch auf Erstattung ihrer 
Aufwendungen. Die Sparkasse ist verpflichtet, dem Kontoinhaber den 
Betrag ungekürzt zu erstatten. Wurde der Betrag dem Konto belastet, 
bringt die Sparkasse dieses wieder auf den Stand, auf dem es sich ohne 
die nicht autorisierte Kartenverfügung befunden hätte. Diese Verpflich-
tung ist unverzüglich, spätestens jedoch bis zum Ende des Geschäftstags 
gemäß „Preis- und Leistungsverzeichnis“ zu erfüllen, der auf den Tag 
folgt, an welchem der Sparkasse angezeigt wurde, dass die Kartenverfü-
gung nicht autorisiert ist oder die Sparkasse auf andere Weise davon 
Kenntnis erhalten hat. Hat die Sparkasse einer zuständigen Behörde 
berechtigte Gründe für den Verdacht, dass ein betrügerisches Verhalten 
des Kunden vorliegt, schriftlich mitgeteilt, hat die Sparkasse ihre Ver-
pflichtung aus Satz 2 unverzüglich zu prüfen und zu erfüllen, wenn sich 
der Betrugsverdacht nicht bestätigt.

9.2 Ansprüche bei nicht erfolgter oder fehlerhafter Ausführung einer 
autorisierten Kartenverfügung
a)  Im Falle einer nicht erfolgten oder fehlerhaften Ausführung einer autori-

sierten Kartenverfügung, z. B. im Rahmen der Verwendung der digita-
len Debitkarte an girocard-Terminals bei Handels- und Dienstleis-
tungsunternehmen oder im Online-Handel, kann der Kontoinhaber von 
der Sparkasse die unverzügliche und ungekürzte Erstattung des Ver-

fügungsbetrags insoweit verlangen, als die Kartenverfügung nicht 
erfolgte oder fehlerhaft war. Wurde der Betrag dem Konto belastet, 
bringt die Sparkasse dieses wieder auf den Stand, auf dem es sich 
ohne die nicht erfolgte oder fehlerhafte Kartenverfügung befunden 
hätte.

b) Der Kontoinhaber kann über den Absatz 1 hinaus von der Sparkasse 
die Erstattung der Entgelte und Zinsen insoweit verlangen, als ihm 
diese im Zusammenhang mit der nicht erfolgten oder fehlerhaften Aus-
führung der autorisierten Kartenverfügung in Rechnung gestellt oder 
seinem Konto belastet wurden.

c) Wurde eine autorisierte Kartenverfügung nicht oder fehlerhaft ausge-
führt, wird die Sparkasse die Kartenverfügung auf Verlangen des Kar-
teninhabers nachvollziehen und ihn über das Ergebnis unterrichten.

9.3 Schadensersatzansprüche des Kontoinhabers 
Im Falle einer nicht autorisierten Kartenverfügung oder im Falle einer 
nicht erfolgten oder fehlerhaften Ausführung einer autorisierten Karten-
verfügung kann der Kontoinhaber von der Sparkasse einen Schaden, der 
nicht bereits von den Nummern 9.1 oder 9.2 erfasst ist, ersetzt verlangen. 
Dies gilt nicht, wenn die Sparkasse die Pflichtverletzung nicht zu vertreten 
hat. Die Sparkasse hat hierbei ein Verschulden, das einer zwischenge-
schalteten Stelle zur Last fällt, wie eigenes Verschulden zu vertreten, es 
sei denn, dass die wesentliche Ursache bei einer zwischengeschalteten 
Stelle liegt, die der Karteninhaber vorgegeben hat. Handelt es sich bei 
dem Kontoinhaber nicht um einen Verbraucher oder erfolgt der Einsatz 
der digitalen Debitkarte in einem Land außerhalb des Europäischen Wirt-
schaftsraumes, beschränkt sich die Haftung der Sparkasse für das Ver-
schulden einer an der Abwicklung des Zahlungsvorgangs beteiligten 
Stelle auf die sorgfältige Auswahl und Unterweisung einer solchen Stelle. 
Hat der Karteninhaber durch ein schuldhaftes Verhalten zur Entstehung 
des Schadens beigetragen, bestimmt sich nach den Grundsätzen des 
Mitverschuldens, in welchem Umfang Sparkasse und Kontoinhaber den 
Schaden zu tragen haben. Die Haftung nach diesem Absatz ist auf 
12.500 Euro je Kartenverfügung begrenzt. Diese betragsmäßige Haf-
tungsbeschränkung gilt nicht
– für nicht autorisierte Kartenverfügungen,
– bei Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit der Sparkasse,
– für Gefahren, die die Sparkasse besonders übernommen hat und
– für den dem Kontoinhaber entstandenen Zinsschaden, soweit der Kon-

toinhaber Verbraucher ist.

9.4 Haftungs- und Einwendungsausschluss
a) Ansprüche gegen die Sparkasse nach Nummern 9.1 bis 9.3 sind aus-

geschlossen, wenn der Kontoinhaber die Sparkasse nicht spätestens 
13 Monate nach dem Tag der Belastung mit der Kartenverfügung dar-
über unterrichtet hat, dass es sich um eine nicht autorisierte, nicht 
erfolgte oder fehlerhafte Kartenverfügung handelt. Der Lauf der 13-
monatigen Frist beginnt nur, wenn die Sparkasse den Kontoinhaber 
über die aus der Kartenverfügung resultierende Belastungsbuchung 
entsprechend dem für Kontoinformationen vereinbarten Weg spätes-
tens innerhalb eines Monats nach der Belastungsbuchung unterrichtet 
hat; anderenfalls ist für den Fristbeginn der Tag der Unterrichtung 
maßgeblich. Haftungsansprüche nach Nummer 9.3 kann der Kontoin-
haber auch nach Ablauf der in Satz 1 genannten Frist geltend machen, 
wenn er ohne Verschulden an der Einhaltung dieser Frist verhindert 
war.

b) Ansprüche des Kontoinhabers gegen die Sparkasse sind ausgeschlos-
sen, wenn die einen Anspruch begründenden Umstände
– auf einem ungewöhnlichen und unvorhersehbaren Ereignis beruhen, 

auf das die Sparkasse keinen Einfluss hat, und dessen Folgen trotz 
Anwendung der gebotenen Sorgfalt von ihr nicht hätten vermieden 
werden können oder

– von der Sparkasse aufgrund einer gesetzlichen Verpflichtung herbei-
geführt wurden.

10. Haftung des Kontoinhabers für nicht autorisierte 
Kartenverfügungen 

10.1 Haftung des Kontoinhabers bis zur Sperranzeige 

a) Verliert der Karteninhaber seine digitale Debitkarte (z. B. durch Verlust 
seines Mobiltelefons) oder eines seiner Authentifizierungselemente, 
werden ihm diese gestohlen oder kommen diese sonst abhanden oder 
werden diese missbräuchlich verwendet und kommt es dadurch zu 
nicht autorisierten Kartenverfügungen im Rahmen der Verwendung 
der digitalen Debitkarte an girocard-Terminals bei Handels- und 
Dienstleistungsunternehmen oder im Online-Handel, dann haftet der 
Kontoinhaber für Schäden, die bis zum Zeitpunkt der Sperranzeige 
verursacht werden, in Höhe von maximal 50 Euro. Seine Haftung nach 
Absatz f) für Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit sowie für Handeln in 
betrügerischer Absicht bleibt unberührt.

b) Der Kontoinhaber haftet nicht nach Absatz a), wenn
– es dem Karteninhaber nicht möglich gewesen ist, den Verlust, den 

Diebstahl, das Abhandenkommen oder eine sonstige missbräuchli-
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che Verwendung der digitalen Debitkarte oder eines seiner Authenti-
fizierungselemente vor der nicht autorisierten Kartenverfügung zu 
bemerken, oder

– der Verlust der digitalen Debitkarte oder eines seiner Authentifizie-
rungselemente durch einen Angestellten, einen Agenten, eine 
Zweigstelle der Sparkasse oder eine sonstige Stelle, an die Tätigkei-
ten der Sparkasse ausgelagert wurden, verursacht worden ist.

Die Haftung nach Absatz f) für Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit sowie 
für Handeln in betrügerischer Absicht bleibt unberührt.

c) Handelt es sich bei dem Kontoinhaber nicht um einen Verbraucher 
oder erfolgt der Einsatz der digitalen Debitkarte außerhalb des Euro-
päischen Wirtschaftsraums, trägt der Kontoinhaber den aufgrund nicht 
autorisierter Kartenverfügungen entstehenden Schaden nach Absatz 
a) auch über einen Betrag von maximal 50 Euro hinaus, wenn der Kar-
teninhaber die ihm nach diesen Bedingungen obliegenden Pflichten 
fahrlässig verletzt hat. Hat die Sparkasse durch eine Verletzung ihrer 
Pflichten zur Entstehung des Schadens beigetragen, haftet die  Spar-
kasse für den entstandenen Schaden im Umfang des von ihr zu vertre-
tenden Mitverschuldens.

d) Die Sparkasse verzichtet auf die Schadensbeteiligung durch den Kon-
toinhaber in Höhe von maximal 50 Euro gemäß vorstehendem Absatz 
a) und übernimmt alle Schäden, die durch nicht autorisierte Zahlungs-
vorgänge bis zum Eingang der Sperranzeige nach Nummer 7.2 a) ent-
standen sind, wenn der Karteninhaber seine ihm gemäß Nummern 7.1 
und 7.2 obliegenden Sorgfalts- und Mitwirkungspflichten nicht in betrü-
gerischer Absicht, vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt hat. Eine 
Übernahme des vom Kontoinhaber zu tragenden Schadens durch die 
Sparkasse erfolgt nur, wenn der Kontoinhaber die Voraussetzungen 
der Haftungsentlastung glaubhaft darlegt und Anzeige bei der Polizei 
erstattet.

e) Der Kontoinhaber ist nicht zum Ersatz des Schadens nach den Absät-
zen a) und c) verpflichtet, wenn der Karteninhaber die Sperranzeige 
nach Nummer 7.2 a) nicht abgeben konnte, weil die Sparkasse nicht 
die Möglichkeit zur Entgegennahme der Sperranzeige sichergestellt 
hatte und der Schaden dadurch eingetreten ist.

f)  Kommt es vor der Sperranzeige nach Nummer 7.2 a) zu nicht autori-
sierten Kartenverfügungen und hat der Karteninhaber seine Sorgfalts-
pflichten nach diesen Bedingungen vorsätzlich oder grob fahrlässig 
verletzt oder in betrügerischer Absicht gehandelt, trägt der Kontoinha-
ber den hierdurch entstandenen Schaden in vollem Umfang. Grobe 
Fahrlässigkeit des Karteninhabers kann insbesondere dann vorliegen, 
wenn
– der Verlust, Diebstahl oder die missbräuchliche Verfügung der Spar-

kasse oder dem Zentralen Sperrannahmedienst schuldhaft nicht 
unverzüglich mitgeteilt wurde, nachdem der Karteninhaber hiervon 
Kenntnis erlangt hat oder

– der Entsperrcode ungesichert elektronisch gespeichert oder ungesi-
chert auf einem Gerät notiert oder als Abschrift zusammen mit 
einem Gerät aufbewahrt wurde, das als mobiles Endgerät mit digita-
ler Debitkarte (z. B. Fingerabdrucksensor) dient oder

– die digitale Debitkarte auf dem mobilen Endgerät nicht gelöscht 
wurde, bevor der Karteninhaber den Besitz an diesem mobilen End-
gerät aufgibt (z. B. durch Verkauf, Entsorgung).

Die Haftung für Schäden, die innerhalb des Zeitraums, für den der 
Verfügungsrahmen gilt, verursacht werden, beschränkt sich jeweils auf 
den für die Debitkarte geltenden Verfügungsrahmen.

g) Hat die Sparkasse eine starke Kundenauthentifizierung im Sinne des 
§ 1 Absatz 24 Zahlungsdiensteaufsichtsgesetz (ZAG) nicht verlangt 
oder hat der Zahlungsempfänger oder sein Zahlungsdienstleister diese 
nicht akzeptiert, obwohl die Sparkasse nach § 55 ZAG zur starken 
Kundenauthentifizierung verpflichtet war, bestimmt sich die Haftung 
des Karteninhabers und der Sparkasse abweichend von den Absätzen 
a) bis f) nach den Bestimmungen in § 675v Absatz 4 des Bürgerlichen 
Gesetzbuches. Eine starke Kundenauthentifizierung erfordert insbe-
sondere die Verwendung von zwei voneinander unabhängigen 
Authentifizierungsfaktoren (siehe Nummer 2 dieser Bedingungen).

10.2 Haftung des Kontoinhabers ab Sperranzeige 
Sobald der Sparkasse oder dem Zentralen Sperrannahmedienst der Ver-
lust oder Diebstahl der digitalen Debitkarte, die missbräuchliche Verwen-
dung oder eine sonstige nicht autorisierte Nutzung der digitalen Debit-
karte oder der Authentifizierungselemente angezeigt wurde, übernimmt 
die Sparkasse alle danach durch Kartenverfügungen entstehenden 
Schäden. 
Handelt der Karteninhaber in betrügerischer Absicht, trägt der Kontoinha-
ber auch die nach der Sperranzeige nach Nummer 7.2 a) entstehenden 
Schäden.

11. Kündigung 
Die Sparkasse ist berechtigt, die Nutzung der digitalen Debitkarte mit indi-
vidualisierten Authentifizierungsverfahren mit einer Frist von mindestens 
zwei Monaten zu kündigen. Der Karteninhaber ist hierzu jederzeit ohne 
Einhaltung einer Kündigungsfrist berechtigt. Im Übrigen bleiben die Kün-
digungsrechte nach Nummer 26 Absatz 1 AGB Sparkassen unberührt.

12. Zahlungsverpflichtung der Sparkasse; Reklamationen 
Die Sparkasse ist gegenüber den Handels- und Dienstleistungsunterneh-
men vertraglich verpflichtet, die Beträge, über die unter Verwendung der 
an den Karteninhaber ausgegebenen digitalen Debitkarte verfügt wurden, 
zu vergüten. Einwendungen und sonstige Beanstandungen des Kartenin-
habers aus dem Vertragsverhältnis zu dem Unternehmen, bei dem bar-
geldlos bezahlt worden ist, sind unmittelbar gegenüber diesem Unterneh-
men geltend zu machen. Gleiches gilt für Funktionsstörungen einer 
Bezahlplattform oder einer elektronischen Geldbörse (Wallet), in der die 
digitale Debitkarte hinterlegt worden ist.

13. Außergerichtliche Streitschlichtung und Beschwerdemöglichkeit 
Für die Beilegung von Streitigkeiten mit der Sparkasse kann sich der Kar-
teninhaber an die im „Preis- und Leistungsverzeichnis“ näher bezeichne-
ten Streitschlichtungs- und Beschwerdestellen wenden.
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1 Ausgabe der Kreditkarte 
Die von der Sparkasse/Landesbank ausgegebene Mastercard Business-
Card One und Visa Business-Card One sind Kreditkarten (nachfolgend: 
Kreditkarte genannt) und dienen ausschließlich zur Begleichung geschäft-
lich veranlasster Aufwendungen. Die Kreditkarten können als physische 
Karte und zusätzlich als digitale Karte zur Speicherung auf Telekommuni-
kations-, Digital- oder IT-Geräten (mobile Endgeräte) ausgegeben 
werden. Die Kartendaten der Kreditkarte können bereits vor Erhalt der 
physischen Karte für einen Einsatz bei elektronischen Fernzahlungsvor-
gängen bereitgestellt werden, sofern dies von der Sparkasse/Landesbank 
angeboten wird. Diese Bedingungen gelten für beide Kartenformen glei-
chermaßen, es sei denn, es ist ausdrücklich etwas anderes geregelt. 
Ergänzende Informationen für die digitale Kreditkarte sind in den Nut-
zungshinweisen und -voraussetzungen für die digitale Kreditkarte enthal-
ten. Im Übrigen gelten weiterhin die Bedingungen für die digitale Master-
card Business Card One und Visa Business-Card One (Kreditkarte) mit 
individualisierten Authentifizierungsverfahren.

2 Verwendungsmöglichkeiten und Leistungen 
Der Karteninhaber kann die von der Sparkasse/Landesbank ausgegebe-
nen Kreditkarten, soweit diese und die Akzeptanzstellen entsprechend 
ausgestattet sind, für folgende Zahlungsdienste nutzen: 
Mit der Kreditkarte kann der Karteninhaber im Inland – und als weitere 
Dienstleistung auch im Ausland – im Mastercard-Verbund/Visa-Verbund 
bei Vertragsunternehmen Waren und Dienstleistungen bargeldlos bezah-
len und zusätzlich im Rahmen des Bargeldservices an Geldautomaten 
Bargeldauszahlungen vornehmen.  
Die Vertragsunternehmen und die Geldautomaten im Rahmen des Bar-
geldservices sind an den Akzeptanzsymbolen zu erkennen, die auf der 
Kreditkarte zu sehen sind. Soweit mit der Kreditkarte zusätzliche Leistun-
gen (z. B. Versicherungen) verbunden sind, wird der Karteninhaber hier-
über gesondert informiert.
Zusätzlich wird die Sparkasse/Landesbank über Mastercard/Visa teilneh-
menden Akzeptanzstellen, bei welchen der Karteninhaber zuvor seine 
Kreditkartendaten hinterlegt hat, aktualisierte Kartendaten (die letzten vier 
Ziffern der Kartennummer und das Ablaufdatum) zur Verfügung stellen 
(Aktualisierungsservice), um z. B. Zahlungen für wiederkehrende Dienst-
leistungen und im Online-Handel auch nach einer Aktualisierung der Kar-
tendaten automatisch zu ermöglichen.

3 Personalisiertes Sicherheitsmerkmal 
3.1 Für die Nutzung an Geldautomaten und an automatisierten Kassen 
wird dem Karteninhaber für seine Kreditkarte eine persönliche Geheim-
zahl (PIN) als personalisiertes Sicherheitsmerkmal zur Verfügung gestellt.

3.2 Die Kreditkarte kann an Geldautomaten sowie an automatisierten 
Kassen, an denen im Zusammenhang mit der Verwendung der Kredit-
karte die PIN eingegeben werden muss, nicht mehr eingesetzt werden, 
wenn die persönliche Geheimzahl dreimal hintereinander mit einer oder 
beiden Kartenformen falsch eingegeben wurde. Der Karteninhaber sollte 
sich in diesem Fall mit seiner Sparkasse/Landesbank, möglichst mit der 
kontoführenden Stelle, in Verbindung setzen.

4 Verfügungsrahmen 
Der Karteninhaber darf seine Kreditkarte nur innerhalb des vereinbarten 
monatlichen Verfügungsrahmens nutzen. Innerhalb dieses Rahmens gilt 
für den Bargeldservice das vereinbarte tägliche Verfügungslimit.  
Der Karteninhaber kann mit der Sparkasse/Landesbank eine Herabset-
zung vereinbaren. Sofern der mit der Firma vereinbarte Gesamtverfü-
gungsrahmen nicht eingehalten wird, kann die Sparkasse/Landesbank 
weitere Kartenverfügungen des Karteninhabers unabhängig vom Verfü-
gungsrahmen seiner Kreditkarte ablehnen.

5 Autorisierung von Zahlungsaufträgen 

5.1 Mit dem Einsatz der Kreditkarte erteilt der Karteninhaber die Zustim-
mung (Autorisierung) zur Ausführung des Zahlungsauftrages.  
Hierzu hat der Karteninhaber entweder
– an Geldautomaten die PIN einzugeben oder kontaktlosen Geldautoma-

teneinsatz mit PIN zu nutzen, indem die Kreditkarte vor das Empfangs-
gerät des Geldautomaten gehalten wird.

– oder an automatisierten Kassen bei Vertragsunternehmen die PIN ein-
zugeben oder – soweit erforderlich – bei Vertragsunternehmen die
Unterschrift zu leisten.

– oder an automatisierten Kassen die kontaktlose Bezahlfunktion mit PIN
zu nutzen, indem die Kreditkarte vor das Empfangsgerät des Vertrags-
händlers gehalten wird. Der kontaktlose Einsatz der Kreditkarte an

automatisierten Kassen kann bis maximal 50 Euro pro Bezahlvorgang 
ohne Eingabe der PIN erfolgen, soweit an den automatisierten Kassen 
für den jeweiligen kontaktlosen Einsatz nicht die Eingabe der PIN ver-
langt wird. Soweit für die Autorisierung zusätzlich eine PIN oder die 
Unterschrift erforderlich ist, erfolgt die Autorisierung erst mit deren 
Einsatz.

– oder bei elektronischen Fernzahlungsvorgängen über das Internet
gegenüber Vertragsunternehmen die geforderten Kartendaten einzu-
geben. Soweit dabei besondere Authentifizierungsverfahren gefordert
werden, sind diese zu nutzen. Weitere Informationen über die von der
Sparkasse/Landesbank unterstützten Authentifizierungsverfahren und
Hinweise zum Bezahlen im Internet sind in den Geschäftsräumen der
Sparkasse/Landesbank verfügbar sowie auf deren Internetseiten ab-
rufbar.

– oder gegenüber Vertragsunternehmen ausnahmsweise anstelle der
Unterschrift die geforderten Kartendaten (z. B. am Telefon) anzugeben.

5.2 In dieser Autorisierung ist zugleich die ausdrückliche Zustimmung ent-
halten, dass die Sparkasse/Landesbank die für die Ausführung der Kar-
tenzahlung notwendigen personenbezogenen Daten des Karteninhabers 
verarbeitet, übermittelt und speichert.

5.3 Nach Erteilung der Zustimmung kann der Karteninhaber den Zah-
lungsauftrag nicht mehr widerrufen.

6 Ablehnung von Zahlungsaufträgen durch die Sparkasse/
Landesbank 
Die Sparkasse/Landesbank ist berechtigt, den Zahlungsauftrag abzuleh-
nen, wenn
– der Karteninhaber die Autorisierung des Zahlungsauftrags nicht gemäß

Nummer 5.1 erteilt hat,
– der für den Zahlungsauftrag geltende Verfügungsrahmen, der mit der

Firma vereinbarte Gesamtverfügungsrahmen oder die finanzielle Nut-
zungsgrenze nicht eingehalten wurde oder

– die Kreditkarte gesperrt ist.
Hierüber wird der Karteninhaber während des Bezahlvorgangs bzw. über
das Terminal, an dem die Karte eingesetzt wird, unterrichtet.

7 Sperrung eines verfügbaren Geldbetrags 
Die Sparkasse/Landesbank ist berechtigt, einen im Rahmen der finanziel-
len Nutzungsgrenze (Nummer 4) verfügbaren Geldbetrag auf dem Kredit-
kartenkonto des Karteninhabers zu sperren, wenn
– der Zahlungsvorgang vom Zahlungsempfänger ausgelöst worden ist

und
– der Karteninhaber auch der genauen Höhe des zu sperrenden Geldbe-

trags zugestimmt hat.
Den gesperrten Geldbetrag gibt die Sparkasse/Landesbank unbeschadet 
sonstiger gesetzlicher oder vertraglicher Rechte unverzüglich frei, nach-
dem ihr der genaue Zahlungsbetrag mitgeteilt worden ist.

8 Zahlungsverpflichtung des Karteninhabers und der Firma 
Die Sparkasse/Landesbank wird die bei der Nutzung der Kreditkarte ent-
standenen sofort fälligen Forderungen der Vertragsunternehmen gegen 
den Karteninhaber/die Firma bezahlen. Entsprechendes gilt für im Rah-
men des Bargeldservices entstandene Forderungen.
Auch wenn der Karteninhaber die finanzielle Nutzungsgrenze bei seinen 
Zahlungsaufträgen nicht einhält, ist die Sparkasse/Landesbank berech-
tigt, den Ersatz der Aufwendungen zu verlangen, die aus der Nutzung der 
Kreditkarte entstehen.
Der Karteninhaber und die Firma sind gesamtschuldnerisch verpflichtet, 
der Sparkasse/Landesbank diese Forderungsbeträge zu erstatten. Sofern 
für die Abrechnung dieser Forderungen ein Konto der Firma vereinbart 
wurde, ist nur die Firma zur Erstattung verpflichtet.

9 Kreditkartenabrechnung 
Die Kreditkartenabrechnung über die mit der Kreditkarte ausgelösten 
Zahlungsaufträge, die angefallenen Entgelte sowie die sonstigen 
Umsätze im Zusammenhang mit der Kreditkarte erfolgt in der mit dem 
Karteninhaber/der Firma vereinbarten Weise (z. B. Abrechnung über das 
elektronische Postfach, im Online-Banking oder am Kontoauszugsdru-
cker) einmal im Monat zum vereinbarten Abrechnungsstichtag. Mit erteil-
ter Kreditkartenabrechnung wird der darin ausgewiesene Forderungsbe-
trag sofort fällig. Dieser Betrag wird zum vereinbarten Zeitpunkt dem vom 
Karteninhaber/der Firma angegebenen Zahlungskonto (Abrechnungs-
konto) bei der Sparkasse/Landesbank belastet bzw. im Falle eines bei 
einem Drittinstitut geführten Kontos von diesem durch Lastschrift 
eingezogen.
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Wenn der Karteninhaber/die Firma die Abrechnung in der vereinbarten 
Weise nicht innerhalb der vereinbarten Frist abgerufen haben, kann zeit-
nah eine papierhafte Abrechnung erfolgen und dem Karteninhaber/der 
Firma gegen Portoersatz zugesandt werden. 
Der Karteninhaber hat die Kreditkartenabrechnung unverzüglich auf nicht 
autorisierte oder fehlerhaft ausgeführte Kartenverfügungen zu über-
prüfen.

10 Sorgfalts- und Mitwirkungspflichten des Karteninhabers 

10.1 Unterschrift 
Der Karteninhaber hat die physische Kreditkarte nach Erhalt unverzüglich 
auf dem Unterschriftsfeld zu unterschreiben.

10.2 Sorgfältige Aufbewahrung und Sicherung der Kreditkarte 
10.2.1 Die Kreditkarte ist mit besonderer Sorgfalt aufzubewahren, um zu 
verhindern, dass sie abhanden kommt und missbräuchlich verwendet 
wird (z. B. um Transaktionen an automatisierten Kassen ohne PIN bis zur 
Sperre zu tätigen). Sie darf insbesondere auch nicht unbeaufsichtigt im 
Kraftfahrzeug aufbewahrt werden.

10.2.2 Soweit technisch möglich, soll der Karteninhaber den Zugang zu 
seinem mobilen Endgerät, auf dem die digitale Kreditkarte gespeichert ist, 
mit einer für das mobile Endgerät bestimmten persönlichen Geheimzahl 
(Endgeräte-PIN) oder auf andere geeignete Weise (z. B. durch Fingerab-
druck) sichern.

10.3 Geheimhaltung der persönlichen Geheimzahl (PIN) 
Der Karteninhaber hat dafür Sorge zu tragen, dass keine andere Person 
Kenntnis von seiner PIN erlangt. Die PIN darf insbesondere nicht auf der 
physischen Kreditkarte vermerkt, bei einer digitalen Kreditkarte nicht in 
dem mobilen Endgerät gespeichert werden, das für die Nutzung der digi-
talen Kreditkarte erforderlich ist, oder in anderer Weise zusammen mit 
der Kreditkarte aufbewahrt werden. Denn jede Person, die die PIN kennt 
und in den Besitz der Kreditkarte bzw. des mobilen Endgeräts, auf dem 
die digitale Kreditkarte gespeichert ist, kommt, hat die Möglichkeit, 
zusammen mit der PIN und der Kreditkarte missbräuchliche Verfügungen 
zu tätigen (z. B. Geld am Geldautomaten abzuheben). 
Sofern der Karteninhaber eine digitale Kreditkarte nutzt und der Zugriff 
auf das mobile Endgerät durch eine vom Karteninhaber wählbare Endge-
räte-PIN abgesichert werden kann, darf der Karteninhaber zur Absiche-
rung des Zugriffs nicht dieselbe PIN verwenden, die für die Nutzung der 
Kreditkarte erforderlich ist.

10.4 Anzeige-, Prüfungs- und Unterrichtungspflichten des Karten-
inhabers 
10.4.1 Stellt der Karteninhaber den Verlust oder Diebstahl seiner Kredit-
karte oder des mobilen Endgeräts mit digitaler Kreditkarte, die miss-
bräuchliche Verwendung oder eine sonstige nicht autorisierte Nutzung 
der Kreditkarte, Kartendaten oder PIN fest, hat er die Sparkasse/Landes-
bank unverzüglich zu unterrichten (Sperranzeige).
Die Sperranzeige kann der Karteninhaber auch jederzeit gegenüber dem 
Zentralen Sperrannahmedienst (Telefon: 116 116 aus dem Inland und 
+49 116 116 aus dem Ausland [ggf. abweichende Ländervorwahl]) ab- 
geben.
Der Karteninhaber hat jeden Diebstahl oder Missbrauch unverzüglich bei 
der Polizei anzuzeigen.

10.4.2 Durch die Sperre der digitalen Kreditkarte bei der Sparkasse/Lan-
desbank bzw. gegenüber dem Zentralen Sperrannahmedienst wird nicht 
der Zugang zum mobilen Endgerät gesperrt. Eine Sperrung der sonstigen 
Funktionen auf dem mobilen Endgerät kann nur gegenüber dem jeweili-
gen Anbieter dieser Funktionen erfolgen.

10.4.3 Bei Nutzung besonderer Authentifizierungsverfahren gemäß 
Nummer 5.1 hat der Karteninhaber vor der Autorisierung die Übereinstim 
mung der zur Authentifizierung übermittelten Transaktionsdaten (z. B. 
Zahlbetrag, Datum) mit den für die Transaktion vorgesehenen Daten 
abzugleichen. Bei Feststellung von Abweichungen ist die Transaktion 
abzubrechen und der Verdacht auf missbräuchliche Verwendung der 
Sparkasse/Landesbank anzuzeigen.

11 Reklamationen und Beanstandungen 
Der Karteninhaber hat die Sparkasse/Landesbank unverzüglich nach 
Feststellung einer nicht autorisierten oder fehlerhaft ausgeführten Karten-
verfügung zu unterrichten.
Reklamationen und Beanstandungen aus dem Vertragsverhältnis zwi-
schen dem Karteninhaber und dem Vertragsunternehmen sind unmittel-
bar zwischen diesen zu klären; sie berühren nicht die Zahlungsverpflich-
tung der Firma oder des Karteninhabers, sofern er erstattungspflichtig  ist. 
Die Rechte des Karteninhabers/der Firma nach Nummer 15 dieser Bedin-
gungen bleiben unberührt.

12 Haftung des Karteninhabers/der Firma für nicht autorisierte 
Kartenverfügungen 

12.1 Haftung bis zur Sperranzeige 
12.1.1 Verliert der Karteninhaber seine Kreditkarte oder PIN, werden sie 

ihm gestohlen, kommen sie ihm in sonstiger Weise abhanden oder wer-
den diese sonst missbräuchlich verwendet und kommt es dadurch zu 
einer nicht autorisierten Kartenverfügung, z. B. im Rahmen der
– Bargeldauszahlung an einem Geldautomaten,
– Verwendung der Kreditkarte an automatisierten Kassen von Vertrags-

unternehmen,
– Nutzung der Kreditkarte bei elektronischen Fernzahlungsvorgängen 

über das Internet,
haften der Karteninhaber und die Firma gesamtschuldnerisch für Schä-
den, die bis zum Zeitpunkt der Sperranzeige verursacht werden, in Höhe 
von maximal 50 Euro. Die Haftung nach Nummer 12.1.5 für Vorsatz und 
grobe Fahrlässigkeit sowie für Handeln in betrügerischer Absicht bleibt 
unberührt.

12.1.2 Der Karteninhaber und die Firma haften nicht nach Nummer 12.1.1, 
wenn
– es dem Karteninhaber nicht möglich gewesen ist, den Verlust, den 

Diebstahl, das Abhandenkommen oder eine sonstige missbräuchliche 
Verwendung der Kreditkarte vor der nicht autorisierten Kartenverfü-
gung zu bemerken, oder

– der Verlust der Kreditkarte durch einen Angestellten, einen Agenten, 
eine Zweigstelle/Zweigniederlassung der Sparkasse/Landesbank oder 
eine sonstige Stelle, an die Tätigkeiten der Sparkasse/Landesbank 
ausgelagert wurden, verursacht worden ist. Die Haftung nach Nummer 
12.1.5 für Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit sowie für Handeln in betrü-
gerischer Absicht bleibt unberührt.

12.1.3 Die Sparkasse/Landesbank verzichtet auf die Schadensbeteiligung 
des Karteninhabers in Höhe von 50 Euro gemäß Nummer 12.1.1 und 
übernimmt alle Schäden, die durch die nicht autorisierte Kartenverfügung 
bis zum Eingang der Sperranzeige entstanden sind, wenn der Kartenin-
haber seine ihm obliegenden Sorgfalts- und Mitwirkungspflichten gemäß 
Nummern 10.1 bis 10.4 nicht in betrügerischer Absicht, vorsätzlich oder 
grob fahrlässig verletzt hat. Eine Übernahme des vom Karteninhaber und 
der Firma zu tragenden Schadens erfolgt nur, wenn der Karteninhaber 
die Voraussetzungen der Haftungsentlastung glaubhaft darlegt und 
Anzeige bei der Polizei erstattet.

12.1.4 Der Karteninhaber und die Firma sind nicht zum Ersatz des Scha-
dens nach Nummer 12.1.1 verpflichtet, wenn die Sperranzeige nicht 
abgegeben werden konnte, weil die Sparkasse/Landesbank nicht die 
Möglichkeit zur Entgegennahme der Sperranzeige sichergestellt hatte 
und der Schaden dadurch eingetreten ist.

12.1.5 Kommt es vor der Sperranzeige zu einer nicht autorisierten Kar-
tenverfügung und hat der Karteninhaber seine Sorgfaltspflichten nach 
diesen Bedingungen vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt oder in 
betrügerischer Absicht gehandelt, tragen der Karteninhaber und die 
Firma gesamtschuldnerisch den hierdurch entstandenen Schaden in 
vollem Umfang. Grobe Fahrlässigkeit des Karteninhabers kann insbe-
sondere dann vorliegen, wenn er
– den Verlust, Diebstahl oder die missbräuchliche Kartenverfügung der 

Sparkasse/Landesbank oder dem Zentralen Sperrannahmedienst 
schuldhaft nicht unverzüglich mitgeteilt hat, nachdem er hiervon Kennt-
nis erlangt hat,

– die persönliche Geheimzahl auf der physischen Kreditkarte vermerkt 
oder zusammen mit der physischen Kreditkarte verwahrt hat,

– die persönliche Geheimzahl auf dem mobilen Endgerät gespeichert hat 
oder

– die persönliche Geheimzahl einer anderen Person mitgeteilt hat und 
der Missbrauch dadurch verursacht worden ist.

Die Haftung für Schäden, die innerhalb des Zeitraums verursacht werden, 
für den der Verfügungsrahmen gilt, beschränkt sich jeweils auf den für die 
Kreditkarte vereinbarten monatlichen Verfügungsrahmen.
Für Schäden im Rahmen des Bargeldservices haften der Karteninhaber 
und die Firma gesamtschuldnerisch pro Kalendertag maximal in Höhe 
des vereinbarten täglichen Verfügungslimits, jedoch begrenzt auf den 
monatlichen Verfügungsrahmen.

12.1.6 Hat die Sparkasse/Landesbank durch eine Verletzung ihrer Pflich-
ten zur Entstehung des Schadens beigetragen, haftet die Sparkasse/Lan-
desbank für den entstandenen Schaden im Umfang des von ihr zu vertre-
tenden Mitverschuldens.

12.1.7 Hat die Sparkasse/Landesbank beim Einsatz der Kreditkarte eine 
starke Kundenauthentifizierung im Sinne des § 1 Absatz 24 Zahlungs-
diensteaufsichtsgesetz (ZAG) nicht verlangt oder hat der Zahlungsemp-
fänger oder sein Zahlungsdienstleister diese nicht akzeptiert, obwohl die 
Sparkasse/Landesbank nach § 55 ZAG gesetzlich zur starken Kunden-
authentifizierung verpflichtet ist, bestimmt sich die Haftung des Kartenin-
habers/der Firma und der Sparkasse/Landesbank abweichend von den 
Nummern 12.1.1 bis 12.1.6  nach § 675v Absatz 4 des Bürgerlichen 
Gesetzbuches. 
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12.2 Haftung ab Sperranzeige 
Sobald der Sparkasse/Landesbank oder dem Zentralen Sperrannahme-
dienst der Verlust oder Diebstahl der Kreditkarte bzw. des mobilen End-
geräts mit digitaler Kreditkarte, die missbräuchliche Verwendung oder 
eine sonstige nicht autorisierte Nutzung von Kreditkarte oder PIN ange-
zeigt wurde, übernimmt die Sparkasse/Landesbank alle danach durch 
Kartenverfügungen entstehenden Schäden.
Handelt der Karteninhaber in betrügerischer Absicht, trägt der Kartenin-
haber auch die nach der Sperranzeige entstehenden Schäden.

13 Erstattungs-, Berichtigungs- und Schadensersatzansprüche 
des Karteninhabers/der Firma 

13.1 Erstattung bei nicht autorisierter Verfügung 
Im Falle einer nicht autorisierten Kartenverfügung hat die Sparkasse/Lan-
desbank keinen Anspruch auf Erstattung ihrer Aufwendungen. Die Spar-
kasse/Landesbank ist verpflichtet, den Betrag ungekürzt zu erstatten. 
Wurde der Betrag dem Abrechnungskonto belastet, wird die Sparkasse/
Landesbank dieses wieder auf den Stand bringen, auf dem es sich ohne 
die Belastung durch die nicht autorisierte Kartenverfügung befunden 
hätte. Diese Verpflichtung ist unverzüglich, spätestens bis zum Ende des 
Geschäftstags gemäß Preis- und Leistungsverzeichnis der Sparkasse/
Landesbank zu erfüllen, der auf den Tag folgt, an welchem der Spar-
kasse/Landesbank angezeigt wurde, dass die Kartenverfügung nicht 
autorisiert ist, oder die Sparkasse/Landesbank auf andere Weise davon 
Kenntnis erhalten hat. Hat die Sparkasse/Landesbank einer zuständigen 
Behörde berechtigte Gründe für den Verdacht, dass ein betrügerisches 
Verhalten des Kunden vorliegt, schriftlich mitgeteilt, hat sie ihre Verpflich-
tung aus Satz 2 unverzüglich zu prüfen und zu erfüllen, wenn sich der 
Betrugsverdacht nicht bestätigt.

13.2 Erstattung bei nicht erfolgter oder fehlerhafter Ausführung 
einer autorisierten Kartenverfügung 
13.2.1 Im Falle einer nicht erfolgten oder fehlerhaften Ausführung einer 
autorisierten Kartenverfügung kann der Karteninhaber/die Firma von der 
Sparkasse/Landesbank die unverzügliche und ungekürzte Erstattung des 
Verfügungsbetrages insoweit verlangen, als die Kartenverfügung nicht 
erfolgte oder fehlerhaft war. Wurde der Betrag dem Abrechnungskonto 
belastet, bringt die Sparkasse/Landesbank dieses wieder auf den Stand, 
auf dem es sich ohne die nicht erfolgte oder fehlerhafte Kartenverfügung 
befunden hätte.
13.2.2 Der Karteninhaber/die Firma kann über Nummer 13.2.1 hinaus von 
der Sparkasse/Landesbank die Erstattung der Entgelte und Zinsen inso-
weit verlangen, als diese im Zusammenhang mit der nicht erfolgten oder 
fehlerhaften Ausführung der autorisierten Kartenverfügung in Rechnung 
gestellt oder dem Abrechnungskonto belastet wurden.
13.2.3 Wurde eine autorisierte Kartenverfügung nicht oder fehlerhaft 
ausgeführt, wird die Sparkasse/Landesbank die Verfügung auf Verlan-
gen des Karteninhabers oder der Firma nachvollziehen und über das 
Ergebnis unterrichten.

13.3 Schadensersatzansprüche des Karteninhabers/der Firma 
Im Falle einer nicht autorisierten Kartenverfügung oder im Falle einer 
nicht erfolgten oder fehlerhaften Ausführung einer autorisierten Karten-
verfügung kann der Karteninhaber/die Firma von der Sparkasse/Landes-
bank einen Schaden, der nicht bereits von Nummer 13.1 oder 13.2 
erfasst ist, ersetzt verlangen. Dies gilt nicht, wenn die Sparkasse/Landes-
bank die Pflichtverletzung nicht zu vertreten hat. Die Sparkasse/Landes-
bank hat hierbei ein Verschulden, das einer zwischengeschalteten Stelle 
zur Last fällt, wie eigenes Verschulden zu vertreten, es sei denn, dass die 
wesentliche Ursache bei einer zwischengeschalteten Stelle liegt, die der 
Karteninhaber/die Firma vorgegeben hat. 
Hat der Karteninhaber/die Firma durch ein schuldhaftes Verhalten zur 
Entstehung des Schadens beigetragen, bestimmt sich nach den Grund-
sätzen des Mitverschuldens, in welchem Umfang Sparkasse/Landesbank 
und Karteninhaber/die Firma den Schaden zu tragen haben. Die Haftung 
nach Nummer 13.3 ist auf 12.500 Euro je Kartenzahlung begrenzt. Diese 
betragsmäßige Haftungsbeschränkung gilt nicht
– für nicht autorisierte Kartenverfügungen,
– bei Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit der Sparkasse/Landesbank,
– für Gefahren, die die Sparkasse/Landesbank besonders übernommen 

hat, und
– für den dem Karteninhaber entstandenen Zinsschaden, soweit der Kar-

teninhaber Verbraucher ist.

13.4 Haftungs- und Einwendungsausschluss 
13.4.1 Der Karteninhaber/die Firma kann Ansprüche und Einwendungen 
nach Nummer 13.1 bis 13.3 nicht mehr geltend machen, wenn diese nicht 
spätestens 13 Monate nach dem Tag der Belastungsbuchung auf dem 
Abrechnungskonto gegenüber der Sparkasse/Landesbank angezeigt 
wurden. Ist das Abrechnungskonto ein Firmenkonto, können diese 
Ansprüche und Einwendungen nur durch die Firma und innerhalb einer 
Frist von acht Wochen geltend gemacht werden.
Der Lauf der Frist beginnt nur, wenn die Sparkasse/Landesbank den Kar-
teninhaber/die Firma über die aus der Kartenverfügung resultierende 

Belastungsbuchung entsprechend dem für Kontoinformationen vereinbar-
ten Weg spätestens innerhalb eines Monats nach der Belastungsbuchung 
unterrichtet hat; anderenfalls ist für den Fristbeginn der Tag der Unterrich-
tung über die Kreditkartenabrechnung maßgeblich.
Ansprüche und Einwendungen nach Nummer 13.1 bis 13.3 kann der Kar-
teninhaber/die Firma auch nach Ablauf der jeweils geltenden Frist geltend 
machen, wenn er/sie ohne Verschulden an der Einhaltung dieser Frist 
verhindert war.

13.4.2 Ansprüche des Karteninhabers/der Firma gegen die Sparkasse/ 
Landesbank sind ausgeschlossen, wenn die einen Anspruch begründen-
den Umstände
– auf einem ungewöhnlichen und unvorhersehbaren Ereignis beruhen, 

auf das die Sparkasse/Landesbank keinen Einfluss hat, und dessen 
Folgen trotz Anwendung der gebotenen Sorgfalt von ihr nicht hätten 
vermieden werden können, oder

– von der Sparkasse/Landesbank aufgrund einer gesetzlichen Verpflich-
tung herbeigeführt wurden.

14 Sperre und Einziehung der Kreditkarte durch die Sparkasse/
Landesbank 
Die Sparkasse/Landesbank darf die Kreditkarte sperren und den Einzug 
der Kreditkarte (z. B. an Geldautomaten) veranlassen, bzw. die Löschung 
der digitalen Kreditkarte verlangen oder selbst veranlassen, wenn
– sie berechtigt ist, den Kreditkartenvertrag bzw. die Nutzung der digita-

len Kreditkarte aus wichtigem Grund zu kündigen,
– sachliche Gründe im Zusammenhang mit der Sicherheit der Kreditkarte 

dies rechtfertigen oder
– der Verdacht einer nicht autorisierten oder betrügerischen Verwendung 

der Kreditkarte besteht.
Die Sparkasse/Landesbank wird den Karteninhaber und die Firma über 
die Sperre unter Angabe der hierfür maßgeblichen Gründe möglichst vor, 
spätestens jedoch unverzüglich nach der Sperre oder Löschung unterrich-
ten. Die Sparkasse/Landesbank wird die Kreditkarte entsperren oder diese 
durch eine neue Kreditkarte ersetzen, wenn die Gründe für die Sperre 
oder Löschung nicht mehr gegeben sind. Auch hierüber unterrichtet sie 
den Karteninhaber und die Firma unverzüglich.

15 Anspruch bei einem von dem Vertragsunternehmen ausgelösten 
autorisierten Zahlungsvorgang 
Im Falle einer von dem Vertragsunternehmen ausgelösten autorisierten 
Kartenverfügung hat der Karteninhaber einen Anspruch auf Erstattung 
des seinem Privatkonto als Abrechnungskonto belasteten Zahlungs-
betrags, wenn
– bei der Autorisierung der genaue Betrag nicht angegeben wurde und
– der Zahlungsbetrag den Betrag übersteigt, den der Karteninhaber ent-

sprechend seinem bisherigen Ausgabeverhalten, den Bedingungen des 
Kreditkartenvertrages und den jeweiligen Umständen des Einzelfalls 
hätte erwarten können; mit einem etwaigen Währungsumtausch zusam-
menhängende Gründe bleiben außer Betracht, wenn der vereinbarte 
Referenzwechselkurs zugrunde gelegt wurde.

Der Karteninhaber muss gegenüber der Sparkasse/Landesbank die 
Sachumstände darlegen, mit denen er den Anspruch auf Erstattung begrün-
det. Ein Anspruch des Karteninhabers auf Erstattung ist ausgeschlossen, 
wenn er ihn nicht innerhalb von acht Wochen ab dem Zeitpunkt des Auswei-
ses der Belastung des betreffenden Zahlungsbetrags auf der Kreditkarten-
abrechnung gegenüber der Sparkasse/Landesbank geltend macht.
Ist der Zahlungsbetrag einem Firmenkonto als Abrechnungskonto belas-
tet worden, besteht weder für den Karteninhaber noch für die Firma ein 
Erstattungsanspruch.

16 Rückgabe der Kreditkarte 
Die Kreditkarte bleibt Eigentum der Sparkasse/Landesbank. Sie ist nicht 
übertragbar. Die Kreditkarte ist nur für den auf der physischen Kreditkarte 
angegebenen Zeitraum gültig.
Mit Aushändigung der neuen, spätestens aber nach Ablauf der Gültigkeit 
der Kreditkarte ist die Sparkasse/Landesbank berechtigt, die alte Kredit-
karte zurückzuverlangen bzw. die Löschung der digitalen Kreditkarte zu 
verlangen oder selbst zu veranlassen. Endet die Nutzungsberechtigung 
der Kreditkarte in den ausgegebenen Kartenformen früher (z. B. durch 
Kündigung des Kreditkartenvertrages), hat der Karteninhaber/die Firma 
die Kreditkarte unverzüglich an die Sparkasse/Landesbank zurückzuge-
ben bzw. der Karteninhaber die digitale Kreditkarte zu löschen.

17 Fremdwährungsumrechnung 
Bei Zahlungsaufträgen in Fremdwährung erfolgt die Umrechnung gemäß 
den im Preis- und Leistungsverzeichnis enthaltenen Regelungen.

18 Entgelte und deren Änderung 

18.1 Die vom Karteninhaber/der Firma gegenüber der Sparkasse/Landes-
bank geschuldeten Entgelte ergeben sich aus dem Preis- und Leistungs-
verzeichnis der Sparkasse/Landesbank.
Für den Ersatz einer verlorenen, gestohlenen, missbräuchlich verwende-
ten oder sonst nicht autorisiert genutzten Kreditkarte ist die Sparkasse/
Landesbank berechtigt, im Rahmen des § 675l des Bürgerlichen Gesetz-
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buches, dem Karteninhaber das im Preis- und Leistungsverzeichnis der 
Sparkasse/Landesbank ausgewiesene Entgelt zu berechnen, das allen-
falls die ausschließlich und unmittelbar mit dem Verlust verbundenen 
Kosten abdeckt, sofern der Karteninhaber die Umstände, die zum Ersatz 
der Kreditkarte geführt haben, zu vertreten hat und die Sparkasse/Lan-
desbank nicht zur Ausstellung einer Ersatzkarte verpflichtet ist. 
Wenn darüber hinaus Entgelte für den Ersatz einer Kreditkarte in anderen 
Fällen durch die Sparkasse/Landesbank erhoben werden, ergeben sich 
diese aus dem Preis- und Leistungsverzeichnis der Sparkasse/Landes-
bank.

18.2 Änderungen dieser Entgelte werden dem Karteninhaber und der 
Firma spätestens zwei Monate vor dem Zeitpunkt ihres Wirksamwerdens 
in Textform angeboten. Hat der Karteninhaber und die Firma mit der 
Sparkasse/Landesbank im Rahmen der Geschäftsbeziehung einen elek-
tronischen Kommunikationsweg (z. B. das Elektronische Postfach) ver-
einbart, können die Änderungen auch auf diesem Wege angeboten 
werden. Die von der Sparkasse/Landesbank angebotenen Änderungen 
werden nur wirksam, wenn der Karteninhaber und die Firma diese 
annimmt. Eine Vereinbarung über die Änderung eines Entgelts, das auf 
eine über die Hauptleistung hinausgehende Zahlung des Karteninhabers 
und der Firma gerichtet ist, kann die Sparkasse/Landesbank mit dem Kar-
teninhaber und der Firma nur ausdrücklich treffen.

19 Änderung der Bedingungen 

19.1 Änderungsangebot 
Änderungen dieser Bedingungen werden dem Karteninhaber und der 
Firma spätestens zwei Monate vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt ihres 
Wirksamwerdens in Textform angeboten. Hat der Karteninhaber und die 
Firma mit der Sparkasse/Landesbank im Rahmen der Geschäftsbezie-
hung einen elektronischen Kommunikationsweg (z. B. das Elektronische 
Postfach) vereinbart, können die Änderungen auch auf diesem Wege 
angeboten werden.

19.2 Annahme durch den Karteninhaber und der Firma 
Die von der Sparkasse/Landesbank angebotenen Änderungen werden 
nur wirksam, wenn der Karteninhaber und die Firma diese annimmt, 
gegebenenfalls im Wege der nachfolgend geregelten Zustimmungsfiktion.

19.3 Annahme durch den Karteninhaber und der Firma im Wege der 
Zustimmungsfiktion 
Das Schweigen des Karteninhabers und der Firma gilt nur dann als 
Annahme des Änderungsangebots (Zustimmungsfiktion), wenn 
(1) das Änderungsangebot der Sparkasse/Landesbank erfolgt, um 
die Übereinstimmung der vertraglichen Bestimmungen mit einer verän-
derten Rechtslage wiederherzustellen, weil eine Bestimmung dieser 
Bedingungen
– aufgrund einer Änderung von Gesetzen, einschließlich unmittelbar gel-

tender Rechtsvorschriften der Europäischen Union, nicht mehr der 
Rechtslage entspricht oder

– durch eine rechtskräftige gerichtliche Entscheidung, auch durch ein 
Gericht erster Instanz, unwirksam wird oder nicht mehr verwendet 
werden darf oder

– aufgrund einer verbindlichen Verfügung einer für die Sparkasse/Lan-
desbank zuständigen nationalen oder internationalen Behörde (z. B. der 
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht oder der Europäischen 
Zentralbank) nicht mehr mit den aufsichtsrechtlichen Verpflichtungen 
der Sparkasse/Landesbank in Einklang zu bringen ist

und 
(2) der Karteninhaber und die Firma das Änderungsangebot der Spar-
kasse/Landesbank nicht vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt des Wirk-
samwerdens der Änderungen abgelehnt hat. 
Die Sparkasse/Landesbank wird den Karteninhaber und die Firma im 
Änderungsangebot auf die Folgen des Schweigens hinweisen.

19.4 Ausschluss der Zustimmungsfiktion 
Die Zustimmungsfiktion findet keine Anwendung
– bei Änderungen dieser Regelungen in Ziff. 19 oder
– bei Änderungen, die die Hauptleistungspflichten des Vertrages und die 

Entgelte für Hauptleistungen betreffen, oder

– bei Änderungen von Entgelten, die auf eine über das vereinbarte Ent-
gelt für die Hauptleistung hinausgehende Zahlung des Verbrauchers 
gerichtet sind, oder

– bei Änderungen, die dem Abschluss eines neuen Vertrages gleichkom-
men, oder

– bei Änderungen, die das bisher vereinbarte Verhältnis von Leistung und 
Gegenleistung erheblich zugunsten der Sparkasse/Landesbank ver-
schieben würden.

In diesen Fällen wird die Sparkasse/Landesbank die Zustimmung des 
Karteninhabers und der Firma zu den Änderungen auf andere Weise 
einholen.

19.5 Kündigungsrecht des Karteninhabers und der Firma bei der 
Zustimmungsfiktion 
Macht die Sparkasse/Landesbank von der Zustimmungsfiktion Gebrauch, 
kann der Karteninhaber und die Firma diese Geschäftsbeziehung vor 
dem vorgeschlagenen Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Änderungen 
auch fristlos und kostenfrei kündigen. Auf dieses Kündigungsrecht wird  
die Sparkasse/Landesbank in ihrem Angebot besonders hinweisen.

20 Kündigung 
Sowohl der Kreditkartenvertrag als auch die Nutzung der digitalen Kredit-
karte alleine kann sowohl vom Karteninhaber als auch der Firma jeder-
zeit, von der Sparkasse/Landesbank mit einer Frist von mindestens zwei 
Monaten, jeweils zum Monatsende, gekündigt werden.
Scheidet der Karteninhaber aus der Firma aus oder wird dem Karteninha-
ber von der Firma die Berechtigung zur Nutzung der Kreditkarte entzogen, 
hat der Karteninhaber (ggf. über die Firma) die Kreditkarte entwertet an die 
Sparkasse/Landesbank zurückzugeben und eine digitale Karte zu löschen. 
In diesem Fall ist die Sparkasse/Landesbank berechtigt, den Kreditkarten-
vertrag fristlos zu kündigen.
Die Sparkasse/Landesbank kann den Kreditkartenvertrag fristlos kündi-
gen, wenn ein wichtiger Grund vorliegt, durch den die Fortsetzung des 
Kreditkartenvertrages auch unter angemessener Berücksichtigung der 
berechtigten Belange der Firma/des Karteninhabers für die Sparkasse/
Landesbank unzumutbar ist. Ein solcher Grund liegt insbesondere vor, 
wenn die Firma unrichtige Angaben über ihre Vermögenslage gemacht 
hat oder eine wesentliche Verschlechterung ihrer Vermögenslage eintritt 
oder einzutreten droht und dadurch die Erfüllung der Verbindlichkeiten 
aus dem Kreditkartenvertrag gegenüber der Sparkasse/Landesbank 
wesentlich gefährdet ist.
Mit Wirksamwerden der Kündigung darf die Kreditkarte – bzw. bei alleini-
ger Kündigung der Nutzung der digitalen Kreditkarte darf die digitale Kre-
ditkarte – nicht mehr benutzt werden.

21 Einschaltung Dritter 
Die Sparkasse/Landesbank ist berechtigt, sich im Rahmen des Kreditkar-
tenvertrages zur Bewirkung der von ihr zu erbringenden Leistungen und 
zur Einforderung der vom Karteninhaber zu erbringenden Leistungen Drit-
ter zu bedienen.

22 Außergerichtliche Streitschlichtung und sonstige 
Beschwerdemöglichkeit 
Für die Beilegung von Streitigkeiten mit der Sparkasse/Landesbank kann 
sich der Karteninhaber an die im Preis- und Leistungsverzeichnis näher 
bezeichnete(n) Streitschlichtungsstelle(n) wenden.

23. Picture-Card 
Digitale Karten werden mit Standardmotiv ausgegeben. Physische Kredit-
karten können auf Wunsch der Firma nach Maßgabe der nachfolgenden 
Bestimmungen anstelle des Standardmotivs auch mit einem Bild aus der 
angebotenen Motivgalerie oder mit einem individuellen Bildmotiv ausge-
geben werden. 

a) Motivgalerie/Individuelles Bild 
Wird der Sparkasse/Landesbank innerhalb von zwei Wochen nach 
Antragstellung kein Bild aus der angebotenen Motivgalerie oder individu-
elles Bild übermittelt, ist sie berechtigt, eine Karte mit Standardmotiv 
auszustellen. 
Der Bildinhalt darf nicht gegen gesetzliche Regelungen verstoßen (z. B. 
Bestimmungen des Strafgesetzbuches, des Datenschutzrechtes, des 
Jugendschutzes, des Urheberrechts, des Markenrechts oder des Wettbe-
werbsrechts). 
Bei einem Kartenaustausch wird das ausgewählte Motiv oder das indivi-
duelle Bild auch für die neue Kreditkarte verwendet. 
Steht ein aus der Motivgalerie gewähltes Bild zum Zeitpunkt eines Kar-
tentausches nicht mehr zur Verfügung, ist die Sparkasse/Landesbank 
berechtigt, ein anderes Motiv zu verwenden.

b) Technische Voraussetzungen 
Die technischen Voraussetzungen für die Wahl eines individuellen Bildes 
(insbesondere zulässige Bildformate, maximale Dateigröße) werden dem 
Karteninhaber gesondert mitgeteilt.

c) Warnhinweise 
Der Karteninhaber darf nur individuelle Bilder verwenden, an denen ihm 
die Bildrechte zustehen. Wenn durch das individuelle Bild Rechte Dritter 
verletzt werden, besteht die Gefahr von Schadenersatzansprüchen. 
Soll die Picture-Card auch im Ausland eingesetzt werden, hat der Karten-
inhaber ferner die jeweils örtlich geltenden Vorschriften einzuhalten. Der 
Karteninhaber wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass diese erheb-
lich von in Deutschland geltenden Vorschriften abweichen können und 
auf einen Verstoß gegen derartige örtliche Vorschriften erhebliche, teil-
weise empfindliche Sanktionen und Strafen stehen können. Der Kartenin-
haber wird ausdrücklich auf die Gefahr eines unverhältnismäßig hohen 
Schadens bis hin zu der Möglichkeit freiheitsentziehender Maßnahmen 
hingewiesen. Der Karteninhaber hat sich rechtzeitig und umfassend über 
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etwaige Restriktionen aufgrund derartiger örtlicher Vorschriften zu infor-
mieren und ist für deren Einhaltung allein verantwortlich.

d) Ablehnung von individuellen Bildern 
Die Sparkasse/Landesbank ist jederzeit berechtigt, vom Karteninhaber 
individuell gewählte Bilder abzulehnen, wenn diese nach ihrer Einschät-
zung gegen Rechtsvorschriften verstoßen oder die berechtigten Interes-
sen der Sparkasse/Landesbank oder Dritter beeinträchtigen können. Von 
einer Ablehnung wird die Sparkasse/Landesbank den Karteninhaber 
unverzüglich unterrichten. Das vom Karteninhaber übermittelte Bild und 
die entsprechenden personenbezogenen Daten werden von der Spar-
kasse/Landesbank nach Ablauf von 8 Wochen nach Versand der Ableh-
nungsnachricht gelöscht. Im Rahmen des Antragsverhältnisses kann der 
Karteninhaber ein neues Bild einreichen. Nach zweimaliger Ablehnung 
eines individuellen Bildes/Motives ist die Sparkasse/Landesbank berech-
tigt, die Karte mit einem Standardmotiv zu erstellen.

e) Produktionstechnische Einschränkungen 
Die Sparkasse/Landesbank leistet keine Gewähr für übereinstimmende 
Farben des individuellen Bildes/Motivs auf der Picture-Card mit den Origi-
nalbild-Dateien. Da eine farbgetreue Reproduktion des Originalbildes 
nicht gewährleistet werden kann, werden farbliche Differenzen als Rekla-
mation nicht anerkannt. Weiterhin werden keine Reklamationen aner-
kannt, die durch eine mangelhafte Qualität (z. B. Auflösung der Original-
bild-Dateien) hervorgerufen werden. Eine identische Reproduktion des 
Originalbildes hinsichtlich Konturenschärfe, Kontrast und Darstellung von 
Farbverläufen ist nicht gewährleistet. Aus Qualitäts- und Sicherheitsgrün-
den wird auf die Picture-Card eine vollflächige Schutzfolie aufgebracht. In 
Abhängigkeit vom Bilddesign ist dadurch eine Beeinflussung der visuellen 
Wirkung des Bildes möglich.
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1. Anwendungsbereich
Die von der Sparkasse/Landesbank ausgegebene digitale Mastercard
Business Card One und Visa Business-Card One ist eine Kreditkarte
(nachfolgend digitale Kreditkarte genannt), die dem Karteninhaber digital
zur Speicherung auf mobilen Endgeräten (Telekommunikations-, Digital- 
oder IT-Geräte) zur Nutzung von mobilen Bezahlverfahren bereitgestellt
wird. Es gelten die „Bedingungen für die Mastercard Business Card One
und Visa Business-Card One (Kreditkarte)“, sofern in den „Bedingungen
für die digitale Mastercard Business Card One und Visa Business-Card
One (Kreditkarte) mit individualisierten Authentifizierungsverfahren“ nicht
Abweichendes vereinbart ist. Diese Bedingungen regeln das Vertragsver-
hältnis zwischen der kartenausgebenden Sparkasse/Landesbank, der
Firma und dem Karteninhaber. Vertragliche Vereinbarungen zwischen
dem Karteninhaber und Dritten (z. B. Endgerätehersteller, Mobilfunkan-
bieter oder Anbieter von Bezahlplattformen, in denen digitale Kreditkarten
hinterlegt werden können) bleiben unberührt. Die vertragliche Leistung
der Sparkasse/Landesbank betrifft nicht die Funktionsfähigkeit oder den
Betrieb des mobilen Endgerätes oder von Bezahlplattformen wie Apps für
digitale Geldbörsen (Wallets), in denen die digitale Kreditkarte hinterlegt
werden kann.

2. Nutzung der digitalen Karte mit individualisierten
Authentifizierungsverfahren
Der Karteninhaber kann die digitale Kreditkarte mit individualisierten
Authentifizierungsverfahren nur nutzen, wenn er sich gegenüber der
Sparkasse/Landesbank authentifiziert hat. Die Authentifizierung ist das
Verfahren, mit dessen Hilfe die Sparkasse/Landesbank die Identität des
Karteninhabers oder die berechtigte Verwendung der digitalen Kreditkarte
überprüfen kann.
Dafür werden als Authentifizierungselemente die digitale Kreditkarte auf
dem mobilen Endgerät des Karteninhabers als erster Faktor (Besitzele-
ment) und biometrische Elemente des Karteninhabers (z. B. Fingerab-
druck, Gesichtserkennung) bzw. sonstige Entsperrmechanismen des
mobilen Endgerätes (z. B. der Entsperrcode als Wissenselement), jeweils
als zweiter Faktor vereinbart. Die Eingabe der für die digitale Kreditkarte
geltenden persönlichen Geheimzahl (PIN) ist kein individualisiertes
Authentifizierungsverfahren nach den vorliegenden Bedingungen.

3. Verwendungsmöglichkeiten
Der Karteninhaber kann die digitale Kreditkarte, soweit diese und die Ter-
minals entsprechend ausgestattet sind, für folgende Zahlungsdienste
nutzen:

a) Zum kontaktlosen Einsatz an automatisierten Kassen (Kontaktlos-Ter-
minals) bei Handels- und Dienstleistungsunternehmen (Vertragsunter-
nehmen).

b) Zum Einsatz bei elektronischen Fernzahlungsvorgängen über das
Internet bei Vertragsunternehmen (Online-Handel). Sofern der Karten-
inhaber die digitale Kreditkarte einer digitalen Geldbörse (Wallet) hin- 
zugefügt hat, kann die digitale Kreditkarte an allen Kontaktlos-Termi-
nals und im Online-Handel eingesetzt werden, die an dem Akzeptanz-
zeichen der jeweiligen Bezahlanwendung zu erkennen sind.

Ergänzende Informationen erteilt die Sparkasse/Landesbank in den 
jeweiligen Nutzungshinweisen und -voraussetzungen für die digitale 
Kreditkarte.

4. Autorisierung von Kartenzahlungen durch den Karteninhaber
Mit dem Einsatz der digitalen Kreditkarte durch Heranführen des mobilen
Endgerätes mit der digitalen Kreditkarte an das Kontaktlos-Terminal bzw.
im Online-Handel durch Bestätigung der Bezahlanwendung erteilt der
Karteninhaber die Zustimmung (Autorisierung) zur Ausführung der Kar-
tenzahlung. Dazu ist zusätzlich die Verwendung der biometrischen Merk- 
male des Karteninhabers oder Eingabe des Entsperrcodes des Gerätes
jeweils mit auf dem mobilen Endgerät vorhandenen Funktionen erforder-
lich. Die Zustimmung wird mit deren Einsatz erteilt. In der Autorisierung
ist zugleich die ausdrückliche Zustimmung enthalten, dass die Sparkasse/
Landesbank die für die Ausführung der Kartenzahlung notwendigen per-
sonenbezogenen Daten des Karteninhabers verarbeitet, übermittelt und
speichert. Nach Erteilung der Zustimmung kann der Karteninhaber die
Kartenzahlung nicht mehr widerrufen.

5. Verfügungsrahmen
Der Karteninhaber darf Verfügungen mit seiner digitalen Kreditkarte nur
im Rahmen des für die Kreditkarte vereinbarten Verfügungsrahmens vor-
nehmen. Bei jeder Nutzung wird geprüft, ob der Verfügungsrahmen durch
vorangegangene Verfügungen (mit der digitalen oder der physischen Kre-

ditkarte) bereits ausgeschöpft ist. Der Karteninhaber kann mit der Spar-
kasse/Landesbank eine Herabsetzung des Verfügungsrahmens der Kre-
ditkarte oder des täglichen Verfügungslimits vereinbaren.

6. Sperre der digitalen Kreditkarte mit individualisierten
Authentifizierungsverfahren

a) Die Sparkasse/Landesbank darf die digitale Kreditkarte mit individuali-
sierten Authentifizierungsverfahren sperren (z. B. durch Löschung),
wenn sie berechtigt ist, den Kartenvertrag aus wichtigem Grund zu
kündigen, wenn sachliche Gründe im Zusammenhang mit der Sicher-
heit der individualisierten Authentifizierungselemente des Karteninha-
bers oder der digitalen Kreditkarte dies rechtfertigen oder wenn der
Verdacht einer nicht autorisierten oder betrügerischen Verwendung
eines Authentifizierungselements oder der digitalen Kreditkarte
besteht. Darüber wird die Sparkasse/Landesbank den Karteninhaber
und die Firma unter Angabe der hierfür maßgeblichen Gründe mög-
lichst vor, spätestens jedoch unverzüglich nach der Sperre unterrich-
ten. Die Angabe von Gründen darf unterbleiben, wenn die Sparkasse/
Landesbank hierdurch gegen gesetzliche Verpflichtungen verstoßen
würde. Die Sparkasse/Landesbank wird die digitale Kreditkarte ent-
sperren oder eine neue digitale Kreditkarte bereitstellen, wenn die
Gründe für die Sperre nicht mehr gegeben sind. Auch hierüber unter-
richtet sie den Karteninhaber und die Firma unverzüglich.

b) Eine Sperre ausschließlich der digitalen Kreditkarte bewirkt keine
Sperre der physischen Kreditkarte. Eine Sperre der physischen Kredit-
karte hat stets auch eine Sperre aller zugehörigen digitalen Kreditkar-
ten zur Folge.

7. Sorgfalts- und Mitwirkungspflichten des Karteninhabers

7.1 Schutz der individualisierten Authentifizierungselemente 
Der Karteninhaber hat alle zumutbaren Vorkehrungen zu treffen, um 
seine für die Nutzung der digitalen Kreditkarte verwendeten biometri-
schen Merkmale (z. B. Fingerabdruck), das mobile Endgerät mit digitaler 
Kreditkarte und den Entsperrcode des mobilen Endgerätes vor unbefug-
tem Zugriff zu schützen. Ansonsten besteht die Gefahr, dass die digitale 
Kreditkarte missbräuchlich verwendet oder in sonstiger Weise nicht auto-
risiert genutzt wird. 

Dazu hat er Folgendes zu beachten:

a) Der Entsperrcode für das mobile Endgerät ist geheim zu halten. Er darf
insbesondere
– nicht mündlich (z. B. per Telefon) oder in Textform (z. B. per E-Mail,

Messenger-Dienst) weitergegeben werden,
– nicht ungesichert elektronisch gespeichert werden (z. B. Speiche-

rung im Klartext im Computer oder im mobilen Endgerät) und
– nicht auf einem Gerät notiert oder als Abschrift zusammen mit einem

Gerät aufbewahrt werden, das als mobiles Endgerät mit digitaler
Kreditkarte dient.

b) Das mobile Endgerät mit digitaler Kreditkarte ist vor Missbrauch zu
schützen, insbesondere
– ist sicherzustellen, dass unberechtigte Personen auf das mobile End-

gerät des Karteninhabers (z. B. Mobiltelefon) nicht zugreifen können,
– ist dafür Sorge zu tragen, dass andere Personen die auf dem mobi-

len Endgerät gespeicherte digitale Kreditkarte nicht nutzen können,
– ist die digitale Kreditkarte auf dem mobilen Endgerät zu löschen,

bevor der Karteninhaber den Besitz an diesem mobilen Endgerät
aufgibt (z. B. durch Verkauf, Entsorgung),

– muss der Karteninhaber die ihm vom Hersteller des mobilen Endge-
rätes mit digitaler Kreditkarte jeweils angebotenen Software-Updates
installieren,

– muss der Karteninhaber, falls er einen Code zur Aktivierung der digi-
talen Kreditkarte von der Sparkasse/Landesbank erhalten hat,
diesen vor dem unbefugten Zugriff anderer Personen sicher
verwahren.

c) Biometrische Merkmale, wie z. B. der Fingerabdruck des Karteninha-
bers, dürfen auf einem mobilen Endgerät des Karteninhabers mit digi-
taler Kreditkarte nur dann zur Autorisierung von Zahlungsaufträgen
verwendet werden, wenn auf dem mobilen Endgerät keine biometri-
schen Merkmale anderer Personen gespeichert sind. Etwaige bereits
auf dem mobilen Endgerät vorhandene biometrische Merkmale ande-
rer Personen sind vor der Speicherung der digitalen Kreditkarte auf
dem mobilen Endgerät zu entfernen.
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7.2 Unterrichtungs- und Anzeigepflichten 

a) Stellt der Karteninhaber den Verlust oder Diebstahl des mobilen End-
gerätes mit digitaler Kreditkarte, die missbräuchliche Verwendung oder 
eine sonstige nicht autorisierte Nutzung der digitalen Kreditkarte fest, 
so ist die Sparkasse/Landesbank unverzüglich zu benachrichtigen 
(Sperranzeige). Die Sperranzeige kann der Karteninhaber auch jeder- 
zeit gegenüber dem Zentralen Sperrannahmedienst (Telefon: 116 116 
aus dem Inland und +49 116 116 aus dem Ausland [ggf. abweichende 
Ländervorwahl]) abgeben. 
Der Karteninhaber hat jeden Diebstahl oder Missbrauch unverzüglich 
bei der Polizei anzuzeigen.

b) Hat der Karteninhaber den Verdacht einer nicht autorisierten oder 
betrügerischen Verwendung eines seiner Authentifizierungselemente, 
muss er ebenfalls unverzüglich eine Sperranzeige abgeben.

c) Durch die Sperre der digitalen Kreditkarte bei der Sparkasse/Landes-
bank beziehungsweise gegenüber dem Zentralen Sperrannahme- 
dienst wird nicht der Zugang zum mobilen Endgerät gesperrt. Eine 
Sperrung der sonstigen Funktionen auf dem mobilen Endgerät kann 
nur gegenüber dem jeweiligen Anbieter dieser Funktionen erfolgen.

d) Der Karteninhaber hat die Sparkasse/Landesbank unverzüglich nach 
Feststellung einer nicht autorisierten oder fehlerhaft ausgeführten Kar-
tenverfügung zu unterrichten.

e) Auch wenn der Karteninhaber ein Sperr- oder Löschverfahren für das 
mobile Endgerät oder einer Bezahlplattform nutzt, bleibt die Verpflich-
tung zur Abgabe einer Sperranzeige nach Nummer 7.2 Absatz a) 
dieser Bedingungen bestehen; eine Sperre des mobilen Endgerätes 
hat keine Sperre der digitalen Kreditkarte zur Folge.

f)  Bei elektronischen Fernzahlungsvorgängen hat der Karteninhaber vor 
der Autorisierung die Übereinstimmung der zur Authentifizierung über-
mittelten Transaktionsdaten (z. B. Zahlbetrag, Datum) mit den für die 
Transaktion vorgesehenen Daten abzugleichen. Bei Feststellung von 
Abweichungen ist die Transaktion abzubrechen und der Verdacht auf 
missbräuchliche Verwendung der Sparkasse/Landesbank anzuzeigen.

8. Ablehnung von Kartenzahlungen durch die Sparkasse/ 
Landesbank 
Die Sparkasse/Landesbank ist berechtigt, die Kartenzahlung abzulehnen, 
wenn 
– der Karteninhaber die Autorisierung der Kartenzahlung nicht gemäß 

Nummer 4 erteilt hat, 
– der für die Kartenzahlung vereinbarte Verfügungsrahmen, der mit der 

Firma vereinbarte Gesamtverfügungsrahmen oder die finanzielle Nut-
zungsgrenze nicht eingehalten ist oder 

– die digitale Kreditkarte gesperrt ist. 
Hierüber wird der Karteninhaber im Rahmen des Bezahlvorgangs 
unterrichtet.

9. Erstattungs-, Berichtigungs- und Schadensersatzansprüche des 
Karteninhabers 

9.1 Erstattung bei nicht autorisierter Kartenverfügung 
Im Falle einer nicht autorisierten Kartenverfügung, z. B. im Rahmen der 
Verwendung der digitalen Kreditkarte an Kontaktlos-Terminals bei Han-
dels- und Dienstleistungsunternehmen oder im Online-Handel, hat die 
Sparkasse/Landesbank gegen den Karteninhaber/die Firma keinen 
Anspruch auf Erstattung ihrer Aufwendungen. Die Sparkasse/Landes-
bank ist verpflichtet, den Betrag ungekürzt zu erstatten. Wurde der Betrag 
dem Abrechnungskonto belastet, bringt die Sparkasse/Landesbank 
dieses wieder auf den Stand, auf dem es sich ohne die nicht autorisierte 
Kartenverfügung befunden hätte. Diese Verpflichtung ist unverzüglich, 
spätestens jedoch bis zum Ende des Geschäftstags gemäß „Preis- und 
Leistungsverzeichnis“ zu erfüllen, der auf den Tag folgt, an welchem der 
Sparkasse/Landesbank angezeigt wurde, dass die Kartenverfügung nicht 
autorisiert ist oder die Sparkasse/Landesbank auf andere Weise davon 
Kenntnis erhalten hat. Hat die Sparkasse/Landesbank einer zuständigen 
Behörde berechtigte Gründe für den Verdacht, dass ein betrügerisches 
Verhalten des Karteninhabers vorliegt, schriftlich mitgeteilt, hat die Spar-
kasse/Landesbank ihre Verpflichtung aus Satz 2 unverzüglich zu prüfen 
und zu erfüllen, wenn sich der Betrugsverdacht nicht bestätigt.

9.2 Ansprüche bei nicht erfolgter oder fehlerhafter Ausführung einer 
autorisierten Kartenverfügung 

a) Im Falle einer nicht erfolgten oder fehlerhaften Ausführung einer autori-
sierten Kartenverfügung, z. B. im Rahmen der Verwendung der digita-
len Kreditkarte an Kontaktlos-Terminals bei Handels- und Dienstleis-
tungsunternehmen oder im Online-Handel, kann der Karteninhaber/die 
Firma von der Sparkasse/Landesbank die unverzügliche und unge-
kürzte Erstattung des Verfügungsbetrages insoweit verlangen, als die 
Kartenverfügung nicht erfolgte oder fehlerhaft war. Wurde der Betrag 
dem Abrechnungskonto belastet, bringt die Sparkasse/Landesbank 
dieses wieder auf den Stand, auf dem es sich ohne die nicht erfolgte 
oder fehlerhafte Kartenverfügung befunden hätte.

b) Der Karteninhaber/die Firma kann über den Absatz 1 hinaus von der 
Sparkasse/Landesbank die Erstattung der Entgelte und Zinsen inso-
weit verlangen, als ihm diese im Zusammenhang mit der nicht erfolg-
ten oder fehlerhaften Ausführung der autorisierten Kartenverfügung in 
Rechnung gestellt oder seinem Konto belastet wurden.

c) Wurde eine autorisierte Kartenverfügung nicht oder fehlerhaft ausge-
führt, wird die Sparkasse/Landesbank die Kartenverfügung auf Verlan-
gen des Karteninhabers oder der Firma nachvollziehen und ihn über 
das Ergebnis unterrichten.

9.3 Schadensersatzansprüche des Karteninhabers/der Firma 
Im Falle einer nicht autorisierten Kartenverfügung oder im Falle einer 
nicht erfolgten oder fehlerhaften Ausführung einer autorisierten Karten-
verfügung kann der Karteninhaber/die Firma von der Sparkasse/Landes-
bank einen Schaden, der nicht bereits von den Nummern 9.1 oder 9.2 
erfasst ist, ersetzt verlangen. Dies gilt nicht, wenn die Sparkasse/Landes-
bank die Pflichtverletzung nicht zu vertreten hat. Die Sparkasse/Landes-
bank hat hierbei ein Verschulden, das einer zwischengeschalteten Stelle 
zur Last fällt, wie eigenes Verschulden zu vertreten, es sei denn, dass die 
wesentliche Ursache bei einer zwischengeschalteten Stelle liegt, die der 
Karteninhaber/die Firma vorgegeben hat. Handelt es sich bei dem Kar-
teninhaber nicht um einen Verbraucher oder erfolgt der Einsatz der digita-
len Kreditkarte in einem Land außerhalb des Europäischen Wirtschafts-
raumes, beschränkt sich die Haftung der Sparkasse/Landesbank für das 
Verschulden einer an der Abwicklung des Zahlungsvorgangs beteiligten 
Stelle auf die sorgfältige Auswahl und Unterweisung einer solchen Stelle. 
Hat der Karteninhaber/die Firma durch ein schuldhaftes Verhalten zur 
Entstehung des Schadens beigetragen, bestimmt sich nach den Grund-
sätzen des Mitverschuldens, in welchem Umfang Sparkasse/Landesbank 
und Karteninhaber/die Firma den Schaden zu tragen haben. Die Haftung 
nach diesem Absatz ist auf 12.500 Euro je Kartenverfügung begrenzt. 
Diese betragsmäßige Haftungsbeschränkung gilt nicht 
– für nicht autorisierte Kartenverfügungen, 
– bei Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit der Sparkasse/Landesbank, 
– für Gefahren, die die Sparkasse/Landesbank besonders übernommen 

hat und 
– für den dem Karteninhaber entstandenen Zinsschaden, soweit der Kar-

teninhaber Verbraucher ist.

9.4 Haftungs- und Einwendungsausschluss 

a) Der Karteninhaber/die Firma können Ansprüche und Einwendungen 
nach Nummer 9.1 bis 9.3 nicht mehr geltend machen, wenn diese 
nicht spätestens 13 Monate nach dem Tag der Belastungsbuchung auf 
dem Abrechnungskonto gegenüber der Sparkasse/Landesbank ange-
zeigt wurden. Ist das Abrechnungskonto ein Firmenkonto, können 
diese Ansprüche und Einwendungen nur durch die Firma und inner-
halb einer Frist von acht Wochen geltend gemacht werden. Der Lauf 
der jeweiligen Frist beginnt nur, wenn die Sparkasse/Landesbank den 
Karteninhaber/die Firma über die aus der Kartenverfügung resultie-
rende Belastungsbuchung entsprechend dem für Kontoinformationen 
vereinbarten Weg spätestens innerhalb eines Monats nach der Belas-
tungsbuchung unterrichtet hat; anderenfalls ist für den Fristbeginn der 
Tag der Unterrichtung maßgeblich. Haftungsansprüche nach Nummer 
9.3 kann der Karteninhaber/die Firma auch nach Ablauf der jeweiligen 
Frist geltend machen, wenn er ohne Verschulden an der Einhaltung 
dieser Frist verhindert war.

b) Ansprüche des Karteninhabers/der Firma gegen die Sparkasse/Lan-
desbank sind ausgeschlossen, wenn die einen Anspruch begründen-
den Umstände 

– auf einem ungewöhnlichen und unvorhersehbaren Ereignis beruhen, 
auf das die Sparkasse/Landesbank keinen Einfluss hat, und dessen 
Folgen trotz Anwendung der gebotenen Sorgfalt von ihr nicht hätten 
vermieden werden können oder 

– von der Sparkasse/Landesbank aufgrund einer gesetzlichen Ver-
pflichtung herbeigeführt wurden.

10. Haftung des Karteninhabers/der Firma für nicht autorisierte 
Kartenverfügungen 

10.1 Haftung bis zur Sperranzeige 

a) Verliert der Karteninhaber seine digitale Kreditkarte (z. B. durch Verlust 
seines Mobiltelefons) oder eines seiner Authentifizierungselemente, 
werden ihm diese gestohlen oder kommen diese sonst abhanden oder 
werden diese missbräuchlich verwendet und kommt es dadurch zu 
nicht autorisierten Kartenverfügungen im Rahmen der Verwendung der 
digitalen Kreditkarte an Kontaktlos-Terminals bei Handels- und Dienst-
leistungsunternehmen oder im Online-Handel, dann haften der Karten-
inhaber und die Firma gesamtschuldnerisch für Schäden, die bis zum 
Zeitpunkt der Sperranzeige verursacht werden, in Höhe von maximal 
50 Euro. Die Haftung nach Absatz f) für Vorsatz und grobe Fahrlässig-
keit sowie für Handeln in betrügerischer Absicht bleibt unberührt.

b) Der Karteninhaber und die Firma haften nicht nach Absatz a), wenn 
– es dem Karteninhaber nicht möglich gewesen ist, den Verlust, den 

Diebstahl, das Abhandenkommen oder eine sonstige missbräuchli-
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che Verwendung der digitalen Kreditkarte oder eines seiner Authenti-
fizierungselemente vor der nicht autorisierten Kartenverfügung zu 
bemerken oder 

– der Verlust der digitalen Kreditkarte oder eines seiner Authentifizie-
rungselemente durch einen Angestellten, einen Agenten, eine 
Zweigstelle der Sparkasse/Landesbank oder eine sonstige Stelle, an 
die Tätigkeiten der Sparkasse/Landesbank ausgelagert wurden, ver-
ursacht worden ist. 

Die Haftung nach Absatz f) für Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit sowie 
für Handeln in betrügerischer Absicht bleibt unberührt.

c) Handelt es sich bei dem Karteninhaber nicht um einen Verbraucher 
oder erfolgt der Einsatz der digitalen Kreditkarte außerhalb des Euro-
päischen Wirtschaftsraumes, trägt der Karteninhaber den aufgrund 
nicht autorisierter Kartenverfügungen entstehenden Schaden nach 
Absatz a) auch über einen Betrag von maximal 50 Euro hinaus, wenn 
der Karteninhaber die ihm nach diesen Bedingungen obliegenden 
Pflichten fahrlässig verletzt hat. Hat die Sparkasse/Landesbank durch 
eine Verletzung ihrer Pflichten zur Entstehung des Schadens beigetra-
gen, haftet die Sparkasse/Landesbank für den entstandenen Schaden 
im Umfang des von ihr zu vertretenden Mitverschuldens.

d) Die Sparkasse/Landesbank verzichtet auf die Schadensbeteiligung 
durch den Karteninhaber in Höhe von maximal 50 Euro gemäß vorste-
hendem Absatz a) und übernimmt alle Schäden, die durch nicht autori-
sierte Zahlungsvorgänge bis zum Eingang der Sperranzeige nach 
Nummer 7.2 a) entstanden sind, wenn der Karteninhaber seine ihm 
gemäß Nummern 7.1 und 7.2 obliegenden Sorgfalts- und Mitwirkungs-
pflichten nicht in betrügerischer Absicht, vorsätzlich oder grob fahrläs-
sig verletzt hat. Eine Übernahme des vom Karteninhaber zu tragenden 
Schadens durch die Sparkasse/Landesbank erfolgt nur, wenn der Kar-
teninhaber die Voraussetzungen der Haftungsentlastung glaubhaft 
darlegt und Anzeige bei der Polizei erstattet.

e) Der Karteninhaber und die Firma sind nicht zum Ersatz des Schadens 
nach den Absätzen a) und c) verpflichtet, wenn der Karteninhaber die 
Sperranzeige nach Nummer 7.2 a) nicht abgeben konnte, weil die 
Sparkasse/Landesbank nicht die Möglichkeit zur Entgegennahme der 
Sperranzeige sichergestellt hatte und der Schaden dadurch eingetre-
ten ist.

f)  Kommt es vor der Sperranzeige nach Nummer 7.2 a) zu nicht autori-
sierten Kartenverfügungen und hat der Karteninhaber seine Sorgfalts- 
pflichten nach diesen Bedingungen vorsätzlich oder grob fahrlässig 
verletzt oder in betrügerischer Absicht gehandelt, tragen der Kartenin-
haber und die Firma gesamtschuldnerisch den hierdurch entstandenen 
Schaden in vollem Umfang. Grobe Fahrlässigkeit des Karteninhabers 
kann insbesondere dann vorliegen, wenn 
– der Verlust, Diebstahl oder die missbräuchliche Verfügung der Spar-

kasse/Landesbank oder dem Zentralen Sperrannahmedienst schuld-
haft nicht unverzüglich mitgeteilt wurde, nachdem der Karteninhaber 
hiervon Kenntnis erlangt hat oder 

– der Entsperrcode ungesichert elektronisch gespeichert oder ungesi-
chert auf einem Gerät notiert oder als Abschrift zusammen mit einem 
Gerät aufbewahrt wurde, das als mobiles Endgerät mit digitaler Kre-
ditkarte dient oder 

– die digitale Kreditkarte auf dem mobilen Endgerät nicht gelöscht 
wurde, bevor der Karteninhaber den Besitz an diesem mobilen End- 
gerät aufgibt (z. B. durch Verkauf, Entsorgung). 

Die Haftung für Schäden, die innerhalb des Zeitraums, für den der Ver-
fügungsrahmen gilt, verursacht werden, beschränkt sich jeweils auf 
den für die Kreditkarte vereinbarten Verfügungsrahmen.

g) Hat die Sparkasse/Landesbank eine starke Kundenauthentifizierung im 
Sinne des § 1 Absatz 24 Zahlungsdiensteaufsichtsgesetz (ZAG) nicht 
verlangt oder hat der Zahlungsempfänger oder sein Zahlungsdienst-
leister diese nicht akzeptiert, obwohl die Sparkasse/Landesbank nach 
§ 55 ZAG zur starken Kundenauthentifizierung verpflichtet war, 
bestimmt sich die Haftung des Karteninhabers/der Firma und der Spar-
kasse/Landesbank abweichend von den Absätzen a) bis f) nach den 
Bestimmungen in § 675v Absatz 4 des Bürgerlichen Gesetzbuches. 
Eine starke Kundenauthentifizierung erfordert insbesondere die Ver-
wendung von zwei voneinander unabhängigen Authentifizierungsfakto-
ren (siehe Nummer 2 dieser Bedingungen).

10.2 Haftung ab Sperranzeige 
Sobald der Sparkasse/Landesbank oder dem Zentralen Sperrannahme- 
dienst der Verlust oder Diebstahl der digitalen Kreditkarte, die miss-
bräuchliche Verwendung oder eine sonstige nicht autorisierte Nutzung 
der digitalen Kreditkarte oder der Authentifizierungselemente angezeigt 
wurde, übernimmt die Sparkasse/Landesbank alle danach durch Karten-
verfügungen entstehenden Schäden. 
Handelt der Karteninhaber in betrügerischer Absicht, trägt der Kartenin-
haber auch die nach der Sperranzeige nach Nummer 7.2 a) entstehen-
den Schäden.

11. Kündigung 
Die Sparkasse/Landesbank ist berechtigt, die Nutzung der digitalen Kre-
ditkarte mit individualisierten Authentifizierungsverfahren mit einer Frist 
von mindestens zwei Monaten zu kündigen. Sowohl der Karteninhaber 
als auch die Firma sind hierzu jederzeit ohne Einhaltung einer Kündi-
gungsfrist berechtigt.  
Die Sparkasse/Landesbank kann den Kreditkartenvertrag zur digitalen 
Kreditkarte mit individualisierten Authentifizierungsverfahren fristlos kün-
digen, wenn ein wichtiger Grund vorliegt, durch den die Fortsetzung des 
Vertrages auch unter angemessener Berücksichtigung der Belange der 
Firma/des Karteninhabers für die Sparkasse/Landesbank nicht zumutbar 
ist. Ein solcher Grund liegt insbesondere vor, wenn die Firma unrichtige 
Angaben über ihre Vermögensverhältnisse gemacht hat oder eine 
wesentliche Verschlechterung ihrer Vermögensverhältnisse eintritt oder 
einzutreten droht und dadurch die Erfüllung der Verbindlichkeiten aus 
dem Kreditkartenvertrag gegenüber der Sparkasse/Landesbank wesent-
lich gefährdet ist. 
Mit Wirksamwerden der Kündigung darf der Karteninhaber die digitale 
Kreditkarte mit individualisierten Authentifizierungsverfahren nicht mehr 
nutzen.

12. Zahlungsverpflichtung der Sparkasse/Landesbank; 
Reklamationen 
Die Sparkasse/Landesbank ist gegenüber den Handels- und Dienstleis-
tungsunternehmen vertraglich verpflichtet, die Beträge, über die unter 
Verwendung der an den Karteninhaber ausgegebenen digitalen Kredit-
karte verfügt wurden, zu vergüten. Einwendungen und sonstige Bean-
standungen des Karteninhabers oder der Firma aus dem Vertragsverhält-
nis zu dem Vertragsunternehmen, bei dem bargeldlos bezahlt worden ist, 
sind unmittelbar gegenüber diesem Unternehmen geltend zu machen; sie 
berühren nicht die Zahlungsverpflichtung der Firma oder des Karteninha-
bers, sofern er erstattungspflichtig ist. Gleiches gilt für Funktionsstörun-
gen einer Bezahlplattform oder einer elektronischen Geldbörse (Wallet), 
in der die digitale Kreditkarte hinterlegt worden ist.

13. Außergerichtliche Streitschlichtung und Beschwerdemöglichkeit 
Für die Beilegung von Streitigkeiten mit der Sparkasse/Landesbank kann 
sich der Karteninhaber an die im „Preis- und Leistungsverzeichnis“ näher 
bezeichneten Streitschlichtungs- und Beschwerdestellen wenden.
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Ihre Hilfe bei Fragen und in Notfällen 

Wenn Sie Fragen zu den Versicherungsleistungen haben … 
… kontaktieren Sie einfach unsere Service-Hotline. Wir informieren 
Sie gerne rund um das Thema Versicherungsschutz Ihrer Business 
Card oder Business Card One mit dem gewählten 
Versicherungsschutz Business Gold. 
Sie erreichen uns werktags außer samstags von 8.30 Uhr bis 
18.00 Uhr. 

Service-Nummer: 
Tel. +49.89.6 24 24-4 46 
Fax +49.89.6 24 24-2 44 
E-Mail: service-reise@allianz.com 

Wenn Sie aktive Hilfe im Notfall benötigen … 
… ist die Assistance für Sie da. Unser 24-Stunden-Notfall-Service 
garantiert Ihnen schnelle und kompetente Hilfe rund um den Globus 
24 Stunden am Tag. 

Notfall-Nummer: 
Tel. +49.89.6 24 24-566 
Fax +49.89.6 24 24-246 

Wichtig: 
– Halten Sie die genaue und vollständige Anschrift und 

Telefonnummer Ihres derzeitigen Aufenthaltsorts bereit. 
– Notieren Sie sich die Ansprechpartner von amtlichen Stellen, wie 

z. B. Arzt, Krankenhaus, Polizei. 
– Schildern Sie den Sachverhalt und machen Sie sonstige für die 

Erbringung der Hilfeleistung notwendige Angaben. 

Wenn Sie uns einen Schaden melden möchten … 
… geht das schnell, bequem und rund um die Uhr unter 
www.allianz-reiseversicherung.de/schadenmeldung 
(alternativ auch per Post an unsere Schadenabteilung): 

AWP P&C S.A. 
Niederlassung für Deutschland Schadenabteilung 
Bahnhofstraße 16 
85609 Aschheim (bei München) 

Telefonisch oder per Fax können Sie uns unter den oben genannten 
Service-Nummern erreichen.

Versicherungsbestätigungen
für die Inhaber einer von PLUSCARD verwalteten Business Card oder 
Business Card One mit dem gewählten Versicherungsschutz Busi-
ness Gold
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Ihre Leistungen im Überblick

Reise-Service- und -Notruf-Versicherung 
Bietet Ihnen als Karteninhaber und zusätzlich Ihrer Familie auf 
gemeinsamen Reisen weltweite Soforthilfe bei Notfällen im Ausland: 
bei Krankheit, Unfall, Tod, bei Verlust von Zahlungsmitteln oder bei 
Strafverfolgung. Unter einer zentralen Rufnummer steht Ihnen die 
Assistance 24 Stunden täglich zur Seite. 
Ersetzt Ihnen die Mehrkosten der Rückreise der gebuchten und ver-
sicherten Reise sowie die Hin- und Rückbeförderung einer Ersatz-
person zur Fortführung der Reise bis zu insgesamt € 3.000,–.

Auslandsreise-Krankenversicherung 
Ersetzt Ihnen als Karteninhaber und zusätzlich Ihrer Familie auf 
gemeinsamen Reisen die Kosten für akut notwendige medizinische 
Behandlung im Ausland. 
• Medikamente, Arzt- und Krankenhauskosten; 
• Krankenrücktransport, auch Rettungsflug, sofern medizinisch 

sinnvoll; 
• Überführungskosten bei Tod. 
Als Ausland gilt nicht Deutschland und nicht das Land, in dem der 
Karteninhaber einen ständigen Wohnsitz hat oder sich regelmäßig 
länger als drei Monate im Versicherungsjahr aufhält.

Reise-Rücktrittskosten-Versicherung 
Ersetzt Ihnen als Karteninhaber und zusätzlich Ihrer Familie auf 
gemeinsamen Reisen die Stornokosten bei Nichtantritt der Reise 
sowie die Mehrkosten der Anreise bei verspätetem Reiseantritt aus 
versichertem Grund (§ 2 VB RR 08 KI) bis zu € 10.000,– pro Versiche-
rungsfall und -jahr. 
Selbstbehalt bei Nicht-Antritt der Reise: 
Der Selbstbehalt beträgt in jedem Schadenfall € 100,–.

Reiseabbruch-Versicherung 
Ersetzt Ihnen als Karteninhaber und Ihrer Familie die Mehrkosten 
der Rückreise nach Art und Qualität der gebuchten und versicherten 
Reise sowie die anteilig nicht genutzte Reiseleistung bei nicht plan-
mäßiger Beendigung der Reise aus versichertem Grund (§ 2 VB RR 
08 KI) bis zu € 10.000,– pro Versicherungsfall und -jahr. 
Selbstbehalt bei Abbruch der Reise analog Reise-Rücktrittskosten-
Versicherung.

Reisegepäck-Versicherung 
Ersetzt den Zeitwert des Gepäcks bei Diebstahl oder Raub sowie bei 
Beschädigung oder Abhandenkommen während des Transports bis 
zur Höhe der Versicherungssumme von € 4.000 ,– je Schadenfall und 
max. € 8.000,– pro Versicherungsjahr. Selbstbehalt: € 50 ,– je 
Schadenfall.

Auslandsreise-Autoschutzbrief-Versicherung 
Bietet Ihnen und allen berechtigten Insassen praktische Hilfe und 
Beistand, wenn Ihr Fahrzeug auf der Reise im europäischen Ausland 
durch eine Panne oder einen Unfall nicht mehr fahrtüchtig ist oder 
gestohlen wurde.

Anschrift der Versicherungsgesellschaft

AWP P&C S.A. 
Niederlassung für Deutschland 
Bahnhofstraße 16 
D-85609 Aschheim (bei München) 
Hauptbevollmächtigter: Olaf Nink 
Registergericht: München HRB 4605 

AWP P&C S.A. 
Aktiengesellschaft französischen Rechts 
Sitz der Gesellschaft: Saint-Ouen (Frankreich) 
Handelsregister: R.C.S. Bobigny 519 490 080 
Vorstand: Rémi Grenier (Vorsitzender), Dan Assouline, Fabio de Fer-
rari, Ulf Lange, Claudius Leibfritz, Lidia Luka-Lognoné, Mike Nelson, 
Sylvie Ouziel 
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Hauptgeschäftstätigkeit: Die Gesellschaft ist ein Versicherungsun-
ternehmen und betreibt vor allem Reiseversicherungen.

Vertragsdaten

Die Vertragsdaten beziehen sich auf die Versicherungsbedingun-
gen. Zusammen mit den Versicherungsbedingungen legen sie 
den genauen Versicherungsumfang fest.

Allgemeine Bestimmungen: 

Versicherungsnehmer: 
PLUSCARD Service-Gesellschaft für Kreditkarten-Processing mbH, 
Saarbrücken, (kurz: PLUSCARD) stellvertretend für die Sparkassen/
Banken, die dem zwischen PLUSCARD und AWP P&C S.A. geschlosse-
nen Gruppenversicherungsvertrag beigetreten sind.

Versicherte Personen (§ 1): 
Berechtigter Inhaber einer gültigen Business Card oder Business 
Card One mit dem gewählten Versicherungsschutz Business Gold 
(im Folgenden Kreditkarte genannt) und – sofern im gleichen Haus-
halt lebend: 
• Partner/in des Karteninhabers; 
• minderjährige Kinder des Karteninhabers oder des/der Partners/

Partnerin; 
• volljährige Kinder des Karteninhabers oder des/der Partners/Part-

nerin bis zur Vollendung des 25. Lebensjahres, sofern sie sich in 
schulischer oder beruflicher Ausbildung befinden oder ihren 
Grund-/Zivildienst ableisten.

Geltungsbereich (§ 2): 
• Der Versicherungsschutz besteht für alle privaten und beruflich/

geschäftlich veranlassten Reisen weltweit im In- und Ausland 
innerhalb eines Zeitraums von maximal 62 Tagen ab Reisebeginn. 
Bei Reisen über einen Zeitraum von 62 Tagen hinaus besteht Ver-
sicherungsschutz nur für die ersten 62 Tage der Reise. 

• Im Rahmen der Auslandsreise-Kranken- und Reise-Service- und 
- Notrufversicherung besteht der Versicherungsschutz nur im Aus-
land, im Rahmen der Auslandsreise-Autoschutzbrief-Versicherung 
nur im europäischen Ausland. Als Ausland gilt nicht Deutschland 
und nicht das Land, in dem die versicherte Person einen ständigen 
Wohnsitz hat oder sich regelmäßig länger als drei Monate im Ver-
sicherungsjahr aufhält. 

• Im Rahmen der Reisegepäck-Versicherung besteht der Versiche-
rungsschutz nur auf Reisen mit mindestens einer Übernachtung 
außerhalb des Wohn-/Arbeitsortes oder ab einer Entfernung von 
25 km vom Wohn-/Arbeitsort der versicherten Person. 

• Im Rahmen der Auslandsreise-Autoschutzbrief-Versicherung gilt 
der Versicherungsschutz gemäß §§ 3–5 nur für Reisen im europäi-
schen Ausland ab einer Entfernung von 50 km vom Wohn-/Arbeits-
ort der versicherten Person.

Versicherungsbeginn (§ 3): 
Ergänzend zu § 3 gilt: 
• Der Versicherungsschutz beginnt für alle hier genannten Versiche-

rungsleistungen mit Annahme des Kartenvertrages durch die Spar-
kasse/Bank. 

• Im Rahmen der Reise-Rücktrittskosten- und -Abbruch-Versiche-
rung gilt der Versicherungsschutz für alle Reisebuchungen, die ab 
dem Tag der Annahme des Kartenvertrages durch die Sparkasse/
Bank erfolgen. 

• Sofern der Karteninhaber bei Buchung der Reise in Besitz einer 
anderen Kreditkarte mit inkludierter Reise-Rücktrittskosten- und 
- Abbruch-Versicherung zu vergleichbaren wie den hier genannten 
Bedingungen war und diese Kreditkarte in eine Business Card oder 
Business Card One mit dem gewählten Versicherungsschutz Busi-
ness Gold tauscht, besteht Versicherungsschutz auch für die Rei-
sebuchungen, die bereits vor Beantragung der Business Card oder 
Business Card One mit dem gewählten Versicherungsschutz Busi-
ness Gold erfolgt sind ab dem Tag des Umtausches.

Erfordernis des Karteneinsatzes (§ 4): 
Der Versicherungsschutz gilt unabhängig vom Einsatz der Kredit-
karte als Zahlungsmittel. 
Werden zwei oder mehrere Kreditkartenverträge abgeschlossen, so 
können die Versicherungsleistungen jeweils nur einmal in Anspruch 
genommen werden.

Besondere Obliegenheiten (§ 6, Nr. 4): 
Entfällt.

Reise-Service- und -Notrufversicherung: 

Höhe der Kostenübernahmeerklärung bei stationärer Behand-
lung (§ 2, Nr. 2 c): 
€ 15.000,–.

Organisation und Erstattung der Mehrkosten bei Reiseabbruch 
und verspäteter Rückreise (§ 5): 
Bis zu max. € 3.000,– für die 
• Erstattung der Mehrkosten für die Beförderung; 
• Erstattung der Kosten für die Hin- und Rückbeförderung einer 

Ersatzperson zur Fortführung der versicherten Reise, wenn deren 
Einsatz beruflich/geschäftlich notwendig ist.

Höhe des Überbrückungsdarlehens (§ 6, Nr. 2): 
€ 2.000,–.

Hilfe bei Strafverfolgungsmaßnahmen (§ 6, Nr. 3): 
AWP streckt Gerichts-, Anwalts- und Dolmetscherkosten bis zu 
€ 3.000,– und, falls notwendig, Strafkaution bis zu € 15.000,– vor.

Kostenerstattung für Such-, Rettungs- und Bergungsmaßnahmen 
nach einem Unfall (§ 7): 
€ 3.000,–.

Auslandsreise-Krankenversicherung: 

Höhe der Kostenerstattung (§ 1, § 2 und § 3): 
• Kosten der Heilbehandlung und des Krankentransports ohne 

Begrenzung; 
• Kosten für schmerzstillende Zahnbehandlung und Reparaturen 

von Zahnprothesen und Provisorien ohne Begrenzung; 
• maximale Dauer der Kostenerstattung für Heilbehandlungen: 

90 Tage; 
• pauschaler Spesenersatz bei stationärer Unterbringung: € 30,– pro 

Tag, maximal für 30 Tage ab Beginn der stationären Behandlung.

Selbstbehalt (§ 6): 
Der Selbstbehalt entfällt.

Reise-Rücktrittskosten-Versicherung: 

Versicherungssumme (§ 1): 
Max. € 10.000,– pro Versicherungsfall und -jahr.

Selbstbehalt (§ 5): 
Der Selbstbehalt beträgt in jedem Schadenfall € 100,–.

Reiseabbruch-Versicherung: 

Versicherungssumme (§ 1): 
Max. € 10.000,– pro Versicherungsfall und -jahr.

Selbstbehalt (§ 2): 
Der Selbstbehalt beträgt in jedem Schadenfall € 100,–.

Reisegepäck-Versicherung: 

Versicherungssumme: 
€ 4.000,– pro Versicherungsfall. 
Maximale Erstattung pro Versicherungsjahr: € 8.000,–.

Versichertes Reisegepäck (§ 1): 
Sachen des persönlichen Reisebedarfs einschließlich Geschenke 
und Reiseandenken.

Selbstbehalt (§ 7): 
Der Selbstbehalt – außer bei Gepäckverspätung – beträgt € 50,– je 
Schadenfall.

Auslandsreise-Autoschutzbrief-Versicherung: 

Geltungsbereich (§ 1): 
Der Versicherungsschutz gemäß § 2 gilt im europäischen Ausland 
sowohl innerhalb eines Radius von 50 km vom Wohn-/Arbeitsort 
(Domizilrisiko) als auch auf Reisen für einen Zeitraum von 62 Tagen 
ab Reisebeginn. 
• Der Versicherungsschutz gemäß §§ 3–5 gilt auf Reisen im europäi-

schen Ausland für einen Zeitraum von 62 Tagen ab Reisebeginn.

Höhe der Kostenerstattung für Pannenhilfe, Abschleppen und 
Bergen (§ 2): 
• Pannenhilfe und Abschleppen bis zu max. € 250,– je Schadenfall; 
• Bergen bis zu max. € 2.500,– je Schadenfall.
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Höhe der Kostenerstattung für Hilfeleistungen und Aufwendun-
gen während der Reise (§ 6): 
Max. € 2.500,– pro Schadenfall; 
zusätzlich für Verschrottung und Verzollung: unbegrenzt.

Versicherungsbedingungen

Allgemeine Bestimmungen 
zum Versicherungsschutz für Karteninhaber (kurz: VB AB 08 KI)

Die nachstehenden Regelungen unter §§ 1 bis 11 gelten für alle Ver-
sicherungen einer vom Versicherungsnehmer herausgegebenen 
Kunden- bzw. Kreditkarte. Der Versicherungsnehmer hat für die in 
den Vertragsdaten genannten versi- cherten Personen einen 
umfangreichen Versicherungsschutz auf der Grundlage der nachste-
henden Bedingungen bei AWP P&C S.A., Niederlassung für Deutsch- 
land, Bahnhofstraße 16, D-85609 Aschheim (bei München), verein-
bart. Die Prämie für diese Versicherungen wird vom Versicherungs-
nehmer gezahlt.

§ 1 Wer ist versichert? 
Versicherte Personen sind die in den Vertragsdaten genannten Per-
sonen oder der dort bezeichnete Personenkreis. Die Wahrnehmung 
der Rechte aus dem Versicherungsvertrag steht der versicherten 
Person direkt zu.

§ 2 Welchen Geltungsbereich hat die Versicherung? 
1. Der Geltungsbereich der einzelnen Versicherungssparten ist in 

den Vertragsdaten festgelegt. 
2. Kein Versicherungsschutz besteht für Reisen in Ländern oder Ziel-

gebieten, für welche das Auswärtige Amt eine Reisewarnung aus-
gesprochen hat. Befindet sich eine versicherte Person zum Zeit-
punkt der Bekanntgabe einer Reisewarnung vor Ort, endet der 
Versicherungsschutz sieben Tage nach Bekanntgabe der 
Reisewarnung.

§ 3 Wann beginnt und wann endet die Versicherung? 
Sofern in den Vertragsdaten nicht abweichend vereinbart, beginnt 
der Versicherungsschutz für die versicherte Person am Tag der 
Annahme des Kreditkartenvertrags durch den Versicherungsnehmer 
und endet mit der Kündigung des Kreditkartenvertrages.

§ 4 Ist der Einsatz der Kreditkarte als Zahlungsmittel für die Reise 
Voraussetzung für den Versicherungsschutz? 
Es gelten die in den Vertragsdaten genannten Regelungen.

§ 5 In welchen Fällen besteht kein Versicherungsschutz? 
Nicht versichert sind 
1. Schäden durch Streik, innere Unruhen, Kriegsereignisse, Pande-

mien, Kernenergie, Beschlagnahme und sonstige Eingriffe von 
hoher Hand sowie Schäden in Ländern, für welche das Auswärtige 
Amt eine Reisewarnung ausgesprochen hat; 

2. Schäden, welche die versicherte Person vorsätzlich herbeiführt; 
3. Expeditionen, sofern nicht anders vereinbart.

§ 6 Was muss die versicherte Person im Schadenfall unbedingt 
unternehmen (Obliegenheiten)? 
Die versicherte Person ist verpflichtet, 
1. den Schaden möglichst gering zu halten und unnötige Kosten zu 

vermeiden; 
2. den Schaden unverzüglich bei AWP anzuzeigen; 
3. das Schadenereignis und den Schadenumfang darzulegen und 

AWP jede sachdienliche Auskunft wahrheitsgemäß zu erteilen. 
Zum Nachweis hat die versicherte Person Original-Rechnungen 
und -Belege einzureichen, gegebenenfalls die Ärzte – einschließ-
lich der Ärzte der Assistance – von der Schweigepflicht zu entbin-
den und es AWP zu gestatten, Ursache und Höhe des geltend 
gemachten Anspruchs in zumutbarer Weise zu prüfen; 

4. in geeigneter Weise den Charakter der Reise gemäß Vertragsda-
ten nachzuweisen; 

5. in geeigneter Weise den Beginn der Reise nachzuweisen.

§ 7 Wann zahlt AWP die Entschädigung? 
Hat AWP die Leistungspflicht dem Grund und der Höhe nach festge-
stellt, wird die Entschädigung innerhalb von zwei Wochen ausge-
zahlt.

§ 8 Was gilt, wenn die versicherte Person Ersatzansprüche gegen 
Dritte hat? 
1. Ersatzansprüche gegen Dritte gehen entsprechend der gesetzli-

chen Regelung bis zur Höhe der geleisteten Zahlung auf AWP 
über, soweit der versicherten Person daraus kein Nachteil 
entsteht. 

2. Die versicherte Person ist verpflichtet, in diesem Rahmen Ersatz-

ansprüche an AWP abzutreten. 
3. Leistungsverpflichtungen aus anderen Versicherungsverträgen 

gehen der Eintrittspflicht von AWP vor. Die Eintrittspflicht besteht 
auch dann nicht, wenn für das Risiko aus einem anderen Vertrag 
nachrangige Eintrittspflicht vereinbart ist. Dies gilt insbesondere 
für die gesetzlichen Leistungen der Berufsgenossenschaft und 
anderer Sozialversicherungsträger. 

Nimmt die versicherte Person unter Vorlage von Original-Belegen 
zunächst AWP in Anspruch, tritt diese in Vorleistung.

§ 9 Wann verliert die versicherte Person den Anspruch auf Versi-
cherungsleistung durch Obliegenheitsverletzung und 
Verjährung? 
1. Wird eine Obliegenheit vorsätzlich verletzt, ist AWP von der Ver-

pflichtung zur Leistung frei; bei grob fahrlässiger Verletzung ist 
AWP berechtigt, die Leistung in einem der Schwere des Verschul-
dens der versicherten Person entsprechenden Verhältnis zu 
kürzen. 

2. Das Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit hat die versicherte 
Person zu beweisen. Außer im Falle der Arglist ist AWP zur Leis-
tung verpflichtet, soweit die versicherte Person nachweist, dass 
die Verletzung der Obliegenheit weder für den Eintritt noch für 
die Feststellung oder den Umfang der Leistungspflicht von AWP 
ursächlich ist. 

3. Der Anspruch auf Versicherungsleistung verjährt in drei Jahren, 
gerechnet ab Ende des Jahres, in welchem der Anspruch entstan-
den ist und die versicherte Person von den Umständen zur Gel-
tendmachung des Anspruchs Kenntnis erlangt hat oder ohne 
grobe Fahrlässigkeit hätte Kenntnis erlangen müssen.

§ 10 Welche Form gilt für die Abgabe von Willenserklärungen? 
1. Anzeigen und Willenserklärungen der versicherten Person und 

des Versicherers bedürfen der Textform (z. B. Brief, Fax, E-Mail). 
2. Versicherungsvermittler sind zur Entgegennahme nicht 

bevollmächtigt.

§ 11 Welches Gericht in Deutschland ist für die Geltendmachung 
der Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag zuständig, welches 
Recht findet Anwendung? 
1. Der Gerichtsstand ist nach Wahl der versicherten Person München 

oder der Ort in Deutschland, an welchem die versicherte Person 
zur Zeit der Klageerhebung ihren ständigen Wohnsitz oder ihren 
ständigen Aufenthalt hat. 

2. Es gilt deutsches Recht, soweit internationales Recht nicht 
entgegensteht.

Versicherungsbedingungen zur 
Reise-Service- und -Notruf-Versicherung 
für Karteninhaber 
(kurz: VB RN 08 KI)

Hinweis: 
Die Assistance ist mit der Durchführung der Leistungen aus der 
Reise-Service- und -Notruf-Versicherung beauftragt.

§ 1 Welche Dienste bietet AWP? 
1. AWP bietet der versicherten Person während der Reise in nachste-

hend genannten Notfällen Hilfe und Beistand und trägt die ent-
stehenden Kosten im jeweils bezeichneten Rahmen. Die 
Deckungsprüfung bleibt AWP vorbehalten; Dienstleistungen und 
Kostenübernahme-Erklärungen der Assistance sowie die Beauf-
tragung von Leistungsträgern beinhalten grundsätzlich keine 
Anerkenntnis der Eintrittspflicht von AWP aus dem Versiche-
rungsvertrag gegenüber der versicherten Person. 

2. AWP hat die Assistance damit beauftragt, für die versicherte 
Person die nachstehend genannten Dienstleistungen im 24-Stun-
den-Service zu erbringen. 

3. Die versicherte Person hat zur Inanspruchnahme der Dienstleis-
tungen in Notfällen unverzüglich Kontakt zur Assistance 
aufzunehmen. 

4. Soweit die versicherte Person weder von AWP noch von einem 
anderen Kostenträger die Erstattung verauslagter Beträge bean-
spruchen kann, hat die versicherte Person die Beträge innerhalb 
eines Monats nach Rechnungsstellung an AWP zurückzuzahlen.

§ 2 Welche Hilfeleistung bietet die Assistance bei Krankheit und 
Unfall? 
1. Ambulante Behandlung 
Die Assistance informiert auf Anfrage über die Möglichkeiten ärztli-
cher Versorgung und benennt, soweit möglich, einen Deutsch oder 
Englisch sprechenden Arzt. Die Assistance stellt jedoch nicht den 
Kontakt zum Arzt her. 
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2. Stationäre Behandlung 
Bei stationärer Behandlung der versicherten Person in einem 
Krankenhaus erbringt die Assistance folgende Leistungen: 
a) Betreuung 

Die Assistance stellt bei Bedarf über ihren Vertragsarzt Kontakt 
zum jeweiligen Hausarzt der versicherten Person und zu den 
behandelnden Krankenhausärzten her; sie sorgt für die Über-
mittlung von Informationen zwischen den beteiligten Ärzten. 
Auf Wunsch informiert die Assistance Angehörige der versi-
cherten Person. 

b) Krankenbesuche 
Bei stationärer Behandlung der versicherten Person organisiert 
die Assistance auf Wunsch die Reise für eine der versicherten 
Person nahestehende Person zum Ort des Krankenhausaufent-
haltes und zurück zum Wohnort. AWP übernimmt die Kosten 
der Beförderung bei lebensbedrohender Krankheit der versi-
cherten Person oder bei stationärer Behandlungsdauer von 
mehr als 10 Tagen. 

c) Kostenübernahme-Erklärung 
Bei stationärer Krankenhausbehandlung gibt AWP der versi-
cherten Person eine Kostenübernahme-Erklärung bis zur ver-
einbarten Höhe. Diese Erklärung beinhaltet keine Anerkennung 
der Leistungspflicht. AWP übernimmt im Namen der versicher-
ten Person die Abrechnung mit dem zuständigen Kostenträger. 

3. Krankenrücktransport 
Sobald der Vertragsarzt der Assistance in Abstimmung mit den 
behandelnden Ärzten vor Ort es für medizinisch sinnvoll erachtet 
und entsprechend anordnet, organisiert die Assistance den Rück-
transport mit medizinisch adäquaten Transportmitteln (ein-
schließlich Ambulanz-Flugzeugen) in das dem Wohnort der versi-
cherten Person nächstgelegene geeignete Krankenhaus.

§ 3 Beschafft die Assistance für die versicherte Person notwen-
dige Arzneimittel? 
Die Assistance übernimmt in Abstimmung mit dem Hausarzt der 
versicherten Person die Beschaffung ärztlich verordneter Arzneimit-
tel und den Versand an die versicherte Person, soweit dies möglich 
ist. Die Kosten der Präparate hat die versicherte Person innerhalb 
eines Monats nach Reiseende an die Assistance zu erstatten.

§ 4 Welche Dienste leistet die Assistance bei Tod der versicherten 
Person? 
Stirbt die versicherte Person während der Reise, organisiert die 
Assistance nach dem Wunsch der Angehörigen die Bestattung im 
Ausland oder die Überführung der verstorbenen Person zum Bestat-
tungsort.

§ 5 Welche Leistungen erbringt die Assistance bei Reiseabbruch 
und verspäteter Rückreise? 
1. Sofern in den Vertragsdaten vereinbart, organisiert die Assistance 

die Rückreise, wenn die versicherte Person die Reise nicht plan-
mäßig beenden kann, weil sie selbst, ihr Lebenspartner oder ein 
Angehöriger von einem der nachstehenden Ereignisse betroffen 
ist: 
• Tod; 
• schwere Unfallverletzung; 
• unerwartete schwere Erkrankung. 

2. AWP übernimmt die gegenüber der ursprünglich geplanten Rück-
reise entstehenden Mehrkosten für die Beförderung, soweit in 
den Vertragsdaten vereinbart. 

3. Wenn die versicherte Person nicht erreicht werden kann, bemüht 
sich die Assistance um einen Reiseruf. AWP übernimmt hierfür die 
Kosten.

§ 6 Welche Dienste bietet die Assistance in sonstigen Notfällen? 
1. Umbuchungen 

Versäumt die versicherte Person ein gebuchtes Verkehrsmittel 
oder ergeben sich Störungen bei den gebuchten Verkehrsmitteln, 
so ist die Assistance bei Umbuchungen behilflich. Umbuchungs-
kosten und erhöhte Reisekosten trägt die versicherte Person. Auf 
Wunsch der versicherten Person informiert die Assistance Dritte 
über die Änderungen des vorgesehenen Reiseverlaufs. 

2. Verlust von Reisezahlungsmitteln und Reisedokumenten 
a) Kommt die versicherte Person in eine finanzielle Notlage, weil 

ihre Reisezahlungsmittel abhanden gekommen sind, stellt die 
Assistance den Kontakt zur Hausbank her. Die Assistance 
unterstützt die Hausbank bei der Übermittlung des zur Verfü-
gung gestellten Betrags an die versicherte Person. 

b) Ist eine Kontaktaufnahme zur Hausbank innerhalb von 24 Stun-
den nicht möglich, stellt AWP der versicherten Person zur Über-
brückung ein Darlehen bis zur vereinbarten Höhe gemäß Ver-

tragsdaten zur Verfügung. Dieser Betrag ist innerhalb eines 
Monats nach Ende der Reise an AWP zurückzuzahlen. 

c) Kommen Kreditkarten oder Euroscheck-/Maestrokarten abhan-
den, hilft die Assistance bei der Sperrung der Karten. Die 
Assistance haftet jedoch nicht für den ordnungsgemäßen Voll-
zug der Sperrung und für etwaig entstehenden 
Vermögensschaden. 

d) Bei Verlust von Reisedokumenten hilft die Assistance der versi-
cherten Person bei der Ersatzbeschaffung. AWP erstattet die 
amtlichen Gebühren für die Ausstellung der verlorenen 
Reisedokumente. 

3. Strafverfolgungsmaßnahmen 
Wird die versicherte Person verhaftet oder mit Haft bedroht, ist 
die Assistance bei der Beschaffung eines Anwalts und eines Dol-
metschers behilflich. AWP streckt Gerichts-, Anwalts- und Dolmet-
scherkosten und, falls notwendig, Strafkaution bis zur jeweils in 
den Vertragsdaten vereinbarten Höhe vor. Die versicherte Person 
hat die verauslagten Beträge unverzüglich nach Rückreise, spä-
testens jedoch innerhalb von drei Monaten an AWP 
zurückzuzahlen.

§ 7 Welche Kosten trägt AWP bei Such-, Rettungs- und 
Bergungsmaßnahmen? 
AWP leistet Ersatz bis zur in den Vertragsdaten vereinbarten Höhe 
für Such-, Rettungsund Bergungskosten, wenn die versicherte 
Person nach einem Unfall gerettet oder geborgen werden muss, 
oder wenn die versicherte Person vermisst wird und zu befürchten 
ist, dass ihr etwas zugestoßen ist.

§ 8 Welche telefonischen Serviceleistungen bietet die Assistance?
Sofern in den Vertragsdaten nicht abweichend vereinbart, erbringt 
die Assistance folgende telefonische Service-Leistungen: 
1. Medical Helpline 

a) Der ärztliche Dienst der Assistance steht dem Karteninhaber 
rund um die Uhr zur Verfügung. 

b) Die Leistungen der „Medical Helpline“ können während der 
Reise oder vorab in Anspruch genommen werden 
(Präventivberatung). 

Sie umfassen: 
• Impfberatung; 
• tropenmedizinische Beratung; 
• Beratung zu Art und Ausbreitung von Krankheiten am Reiseort; 
• Vorschläge zur Zusammenstellung der Reiseapotheke für 

bestimmte Reiseziele; 
• allgemeine medizinische Vorsichtsmaßnahmen und Verhaltens-

regeln auf Reisen; 
• Empfehlung identischer oder vergleichbarer Medikamente im 

Ausland; 
• Benennung deutsch- oder englischsprachiger Ärzte im Ausland. 

2. Spezialisten-Vermittlung 
Die Assistance vermittelt im Ausland folgende Spezialisten: 
• Dolmetscher; 
• Übersetzer; 
• deutsch- und englischsprachige Rechtsanwälte; 
• deutsch- und englischsprachige Kfz-Gutachter (nur in Europa 

und den außereuropäischen Mittelmeeranrainerstaaten); 
• deutsch- und englischsprachige Ärzte. 

3. Dolmetscher-Service 
Wenn im Notfall eine sprachliche Unterstützung möglich und not-
wendig ist, wird die Assistance dem Hilfesuchenden telefonisch 
durch Dolmetschen Hilfestellung geben.

Versicherungsbedingungen zur 
Auslandsreise-Krankenversicherung 
für Karteninhaber 
(kurz: VB RK 08 KI)

§ 1 Was ist versichert? 
1. Versichert sind die Kosten 

a) der Heilbehandlung 
b) des Krankentransports 
c) der Überführung bei Tod 
bis zur vereinbarten Höhe gemäß Vertragsdaten bei auf der vorü-
bergehenden Reise im Ausland akut eintretenden Krankheiten 
und Unfällen. 

2. Als Ausland gilt nicht Deutschland und nicht das Land, in dem die 
versicherte Person einen ständigen Wohnsitz hat oder sich regel-
mäßig länger als drei Monate im Versicherungsjahr aufhält.
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§ 2 Welche Kosten werden bei Heilbehandlung im Ausland 
erstattet? 
1. AWP ersetzt die Aufwendungen für die im Ausland notwendige 

ärztliche Hilfe. Dazu gehören die Kosten für 
a) ambulante Behandlung durch einen Arzt; 
b) Heilbehandlungen und Arzneimittel, die der versicherten 

Person ärztlich verordnet wurden; 
c) stationäre Behandlung im Krankenhaus einschließlich unauf-

schiebbarer Operationen; Bei einer Frühgeburt werden 
(in Abweichung von § 1 VB AB 08 KI) auch die Kosten der im 
Ausland notwendigen Heilbehandlungen des neugeborenen 
Kindes bis zu einem Betrag von € 100.000,– übernommen; 

d) den medizinisch notwendigen Krankentransport zur stationä-
ren Behandlung in das nächsterreichbare Krankenhaus im Aus-
land und zurück in die Unterkunft; 

e) medizinisch notwendige Gehstützen und Miete eines 
Rollstuhls; 

f)  schmerzstillende Zahnbehandlung und Reparaturen von Zahn-
prothesen und Provisorien bis zur in den Vertragsdaten verein-
barten Höhe. 

2. Sofern in den Vertragsdaten nicht abweichend geregelt, erstattet 
AWP die Kosten der Heilbehandlung bis zum Tag der Transportfä-
higkeit, insgesamt jedoch längstens bis zu 45 Tage ab Beginn der 
Behandlung, sofern ein Rücktransport bis zum Ende der versi-
cherten Reise wegen Transportunfähigkeit der versicherten 
Person nicht möglich ist. 

3. Pauschaler Spesenersatz bei stationärer Unterbringung 
Werden die Kosten bei medizinisch notwendiger vollstationärer 
Heilbehandlung im Ausland von einer dritten Stelle getragen, so 
zahlt AWP ohne Nachweis einen pauschalen Spesenersatz für 
Telefon, TV, zusätzliche Verpflegung auch der Besuchspersonen 
bis zur vereinbarten Höhe gemäß Vertragsdaten.

§ 3 Welche Kosten erstattet AWP bei Krankenrücktransport und 
Überführung? 
AWP erstattet 
1. die Kosten für den medizinisch sinnvollen, ärztlich angeordneten 

Rücktransport der versicherten Person in das dem Wohnort der 
versicherten Person nächstgelegene geeignete Krankenhaus bis 
zur vereinbarten Höhe; 

2. die unmittelbaren Kosten für die Überführung des verstorbenen 
Versicherten zur Bestattung, wahlweise die unmittelbaren Kosten 
der Bestattung vor Ort bis maximal zur Höhe der Kosten der 
Überführung.

§ 4 Welche Einschränkungen des Versicherungsschutzes sind zu 
beachten? 
Kein Versicherungsschutz besteht für 
1. Heilbehandlungen und andere ärztlich angeordnete Maßnahmen, 

die ein Anlass für die Reise sind; 
2. Heilbehandlungen und andere ärztlich angeordnete Maßnahmen, 

deren Notwendigkeit der versicherten Person vor Reiseantritt 
oder zur Zeit des Versicherungsabschlusses bekannt war oder mit 
denen sie nach den ihr bekannten Umständen rechnen musste; 

3. Zahnbehandlungen, die über schmerzstillende Behandlungen, 
Reparaturen von Zahnprothesen und Provisorien hinausgehen; 

4. Massagen- und Wellness-Behandlung sowie die Anschaffung von 
Prothesen und Hilfsmitteln; 

5. Behandlung von Alkohol-, Drogen- und anderen Suchtkrankheiten 
sowie für versuchten oder vollendeten Suizid und deren Folgen 
einschließlich Krankenrücktransport; 

6. Entbindungen nach der 36. Schwangerschaftswoche und Schwan-
gerschaftsunterbrechungen und deren Folgen einschließlich 
Krankenrücktransport; 

7. durch Siechtum, Pflegebedürftigkeit oder Verwahrung bedingte 
Behandlung oder Unterbringung einschließlich 
Krankenrücktransport; 

8. die Behandlung geistiger oder seelischer Störungen sowie Hyp-
nose und Psychotherapie einschließlich der hierfür verwendeten 
Arzneimittel und Krankenrücktransport; 

9. Verletzungen, die durch die aktive Teilnahme an Wettkämpfen 
von Sportorganisationen und dem dazugehörigen Training verur-
sacht wurden, einschließlich Krankenrücktransport.

§ 5 Was muss die versicherte Person im Schadenfall unbedingt 
unternehmen (Obliegenheiten)? 
Die versicherte Person ist verpflichtet, 
1. im Falle stationärer Behandlung im Krankenhaus vor Beginn 

umfänglicher ambulanter oder stationärer diagnostischer und 
therapeutischer Maßnahmen sowie vor Abgabe von Zahlungsan-

erkenntnissen unverzüglich Kontakt zur Assistance aufzunehmen 
– die nachgewiesenen Kosten zur Kontaktaufnahme erstattet AWP 
bis zu € 25,–; 

2. ihrem Rücktransport oder der Rückführung in ihr Heimatland bei 
Bestehen der Transportfähigkeit zuzustimmen, wenn die 
Assistance den Rücktransport nach Art der Krankheit und deren 
Behandlungsbedürftigkeit genehmigt. 

3. AWP die Rechnungsoriginale oder Zweitschriften mit einem Origi-
nalerstattungsstempel eines anderen Versicherungsträgers über 
die gewährten Leistungen vorzulegen; diese werden Eigentum 
von AWP.

§ 6 Welchen Selbstbehalt trägt die versicherte Person? 
Im Versicherungsfall trägt die versicherte Person den vereinbarten 
Selbstbehalt gemäß Vertragsdaten.

Versicherungsbedingungen für die 
Reise-Rücktrittskosten-Versicherung 
für Karteninhaber 
(kurz: VB RR 08 KI)

§ 1 Was ist bei Nichtantritt der gebuchten und versicherten Reise 
und bei verspätetem Reiseantritt versichert? 
1. Bei Nichtantritt der gebuchten und versicherten Reise sind die 

vertraglich geschuldeten Stornokosten aus dem versicherten Rei-
searrangement bis zur Höhe der vereinbarten Versicherungs-
summe versichert. 

2. Bei verspätetem Reiseantritt aus einem der unter § 2 genannten 
Gründe oder wegen einer Verspätung von öffentlichen Verkehrs-
mitteln um mehr als zwei Stunden erstattet AWP die nachweislich 
entstandenen Mehrkosten der Anreise bis zur Höhe der Storno-
kosten, die bei Nichtantritt der Reise entstanden wären.

§ 2 Unter welchen Voraussetzungen erbringt AWP die 
Leistungen? 
1. Versicherungsschutz besteht, wenn die planmäßige Durchfüh-

rung der Reise nicht zumutbar ist, weil die versicherte Person 
selbst oder eine Risikoperson während der Dauer des Versiche-
rungsschutzes nach Buchung der Reise von einem der nachste-
henden Ereignisse betroffen wird: 
• Tod; 
• schwere Unfallverletzung; 
• unerwartete schwere Erkrankung; 
• Impfunverträglichkeit; 
• Schwangerschaft, sofern der Reiseantritt infolgedessen nicht 

möglich oder nicht zumutbar ist; 
• Schaden am Eigentum der versicherten Person durch Feuer, 

Explosion, Sturm, Blitzschlag, Hochwasser, Erdbeben oder vor-
sätzliche Straftat eines Dritten, sofern der Schaden erheblich ist 
oder sofern die Anwesenheit der versicherten Person zur Aufklä-
rung erforderlich ist; 

• unerwartete Einberufung der versicherten Person zum Grund-
wehrdienst, zu einer Wehrübung oder zum Zivildienst, sofern 
der Termin nicht verschoben werden kann und die Stornokosten 
nicht von einem Kostenträger übernommen werden; 

• Verlust des Arbeitsplatzes der versicherten Person oder einer 
mitreisenden Risikoperson aufgrund einer unerwarteten 
betriebsbedingten Kündigung des Arbeitsplatzes durch den 
Arbeitgeber; 

• unerwartete Aufnahme eines Arbeitsverhältnisses durch die ver-
sicherte Person oder einer mitreisenden Risikoperson, sofern 
diese Person bei der Reisebuchung arbeitslos gemeldet war; 

• Wiederholung einer nicht bestandenen Prüfung während der 
Schul- oder Universitäts-Ausbildung, sofern die Reise vor dem 
ursprünglichen Prüfungstermin gebucht war und der Termin der 
Wiederholungsprüfung unerwartet in die Zeit der versicherten 
Reise fällt. 

2. Risikopersonen sind 
a) die Angehörigen der versicherten Person; dies sind der Ehe-

gatte oder Lebenspartner, deren Kinder, Adoptiv- und Stiefkin-
der, Eltern, Adoptiv- oder Stiefeltern, Geschwister, Großeltern, 
Enkel, Onkel und Tante, Nichte und Neffe, Schwiegereltern, 
Schwiegerkinder und Schwäger der versicherten Person; 

b) diejenigen, die nicht mitreisende minderjährige oder pflegebe-
dürftige Angehörige betreuen; 

c) diejenigen, die gemeinsam mit der versicherten Person eine 
Reise gebucht und versichert haben, und deren Angehörige. 

Haben mehr als vier Personen gemeinsam eine Reise gebucht, 
gelten nur die jeweiligen Angehörigen und der Lebenspartner der 
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versicherten Person und deren Betreuungsperson als Risiko-
personen. 

3. Bei notwendiger Unterbringung oder Pflege einer Risikoperson 
infolge unerwarteter schwerer Erkrankung oder schwerer Unfall-
verletzung erstattet AWP wahlweise anstelle der Stornokosten die 
Betreuungs- oder Pflegekosten bis zur Höhe der vertraglich 
geschuldeten Stornokosten zum Zeitpunkt des versicherten 
Ereignisses bei unverzüglicher Stornierung.

§ 3 Welche Einschränkungen des Versicherungsschutzes sind zu 
beachten? 
Kein Versicherungsschutz besteht 
1. für Risiken, die in § 5 der Allgemeinen Bestimmungen für AWP 

Reiseversicherungen genannt werden; 
2. für Ereignisse, mit denen zur Zeit der Buchung zu rechnen war; 
3. sofern die Krankheit den Umständen nach als eine psychische 

Reaktion auf einen Terrorakt, ein Flugunglück, eine Naturkata-
strophe oder aufgrund der Befürchtung von inneren Unruhen, 
Kriegsereignissen oder Terrorakten aufgetreten ist; 

4. bei Schub einer chronischen psychischen Erkrankung.

§ 4 Was muss die versicherte Person bei Eintritt eines der in § 2 
genannten Ereignisse unbedingt unternehmen (Obliegenheiten)? 
Die versicherte Person ist verpflichtet, 
1. die Reise unverzüglich nach Eintritt des versicherten Rücktritts-

grundes zu stornieren, um die Rücktrittskosten möglichst gering 
zu halten; 

2. den Versicherungsnachweis und die Buchungsunterlagen mit der 
Stornokosten-Rechnung bei AWP einzureichen; 

3. schwere Unfallverletzung, unerwartete schwere Erkrankung, 
Schwangerschaft und Impfunverträglichkeit durch ein ärztliches 
Attest nachzuweisen, psychische Erkrankungen durch Attest eines 
Facharztes für Psychiatrie; 

4. zum Nachweis des versicherten Ereignisses auf Verlangen von 
AWP 
• eine Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung einzureichen oder der 

Einholung einer Bestätigung des Arbeitgebers darüber 
zuzustimmen; 

• der Einholung eines fachärztlichen Attestes durch AWP über die 
Art und Schwere der Krankheit sowie die Unzumutbarkeit zur 
planmäßigen Durchführung der Reise zuzustimmen und dem 
Arzt die notwendige Untersuchung zu gestatten. 

5. Bei Tod ist eine Sterbeurkunde vorzulegen.

§ 5 Welchen Selbstbehalt trägt die versicherte Person? 
Bei Nichtantritt der Reise trägt die versicherte Person den verein-
barten Selbstbehalt gemäß Vertragsdaten.

Versicherungsbedingungen für die 
Reiseabbruch-Versicherung 
für Karteninhaber 
(kurz: VB RA 08 KI)

§ 1 Welche zusätzlichen Leistungen bietet AWP bei 
Reiseabbruch? 
1. Organisation der Rückreise 

Die Assistance organisiert auf Wunsch die Rückreise, wenn die 
versicherte Person die Reise aus einem der in § 2 VB RR 08 KI 
genannten Gründe nicht planmäßig beenden kann. 

2. Kostenerstattung 
AWP erstattet bei nicht planmäßiger Beendigung der Reise aus 
einem der in § 2 VB RR 08 KI genannten Gründe die nachstehend 
genannten Kosten bis zur in den Vertragsdaten vereinbarten 
Höhe: 
a) die nachweislich entstandenen zusätzlichen Rückreisekosten 

nach Art und Qualität der gebuchten und versicherten Reise, 
sofern An- und Abreise mitgebucht und versichert sind; 

b) den anteiligen Reisepreis der gebuchten und noch nicht 
genutzten Reiseleistung vor Ort; 

c) die zusätzlichen Kosten der Unterkunft der versicherten Person 
nach Art und Klasse der gebuchten und versicherten Leistung, 
wenn für die versicherte Person die planmäßige Beendigung 
der Reise nicht zumutbar ist, weil eine mitreisende Risikoper-
son wegen schwerer Unfallverletzung oder unerwarteter schwe-
rer Erkrankung nicht transportfähig ist und über den gebuchten 
Rückreisetermin hinaus in stationärer Behandlung bleiben 
muss; 

d) den anteiligen Reisepreis der nicht genutzten Reiseleistung, 
wenn die versicherte Person die gebuchte Reiseleistung vorü-
bergehend nicht wahrnehmen kann (Reiseunterbrechung), weil 
sie wegen unerwarteter schwerer Erkrankung oder schwerer 

Unfallverletzung zur stationären Behandlung in ein Kranken-
haus aufgenommen werden muss; 

e) Kann die versicherte Person einer gebuchten Rundreise wegen 
Krankheit oder Unfallverletzung vorübergehend nicht folgen, 
so erstattet AWP die Nachreisekosten zum Wiederanschluss an 
die Reisegruppe, höchstens jedoch den Wert der noch nicht 
genutzten weiteren Reiseleistung. 

3. Wird die Reise wegen Krankheit oder Unfallverletzung der versi-
cherten Person oder einer mitreisenden Risikoperson nicht plan-
mäßig beendet, so hat die versicherte Person unverzüglich Kon-
takt zur Assistance aufzunehmen. Die versicherte Person hat zur 
Aufklärung beizutragen und durch qualifizierte ärztliche Atteste 
nachzuweisen, dass die planmäßige Beendigung der Reise wegen 
der Schwere der Erkrankung nicht möglich oder nicht zumutbar 
war.

§ 2 Welchen Selbstbehalt trägt die versicherte Person? 
Bei nicht planmäßiger Beendigung der Reise trägt die versicherte 
Person den vereinbarten Selbstbehalt gemäß Vertragsdaten.

Versicherungsbedingungen für die 
Reisegepäck-Versicherung 
für Karteninhaber 
(kurz: VB RG 08 KI)

§ 1 Was ist versichert? 
Zum versicherten Reisegepäck zählen alle Sachen gemäß Vertrags-
daten.

§ 2 Wann besteht Versicherungsschutz? 
1. Mitgeführtes Reisegepäck 

Sofern in den Vertragsdaten nicht abweichend vereinbart, leistet 
der Versicherer Entschädigung, wenn mitgeführtes Reisegepäck 
während der Reise abhanden kommt oder beschädigt wird durch 
a) Diebstahl, Einbruchdiebstahl, Raub, räuberische Erpressung, 

vorsätzliche Sachbeschädigung durch Dritte; 
b) Unfall eines Transportmittels; 
c) Feuer, Explosion, Sturm, Hagel, Schneedruck, Blitzschlag, Hoch-

wasser, Überschwemmung, Lawinen, Vulkanausbruch, Erdbe-
ben und Erdrutsch. 

2. Aufgegebenes Reisegepäck 
Sofern in den Vertragsdaten nicht abweichend geregelt, leistet 
AWP Entschädigung, 
a) wenn aufgegebenes Reisegepäck abhanden kommt oder 

beschädigt wird, während es sich im Gewahrsam eines Beförde-
rungsunternehmens, eines Beherbergungsbetriebes oder einer 
Gepäckaufbewahrung befindet; 

b) wenn aufgegebenes Reisegepäck den Bestimmungsort nicht 
am selben Tag wie die versicherte Person erreicht; ersetzt 
werden nachgewiesene Aufwendungen zur Wiedererlangung 
des Gepäcks oder für notwendige Ersatzbeschaffungen zur 
Fortsetzung der Reise mit höchstens € 150,– je versicherter 
Person.

§ 3 Für welche Gegenstände besteht kein Versicherungsschutz, 
und welche Einschränkungen des Versicherungsschutzes sind zu 
beachten? 
1. Sofern nicht gesondert in den Vertragsdaten vereinbart, sind von 

der Versicherung folgende Gegenstände ausgeschlossen: 
a) EDV-Geräte und Software einschließlich des jeweiligen 

Zubehörs; 
b) Geld, Wertpapiere, Fahrkarten und Dokumente aller Art mit 

Ausnahme von amtlichen Ausweisen und Visa; 
c) motorgetriebene Land-, Luft und Wasserfahrzeuge samt 

Zubehör; 
d) Video- und Fotoapparate als aufgegebenes Reisegepäck ein-

schließlich Zubehör sowie Schmucksachen und Kostbarkeiten; 
e) Sportgeräte, soweit sie sich in bestimmungsgemäßem 

Gebrauch befinden; 
f)  Vermögensfolgeschäden. 

2. Kein Versicherungsschutz besteht, sofern in den Vertragsdaten 
nicht abweichend geregelt, 
a) für Schäden durch Vergessen, Liegen-, Hängen-, Stehenlassen 
oder Verlieren; 
b) wenn die versicherte Person den Versicherungsfall vorsätzlich 
herbeigeführt hat. 
3. Einschränkungen des Versicherungsschutzes, sofern in den 
Vertragsdaten nicht abweichend vereinbart: 
a) Als mitgeführtes Reisegepäck sind Video- und Fotoapparate 

einschließlich Zubehör sowie Schmucksachen und Kostbarkei-
ten bis insgesamt 50 % der Versicherungssumme versichert; 
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b) Schmucksachen und Kostbarkeiten sind nur dann versichert, 
wenn sie in einem ortsfesten, verschlossenen Behältnis (z. B. 
Safe) eingeschlossen oder im persönlichen Gewahrsam sicher 
verwahrt mitgeführt werden; 

c) Brillen, Kontaktlinsen, Hörgeräte, Zahnspangen und Prothesen 
sowie Mobiltelefone jeweils samt Zubehör sind bis zu € 250,– 
versichert; 

d) Geschenke und Reiseandenken sind insgesamt bis zu 10 % der 
Versicherungssumme versichert, höchstens bis zu € 300,–; 

e) Versicherungsschutz für Schäden am Reisegepäck während des 
Zeltens und Campings besteht nur auf offiziell eingerichteten 
Campingplätzen. 

4. Reisegepäck im abgestellten Kraftfahrzeug, sofern in den Ver-
tragsdaten nicht abweichend geregelt. 
Versicherungsschutz bei Diebstahl von Reisegepäck während der 
versicherten Reise aus einem abgestellten Kraftfahrzeug und aus 
daran angebrachten, mit Verschluss gesicherten Behältnissen 
oder Dach- oder Heckträgern besteht nur, wenn das Kraftfahrzeug 
bzw. die Behältnisse oder die Dachoder Heckträger durch Ver-
schluss gesichert sind und der Schaden zwischen 6.00 Uhr und 
22.00 Uhr eintritt. Bei Fahrtunterbrechungen, die nicht länger als 
jeweils zwei Stunden dauern, besteht auch nachts Versicherungs-
schutz.

§ 4 In welcher Höhe leistet AWP Entschädigung? 
1. Im Versicherungsfall erstattet AWP bis zur Höhe der Versiche-

rungssumme für 
a) abhanden gekommene oder zerstörte Sachen den Zeitwert. 
Der Zeitwert ist jener Betrag, der allgemein erforderlich ist, um 

neue Sachen gleicher Art und Güte anzuschaffen, abzüglich 
eines dem Zustand der versicherten Sache (Alter, Abnutzung, 
Gebrauch etc.) entsprechenden Betrages; 

b) beschädigte Sachen die notwendigen Reparaturkosten und ggf. 
eine verbleibende Wertminderung, höchstens jedoch den 
Zeitwert; 

c) Filme, Bild-, Ton- und Datenträger den Materialwert; 
d) amtliche Ausweise und Visa die amtlichen Gebühren der 

Wiederbeschaffung. 
2. Die Versicherungssumme muss dem vollen Zeitwert des versi-

cherten Reisegepäcks entsprechen (Versicherungswert). Ist die 
Versicherungssumme bei Eintritt des Versicherungsfalles niedri-
ger als der Versicherungswert (Unterversicherung), erstattet der 
Versicherer den Schaden nur nach dem Verhältnis der Versiche-
rungssumme zum Versicherungswert.

§ 5 Was muss die versicherte Person im Schadenfall unbedingt 
beachten (Obliegenheiten)? 
1. Die versicherte Person ist verpflichtet, Schäden durch strafbare 

Handlungen unverzüglich der nächstzuständigen oder nächster-
reichbaren Polizeidienststelle unter Einreichung einer Liste aller 
in Verlust geratener Sachen anzuzeigen und sich dies bestätigen 
zu lassen. Dem Versicherer ist hierüber eine Bescheinigung 
einzureichen. 

2. Schäden an aufgegebenem Reisegepäck sind dem Beförderungs-
unternehmen, dem Beherbergungsbetrieb bzw. der Gepäckaufbe-
wahrung unverzüglich zu melden. Äußerlich nicht erkennbare 
Schäden sind nach der Entdeckung unverzüglich und unter Ein-
haltung der jeweiligen Reklamationsfrist, spätestens innerhalb 
von sieben Tagen nach Aushändigung des Reisegepäckstücks, 
schriftlich anzuzeigen. Dem Versicherer sind entsprechende 
Bescheinigungen vorzulegen. 

3. Die versicherte Person verliert den Anspruch auf Versicherungs-
leistung, wenn sie aus Anlass des Schadenfalles, insbesondere in 
der Schadenanzeige, arglistig unwahre Angaben macht, auch 
wenn AWP dadurch kein Nachteil entsteht.

§ 6 Welchen Selbstbehalt trägt die versicherte Person? 
Im Schadenfall trägt die versicherte Person den vereinbarten Selbst-
behalt gemäß Vertragsdaten.

Versicherungsbedingungen für die 
Auslandsreise-Autoschutzbrief-Versicherung 
für Karteninhaber 
(kurz: VB ASB 08 KI)

Die Assistance ist mit der Durchführung der Leistungen aus der 
Autoschutzbrief-Versicherung beauftragt.

§ 1 Was ist versichert? 
1. AWP leistet durch ihre Assistance praktische Hilfe und Beistand, 

wenn das Fahrzeug der versicherten Person in dem jeweils in den 

Vertragsdaten angegebenen Bereich innerhalb von Europa durch 
eine Panne oder einen Unfall nicht mehr fahrtüchtig ist oder 
gestohlen wurde. Die Kosten der Beistandsleistung sowie die Auf-
wendungen für Verschrottung und zusätzliche Rückreisekosten 
trägt AWP im jeweils genannten Rahmen. 

2. Als Reisen gelten Fahrten ab einer Entfernung von mehr als 50 km 
vom Wohnort oder dem Arbeitsplatz der versicherten Person. 

3. Reparaturkosten sind nicht versichert. 
4. Der Versicherungsschutz gilt nur, wenn das Fahrzeug nicht älter 

ist als zehn Jahre, gerechnet ab dem Tag der Erstzulassung.

§ 2 Welche Hilfe bietet die Assistance bei Pannen, Unfällen und 
bei Bergung des Fahrzeugs? 
1. Kann die Fahrt nach einer Panne oder einem Unfall des Fahrzeugs 

der versicherten Person nicht unmittelbar fortgesetzt werden, 
erbringt die Assistance folgende Leistungen: 
a) Organisatorische Hilfe zur Wiederherstellung der Fahrbereit-

schaft des Fahrzeugs am Schadenort durch Pannenhilfefahr-
zeuge oder Abschleppen in die nächstgelegene Werkstatt. 

b) Ist das versicherte Fahrzeug aufgrund eines Unfalles, einer 
Panne oder infolge einer Entwendung von der Straße abgekom-
men, setzt die Assistance die notwendigen technischen Mittel 
ein, um das Fahrzeug samt Gepäck und Ladung zum Abschlep-
pen bereitzustellen. 

2. Die Kosten für die Wiederherstellung der Fahrbereitschaft am 
Schadenort (Pannenhilfe), das Abschleppen und die Bergung trägt 
AWP im jeweils vertraglich vereinbarten Rahmen.

§ 3 Welche Hilfe bietet die Assistance, wenn das Reisefahrzeug 
während einer Reise repariert werden muss? 
1. Die Assistance veranlasst auf schnellstmöglichem Weg die Zusen-

dung der notwendigen Ersatzteile für die Wiederherstellung der 
Fahrbereitschaft, wenn diese vor Ort nicht beschafft werden 
können. 

2. Kann das durch Unfall oder Panne liegen gebliebene Reisefahr-
zeug am Schadenort oder in dessen Umgebung nicht innerhalb 
von drei Werktagen wieder fahrtüchtig gemacht werden und liegt 
weder wirtschaftlicher noch technischer Totalschaden vor, organi-
siert die Assistance den Rücktransport des Fahrzeugs an den 
Wohnort der versicherten Person, sofern die versicherte Person 
nicht selber für die Abholung des reparierten Fahrzeugs sorgt. 

3. Die berechtigten Insassen des Reisefahrzeugs können 
a) bis zu drei Tagen in einem Mittelklassehotel übernachten oder 
b) mit öffentlichen Verkehrsmitteln oder einem Mietfahrzeug zum 

Zielort der Reise oder zurück zum Wohnort fahren.

§ 4 Welche Hilfe bietet die Assistance, wenn die Reise nicht mit 
dem Reisefahrzeug fortgesetzt werden kann? 
Ist wegen Erkrankung, Verletzung oder Tod während der Reise 
weder die versicherte Person noch eine mitreisende Person in der 
Lage, selber die Weiter- oder Rückreise mit dem Reisefahrzeug fort-
zusetzen, so bietet die Assistance die nachfolgend genannten 
Hilfeleistungen: 
1. Rückführung des Fahrzeuges samt den im Fahrzeug mitreisenden 

Personen und Gepäck durch einen Ersatzfahrer nach Auswahl der 
Assistance; 

2. Rückholung mitreisender eigener oder fremder Kinder der versi-
cherten Person unter 16 Jahre mit Einsatz einer Begleitperson 
nach Abstimmung mit der Assistance; das Gleiche gilt für eigene 
Kinder ab 16 Jahre, die aufgrund einer Behinderung auf ständige 
Betreuung angewiesen sind; 

3. Rückholung des mit der versicherten Person reisenden Haustieres 
(Hund oder Katze) durch Rücktransport des Haustieres nach 
Angabe der versicherten Person 
• an deren Wohnsitz; 
• zu einer benannten Person, max. in der Entfernung des Wohnsit-

zes der versicherten Person; oder 
• zu einem Tierheim in der Nähe des Wohnsitzes der versicherten 

Person, sofern das Haustier gesund ist, keine behördlichen oder 
tierärztlichen Bestimmungen entgegenstehen, das Haustier 
transportbereit ist und von dem Haustier keine Gefahr ausgeht.

§ 5 Hilft die Assistance, wenn das Fahrzeug während einer Reise 
verzollt werden muss und bei der Verschrottung? 
1. Die Assistance hilft bei der Erledigung der Zollformalitäten und 

falls das Fahrzeug nach einem Totalschaden oder Diebstahl im 
Ausland verzollt werden muss. Sie erstattet die Verfahrensgebüh-
ren, nicht jedoch den Zollbetrag und Steuern. 

2. Die Assistance organisiert notfalls die Verschrottung des 
Reisefahrzeugs.
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§ 6 In welcher Höhe bietet AWP Kostenschutz während einer 
Reise? 
AWP erstattet die Kosten für Hilfeleistungen der Assistance und für 
notwendige Aufwendungen gemäß §§ 3 – 5 insgesamt bis zu dem 
Höchstbetrag laut Vertragsdaten.

§ 7 Unter welchen Voraussetzungen verwirkt die versicherte 
Person den Anspruch auf Versicherungsleistungen? 
AWP ist von der Verpflichtung zur Leistung frei, wenn die versicherte 
Person oder der berechtigte Fahrer den Versicherungsfall vorsätz-
lich oder grob fahrlässig herbeigeführt hat oder nicht im Besitz der 
vorgeschriebenen Fahrerlaubnis war.

Ergänzende Bestimmungen für alle Versicherungen

Beschwerdehinweis: 
Unser Ziel ist es, erstklassige Leistungen zu bieten. Ebenso ist es 
uns wichtig, auf Ihre Anliegen einzugehen. Sollten Sie einmal mit 
unseren Produkten oder unserem Service nicht zufrieden sein, teilen 
Sie uns dies bitte direkt mit.

Sie können uns Ihre Beschwerden zu Vertrags- oder Schadenfragen 
auf jedem Kommunikationsweg zukommen lassen. Telefonisch 
erreichen Sie uns unter +49.89.6 24 24-460, schriftlich per E-Mail an 
service-reise@allianz.com bzw. per Post an AWP P&C S.A., Beschwer-
demanagement, Bahnhofstraße 16, D-85609 Aschheim (bei Mün-
chen). Nähere Informationen zu unserem Beschwerdeprozess finden 
Sie unter www.allianz-reiseversicherung.de/beschwerde. An Streit-
beilegungsverfahren vor einer Verbraucherschlichtungsstelle 
nehmen wir nicht teil.

Darüber hinaus können Sie sich für Beschwerden aus allen Versiche-
rungssparten an die zuständige Aufsichtsbehörde Bundesanstalt für 
Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin), Graurheindorfer Straße 108, 
D-53117 Bonn, wenden (www.bafin.de).

Das Vertragsverhältnis unterliegt deutschem Recht, soweit interna-
tionales Recht nicht entgegensteht. Klagen aus dem Versicherungs-
vertrag können vom Versicherungsnehmer oder der versicherten 
Person bei dem Gericht des Geschäftssitzes oder der Niederlassung 
des Versicherers erhoben werden. Ist der Versicherungsnehmer 
oder die versicherte Person eine natürliche Person, so können 
Klagen auch vor dem Gericht erhoben werden, in dessen Bezirk der 
Versicherungsnehmer oder die versicherte Person zur Zeit der Kla-
geerhebung seinen Wohnsitz oder, falls kein Wohnsitz besteht, 
seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat.

Allgemeine Hinweise für den Schadenfall

Was ist in jedem Schadenfall zu tun? 
Die versicherte Person hat den Schaden möglichst gering zu halten 
und nachzuweisen. Sichern Sie deshalb in jedem Fall geeignete 
Nachweise zum Schadeneintritt (z. B. Schadenbestätigung, Attest) 
und zum Umfang des Schadens (z. B. Rechnungen, Belege).

Wie verhalten Sie sich bei Krankheit, Verletzung oder anderen 
Notfällen während der Reise? (Auslandsreise-Krankenversiche-
rung, Reise-Notruf-Versicherung) 
Wenden Sie sich bei schweren Verletzungen oder Krankheiten, ins-
besondere vor Klinikaufenthalten, bitte unverzüglich an die 
Assistance, damit eine adäquate Behandlung sichergestellt und not-
falls der Rücktransport veranlasst werden kann. 
Für die Erstattung Ihrer vor Ort verauslagten Kosten reichen Sie 
bitte Originalrechnungen und/oder -rezepte ein. 
Wichtig: 
Aus den Rechnungen müssen der Name der behandelten Person, die 
Bezeichnung der Erkrankung, die Behandlungsdaten und die einzel-
nen ärztlichen Leistungen mit den entsprechenden Kosten hervor-
gehen. Rezepte müssen Angaben über die verordneten Medika-
mente, die Preise und den Stempel der Apotheke enthalten. 
Ist die planmäßige Beendigung der Reise wegen unerwarteter 
schwerer Erkrankung oder schwerer Unfallverletzung nicht zumut-
bar, dann reichen Sie zur Erstattung von Kosten gemäß § 5 VB RN 08 
KI bitte folgende Unterlagen ein: 
• Reisebestätigung mit Angabe der gebuchten Leistung, der Reise-

teilnehmer und des Reisepreises; 
• Belege über zusätzliche Rückreisekosten und ggf. über die Kosten 

der Hin- und Rückbeförderung einer Ersatzperson zur Fortführung 
der Reise; 

• Schadennachweis, z. B. ärztliches Attest vom Arzt am Reiseort 
(mit Geburtsdatum, Krankheits- und Behandlungsbeginn und 

Befund) oder polizeiliche Bestätigung eines Unglücksfalls und 
dergleichen.

Was müssen Sie tun, wenn fraglich ist, ob Sie Ihre Reise antreten 
können? (Reise-Rücktrittskosten-Versicherung) 
Ist die Teilnahme an einer Reise durch ein versichertes Ereignis 
(s. § 2 VB RR 08 KI) unzumutbar bzw. unmöglich, so müssen Sie die 
Reise unverzüglich stornieren und AWP unterrichten. 
Achtung: 
Tritt eine erhoffte Heilung oder Besserung nach Eintritt einer schwe-
ren Krankheit oder Unfallverletzung nicht ein und wird deshalb 
später storniert, so ersetzt AWP nicht die höheren Stornokosten, die 
dadurch entstehen. Zahlen Sie die vertragsgemäß anfallenden Stor-
nokosten beim Veranstalter oder bei Ihrer Buchungsstelle. AWP 
ersetzt Ihnen diese Kosten im Versicherungsfall abzüglich des 
bedingungsgemäßen Selbstbehalts. 
Dazu benötigt AWP: 
• Reisebestätigung mit Angabe der gebuchten Leistung, der Reise-

teilnehmer und des Reisepreises; 
• Versicherungsnachweis; 
• Stornokostenrechnung; 
• Schadennachweis, z. B. ärztliches Attest (mit Geburtsdatum, Krank-

heits- und Behandlungsbeginn und Befund) oder polizeiliche 
Bestätigung eines Unglücksfalls und dergleichen. Einen Vordruck 
für ein ärztliches Attest können Sie bei AWP anfordern.

Was müssen Sie beachten, wenn Sie Ihre Reise nicht planmäßig 
beenden können? (Reiseabbruch-Versicherung) 
Ist die planmäßige Beendigung der Reise durch ein versichertes 
Ereignis (s. § 2 VB RR 08 KI) unzumutbar bzw. unmöglich, dann rei-
chen Sie zur Erstattung von Kosten gemäß § 1, Nr. 2 VB RA 08 KI 
bitte folgende Unterlagen ein: 
• Reisebestätigung mit Angabe der gebuchten Leistung, der Reise-

teilnehmer und des Reisepreises; 
• Versicherungsnachweis; 
• Belege über zusätzliche Rückreisekosten und Abrechnung des Rei-

severanstalters über die nicht genutzten Leistungen; 
• Schadennachweis, z. B. ärztliches Attest vom Arzt am Urlaubsort 

(mit Geburtsdatum, Krankheits- und Behandlungsbeginn und 
Befund) oder polizeiliche Bestätigung eines Unglücksfalls und 
dergleichen.

Woran müssen Sie denken, wenn Ihr Gepäck beschädigt, gestoh-
len oder verspätet ausgeliefert wird? (Reisegepäck-
Versicherung) 
Wenn Ihr Gepäck beim Transport beschädigt wird, abhanden kommt 
oder verspätet ausgeliefert wird, melden Sie dies bitte unverzüglich 
dem Beförderungsunternehmen. Stellen Sie den Schaden erst später 
(etwa beim Auspacken) fest, müssen Sie dies dem Beförderungsun-
ternehmen innerhalb von sieben Tagen nach der Annahme schrift-
lich nachmelden. 
Wichtig: Die Fluggesellschaften und die Bahn stellen Schadenbestä-
tigungen aus, die Sie bei AWP einreichen müssen. 
Bei Diebstahl und anderen Straftaten erstatten Sie bitte unverzüg-
lich eine Anzeige bei der nächsten erreichbaren Polizeidienststelle. 
Lassen Sie sich eine Durchschrift des Polizeiprotokolls oder zumin-
dest eine Bestätigung über die Anzeigenerstattung geben.

Was ist bei Panne, Unfall oder Diebstahl des Reisefahrzeugs zu 
tun? (Auslandsreise-Autoschutzbrief-Versicherung) 
Benachrichtigen Sie bitte unverzüglich die Assistance, die im Versi-
cherungsfall alles Nötige in die Wege leitet und Sie über die weite-
ren Schritte informiert.

Datenschutzhinweise

Entsprechend Art. 13 der Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) 
informieren wir Sie über die Verarbeitung Ihrer personenbezoge-
nen Daten durch AWP P&C S.A., Niederlassung für Deutschland 
und die Ihnen nach dem Datenschutzrecht zustehenden Rechte.

1. Wer ist für die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten 
verantwortlich? 

Für die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten verantwort-
lich ist 

AWP P&C S.A. 
Niederlassung für Deutschland 
Bahnhofstraße 16 
D-85609 Aschheim (bei München). 

Der Datenschutzbeauftragte ist per Post zu erreichen unter der 
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obenstehenden Anschrift mit dem Zusatz – Datenschutzbeauftragter 
– oder per E-Mail unter datenschutz-azpde@allianz.com.

2. Für welche Zwecke und auf welcher Rechtsgrundlage werden 
Ihre Daten verarbeitet? 

a) Was gilt für alle Kategorien von personenbezogenen Daten? 
Wir verarbeiten Ihre personenbezogenen Daten unter Beachtung 
der EU-Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO), des Bundesdaten-
schutzgesetzes (BDSG), der datenschutzrechtlich relevanten 
Bestimmungen des Versicherungsvertragsgesetzes (VVG) sowie 
aller weiteren maßgeblichen Gesetze. 

Stellen Sie einen Antrag auf Versicherungsschutz, benötigen wir die 
von Ihnen hierbei gemachten Angaben für den Abschluss des Ver-
trages und zur Einschätzung des von uns zu übernehmenden Risi-
kos. Kommt der Versicherungsvertrag zustande, verarbeiten wir 
diese Daten zur Durchführung des Vertragsverhältnisses, z. B. zur 
Rechnungsstellung. Angaben zum Schaden benötigen wir etwa, um 
prüfen zu können, ob ein Versicherungsfall eingetreten und wie 
hoch der Schaden ist. 

Der Abschluss und die Durchführung des Versicherungsvertrages 
sind ohne die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten nicht 
möglich. 

Rechtsgrundlage für diese Verarbeitungen personenbezogener 
Daten für vorvertragliche und vertragliche Zwecke ist Art. 6 Abs. 1 b) 
DSGVO. 

Ihre Daten verarbeiten wir auch, um berechtigte Interessen von uns 
oder von Dritten zu wahren (Art. 6 Abs. 1 f) DSGVO). Dies kann insbe-
sondere erforderlich sein: 
• zur Gewährleistung der IT-Sicherheit und des IT-Betriebs, 
• zur Werbung für unsere eigenen Versicherungsprodukte sowie für 

Markt- und Meinungsumfragen, 
• zur Verhinderung und Aufklärung von Straftaten, insbesondere 

nutzen wir Datenanalysen zur Erkennung von Hinweisen, die auf 
Versicherungsmissbrauch hindeuten können. 

Darüber hinaus verarbeiten wir Ihre personenbezogenen Daten zur 
Erfüllung gesetzlicher Verpflichtungen wie z. B. aufsichtsrechtlicher 
Vorgaben, handels- und steuerrechtlicher Aufbewahrungspflichten. 
Als Rechtsgrundlage für die Verarbeitung dienen in diesem Fall die 
jeweiligen gesetzlichen Regelungen i. V. m. Art. 6 Abs. 1 c) DSGVO. 

Sollten wir Ihre personenbezogenen Daten für einen oben nicht 
genannten Zweck verarbeiten wollen, werden wir Sie im Rahmen der 
gesetzlichen Bestimmungen darüber zuvor informieren.

b) Was gilt für besondere Kategorien von personenbezogenen 
Daten, insbesondere Gesundheitsdaten? 

Die Verarbeitung von besonderen Kategorien personenbezogener 
Daten, zu denen auch Gesundheitsdaten gehören, unterliegt beson-
derem Schutz. Die Verarbeitung ist in der Regel nur zulässig, wenn 
Sie in die Verarbeitung einwilligen oder eine der gesetzlich vorgese-
henen Möglichkeiten vorliegt (Art. 9 Abs. 2 DSGVO). 

aa) Verarbeitung Ihrer besonderen Kategorien personenbezoge-
ner Daten 
In vielen Fällen benötigen wir zur Prüfung des Leistungsan-
spruchs personenbezogene Daten, die einer besonderen Kate-
gorie angehören. Dies sind z. B. Gesundheitsdaten. Indem Sie 
uns anlässlich eines konkreten Versicherungsfalles solche Daten 
verbunden mit der Bitte um Prüfung und Schadenbearbeitung 
mitteilen, willigen Sie ausdrücklich ein, dass wir Ihre für die 
Bearbeitung des Versicherungsfalles erforderlichen Gesund-
heitsdaten verarbeiten. Hierauf weisen wir Sie nochmals und 
gesondert im Rahmen des Schadenformulars hin. 

Die Einwilligung kann jederzeit mit Wirkung für die Zukunft 
widerrufen werden. Wir weisen jedoch ausdrücklich darauf hin, 
dass dann die Leistungspflicht aus dem Versicherungsfall evtl. 
nicht geprüft werden kann. Ist die Prüfung des Schadenfalls 
bereits abgeschlossen, können z. B. gesetzliche Aufbewahrungs-
pflichten dazu führen, dass die Daten nicht gelöscht werden. 

bb) Abfrage von Gesundheitsdaten bei Dritten zur Prüfung der 
Leistungspflicht 

Zur Prüfung der Leistungspflicht kann es erforderlich sein, dass wir 
Angaben über Ihre gesundheitlichen Verhältnisse prüfen müssen, 
die Sie zur Begründung von Ansprüchen gemacht haben oder die 
sich aus eingereichten Unterlagen (z. B. Rechnungen, Verordnun-
gen, Gutachten) oder Mitteilungen z. B. eines Arztes oder sonstiger 
Angehöriger eines Heilberufs ergeben. 

Hierfür benötigen wir Ihre Einwilligung einschließlich einer Schwei-
gepflichtentbindung für uns sowie für alle Stellen, die der Schweige-
pflicht unterliegen und Angaben zur Prüfung der Leistungspflicht 
machen müssen. 

Wir werden Sie in jedem Einzelfall informieren, von welchen Perso-
nen oder Einrichtungen zu welchem Zweck eine Auskunft benötigt 
wird. Sie können dann jeweils entscheiden, ob Sie in die Erhebung 
und Verwendung Ihrer Gesundheitsdaten durch uns einwilligen, die 
genannten Personen oder Einrichtungen sowie deren Mitarbeiter 
von ihrer Schweigepflicht entbinden und in die Übermittlung Ihrer 
Gesundheitsdaten an uns einwilligen oder die erforderlichen Unter-
lagen selbst beibringen.

3. An welche Empfänger leiten wir Ihre Daten weiter? 
Empfänger Ihrer personenbezogenen Daten können sein: ausge-
wählte externe Dienstleister (z. B. Assistance-Dienstleister, Leis-
tungsbearbeiter, Transportleistungserbringer, technische Dienst-
leister …), andere Versicherer oder Rückversicherer. 

Darüber hinaus können wir Ihre personenbezogenen Daten an wei-
tere Empfänger übermitteln, wie etwa an Behörden zur Erfüllung 
gesetzlicher Mitteilungspflichten (z. B. Finanzbehörden oder Straf-
verfolgungsbehörden).

4. Wie lange speichern wir Ihre Daten? 
Wir bewahren Ihre Daten für die Zeit auf, in der Ansprüche gegen 
unser Unternehmen gemacht werden können (gesetzliche Verjäh-
rungsfrist von 3 bis zu 30 Jahren). Zudem speichern wir Ihre Daten, 
soweit wir gesetzlich dazu verpflichtet sind, z. B. nach den Vorschrif-
ten des Handelsgesetzbuches, der Abgabenordnung oder des Geld-
wäschegesetzes. Die Speicherfristen betragen danach bis zu 10 volle 
Jahre.

5. Welche Rechte haben Sie? 
Sie haben das Recht über die bei uns gespeicherten Daten Auskunft 
zu erhalten sowie unrichtige Daten berichtigen zu lassen. Unter 
bestimmten Voraussetzungen haben Sie außerdem das Recht auf 
Löschung, das Recht auf Widerspruch gegen die Verarbeitung, das 
Recht auf Einschränkung der Verarbeitung und das Recht auf 
Datenübertragbarkeit.

Widerspruchsrecht 
Sie können einer Verarbeitung Ihrer Daten zu Zwecken der Direkt-
werbung widersprechen. Verarbeiten wir Ihre Daten zur Wahrung 
berechtigter Interessen, können Sie dieser Verarbeitung aus 
Gründen, die sich aus Ihrer besonderen Situation ergeben, 
widersprechen.

Wenn Sie sich über den Umgang mit Ihren Daten beschweren möch-
ten, können Sie sich an den oben genannten Datenschutzbeauftrag-
ten wenden. Für Sie besteht außerdem ein Beschwerderecht bei 
einer Datenschutzaufsichtsbehörde. 

Stand: 05/2018
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I. Allgemeine Hinweise und Hinweise zum Daten-
schutz zum Sparkassen-Internetkäuferschutz

1. Allgemeine Hinweise zum Sparkassen-Internetkäuferschutz
Der Sparkassen-Internetkäuferschutz besteht aus einem zweistufigen Leis-
tungspaket Ihrer Sparkassen-Kreditkarte, Sparkassen-Karte Basis (Debit-
karte) sowie Ihrer Sparkassen-Card mit Co-Badge Debit Mastercard (Debit-
karte) / Sparkassen-Card mit Co-Badge Visa Debit (Debitkarte), sofern Ihr 
Institut den Sparkassen-Internetkäuferschutz auch für die Sparkassen-Card 
mit Co-Badge Debit Mastercard (Debitkarte) / Sparkassen-Card mit Co-
Badge Visa Debit (Debitkarte) Ihnen anbietet. Aus Gründen der besseren 
Lesbarkeit wird im Folgenden allgemein von der Kreditkarte gesprochen. 
Sämtliche Angaben gelten gleichermaßen auch für die Sparkassen-Karte 
Basis (Debitkarte) sowie Ihrer Sparkassen-Card mit Co-Badge Debit Master-
card (Debitkarte) / Sparkassen-Card mit Co-Badge Visa Debit (Debitkarte), 
sofern Ihr Institut den Sparkassen-Internetkäuferschutz auch für die Sparkas-
sen-Card mit Co-Badge Debit Mastercard (Debitkarte) / Sparkassen-Card mit 
Co-Badge Visa Debit (Debitkarte) Ihnen anbietet. (I) Im Falle einer Reklama-
tion eines Interneteinkaufs, welchen Sie vollständig über Ihre Sparkassen-
Kreditkarte abgewickelt haben, erfolgt zunächst auf der ersten Stufe gemäß 
den Vorgaben Ihrer Kartengesellschaften Mastercard/Visa eine entspre-
chende Prüfung und Klärung des Sachverhaltes. (II) Sofern gemäß (I) keine 
Lösung erzielt werden konnte oder kann, greifen in der zweiten Stufe die im 
Folgenden dargestellten Versicherungen des Sparkassen-Internetkäufer-
schutzes gemäß ihren jeweils gültigen Allgemeinen Versicherungsbedingun-
gen (AVB). Dies sind die Internet-Lieferschutz-Versicherung der Deutschen 
Assistance Versicherung AG und der telefonische Internet-Rechtsberatungs-
Rechtsschutz der ÖRAG Rechtsschutzversicherungs-AG. Der Leistungsum-
fang, die Voraussetzungen und weitergehende Regelungen der Versicherun- 
 

gen ergeben sich aus den AVB sowie ergänzend aus den gesetzlichen 
Bestimmungen.

2. Hinweise zum Datenschutz
Damit Ihnen Ihre Sparkasse den Sparkassen-Internetkäuferschutz entspre-
chend der Leistungsbeschreibung der vorliegenden Bedingungen und zusam-
men mit den darin genannten Stellen anbieten kann, verwendet sie im Scha-
denfall personenbezogene Daten für Zwecke der Leistungserfüllung. Verar-
beitet werden der Kundenname und die Kontaktdaten sowie Daten mit direk-
tem Bezug zur reklamierten Kartenzahlung (Zahldatum, Betragshöhe) und 
zum entstandenen Schaden. Aufgehoben wird der Personenbezug für 
Zwecke des Controllings, das heißt es werden Schadendaten, wie die Anzahl 
der Schadenfälle oder die Schadenhöhe, für anonymisierte und kumulierte 
Reports verwendet. Die Verwendung der Daten erfolgt gemäß den Vorschrif-
ten der Datenschutz-Grundverordnung der EU (DS-GVO), des Bundesdaten-
schutzgesetzes und sonstiger Vorschriften über den Datenschutz. An Stellen 
mit Sitz in einem Drittland werden Ihre Daten nicht übermittelt. Auch haben 
sich alle beteiligten Stellen auf die Einhaltung eines hohen Niveaus der Infor-
mationssicherheit verständigt, damit die Verfügbarkeit, die Integrität, die Ver-
traulichkeit und die Belastbarkeit der Daten gewährleistet ist. 

Bei Fragen oder Beschwerden zum Datenschutz wenden Sie sich bitte an 
den betrieblichen Datenschutzbeauftragten Ihrer Sparkasse. 

Im Anwendungsbereich der Verordnung (EU) 2016/279 überwachen bei den 
nicht-öffentlichen Stellen die nach Landesrecht zuständigen Behörden, also 
der oder die örtlich zuständige Landesdatenschutzbeauftragte, die Anwen-
dung der Vorschriften über den Datenschutz, § 40 Artikel 1 des Bundesdaten-
schutzgesetzes vom 30. Juni 2017 (BGBl. I Nr. 44, Seite 2097).

3. Für Ihre Reklamation wenden Sie sich bitte an Ihre Sparkasse
oder rufen Sie die Hotline Kartenzahlung an. Sie finden diese
Servicenummer auf der Rückseite Ihrer Karte.

II. Internet-Lieferschutz-Versicherung

Assistance-Versicherung
Informationsblatt zu Versicherungsprodukten

Deutsche Assistance 
Versicherung

Unternehmen: 

Deutsche Assistance Versicherung AG, 

Deutschland

Produkt: 

Internet-Lieferschutz-Versicherung 
Gültig ab 01.04.2022

Dieses Blatt dient nur Ihrer Information und gibt Ihnen einen kurzen Überblick über die wesentlichen Inhalte Ihrer Versicherung. Die vollständigen Infor-
mationen finden Sie in Ihren Vertragsunterlagen (Versicherungsbedingungen, Kreditkartenantrag und Allgemeine Geschäftsbedingungen zu Ihrer Kre-
ditkarte). Damit Sie umfassend informiert sind, lesen Sie bitte alle Unterlagen durch.

Um welche Art von Versicherung handelt es sich?
Wir bieten Ihnen eine Internet-Lieferschutz-Versicherung an. Mit dieser bieten wir Ihnen Versicherungsschutz bei Einkäufen im Internet mit Ihrer 
Kreditkarte.

Es handelt sich um eine Gruppenversicherung. Zwischen der Deutschen Assistance Versicherung AG als Versicherer und der Deutscher Sparkassen 
Verlag GmbH als Versicherungsnehmer wurde ein Gruppenversicherungsvertrag zur Internet-Lieferschutz-Versicherung geschlossen. Der Versiche-
rungsnehmer bietet einzelnen Kreditinstituten den Beitritt zu diesem Gruppenversicherungsvertrag an. Bei Abschluss von Kreditkartenverträgen mit 
einem dieser Kreditinstitute erhalten Sie diesen Versicherungsschutz als Zusatzleistung.

Was ist versichert?
/ˎ/

/ˎ/

Die Internet-Lieferschutz-Versicherung versichert die von 
Ihnen als Karteninhaber im Internet mit Ihrer Kreditkarte 
gekauften Waren (körperliche Gegenstände).
Sie erhalten Versicherungsschutz, sofern die Ware 
– mit der Kreditkarte gekauft und der Kaufpreis vom Kredit-

kartenkonto abgebucht, die Ware aber dann nicht gelie-
fert wurde oder

– während der Lieferung oder des Versands abhandenge-
kommen ist oder

– während der Lieferung oder des Versands beschädigt
wird.

Welche Kosten übernehmen wir?
/ˎ/ Online-Kaufpreis inklusive gegebenenfalls anfallender Ver-

sandkosten der versicherten Ware.

Wie hoch ist die Versicherungssumme?
/ˎ/

/ˎ/

Maximal 1.000 EUR pro Versicherungsfall.
Pro Kalenderjahr wird für bis zu 3 Versicherungsfälle und 
maximal 2.000 EUR je Kreditkartenkonto geleistet.

Was ist nicht versichert?
Es besteht kein Versicherungsschutz, wenn der Kaufpreis 
der im Internet gekauften Ware nicht vollständig mit Ihrer 
Kreditkarte gezahlt und Ihrem Konto belastet wurde.
Es besteht kein Versicherungsschutz, wenn sich Ihr ständi-
ger Wohnsitz außerhalb der Bundesrepublik Deutschland, 
außerhalb eines Mitgliedstaats der EU oder außerhalb Nor-
wegens, Islands oder Liechtensteins befindet.
Sie haben keinen Leistungsanspruch, wenn der Leistungs-
fall nicht in der Bundesrepublik Deutschland reguliert 
werden kann.

x

x

x

Gibt es Deckungsbeschränkungen?
Wir können nicht alle denkbaren Fälle versichern. Deshalb 
haben wir einige Fälle aus dem Versicherungsschutz her-
ausgenommen. Nicht versichert sind zum Beispiel: 
Bestimmte Waren wie zum Beispiel Pflanzen, Tiere, 
gebrauchte Waren und Bargeld. 
Verluste und Beschädigungen von Waren, die durch 
Streiks, Kriegsereignisse, innere Unruhen bzw. terroristi-
sche Anschläge zustande kommen.

!

!

!
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Wo bin ich versichert?
/ˎ/

/ˎ/

Sie haben weltweit Versicherungsschutz.
Die Regulierung muss in Deutschland möglich sein.

Welche Verpflichtungen habe ich?
–  Sie müssen uns jeden Schadenfall unverzüglich anzeigen. 
–  Sie müssen uns im Schadenfall vollständig und wahrheitsgemäß über den Sachverhalt informieren. 
–  Sie müssen dafür Sorge tragen, dass der Schaden nach Möglichkeit abgewendet und so gering wie möglich gehalten wird.

Wann und wie zahle ich?
Ihr Versicherungsschutz ist eine Zusatzleistung zu Ihrem Kreditkartenvertrag, den Sie mit einem Kreditinstitut abgeschlossen haben, das 
dem Gruppenversicherungsvertrag zur Internet-Lieferschutz-Versicherung zwischen der Deutschen Assistance Versicherung AG und der 
Deutscher Sparkassen Verlag GmbH beigetreten ist. Daher ist der Versicherungsschutz für Sie inklusive.

Wann beginnt und endet die Deckung?
Die Versicherung beginnt mit Zustandekommen eines wirksamen Kreditkartenvertrages zwischen Ihnen und Ihrem Kreditinstitut, das dem 
Gruppenversicherungsvertrag zur Internet-Lieferschutz-Versicherung zwischen der Deutschen Assistance Versicherung AG und der Deut-
scher Sparkassen Verlag GmbH beigetreten ist. 

Der Versicherungsschutz für die einzelne Ware beginnt mit Abschluss des Kaufvertrages. 

Die Versicherung endet bei Beendigung Ihres Kreditkartenvertrages, des Gruppenversicherungsvertrages zur Internet-Lieferschutz-Versi-
cherung zwischen der Deutschen Assistance Versicherung und der Deutscher Sparkassen Verlag GmbH oder dem Ausscheiden Ihres Kre-
ditinstitutes aus diesem Gruppenversicherungsvertrag. 

Der Versicherungsschutz endet mit Eintreffen der mangelfreien Ware an der Lieferadresse.

Wie kann ich den Vertrag kündigen?

Da Ihr Versicherungsschutz fester Bestandteil Ihres Kreditkartenvertrages ist, entnehmen Sie bitte die Kündigungsmöglichkeiten für Ihre Kre-
ditkarte und damit auch für Ihren Versicherungsschutz den Vertragsunterlagen und Allgemeinen Geschäftsbedingungen zu Ihrer Kreditkarte.

Allgemeine Versicherungsbedingungen für die 
Internet-Lieferschutz-Versicherung 
– Kreditkarte und Sparkassen-Card mit Co-Badge Debit 
Mastercard (Debitkarte) / Sparkassen-Card mit Co-Badge 
Visa Debit (Debitkarte) – 
Gruppenversicherung 
Gültig ab 01.04.2022 

GAVB-ILV-08.16

Versicherer 

Deutsche Assistance Versicherung AG 
Hansaallee 199 
40549 Düsseldorf 

Vorstand: Jörg Tomalak-Plönzke (Vorsitzender), 
Marcus Hansen, Betina Nickel 
Aufsichtsratsvorsitzender: Dr. Wolfgang Breuer 
Registergericht Düsseldorf HRB 64583 

Ein Unternehmen der ÖRAG-Gesellschaften

I. Allgemeine Regelungen 
Der Versicherungsvertrag wird als Gruppenversicherungsvertrag ge-
schlossen, wobei die Erteilung eines Versicherungsscheins an die Versi-
cherten ausgeschlossen ist. Der Gruppenversicherungsvertrag besteht 
zwischen der Deutschen Assistance Versicherung AG als Versicherer 
und der Deutscher Sparkassen Verlag GmbH als Versicherungsnehmer. 
Der Versicherungsnehmer bietet einzelnen Kreditinstituten den Beitritt zu 
diesem Gruppenversicherungsvertrag an. Der Versicherungsschutz ist 
eine Zusatzleistung zum jeweiligen Kreditkartenvertrag, den Sie mit 
einem dieser Kreditinstitute abgeschlossen haben. Sie als Inhaber einer 
gültigen Kreditkarte sind versicherte Person des Versicherungsvertrages.

§ 1 Wer erhält Versicherungsschutz? 
Sie erhalten Versicherungsschutz, wenn für Sie zum Zeitpunkt des Kauf-
vertrages ein wirksamer Kreditkartenvertrag mit dem Kreditinstitut besteht, 
das dem Gruppenversicherungsvertrag zur Internet-Lieferschutz-Versi-
cherung zwischen dem Versicherungsnehmer und dem Versicherer bei-
getreten ist. Des Weiteren muss die Kreditkartengesellschaft Ihrer Kredit-
karte Ihre Reklamation eines Interneteinkaufs schriftlich abgelehnt haben. 

Versicherungsfähig sind Personen mit ständigem Wohnsitz in der Bun-
desrepublik Deutschland, in einem Mitgliedstaat der EU oder in Norwe-
gen, Island oder Liechtenstein. Ist für eine Person die Voraussetzung der 
Versicherungsfähigkeit nicht gegeben, besteht kein Versicherungsschutz.

§ 2 Was ist versichert? 
Versichert sind von Ihnen als berechtigtem Karteninhaber im Internet 
gekaufte Waren (körperliche Gegenstände), deren Kaufpreis vollständig 
mit Ihrer Kreditkarte gezahlt wurde und deren Rechnungsbetrag Ihrem 
Konto als berechtigtem Karteninhaber belastet wurde. 

Die unter Kapitel II. § 10 dieser Bedingungen aufgeführten Waren sind 
nicht vom Versicherungsschutz umfasst.

§ 3 Wo besteht Versicherungsschutz? 
Der Versicherungsschutz besteht weltweit.

§ 4 Wann beginnt Ihr Versicherungsschutz? 
Die Versicherung beginnt mit Zustandekommen eines wirksamen Kredit-
kartenvertrages zwischen Ihnen und Ihrem Kreditinstitut, das dem Grup-
penversicherungsvertrag gemäß I. § 1 beigetreten ist. 

Der Versicherungsschutz für die einzelne Ware beginnt mit Abschluss 
des Kaufvertrages. 

§ 5 Wann endet Ihr Versicherungsschutz? 
Die Versicherung endet, 
– wenn Ihr Kreditkartenvertrag endet; 
– wenn der Gruppenversicherungsvertrag zur Internet-Lieferschutz-Versi-

cherung zwischen der Deutschen Assistance Versicherung AG und der 
Deutscher Sparkassen Verlag GmbH endet; 

– wenn Ihr Kreditinstitut nicht mehr dem Gruppenversicherungsvertrag 
zur Internet-Lieferschutz-Versicherung zwischen der Deutschen 
Assistance Versicherung AG und der Deutscher Sparkassen Verlag 
GmbH angehört. 

Der Versicherungsschutz endet zudem mit Eintreffen der mangelfreien 
Ware an der Lieferadresse.

§ 6 Wer kann die Versicherungsleistung geltend machen? 
Mit Ihrer Anmeldung zum Gruppenversicherungsvertrag, die durch Ihr 
Kreditinstitut nach Abschluss Ihres entsprechenden Kreditkartenvertrages 
erfolgt, sind Sie für alle Versicherungsleistungen unwiderruflich bezugs-
berechtigt.

§ 7 Wer gewährt Ihnen Versicherungsschutz? 
Versicherer der Internet-Lieferschutz-Versicherung ist die 

Deutsche Assistance Versicherung AG 
Hansaallee 199, 40549 Düsseldorf 
Registergericht Düsseldorf HRB: 64583

§ 8 Wie erfolgt Ihre Prämien-/Beitragszahlung und was ist zu beach-
ten? 
Ihr Versicherungsschutz ist fester Bestandteil (Zusatzleistung) Ihrer Kre-
ditkarte. Der Versicherungsnehmer ist Prämienschuldner und als solcher 
verpflichtet, die Versicherungsprämien für den Versicherungsschutz des 
Gruppenversicherungsvertrages zur Internet-Lieferschutz-Versicherung an 
die Deutsche Assistance Versicherung AG zu zahlen.

II. Versicherungsschutz

§ 9 Welche Versicherungsleistung wird erbracht? 
Der Versicherer zahlt den Online-Kaufpreis inklusive gegebenenfalls an-
fallender Versandkosten der versicherten Ware bis maximal 1.000 € pro 
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Versicherungsfall, sofern die Ware 
– mit der Kreditkarte gekauft und der Kaufpreis vom Kreditkartenkonto 

abgebucht, die Ware aber dann nicht geliefert wurde oder 
– während der Lieferung oder des Versands abhandengekommen ist oder
– während der Lieferung oder des Versands beschädigt wird. 

Pro Kalenderjahr wird für bis zu 3 Versicherungsfälle und maximal 
2.000 € je Kreditkartenkonto geleistet. 

Auch bei Käufen über eine außerhalb Europas betriebene Webseite 
erfolgt eine Erstattung in Euro. Für die Entschädigung wird der dem Kre-
ditkartenkonto in Euro belastete Betrag zugrunde gelegt. 

§ 10 Welche Einschränkungen und Ausschlüsse gibt es bei der Leis-
tungspflicht? 
Sie haben keinen Leistungsanspruch, wenn der Leistungsfall nicht in der 
Bundesrepublik Deutschland reguliert werden kann. 

Bei nachfolgend aufgezählten Waren besteht kein Versicherungsschutz: 
– Erwerb von Waren aus privater Hand; 
– Erwerb von Waren über Internet-Auktionsportale von einem Händler, 

der die Waren nicht zu einem Festpreis anbietet; 
– Tiere und Pflanzen; 
– Bargeld, Schecks, Reiseschecks, alle sonstigen Wertpapiere sowie Ein-

trittskarten, sonstige Berechtigungs- und Gutscheine; 
– Waren, die zum Verzehr oder zum sonstigen Verbrauch bestimmt sind 

(z. B. Speisen, Getränke, Tabakwaren, Brennstoff etc.); 
– illegal erworbene Waren; 
– gebrauchte Waren; 
– Waren, die sich in einer beschädigten Verpackung befinden und durch 

die versicherte Person beim Empfang an der Lieferadresse nicht auf 
Unversehrtheit überprüft wurden; 

– Waren, die noch nicht vollständig bezahlt worden sind; 
– Waren, bei denen der Mangel bereits vor Beginn des Versands vorlag; 
– Waren, bei denen die Lieferung durch Privatpersonen erfolgt. 

Verluste oder Beschädigungen von Waren, die durch Streiks, Kriegser-
eignisse, innere Unruhen bzw. terroristische Anschläge zustande 
kommen, sind nicht versichert.

§ 11 Was müssen Sie im Versicherungsfall tun (Obliegenheiten)? 
Bevor Sie einen Schaden bei uns geltend machen können, müssen Sie 
nachweislich versucht haben, eine Nachlieferung vom Verkäufer zu erhal-
ten und/oder den Kaufpreis von Ihrem Verkäufer erstattet zu bekommen. 
Im Fall der Beschädigung müssen Sie nachweislich versucht haben, den 
beschädigten Gegenstand beim Verkäufer gegen eine einwandfreie Liefe-
rung einzutauschen. 

Ein Versicherungsfall ist unverzüglich nach Feststellung des Schadens 
unter Angabe aller Einzelheiten des Umstands, der eine Leistungspflicht 
des Versicherers zur Folge haben könnte, vollständig und wahrheitsge-
mäß anzuzeigen. Dabei gilt der Zeitpunkt der Schadenmeldung bei Ihrer 
Sparkasse oder unter I. 3. genannten Hotline, sofern er innerhalb der vor-
gegebenen Fristen der Vorgaben der Kreditkartengesellschaft Mastercard/
Visa liegt, als Schadeneintrittsdatum in der Internet-Lieferschutz-Versi-
cherung. 

Nach erfolgter Schadenmeldung erhalten Sie Informationen zur wei-
teren Vorgehensweise und zur Schadenbearbeitung. 

Es besteht für Sie die Verpflichtung: 
– nach Möglichkeit für die Abwendung und Minderung des Schadens zu 

sorgen; 
– dem Versicherer jede zumutbare Untersuchung über Ursache und Höhe 

seiner Leistungspflicht zu gestatten; 
– dem Versicherer  eine unterschriebene Schadenmeldung mit folgenden 

Angaben und Unterlagen einzusenden: 
a) Kopie der Bestellbestätigung; 
b) Kopie der Rechnung und des dazugehörigen Kreditkartenbeleges 

oder eine Kopie der Monatsrechnung des Kreditkartenkontos; 
c) eventuell existierender Schriftverkehr zwischen Ihnen und dem 

Verkäufer; 
d) sonstige für die Ermittlung der Entschädigung nach Grund und Höhe 

maßgebliche Informationen; 
–  dem Versicherer auf Verlangen den beschädigten Gegenstand auf 

dessen Kosten zu übersenden; 
– dem Versicherer vom Bestehen weiterer Versicherungen, die Versiche-

rungsschutz für den vorliegenden Versicherungsfall gewähren, sowie 
von dort geltend gemachten Ansprüchen und erhaltenen Entschädigun-
gen sowie von der Ersatzpflicht anderer Dritter unaufgefordert zu infor-
mieren. Dies gilt nur, soweit die versicherte Person hierüber positive 
Kenntnis hat. 

Erhalten Sie eine Versicherungsleistung nach § 9 und danach trifft die 
vertragsgemäße Ware bei Ihnen ein, dann haben Sie die Wahl: Sie 
zahlen dem Versicherer die Versicherungsleistung zurück oder übersen-

den ihm die Ware. Der Versicherer kann Sie auffordern, sich binnen zwei 
Wochen zu entscheiden. Nach Ablauf dieser Frist geht das Wahlrecht auf 
den Versicherer über. 
Der Versicherer ist berechtigt, den Leistungsanspruch nachzuprüfen. 
Solange eine Mitwirkungsobliegenheit vorsätzlich nicht erfüllt wird, ist der 
Versicherer von der Verpflichtung zur Leistung frei. Im Falle der grob fahr-
lässigen Verletzung einer Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, die 
Leistungen in einem der Schwere des Verschuldens entsprechenden Ver-
hältnis zu kürzen, wenn die Verletzung Einfluss auf die Feststellung oder 
den Umfang der Leistungspflicht hatte. Die Kenntnis und das Verschul-
den von Ihnen stehen der Kenntnis und dem Verschulden des Versiche-
rungsnehmers gleich.

III. Weitere allgemeine Regelungen

§ 12 Was haben Sie bei Ansprüchen gegen Dritte zu beachten? 
Bestehen Schadenersatzansprüche zivilrechtlicher Art gegen Dritte, die 
im Zusammenhang mit dem Versicherungsfall stehen, so besteht – unbe-
schadet des gesetzlichen Forderungsüberganges gemäß § 86 Versiche-
rungsvertragsgesetz (VVG) – die Verpflichtung, diese Ansprüche bis zur 
Höhe, in der aus dem Versicherungsverhältnis Versicherungsleistungen 
erbracht werden, an den Versicherer abzutreten. Wird ein solcher 
Anspruch oder ein zur Sicherung des Anspruchs dienendes Recht ohne 
Zustimmung des Versicherers aufgegeben, so wird der Versicherer inso-
weit von der Verpflichtung der Leistung frei, als der Versicherer aus dem 
Anspruch oder dem Recht hätte Ersatz erlangen können.

§ 13 Wie ist das Verhältnis zu anderen Versicherungen? 
Die Internet-Lieferschutz-Versicherung ist subsidiär und tritt nur ein, 
soweit Sie keinen Ersatz des Schadens aus einer anderen, eigenen oder 
fremden vor oder nach Kauf des Gegenstandes geschlossenen Versiche-
rung beanspruchen können. Dies gilt auch dann, wenn in dieser anderen 
Versicherung ebenfalls eine Subsidiaritätsklausel enthalten ist. Im Hin-
blick auf dieses andere Versicherungsverhältnis gilt die Internet-Liefer-
schutz-Versicherung als die speziellere Versicherung. Bestreitet der 
andere Versicherer schriftlich seine Eintrittspflicht, so erfolgt insoweit eine 
Leistung im Rahmen dieses Versicherungsschutzes. Sie haben Zug um 
Zug gegen Erhalt unserer Versicherungsleistung den Anspruch gegen 
den anderen Versicherer an die Deutsche Assistance Versicherung AG 
abzutreten.

§ 14 Können Prämienforderungen mit Versicherungsleistungen ver-
rechnet werden? 
Der Versicherer ist nicht berechtigt, Versicherungsleistungen gegen Prä-
mienforderungen oder andere gegen den Versicherungsnehmer gerich-
tete Forderungen aufzurechnen.

§ 15 Welche Regelungen gelten bezüglich der gerichtlichen Geltend-
machung von Ansprüchen aus dem Versicherungsverhältnis? 
Abweichend von § 44 Absatz 2 Versicherungsvertragsgesetz (VVG) 
können Sie ohne Zustimmung des Versicherungsnehmers gegen den 
Versicherer Klage erheben. Bitte beachten Sie hierzu die Gerichtsstands-
vereinbarung gemäß Kapitel III. § 16 dieser Versicherungsbedingungen. 
Das Bezugsrecht gemäß Kapitel I. § 5 dieser Versicherungsbedingungen 
bleibt hiervon unberührt.

§ 16 Welcher Gerichtsstand besteht? 

1. Klagen gegen den Versicherer oder Versicherungsvermittler 
Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag oder der Versicherungsver-
mittlung gegen den Versicherer bestimmt sich die gerichtliche Zuständig-
keit nach dem Sitz des Versicherers oder seiner für den Versicherungs-
vertrag zuständigen Niederlassung. Ist der Versicherte eine natürliche 
Person, dann ist auch das Gericht örtlich zuständig, in dessen Bezirk die 
versicherte Person zur Zeit der Klageerhebung ihren Wohnsitz, in Erman-
gelung eines solchen ihren gewöhnlichen Aufenthalt hat. 

2. Klagen gegen die versicherte Person 
Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag oder der Versicherungsver-
mittlung gegen die versicherte natürliche Person ist ausschließlich das 
Gericht örtlich zuständig, in dessen Bezirk die versicherte Person zur Zeit 
der Klageerhebung ihren Wohnsitz, in Ermangelung eines solchen ihren 
gewöhnlichen Aufenthalt hat. 

Andere nach deutschem Recht begründete Gerichtsstände werden durch 
diese Vereinbarung nicht ausgeschlossen.

§ 17 Welches Recht findet Anwendung? 
Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht.

IV. Beschwerdeverfahren

Hinweise zum Datenschutz und zur Datenverarbeitung  
Die Deutsche Assistance Versicherung AG ist dem Code of Conduct der 
deutschen Versicherungswirtschaft zum 1. Juni 2015 beigetreten. Der 
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Code of Conduct sind „Verhaltensregeln für den Umgang mit personen-
bezogenen Daten durch die deutsche Versicherungswirtschaft“. Der 
Gesamtverband der Deutschen Versicherungswirtschaft (GDV) hat 
gemeinsam mit den Mitgliedsunternehmen, den Landesdatenschutzbe-
hörden und den Verbraucherzentralen diesen Verhaltenskodex für die 
deutsche Versicherungswirtschaft erstellt. 

Hier können Sie den Code of Conduct nachlesen:  
www.deutsche-assistance.de

Widerspruchsrecht 
Sie haben das Recht, einer Verarbeitung Ihrer personenbezogenen 
Daten zu Zwecken der Werbung zu widersprechen. Verarbeiten wir 
Ihre Daten zur Wahrung berechtigter Interessen, können Sie dieser 
Verarbeitung aus Gründen, die sich aus Ihrer besonderen Situation 
ergeben, widersprechen.

Beschwerderecht  
Daneben haben Sie die Möglichkeit, sich mit einer Beschwerde an den 
oben genannten Datenschutzbeauftragten oder eine Datenschutzauf-
sichtsbehörde zu wenden. Unseren Datenschutzbeauftragten erreichen 
Sie per Post unter der oben genannten Adresse mit dem Zusatz „Daten-
schutzbeauftragter“ oder per E-Mail an datenschutz@oerag.de. 

Die für uns zuständige Datenaufsichtbehörde ist: 

Landesbeauftragte für Datenschutz und  
Informationsfreiheit  
Nordrhein-Westfalen  
Postfach 200444  
40102 Düsseldorf 

Versicherungsombudsmann e. V.  
Unser Unternehmen ist Mitglied im Verein Versicherungsombudsmann 
e. V. Sie können damit in privaten Angelegenheiten das kostenlose 
außergerichtliche Streitschlichtungsverfahren in Anspruch nehmen. 

Versicherungsombudsmann e. V.  
Postfach 080632  
10006 Berlin  
Telefon: 0800 3 69 60 00  
Fax: 0800 3 69 90 00  
beschwerde@versicherungsombudsmann.de

Zuständige Aufsichtsbehörde:  
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht  
Graurheindorfer Straße 108  
53117 Bonn  
Telefon: 0228 1408-0  
Fax: 0228 4108-1550

III. Telefonischer Internet-Rechtsberatungs-Rechtsschutz

Rechtsschutzversicherung
Informationsblatt zu Versicherungsprodukten

Unternehmen: 

ÖRAG Rechtsschutzversicherungs-AG, 

Deutschland

Produkt: 

Telefonischer Internet-Rechtsberatungs- 
Rechtsschutz 
Gültig ab 01.04.2022, IPID-TIRB 450218

Dieses Blatt dient nur Ihrer Information und gibt Ihnen einen kurzen Überblick über die wesentlichen Inhalte Ihrer Versicherung. Die vollständigen Infor-
mationen finden Sie in Ihren Vertragsunterlagen (Versicherungsbedingungen, Kreditkartenantrag und Allgemeine Geschäftsbedingungen zu Ihrer Kre-
ditkarte). Damit Sie umfassend informiert sind, lesen Sie bitte alle Unterlagen durch.

Um welche Art von Versicherung handelt es sich?
Wir bieten Ihnen einen telefonischen Internet-Rechtsberatungs-Rechtsschutz an. Mit diesem bieten wir Ihnen Versicherungsschutz bei Einkäufen im 
Internet mit Ihrer Kreditkarte.

Es handelt sich um eine Gruppenversicherung. Zwischen der ÖRAG Rechtsschutzversicherungs-AG als Versicherer und der Deutscher Sparkassen 
Verlag GmbH als Versicherungsnehmer wurde ein Gruppenversicherungsvertrag zum telefonischen Internet-Rechtsberatungs-Rechtsschutz geschlos-
sen. Der Versicherungsnehmer bietet einzelnen Kreditinstituten den Beitritt zu diesem Gruppenversicherungsvertrag an. Bei Abschluss von Kreditkar-
tenverträgen mit einem dieser Kreditinstitute erhalten Sie diesen Versicherungsschutz als Zusatzleistung.

Was ist versichert?
/ˎ/

/ˎ/

Der telefonische Internet-Rechtsberatungs-Rechtsschutz 
schützt Sie als berechtigten Karteninhaber beim Kauf von 
Waren (körperliche Gegenstände) im Internet.
Sie erhalten Versicherungsschutz, wenn eine Leistungsstö-
rung (z. B. ein Sachmangel oder eine Falschlieferung) 
vorliegt.

Welche Kosten übernehmen wir?
/ˎ/ Wir übernehmen die Kosten für eine telefonische Erstbera-

tung durch einen in Deutschland zugelassenen Anwalt.

Wie hoch ist die Versicherungssumme?
/ˎ/ Wir übernehmen je Rechtsberatung die Kosten der telefoni-

schen Erstberatung bis zu 190 EUR zuzüglich der gesetzli-
chen Umsatzsteuer.

Was ist nicht versichert?
Es besteht kein Versicherungsschutz, wenn der Kaufpreis 
der im Internet gekauften Ware nicht vollständig mit Ihrer 
Kreditkarte gezahlt und Ihrem Konto belastet wurde.
Es besteht kein Versicherungsschutz, wenn sich Ihr ständi-
ger Wohnsitz außerhalb der Bundesrepublik Deutschland, 
außerhalb eines Mitgliedstaats der EU oder außerhalb Nor-
wegens, Islands oder Liechtensteins befindet.
Sie haben keinen Leistungsanspruch, wenn der Leistungs-
fall nicht in der Bundesrepublik Deutschland reguliert 
werden kann.

x

x

x

Gibt es Deckungsbeschränkungen?
Es besteht kein Versicherungsschutz für eine persönliche 
Rechtsberatung durch einen Anwalt in seiner Kanzlei. 
Sie haben keinen Leistungsanspruch, wenn die Beratung 
durch einen nicht in Deutschland zugelassenen Rechtsan-
walt erfolgt.

!

!

Wo bin ich versichert?
/ˎ/ Sie haben weltweit Versicherungsschutz.

Welche Verpflichtungen habe ich?
–  Sie müssen uns jeden Schadenfall unverzüglich anzeigen. 
–  Sie müssen uns im Schadenfall vollständig und wahrheitsgemäß über den Sachverhalt informieren. 
–  Sie müssen dafür Sorge tragen, dass der Schaden nach Möglichkeit abgewendet und so gering wie möglich gehalten wird.
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Wann und wie zahle ich?
Ihr Versicherungsschutz ist eine Zusatzleistung zu Ihrem Kreditkartenvertrag, den Sie mit einem Kreditinstitut abgeschlossen haben, das 
dem Gruppenversicherungsvertrag zum telefonischen Internet-Rechtsberatungs-Rechtsschutz zwischen der ÖRAG Rechtsschutzversiche-
rungs-AG und der Deutscher Sparkassen Verlag GmbH beigetreten ist. Daher ist der Versicherungsschutz für Sie inklusive.

Wann beginnt und endet die Deckung?
Die Versicherung beginnt mit Zustandekommen eines wirksamen Kreditkartenvertrages zwischen Ihnen und Ihrem Kreditinstitut, das dem 
Gruppenversicherungsvertrag zum telefonischen Internet-Rechtsberatungs-Rechtsschutz zwischen der ÖRAG Rechtsschutzversicherungs-
AG und der Deutscher Sparkassen Verlag GmbH beigetreten ist. 

Der Versicherungsschutz für die einzelne Ware beginnt mit Abschluss des Kaufvertrages. 

Die Versicherung endet bei Beendigung Ihres Kreditkartenvertrages, des Gruppenversicherungsvertrages zum telefonischen Internet-
Rechtsberatungs-Rechtsschutz zwischen der ÖRAG Rechtsschutzversicherungs-AG und der Deutscher Sparkassen Verlag GmbH oder 
dem Ausscheiden Ihres Kreditinstitutes aus diesem Gruppenversicherungsvertrag.

Wie kann ich den Vertrag kündigen?
Da Ihr Versicherungsschutz fester Bestandteil Ihres Kreditkartenvertrages ist, entnehmen Sie bitte die Kündigungsmöglichkeiten für Ihre Kre-
ditkarte und damit auch für Ihren Versicherungsschutz den Vertragsunterlagen und Allgemeinen Geschäftsbedingungen zu Ihrer Kreditkarte.

Allgemeine Versicherungsbedingungen für den 
telefonischen Internet-Rechtsberatungs-Rechtsschutz 
– Kreditkarte und Sparkassen-Card mit Co-Badge Debit 
Mastercard (Debitkarte) / Sparkassen-Card mit Co-Badge 
Visa Debit (Debitkarte) – 
Gruppenversicherung 
Gültig ab 01.04.2022

Versicherer 
ÖRAG Rechtsschutzversicherungs-AG 
Hansaallee 199, 40549 Düsseldorf 
E-Mail: info@oerag.de 

Vorstand: Jörg Tomalak-Plönzke (Vorsitzender), 
Marcus Hansen, Betina Nickel 
Aufsichtsratsvorsitzender: Dr. Wolfgang Breuer 
Sitz der Gesellschaft: Düsseldorf 
Registergericht: Düsseldorf HRB 12073

Allgemeine Regelungen 
Der Versicherungsvertrag über den telefonischen Internet-Rechtsbera-
tungs-Rechtsschutz der ÖRAG Rechtsschutzversicherungs-AG wird als 
Gruppenversicherungsvertrag geschlossen, wobei die Erteilung eines 
Versicherungsscheins an die Versicherten ausgeschlossen ist. Der Grup-
penversicherungsvertrag besteht zwischen der ÖRAG Rechtsschutzversi-
cherungs-AG und der Deutscher Sparkassen Verlag GmbH als Versiche-
rungsnehmer. Der Versicherungsnehmer bietet einzelnen Kreditinstituten 
den Beitritt zu diesem Gruppenversicherungsvertrag an. Der Versiche-
rungsschutz ist eine Zusatzleistung zum jeweiligen Kreditkartenvertrag, 
den Sie mit einem dieser Kreditinstitute abgeschlossen haben. Sie als 
Inhaber einer gültigen Kreditkarte sind versicherte Person des Versiche-
rungsvertrages.

§ 1 Wer erhält Versicherungsschutz? 
Sie erhalten unter der Voraussetzung des § 2 Versicherungsschutz, wenn 
für Sie zum Zeitpunkt des Kaufvertrages ein wirksamer Kreditkartenver-
trag mit dem Kreditinstitut besteht, das dem Gruppenversicherungsver-
trag zum telefonischen Internet-Rechtsberatungs-Rechtsschutz zwischen 
dem Versicherungsnehmer und dem Versicherer beigetreten ist. 

Des Weiteren muss die Kreditkartengesellschaft Ihrer Kreditkarte Ihre 
Reklamation eines Interneteinkaufs schriftlich abgelehnt haben. 

Versicherungsfähig sind Personen mit ständigem Wohnsitz in der Bun-
desrepublik Deutschland, in einem Mitgliedstaat der EU oder in Norwe-
gen, Island oder Liechtenstein. Ist für eine Person die Voraussetzung der 
Versicherungsfähigkeit nicht gegeben, besteht kein Versicherungsschutz. 

§ 2 Was ist versichert? 
Versichert ist eine telefonische Erstberatung durch einen in Deutschland 
zugelassenen Rechtsanwalt, wenn Sie als berechtigter Karteninhaber im 
Internet 

– eine Ware (körperlichen Gegenstand) gekauft haben, 
– den Kaufpreis vollständig mit Ihrer Kreditkarte gezahlt haben, 
– der Rechnungsbetrag Ihrem Konto als berechtigter Karteninhaber be-

lastet wurde und 
– eine Leistungsstörung (z. B. ein Sachmangel oder eine Falschlieferung) 

vorliegt. 

Sie haben Anspruch auf Erstattung der angemessenen gesetzlichen 
Kosten für eine telefonische Erstberatung durch einen in Deutschland 
zugelassenen Rechtsanwalt Ihrer Wahl, wenn ein Beratungsbedürfnis in 
einer eigenen Rechtsangelegenheit besteht, die Erstberatung ohne Prü-

fung von Unterlagen durchgeführt werden kann, deutsches Recht 
anwendbar ist und die Voraussetzungen der oben genannten Punkte 
vorliegen. 

Wir stellen Ihnen eine Service-Rufnummer zur Verfügung, die die Vermitt-
lung einer telefonischen Erstberatung durch einen in Deutschland nieder-
gelassenen Rechtsanwalt Ihrer Wahl ermöglicht. 

Der Mandatsauftrag an den von Ihnen ausgewählten Rechtsanwalt ist 
von Ihnen zu erteilen. 

Diese Service-Rufnummer der ÖRAG steht Ihnen von Montag bis Freitag, 
8:00–20:00 Uhr, zur Verfügung. 

Sie oder der mit der Durchführung der telefonischen Erstberatung beauf-
tragte Rechtsanwalt können die Rechnung zwecks Überprüfung und Aus-
gleich bei der ÖRAG einreichen. 

Der Höchsterstattungsbetrag für eine telefonische Rechtsberatung 
beträgt 190 € zuzüglich der gesetzlichen Umsatzsteuer, vgl. § 34 Abs. 1 
Satz 3 Rechtsanwaltsvergütungsgesetz – RVG. 
Sollte eine telefonische Beratung aufgrund der Komplexität des Falles 
bzw. aufgrund der Notwendigkeit der Einsicht in Unterlagen nicht möglich 
und somit eine persönliche Beratung erforderlich sein, werden wir Ihnen 
auf Wunsch einen Rechtsanwalt in Ihrer Nähe empfehlen. Die Kosten, die 
durch die persönliche Beratung in einer Rechtsanwaltskanzlei entstehen, 
tragen Sie dann jedoch selbst.

§ 3 Wo besteht Versicherungsschutz? 
Der Versicherungsschutz besteht bei einem Kauf über das Internet welt-
weit.

§ 4 Wann beginnt Ihr Versicherungsschutz? 
Die Versicherung beginnt mit Zustandekommen eines wirksamen Kredit-
kartenvertrages zwischen Ihnen und Ihrem Kreditinstitut, das dem Grup-
penversicherungsvertrag gemäß I. § 1 beigetreten ist. 

Der Versicherungsschutz für die einzelne Ware beginnt mit Abschluss 
des Kaufvertrages. 

§ 5 Wann endet Ihr Versicherungsschutz? 
Die Versicherung endet, 
– wenn Ihr Kreditkartenvertrag endet; 
– wenn der Gruppenversicherungsvertrag zum telefonischen Internet-

Rechtsberatungs-Rechtsschutz für Sparkassen-Kreditkartenkunden zwi-
schen der ÖRAG Rechtsschutzversicherungs-AG und der Deutscher 
Sparkassen Verlag GmbH endet; 

–   wenn Ihr Kreditinstitut nicht mehr dem Gruppenversicherungsvertrag 
zum telefonischen Internet-Rechtsberatungs-Rechtsschutz für Sparkas-
sen-Kreditkartenkunden zwischen der ÖRAG Rechtsschutzversiche-
rungs-AG und der Deutscher Sparkassen Verlag GmbH angehört.

§ 6 Wer kann die Versicherungsleistung geltend machen? 
Mit Ihrer Anmeldung zum Gruppenversicherungsvertrag, die durch Ihr 
Kreditinstitut nach Abschluss Ihres entsprechenden Kreditkartenvertrages 
erfolgt, sind Sie für alle Versicherungsleistungen unwiderruflich bezugs-
berechtigt.

§ 7 Wie erfolgt Ihre Prämien-/Beitragszahlung und was ist zu beach-
ten? 
Ihr Versicherungsschutz ist fester Bestandteil (Zusatzleistung) Ihrer Kre-
ditkarte. Der in der Präambel bezeichnete Versicherungsnehmer ist Prä-
mienschuldner und als solcher verpflichtet, die Versicherungsprämien für 
den Versicherungsschutz des Gruppenversicherungsvertrages zum tele-
fonischen Internet-Rechtsberatungs-Rechtsschutz an die ÖRAG Rechts-
schutzversicherungs-AG zu zahlen. 
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Der Versicherer ist nicht berechtigt, Versicherungsleistungen gegen Prä-
mienforderungen oder andere gegen den Versicherungsnehmer gerich-
tete Forderungen aufzurechnen. 

§ 8 Wie ist das Verhältnis zu anderen Versicherungen? 
Der telefonische Internet-Rechtsberatungs-Rechtsschutz ist subsidiär und 
tritt nur ein, soweit Sie keine telefonische Erstberatung aus einer ande-
ren, eigenen oder fremden vor oder nach Kauf des Gegenstandes ge-
schlossenen Versicherung beanspruchen können. Dies gilt auch dann, 
wenn in dieser anderen Versicherung ebenfalls eine Subsidiaritätsklausel 
enthalten ist. Im Hinblick auf dieses andere Versicherungsverhältnis gilt 
der telefonische Internet-Rechtsberatungs-Rechtsschutz für Sparkassen-
Kreditkartenkunden als die speziellere Versicherung. Bestreitet der 
andere Versicherer schriftlich seine Eintrittspflicht, so erfolgt insoweit eine 
Leistung im Rahmen dieses Versicherungsschutzes. Sie haben Zug um 
Zug gegen Erhalt unserer Versicherungsleistung den Anspruch gegen 
den anderen Versicherer an die ÖRAG Rechtsschutzversicherungs-AG 
abzutreten.

§ 9 Welcher Gerichtsstand besteht? 

1. Klagen gegen den Versicherer oder Versicherungsvermittler 
Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag oder der Versicherungsver-
mittlung gegen den Versicherer bestimmt sich die gerichtliche Zuständig-
keit nach dem Sitz des Versicherers oder seiner für den Versicherungs-
vertrag zuständigen Niederlassung. Ist der Versicherte eine natürliche 
Person, dann ist auch das Gericht örtlich zuständig, in dessen Bezirk die 
versicherte Person zur Zeit der Klageerhebung ihren Wohnsitz, in Erman-
gelung eines solchen ihren gewöhnlichen Aufenthalt hat. 

2. Klagen gegen die versicherte Person 
Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag oder der Versicherungsver-
mittlung gegen die versicherte natürliche Person ist ausschließlich das 
Gericht örtlich zuständig, in dessen Bezirk die versicherte Person zur Zeit 
der Klageerhebung ihren Wohnsitz, in Ermangelung eines solchen ihren 
gewöhnlichen Aufenthalt hat. 

Andere nach deutschem Recht begründete Gerichtsstände werden durch 
diese Vereinbarung nicht ausgeschlossen.

§ 10 Welches Recht findet Anwendung? 
Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht.

§ 11 Welches ist die zuständige Aufsichtsbehörde? 
Die für Beschwerden zuständige Aufsichtsbehörde ist: 
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht 
Graurheindorfer Straße 108 
53117 Bonn 
Telefon 0228 4108-0 
Telefax 0228 4108-1550

Hinweise zum Datenschutz und zur Datenverarbeitung

Versicherungen können heute ihre Aufgaben nur mit Hilfe der elektroni-
schen Datenverarbeitung erfüllen. Nur so lassen sich Vertragsverhält-
nisse korrekt, schnell und wirtschaftlich abwickeln. Darüber hinaus bietet 
die elektronische Datenverarbeitung einen besseren Schutz der Versi-
chertengemeinschaft vor missbräuchlichen Handlungen als die bisherigen 
manuellen Verfahren. 

Hiermit informieren wir Sie über die Verarbeitung Ihrer personenbezoge-
nen Daten durch die ÖRAG Rechtsschutzversicherungs-AG und die 
Ihnen nach dem Datenschutzrecht zustehenden Rechte.

Verantwortlicher für die Datenverarbeitung 
ÖRAG Rechtsschutzversicherungs-AG 
Datenschutzbeauftragter 
Hansaallee 199, 40549 Düsseldorf 
Telefax 0211 529-5199 
E-Mail: info@oerag.de 

Vorstand: Jörg Tomalak-Plönzke (Vorsitzender), 
Marcus Hansen, Betina Nickel 
Sitz der Gesellschaft: Düsseldorf 
Registergericht: Düsseldorf HRB 12073 

Unseren Datenschutzbeauftragten erreichen Sie per Post unter der oben 
genannten Adresse mit dem Zusatz – Datenschutzbeauftragter – oder per 
E-Mail unter: datenschutz@oerag.de

Zwecke und Rechtsgrundlagen der Datenverarbeitung 
Wir verarbeiten Ihre personenbezogenen Daten aufgrund der daten-
schutzrechtlich relevanten Bestimmungen der EU-Datenschutz-Grundver-
ordnung (DSGVO), des Versicherungsvertragsgesetzes (VVG), des Bun-
desdatenschutzgesetzes (BDSG) sowie aller weiteren maßgeblichen 
Gesetze. Darüber hinaus hat sich unser Unternehmen auf die „Verhal-
tensregeln für den Umgang mit personenbezogenen Daten durch die 
deutsche Versicherungswirtschaft“ verpflichtet, die die oben genannten 
Gesetze für die Versicherungswirtschaft präzisieren (Code of Conduct). 
Diese können Sie im Internet unter www.oerag.de/datenschutz abrufen. 

Stellen Sie einen Antrag auf Versicherungsschutz, benötigen wir die von 
Ihnen hierbei gemachten Angaben für den Abschluss des Vertrages. Wir 
verarbeiten diese personenbezogenen Daten, um das von uns zu über-
nehmende Risiko bestimmen und einschätzen zu können. Kommt der 
Versicherungsvertrag zustande, verarbeiten wir diese Daten zur Durch-
führung des Vertragsverhältnisses, z. B. zur Rechnungsstellung. Anga-
ben zum Schaden benötigen wir etwa, um prüfen zu können, ob ein Ver-
sicherungsfall eingetreten und wie hoch der Schaden ist. 

Der Abschluss bzw. die Durchführung des Versicherungsvertrages 
ist ohne die Verarbeitung Ihrer Daten nicht möglich. 

Darüber hinaus benötigen wir Ihre personenbezogenen Daten zur Erstel-
lung von versicherungsspezifischen Statistiken, z. B. für die Entwicklung 
neuer Tarife oder zur Erfüllung aufsichtsrechtlicher Vorgaben. Bei der 
Entwicklung neuer Produkte und Tarife sind wir auch darauf angewiesen, 
Versicherungsdaten auch zum Testen neuer elektronisch unterstützter 
Verfahren und Prozesse zu nutzen, um damit die Datenverarbeitung hin-
reichend sicher zu gestalten. Die Daten nutzen wir weiterhin für eine 
Betrachtung der gesamten Kundenbeziehung, beispielsweise für die 
Beratung hinsichtlich einer Vertragsanpassung oder für umfassende 
Auskunftserteilungen. 

Die ÖRAG Rechtsschutzversicherungs-AG speichert Daten, die für den 
Versicherungsvertrag notwendig sind. Dies sind Ihre Angaben im Antrag 
(Antragsdaten) sowie weitere zur Vertragsführung und -abwicklung not-
wendige versicherungstechnische Daten, z. B. Versicherungsnummer, 
Versicherungsdauer, Beitrag, Bankverbindung. Soweit dies erforderlich 
ist, werden auch Angaben von Dritten (z. B. mitversicherte Personen, 
Vermittler) gespeichert. Melden Sie uns einen Versicherungsfall, spei-
chern wir Angaben zum Leistungsfall und ggf. auch Angaben von Dritten, 
wie z. B. die Daten des von Ihnen mandatierten Rechtsanwaltes. 

Die Verarbeitung personenbezogener Daten für vorvertragliche und ver-
tragliche Zwecke erfolgt auf Basis von Art. 6 Abs. 1 b) DSGVO. 

Ihre Daten verarbeiten wir auch, wenn es nach Art. 6 Abs. 1 f) DSGVO 
erforderlich ist, um berechtigte Interessen von uns oder von Dritten zu 
wahren. Dies kann insbesondere der Fall sein: 
– zur Gewährleistung der IT-Sicherheit und des IT-Betriebs, 
– zur Werbung für unsere eigenen Versicherungsprodukte und für andere 

Produkte der Unternehmen der Sparkassen-Finanzgruppe und deren 
Kooperationspartner sowie für Markt- und Meinungsumfragen, 

–  zur Verhinderung und Aufklärung von Straftaten, insbesondere von 
Datenanalysen zur Erkennung von Hinweisen, die auf Versicherungs-
missbrauch hindeuten können. Weitere Informationen hierzu finden Sie 
im Abschnitt zum Hinweis- und Informationssystem der Versicherungs-
wirtschaft. 

Darüber hinaus verarbeiten wir Ihre personenbezogenen Daten zur Erfül-
lung gesetzlicher Verpflichtungen (z. B. aufsichtsrechtlicher Vorgaben, 
handels- und steuerrechtlicher Aufbewahrungspflichten oder unserer Be-
ratungspflicht). Als Rechtsgrundlage für die Verarbeitung dienen in die-
sem Fall die jeweiligen gesetzlichen Regelungen i. V. m. Art. 6 Abs. 1 c) 
DSGVO. 

Sollten wir Ihre personenbezogenen Daten für einen oben nicht genann-
ten Zweck verarbeiten wollen, werden wir Sie darüber zuvor informieren.

Kategorien von Empfängern der personenbezogenen Daten 

Rückversicherer: 
Im Interesse unserer Versicherungsnehmer achten wir auch auf einen 
Ausgleich der von uns übernommenen Risiken. Zu diesem Zweck haben 
wir Rückversicherungsverträge geschlossen, die einen Teil der Risiken 
übernehmen. Hierfür benötigt der Rückversicherer entsprechende versi-
cherungstechnische Angaben zur Art des Versicherungsschutzes und 
des Risikos. Eine Übermittlung personenbezogener Daten findet dabei 
jedoch nicht statt.
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Vermittler: 
In ihren Versicherungsangelegenheiten werden Sie durch Vermittler 
betreut. Dies können neben Einzelpersonen auch Vermittlungsgesell-
schaften sein. Um die Betreuungsaufgabe ordnungsgemäß erfüllen zu 
können, erhält der Vermittler von uns für die Betreuung und Beratung not-
wendige Angaben aus Ihren Antrags-, Vertrags- und Leistungsdaten. Das 
sind insbesondere Versicherungsnummer, Art des Versicherungsschut-
zes und des Risikos, Zahl der Versicherungsfälle und Höhe von Versiche-
rungsleistungen. Der Vermittler verarbeitet und nutzt die personenbezo-
genen Daten im Rahmen der Beratung und Betreuung. 

Externe Dienstleister: 
Wir bedienen uns zur Erfüllung unserer vertraglichen und gesetzlichen 
Pflichten zum Teil externer Dienstleister. 

Eine Auflistung der von uns eingesetzten Auftragnehmer und Dienstleis-
ter, zu denen nicht nur vorübergehende Geschäftsbeziehungen bestehen, 
sowie der Unternehmen unserer Gruppe, die an einer zentralisierten 
Datenverarbeitung teilnehmen, können Sie in der jeweils aktuellen Ver-
sion unserer Internetseite unter www.oerag.de entnehmen.

Weitere Empfänger: 
Darüber hinaus können wir Ihre personenbezogenen Daten an weitere 
Empfänger übermitteln, wie etwa an Behörden zur Erfüllung gesetzlicher 
Mitteilungspflichten (z. B. Finanzbehörden oder Strafverfolgungsbehör-
den, Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht). Ferner übermitteln 
wir Ihre personenbezogenen Daten an Kreditinstitute zur Abwicklung des 
Zahlungsverkehrs. Des Weiteren können wir Ihre personenbezogenen 
Daten zur Erstellung von versicherungsspezifischen Statistiken oder zur 
Datenanalyse an Verbände (z. B. Gesamtverband der Deutschen Versi-
cherungswirtschaft e. V., Verband öffentlicher Versicherer) weitergeben.

Dauer der Datenspeicherung 
Wir löschen Ihre personenbezogenen Daten sobald sie für die oben 
genannten Zwecke nicht mehr erforderlich sind. Dabei kann es vorkom-
men, dass personenbezogene Daten für die Zeit aufbewahrt werden, in 
der Ansprüche gegen unser Unternehmen geltend gemacht werden 
können (gesetzliche Verjährungsfrist von drei oder bis zu dreißig Jahren). 
Zudem speichern wir Ihre personenbezogenen Daten, soweit wir dazu 
gesetzlich verpflichtet sind. Entsprechende Nachweis- und Aufbewah-
rungspflichten ergeben sich unter anderem aus dem Handelsgesetzbuch 
und der Abgabenordnung. Die Speicherfristen betragen danach bis zu 
zehn Jahre. 

Betroffenenrechte 
Sie können unter der o. g. Adresse Auskunft über die zu Ihrer Person 
gespeicherten Daten verlangen. Darüber hinaus können Sie unter 
bestimmten Voraussetzungen die Berichtigung oder die Löschung Ihrer 
Daten verlangen. Ihnen kann weiterhin ein Recht auf Einschränkung der 
Verarbeitung Ihrer Daten sowie ein Recht auf Herausgabe der von Ihnen 
bereitgestellten Daten in einem strukturierten, gängigen und maschinen-
lesbaren Format zustehen.

Widerspruchsrecht 
Sie haben das Recht, einer Verarbeitung Ihrer personenbezogenen 
Daten zu Zwecken der Werbung zu widersprechen. Verarbeiten wir 
Ihre Daten zur Wahrung berechtigter Interessen, können Sie dieser 
Verarbeitung aus Gründen, die sich aus Ihrer besonderen Situation 
ergeben, widersprechen.

Beschwerderecht 
Daneben haben Sie die Möglichkeit, sich mit einer Beschwerde an den 
oben genannten Datenschutzbeauftragten oder eine Datenschutzauf-
sichtsbehörde zu wenden. Die für uns zuständige Datenschutzaufsichts-
behörde ist: 

Landesbeauftragte für Datenschutz und 
Informationsfreiheit 
Nordrhein-Westfalen 
Postfach 20 04 44 
40102 Düsseldorf.

Hinweis- und Informationssystem der Versicherungswirtschaft 
Die Versicherungswirtschaft nutzt das Hinweis- und Informationssystem 
(HIS) der informa HIS GmbH zur Unterstützung der Risikobeurteilung im 
Antragsfall, zur Sachverhaltsaufklärung bei der Leistungsprüfung sowie 
bei der Bekämpfung von Versicherungsmissbrauch. Dafür ist ein Aus-
tausch bestimmter personenbezogener Daten mit dem HIS erforderlich. 
Bei der Prüfung Ihres Antrags auf Abschluss eines Versicherungsvertra-
ges richten wir Anfragen zum Antragsteller an das HIS und speichern das 
Ergebnis dieser Anfragen. Sollten wir Ihre Daten an das HIS melden, 
werden wir Sie darüber benachrichtigen. 

informa HIS GmbH 
Abteilung Datenschutz 
Kreuzberger Ring 68 
65205 Wiesbaden

Nähere Informationen dazu entnehmen Sie bitte dem Merkblatt „Informa-
tionen über den Datenaustausch mit der infoma HIS GmbH auf Grund-
lage der Artikel 13 und 14 DSGVO“, welche Sie insbesondere auf unserer 
Homepage www.oerag.de finden.

Datenaustausch mit Ihrem früheren Versicherer 
Um Ihre Angaben bei Abschluss des Versicherungsvertrages bzw. Ihre 
Angaben bei Eintritt des Versicherungsfalls überprüfen und bei Bedarf 
ergänzen zu können, kann im dafür erforderlichen Umfang ein Austausch 
von personenbezogenen Daten mit dem von Ihnen im Antrag benannten 
früheren Versicherer erfolgen. Eine Anfrage beim Vorversicherer erfolgt 
nur, wenn Sie dieser Anfrage vorab schriftlich zugestimmt haben.

Versicherungsombudsmann e. V. 
Unser Unternehmen ist Mitglied im Verein Versicherungsombudsmann 
e. V. Sie können damit in privaten Angelegenheiten das kostenlose, 
außergerichtliche Streitschlichtungsverfahren in Anspruch nehmen. 

Versicherungsombudsmann e. V. 
Postfach 080632 
10006 Berlin 
Telefon: 0800 3 69 60 00 
Fax: 0800 3 6 990 00 
beschwerde@versicherungsombudsmann.de

Zuständige Aufsichtsbehörde: 
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht 
Graurheindorfer Straße 108 
53117 Bonn 
Telefon 0228 4108-0 
Telefax 0228 4108-1550

ÖRAG Rechtsschutzversicherungs-AG 
Hansaallee 199, 40549 Düsseldorf 
E-Mail: info@oerag.de 
Vorstand: Jörg Tomalak-Plönzke (Vorsitzender), 
Marcus Hansen, Betina Nickel 
Aufsichtsratsvorsitzender: Dr. Wolfgang Breuer 
Sitz der Gesellschaft: Düsseldorf 
Registergericht: Düsseldorf HRB 12073
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